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1. Kapitel: Einleitung und Fragestellung 

I. Einleitung 

1. Ausländerkriminalität und Verbrechensangst 

In einer Umfrage der Süddeutschen Zeitung 1995 gaben 59% der Befrag-
ten auf die Frage: ,,Wovor haben Sie am meisten Angst, wenn Sie an 
Deutschland in zehn Jahren denken?", an, sie hätten Angst vor (zuneh-
mender) Kriminalität1. In den neuen Bundesländern wurde Kriminalität 
als Hauptthema sogar von 71 % der Befragten genannt. Angst vor zu vielen 
Ausländern äußerten in den alten Bundesländern 29%, in Ostdeutschland 
35% der Befragten. Somit wird deutlich, daß der Begriff der „Ausländer-
kriminalität" in besonderer Weise geeignet ist, Ängste und Ablehnungs-
gefühle in der Bevölkerung zu wecken, und zwar in der Regel in weit stär-
kerem Maße als sonstige Erscheinungsformen der Kriminalität. 

Die Neigung, Kriminalität mit Ausländern in Verbindung zu bringen, 
findet ihre Erklärung in der gemeinsamen Wurzel von Kriminalitätsfurcht 
und Ausländerfurcht: einer diffusen Beängstigung, die auf die Angst vor 
dem „schwarzen Mann" aus der Kindheit zurückreicht und die weniger 
mit konkreten Gefährdungen denn mit persönlichen Lebenseinstellungen 
einhergeht2. Geprägt wird die Verbrechensfurcht durch das von den Mas-
senmedien vermittelte Kriminalitätsbild. Dieses läßt die Kriminalität be-
drohlicher und gefährlicher erscheinen, als sie ohnehin schon ist3. Die Be-
richterstattung über von Ausländern begangene Straftaten nimmt in der 
deutschen Presse breiten Raum ein4• Die Kriminalität der Asylbewerber 

l SZ Nr. 3 / 1996: Zukunftsangst nicht mehr „grün" gefärbt, 8. 
2 So KUNZ 1989b, 374. 
3 MÜLLER-DIETZ 1993, 61. 
4 Dazu eingehend KUBINK 1993, 81/f. Vgl. z.B. KUMMER 1993. 
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war schon seit Anfang der neunziger Jahre ein beherrschendes Thema5• 

Ende 1995 machten die „Beutezüge" rumänischer Diebesbanden Schlag-
zeilen6, die „Russenmafia" fehlt in keinem Bericht über die Organisierte 
Kriminalität in Deutschland7. Im Frühjahr 1996 sorgte die Ermordung 
mehrerer Vietnamesen, vermutlich durch die sog. vietnamesische „Zigaret-
ten-Mafia", für Aufsehens. In der Berichterstattung der Medien wird ins-
besondere die drohende Gefahr einer Unterwanderung der deutschen Ge-
sellschaft durch osteuropäische mafiaähnliche Banden, denen Merkmale 
der Organisierten Kriminalität zugeschrieben werden, heraufbeschworen9• 

Ins Blickfeld geraten sind auch die Straftaten von ausländischen politi-
schen Extremistengruppen in Deutschland, wie der kurdischen Arbeiter-
partei PKKto. 

Der von den Medien vermittelte Eindruck einer zunehmenden Bedro-
hung der Gesellschaft durch ausländische Straftäter wird von der alljähr-
lich veröffentlichen Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) der Bundesrepu-
blik Deutschland anscheinend gestützt. Bereits seit Mitte der achtziger 
Jahre sind die polizeilich ermittelten Tatverdächtigenzahlen der Ausländer 
in erheblichem Umfang gestiegen. Wurden 1986 rund 252. 000 nichtdeut-
sche T<J,tverdächtige gezählt, die einen Anteil von 19,3% an den Tatver-
dächtigen insgesamt ausmachten, waren im Jahre 1993 schon etwa 608. 000 
von der Polizei ermittelte Tatverdächtige nichtdeutsche Staatsangehörige. 
Das entspricht einem Anteil von 36,2% an allen Tatverdächtigen 11. Im Be-
richtsjahr 1995 stellten die Ausländer mit ungefähr 527. 000 Tatverdächti-
gen immerhin noch 31,3% der Tatverdächtigen insgesamt12. Dabei mach-
ten die Nichtdeutschen, also die Angehörigen ausländischer Staaten sowie 

5 Vgl. KUBINK 1993, 111/f. 
6 Vgl. DER SPIEGEL 47 / 1995: ,,Drei Monate besoffen", 112/f.; KAHLWEIT 1995, 3; 

zur Vorgehensweise rumänischer Banden WITTICH 1996, 106/f. 
7 Vgl. DER SPIEGEL 11 / 1995: ,,Erwarte keine Gnade", 182/f.; Focus 19/1996: Ber-

lin: Alptraum Mafia-City, 52/f. 
8 DER SPIEGEL 21 / 1996: ,,Wurm in der Suppe", 36/f. 
9 Vgl. Focus 19/ 1996: Berlin: Alptraum Mafia-City, 52/f. 
10 Vgl. DER SPIEGEL 12/1995: Marsch in den Gottesstaat, 35/f.; Focus 13/1996: 

,,Aufhetzen und Zuschlagen", 20/f. 
11 Angaben für die alten Bundesländer einschließlich Gesamt-Berlin, vgl. PKS 1994, 

113. 
12 PKS 1995, 113. 
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die Staatenlosen, in den Bundesländern Hamburg, Hessen, Bayern und 
Baden-Württemberg 1995 fast 40% der Tatverdächtigen aus13. Angesichts 
des weitaus geringeren Anteils der Ausländer an der Wohnbevölkerung 
(10,1 % für das Gebiet der alten Bundesländer mit Gesamt-Berlin am 
31.12.199414) scheinen diese Zahlen auf eine deutliche kriminelle Höher-
belastung der ausländischen Bevölkerungsgruppe in Deutschland hin-
zuweisen. 

Natürlich muß man berücksichtigen, daß in der Kriminalstatistik auch 
Ausländergruppen wie Illegale, Touristen oder Stationierungsstreitkräfte 
und ihre Angehörigen registriert werden, die nicht in der Bevölkerungssta-
tistik erfaßt sind. Ferner besteht ein beachtlicher Teil der von Nichtdeut-
schen begangenen Straftaten aus Delikten gegen das Ausländergesetz und 
das Asylverfahrensgesetz, die naturgemäß von Nichtdeutschen begangen 
werden. Trotzdem weisen die Zahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik 
eine auffallend hohe kriminelle Belastung der nichtdeutschen Wohnbevöl-
kerung aus. 

Der stetige Anstieg der polizeilich registrierten Kriminalität förderte 
eine intensive wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Ausländerkri-
minalität in Deutschland15. Doch anders als in früheren Zeiten, als haupt-
sächlich Ausmaß und Struktur des abweichenden Verhaltens der sog. 
Gastarbeiter im Vordergrund standent6, beschäftigt sich die kriminologi-
sche Forschung nunmehr vor allem mit der Delinquenz der jungen Aus-
länder sowie mit den Straftaten der Asylbewerber17. Als besorgniserregend 
wird insbesondere die zunehmende Kriminalitätsbelastung der jugend-
lichen und heranwachsenden Nichtdeutschen angesehen, die vor allem bei 
Gewaltdelikten eine deutliche statistische Höherbelastung im Vergleich zu 
den Deutschen derselben Altersgruppe aufweisen. Zugleich nahm der An-
teil der ausländischen Arbeitnehmer an den nichtdeutschen Tatverdächti-

13 Vgl. hierzu Tab. 11. 
14 Siehe Tab. 1. 
15 Vgl. nur MANSEL 1989; TRAULSEN 1990a, 197//.; SCHÖCH/GEBAUER 1991; PIEH-

LER, 1991; STEFFEN U.A. 1992; KUBINK 1993; VILLMOW 1994, 148//.; PFEIFFER 
1995; ROLINSKI 1995, 343//.; H.-J. ALBRECHT 1997a, 31//. 

16 Vgl. ÜRÄFF 1967; KAISER 1969, 251/f.; 308/f.; 365//.; DERS. 1974, 208/f.; RODEL 
1976; KIESEBRINK 1980. 

17 VILLMOW 1995, 155. Vgl. ferner TRAULSEN 1988, 28/f.; DIES. 1990b, 415//.; WAL-
TER 1993, 347//. 



4 Einleitung 

gen in gleichem Maße ab, wie der Anteil der Asylbewerber anstieg (bis auf 
37,1 % im Jahre 1993). In den PKS-Berichtsjahren 1994 und 1995 stellten 
die Asylbewerber noch immer einen Anteil von rund einem Viertel bzw. 
einem Fünftel aller nichtdeutschen Tatverdächtigen 18. 

In jüngster Zeit richtete sich die Aufmerksamkeit zunehmend auf die 
grenzüberschreitende Kriminalität, insbesondere von Straftätern aus den 
östlichen Nachbarstaaten Deutschlands19. Ende der achtziger Jahre war 
ein politischer Umbruch in Osteuropa eingeleitet worden, der zum Zusam-
menbruch des kommunistisch geprägten Gesellschaftssystems in den Staa-
ten des ehemaligen Warschauer Paktes geführt hatte. Die gesellschaftliche 
Umwälzung führte in diesen Ländern zu großer Unsicherheit, ansteigen-
der Armut und Kriminalität. Diese Entwicklung dürfte auch auf die Kri-
minalitätslage in Deutschland Einfluß genommen haben20, denn durch die 
neugewonnene Freizügigkeit konnten osteuropäische Straftäter ihr Betäti-
gungsfeld auf den materiell erheblich besser gestellten „Goldenen Westen" 
ausbreiten. Ferner wurde die illegale Zuwanderung nach Deutschland im-
mens erleichtert. Befürchtungen über eine aus Osteuropa „importierte" 
Kriminalitätswelle21 gibt es im übrigen nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in den anderen westeuropäischen Staaten22. So prognostizierte David 
Vaness, der Direktor der Abteilung Organisierte Kriminalität bei Scotland 
Yard: ,,In five years ... the major threats confronting inner cities of the UK 
will be Central and Eastern European and Russian criminals"23. 

2. Kritik an der statistischen Erfassung 
nichtdeutscher Tatverdächtiger 

Gerade weil der Begriff der Ausländerkriminalität Angst und Unsicher-
heitsgefühle bei der Bevölkerung hervorrufen kann, ist die Ausweisung von 

18 PKS 1994, 122; 1995, 124. 
19 AHLF 1993, 132/j.; ZACHERT 1993, 130/j.; STRENG 1993, 109//.; DEARING 1993, 

181/j.; HANAK 1993, 42/j.; ULRICH 1994; HELLENTHAL 1995, 1//.; WITTICH 1996, 
106//. 

20 Dazu ZACHERT 1993, 130//. 
21 Vgl. SCHWIND 1996a, 414//. 
22 Vgl. H.-J. ALBRECHT 1991, 84. 
23 Zitiert bei ULRICH 1994, 4. 
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Nichtdeutschen in der Polizeilichen Kriminalstatistik in die Kritik geraten. 
Schon der Begriff an sich assoziiere Überfremdungsängste und mobilisiere 
nationale Abwehrmechanismen24. Tatsächlich kann die Feindseligkeit ge-
genüber Ausländern aus der Vermutung resultieren, daß sich Fremde nicht 
an den hier herrschenden Regeln orientieren. Es besteht dann die Gefahr, 
daß es zu den häufig zu vernehmenden Unterstellungen von fehlendem 
Unrechtsbewußtsein, gesteigerter Kriminalität und mangelnder Bereit-
schaft zur Assimilation oder Integration kommt25. Der Begriff „Ausländer-
kriminalität" ist somit sicherlich „wie kein zweiter geeignet, bereits vor-
handene Vorurteile zu bestärken sowie neue entstehen zu lassen"26• 

Aus diesem Grunde und angesichts der Tatsache, daß in den letzten 
Jahren in großer Zahl fremdenfeindliche Straftaten in Deutschland began-
gen wurden, gewinnt die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der 
Ausländerkriminalität zunehmend an Brisanz. So wurde im Schrifttum 
wiederholt eine völlige Entkategorisierung des Begriffs der Ausländerkri-
minalität gefordert27, da es durch die statistische Ausweisung der auslän-
dischen Tatverdächtigen im „Ungeheuer PKS" zu einer Stigmatisierung 
des „Sündenbockes" Ausländer kommezs. Niggli sieht in diesem Begriff 
sogar eine „Mißgeburt", da eine rechtliche Kategorie (Ausländer) mit einer 
soziologischen Kategorie (Normbruch) vermengt werde29. Zudem wird an-
geführt, daß mit der kriminalstatistischen Ausweisung von Ausländern ein 
innerer Zusammenhang zwischen dem Status eines Nichtdeutschen und 
Kriminalität unterstellt werde. Das führe zu der Annahme, das Fehlen der 
deutschen Staatsangehörigkeit mache kriminelle Verhaltensweisen der 
Fremden wahrscheinlicher.30 

Diese Kritik verkennt jedoch, daß das primäre Ziel einer Analyse der 
Polizeilichen Kriminalstatistik nicht darin besteht, Aussagen zum Zusam-
menhang zwischen einer bestimmten Staatsangehörigkeit und Kriminalität 
zu machen. Vielmehr geht es darum, Hinweise auf einen Zusammenhang 

24 PRINZ 1990, 657. 
25 BORNEWASSER 1995, 87. 
26 So die Beauftragte der Bundesregierung für die Belange der Ausländer ScHMALZ-

JACOBSEN 1993, 7. 
27 HAMBURGER U.A. 1981, 183. 
28 WALTERIPITSELA 1993, 6/. 
29 NIGGLI 1993, 124. 
30 WALTER 1993, 347. 
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zwischen unterschiedlichen Lebenslagen und Kriminalität herauszuarbei-
ten3I. Natürlich lassen sich die Zahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik 
auf übelste Art und Weise mißbrauchen32. Gerade emotionsgefärbte und 
undifferenzierte Kriminalitätsbilder erfordern eine eingehende Kritik und 
Analyse.33 Wenn die Nichtdeutschen kriminalstatistisch nicht mehr geson-
dert erfaßt würden, wäre zudem der Spekulation um die Ausländerkrimina-
lität Tür und Tor geöffnet. Die Berichterstattung in den Medien und die 
darauf beruhende Diskussion in der Öffentlichkeit kann aber nur versach-
licht werden, wenn kriminalstatistische Daten zur Verfügung stehen. Es ist 
Aufgabe der kriminologischen Forschung, diese Daten auszuwerten und in 
geeigneter Art und Weise zu interpretieren. 

3. Probleme der Bewertung von Ausländerkriminalität 

Etwa sieben Millionen Ausländer leben derzeit in Deutschland. Bei einem 
Bevölkerungsanteil von etwa 8,6 Prozent an der Gesamtbevölkerung stel-
len Ausländer in Großstädten wie Stuttgart oder München beinahe ein 
Viertel der Einwohner34. Längst stammen die in Deutschland ansässigen 
Nichtdeutschen nicht mehr ausschließlich aus den klassischen Gastarbei-
ter-Anwerbestaaten Türkei, Spanien oder Griechenland, sondern aus allen 
Teilen der Welt. So gehören der bereits vor dreißig Jahren zugewanderte 
Fabrikarbeiter aus Spanien und der in Deutschland geborene und auf-
gewachsene junge Türke ebenso zur ausländischen Bevölkerung wie die 
Universitätsprofessorin aus dem EU-Land Frankreich, der Bürgerkriegs-
flüchtling aus dem ehemaligen Jugoslawien und der Asylbewerber aus 
Ghana. Die in Deutschland ansässigen Ausländer können also nicht als 
homogene Gruppe bezeichnet werden35. Die Bewertung der Ausländerkri-
minalität stellt sich somit als „Problem der Kriminalitätsinterpretation"36 
dar, da es „den Ausländer" gar nicht gibt. Folglich ist bei einer Analyse der 

31 STEFFEN 1994, 569. 
32 Vgl. nur die Darstellung bei BARKHOLDT, 1981, 104//. 
33 So auch KuBINK 1993, 4. 
34 STATISTISCHES BUNDESAMT 1995, 13. 
35 Vgl. dazu die Differenzierungen von WALTER 1993, 350 und SCHWIND 1996a, 

402/. 
36 ÜPPERMANN 1987, 84. 



Fragestellung 7 

Polizeilichen Kriminalstatistik eine differenzierte Betrachtungsweise erfor-
derlich. 

Ferner läßt sich das sog. bevölkerungsstatistische Dunkelfeld nicht 
übersehen37, Wieviele Ausländer tatsächlich zur Wohnbevölkerung zählen, 
läßt sich nur annäherungsweise ermitteln. Die Zahl der sich pro Jahr in 
Deutschland aufhaltenden ausländischen Besucher und Durchreisenden 
sowie illegal eingereisten Ausländer ist unbekannt und geht in die Millio-
nen. So wurden 1995 allein 13. 806. 900 Auslandsgäste in Beherbergungs-
stätten in Deutschland registriert38• 

4. Fragestellung 

Im Zentrum des wissenschaftlichen Diskurses steht für gewöhnlich die 
Frage, ob Ausländer in höherem Maße als Inländer straffallig werden39. 

Nach einer weitverbreiteten Auffassung trifft dies für die ausländische 
Wohnbevölkerung, insbesondere für die ausländischen Jugendlichen und 
Heranwachsenden zu40. Die Höherbelastung der Nichtdeutschen wird vor 
allem auf soziostrukturelle Benachteiligungen der Ausländer in Deutsch-
land zurückgeführt41. 

Ziel der Untersuchung ist zu klären, ob tatsächlich eine kriminalstati-
stische Höherbelastung von Nichtdeutschen im Vergleich zu Deutschen 
feststellbar ist. Notwendig hierfür ist eine ausführliche Darstellung und 
Analyse der registrierten Kriminalität unter Differenzierung nach ver-
schiedenen Ausländergruppen, Alter, Geschlecht und Nationalität sowie 
nach verschiedenen Straftatengruppen. Zudem müssen gewisse Verzer-
rungsfaktoren der Kriminalstatistik bei der Bewertung der Ausländerkri-
minalität berücksichtigt werden42. In einem weiteren Schritt sollen Reali-
tätsgehalt und Aussagewert der kriminalstatistischen Daten ermittelt 
werden. 

37 Dazu SCHöCH/GEBAUER, 1991, 42. 
38 StaJB 1996, 266 (mit neun Gästebetten und mehr). 
39 KUNZ 1989b, 376. 
40 ÜPPERMANN 1987, 94; STEFFEN 1993, 186; WALTER 1993, 353; SCHNEIDER 1994, 39 

für Gewaltstraftaten; PFEIFFER 1995, 13; SCHWIND 1995, 32/f.; KAISER 1996, 
665/f. 

41 SCHÖCH/GEBAUER 1991, 58. 
42 Vgl. dazu STEFFEN 1993, 463. 
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Es stellt sich hierbei die Frage, ob die in Deutschland lebenden Auslän-
der vielfach zu Unrecht als Tatverdächtige erfaßt werden bzw. ob eine im 
Vergleich zu den Deutschen stärkere polizeiliche Kontrolle zu überhöhten 
Tatverdächtigenzahlen führt. So wird die Ansicht vertreten, die „Mehr-
belastung" der Gungen) Ausländer stelle kein reales soziales Problem, son-
dern ein Problem der Ermittlungstätigkeit und der Statistik der Polizei 
dar43• Die größere Tatverdächtigenbelastung der Ausländer sei allein auf 
das Anzeigeverhalten der Bevölkerung und das Verhalten der Polizei zu-
rückzuführen44 . Diesem Vorwurf soll mit Hilfe einer Auswertung der Straf-
verfolgungsstatistik sowie anhand einer Sekundäranalyse bisheriger krimi-
nologischer Forschungsarbeiten nachgegangen werden. 

Weiterhin ist zu untersuchen, ob und inwiefern in Deutschland ein 
Trend von der „Gastarbeiterkriminalität" zur „Zuwandererkriminalität" 
zu verzeichnen ist45• Das betrifft zum einen die Gruppe der Asylbewerber, 
deren Anteil an der registrierten Kriminalität der Nichtdeutschen im Ver-
lauf der achtziger Jahre und Anfang der neunziger Jahre kontinuierlich ge-
stiegen ist. Zum anderen scheinen vermehrt nicht zur Wohnbevölkerung 
gehörende bzw. sich illegal in der Bundesrepublik Deutschland aufhal-
tende Straftäter in Erscheinung zu treten. 

Aus einer umfassenden Analyse und Interpretation der kriminalstati-
stischen Daten dürften sich Hinweise auf spezielle Ursachen der Krimina-
lität von verschiedenen Ausländergruppen ergeben. Anhand dieser Er-
kenntnisse sind die unterschiedlichen kriminologischen Erklärungsansätze 
zur Entstehung von Kriminalität bei Ausländern zu überprüfen. Daraus 
können gegebenenfalls kriminalpolitische Folgerungen gezogen werden. 

II. Gang der Untersuchung 

In einem ersten Schritt soll zunächst dargestellt werden, welche Auslän-
dergruppen in der Bundesrepublik Deutschland leben und welche recht-

43 So ÜEISSLERIMARISSEN 1990, 685; MANSEL 1994, 302; vgl. auch GEISSLER 1995a, 
30//.; DERS. 1995b, 36//. 

44 Vgl. GEISSLERIMARISSEN 1990, 674/f. MANSEL 1989, 150/. kam zu dem Ergebnis, 
daß junge Ausländer von den Strafverfolgungsbehörden gezielt kriminalisiert wür-
den. 

45 So STEFFEN U.A. 1992, 184. 
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liehe Stellung sie besitzen. Es folgt ein Überblick über den Stand der bis-
herigen Forschung zur Ausländerkriminalität in Deutschland. 

Sodann soll auf Probleme und Kritik der Erfassung der Ausländerkri-
minalität mit Hilfe der Polizeilichen Kriminalstatistik eingegangen wer-
den. Anhand der Daten der PKS von 1986 bis 1995 wird anschließend die 
polizeilich registrierte Kriminalität der Nichtdeutschen dargestellt. Delikt-
spezifische Höher- bzw. Minderbelastungen der verschiedenen Ausländer-
gruppen sollen herausgearbeitet werden. Ferner werden die nichtdeutschen 
Tatverdächtigen nach Nationalität, Alter und Geschlecht aufgeschlüsselt. 

Des weiteren ist zu klären, inwiefern sich die Kriminalitätslage ange-
sichts der politischen Öffnung Osteuropas verändert hat. Dabei soll ergän-
zend auf die Lagebilder Organisierte Kriminalität des BKA sowie auf die 
Verfassungsschutzberichte zurückgegriffen werden. 

Ob eine kriminalstatistische Höherbelastung der Ausländer feststellbar 
ist, soll ein Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und 
Nichtdeutschen ohne die nicht zur Bevölkerung gehörenden Ausländer-
gruppen ergeben. Dabei sollen zunächst einige Probleme der Vergleichbar-
keit der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und Ausländern nach 
der PKS aufgezeigt werden. Der Vergleich wird die unterschiedliche Al-
ters- und Geschlechtsstruktur von Deutschen und Nichtdeutschen berück-
sichtigen. 

In einem weiteren Schritt sollen Realitätsgehalt und Aussagewert der 
kriminalstatistischen Daten untersucht werden. Hierbei ist sowohl auf so-
ziostrukturelle Mängel der Ausländer einzugehen als auch der Vorwurf zu 
untersuchen, die Tatverdächtigenbelastung der Nichtdeutschen sei auf-
grund des Anzeigeverhaltens der Bevölkerung und des Verhaltens der Po-
lizei überhöht. 

Anhand der Erkenntnisse der Datenauswertung werden schließlich die 
kriminologischen Erklärungsansätze zur Entstehung der Kriminalität von 
Ausländern auf ihre Plausibilität hin überprüft. 
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2. Kapitel: Die Kriminalität der Ausländer 
in der Bundesrepublik Deutschland 
in der statistischen Rekonstruktion 

I. Ausländer in Deutschland 

1. Begriffsbestimmung 

Mit dem Begriff „Ausländer" ist dem ursprünglichen Wortsinn nach ein 
Mensch gemeint, dessen Lebensmittelpunkt sich außerhalb des Landes be-
findet und der somit nicht zu dem Land und seiner Gesellschaft gehört46. 

Nach diesem Verständnis kann man die schon seit vielen Jahren in 
Deutschland lebenden oder sogar hier geborenen und auf gewachsenen Zu-
wanderer nicht als Ausländer bezeichnen. Dagegen ist nach der juristi-
schen Definition des Ausländergesetzes (AuslG) jeder Ausländer, der nicht 
Deutscher iSd Art. 116 Abs. 1 GG ist47. Deutsche, die gleichzeitig eine 
fremde Staatsangehörigkeit besitzen, sind daher keine Ausländer4s. Staa-
tenlose sind dagegen nach der negativen Begriffsbestimmung des Auslän-
dergesetzes Ausländer. Staatenlos ist jeder, der von Rechts wegen von kei-
nem völkerrechtlich existenten Staat als Staatsangehöriger anerkannt 
wird49. 

46 RITISTIEG 1996, IX. 
47 Vgl.§ 1 Abs. 2 Aus!G. 
48 BAMBERGER 1995, 7. 
49 Vgl. KANEINIRENNER 1993, § 1 AuslG, Rn. 13, 15. Dazu eingehend HAILBRON-

NERIRENNER 1991, Einleitung F, Rn. 29/f. 
50 Vgl. § 4 Abs. 1 Satz I RuStAG. Zum Staatsangehörigkeitsrecht der DDR vgl. 

HAILBRONNERIRENNER 1991, Einleitung B, Rn. 33//.; Einleitung G, Rn. 1/f. 
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Nach dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz (RuStAG) werden 
grundsätzlich nur die Kinder von Deutschen deutsche Staatsangehörigeso. 
Dies entspricht dem Grundsatz des originären Erwerbs der Staatsangehö-
rigkeit durch Abstammung von einem Staatsangehörigen. Jedoch kann die 
deutsche Staatsangehörigkeit auch durch Einbürgerung erworben wer-
den51 . Ferner ist der Statusdeutsche, der als Flüchtling oder Vertriebener 
die deutsche Volkszugehörigkeit besitzt oder als dessen Ehegatte oder 
Kind Aufnahme in Deutschland gefunden hat, Deutscher gern. Art. 116 
Abs. 1 GG52. 

2. Ausländergruppen 

a) Bevölkerungsentwicklung 

Tabelle 1: Anteil der Ausländer an der Gesamtbevölkerung 1985-1995 

Bevölkerung Ausländer Ausländer 
insgesamt insgesamt je 1 000 

Stichtag in 1 000 in 1 000 Einwohner 

Früheres Bundesgebiet53 

31.12.1985 61 020,5 4 378,9 72 
31.12.1986 61140,5 4 512,7 74 
31.12.1987 61238,1 4 240,554 69 
31.12.1988 61 715,1 4 489,154 73 
31.12.1989 62 679,0 4 845,954 77 
31.12.1990 63 725,7 5 342,5 84 
31.12.1991 65 765,9 5 772,8 88 
31.12.1992 66 583,2 6 313,3 95 
31.12.1993 67 038,6 6 665,7 99 
31.12.1994 67 308,3 6 769,0 101 
31.12.1995 67 643,1 6 931,7 102 

Deutschland 
31.12.1991 80 274,6 5 882,3 73 
31.12.1992 80 974,6 6 495,8 80 
31.12.1993 81 338,1 6 878,1 85 
31.12.1994 81409,5 6 990,5 86 
31.12.1995 81817,5 7 173,9 88 

Quellen: StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 10/.; StaJB 1993, 65; 1994, 65, 72; 
1995, 47; StaBA- Gebiet und Bevölkerung 1994, 291/f.; StaBA-Ausländer 1994, II, 24ft; 
1995, II, 14/. 
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Von 1985 bis 1995 hat die Zahl der im früheren Bundesgebiet bzw. in Ge-
samt-Deutschland lebenden Ausländer erheblich zugenommen. Im frühe-
ren Bundesgebiet ist von 1985 bis 1990 eine Zunahme der ausländischen 
Wohnbevölkerung um etwa I Mio. auf knapp 5,4 Mio. festzustellen. Dies 
entspricht einer Steigerungsrate von etwa 22%. Der Prozentanteil an der 
Wohnbevölkerung stieg im gleichen Zeitraum von 7,2% auf 8,4%. Nach 
der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten erhöhte sich die Ein-
wohnerzahl der Ausländer in den alten Bundesländern einschließlich Ge-
samt-Berlin von 1991 bis 1995 um über 1 Mio. Ende 1995 waren hier mehr 
als 6,9 Mio. Nichtdeutsche ansässig. Ungefähr jeder zehnte Einwohner 
dieses Gebietes besaß somit nicht die deutsche Staatsangehörigkeitss. 

Bezogen auf das Gebiet von Gesamt-Deutschland, stellten die Auslän-
der am 31.12.1995 8,8% der Einwohner. Nur ein geringer Teil der Nicht-
deutschen (etwa 240. 000) lebte in den fünf neuen Bundesländern Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen 56. Dabei muß berücksichtigt werden, daß die Fluktuation unter 
den in Deutschland lebenden Ausländern immens ist. So verließen z.B. 
1993 über 700. 000 Ausländer die BundesrepubJik57. Der höchste positive 
Wanderungssaldo mit fast 600. 000 wurde 1992, also ein Jahr vor der Asyl-
rechtsreform registriertss. 

b) Aufenthaltsdauer 

Mit der verstärkten Aufnahme von Asylbewerbern und Kriegs- oder Bür-
gerkriegsflüchtlingen Ende der achtziger und Anfang der neunziger Jahre 
hat sich die Zahl und der Anteil der in Deutschland lebenden Ausländer 
mit einer kurzen Aufenthaltsdauer erhöht. Wiesen 1985 noch 14,7% derim 

51 Vgl.§§ 8//. RuStAG sowie die Einbürgerungsansprüche gern.§§ 85 bis 91 AuslG. 
S.u. 2. Kapitel, 1. 3. f). 

52 Zu den Voraussetzungen KANEIN/RENNER 1993, § 1 AuslG, Rn. 11. 
53 Ab 1991 alte Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
54 An die Volkszählung vom 25. Mai 1987 angepaßte Zahlen. 
55 Vgl. Tab. 1. 
56 Siehe dazu Tab. 1 und Tab. 5. 
57 Vgl. dazu Tab. 2. 
58 Vgl. Tab. 2; zur Asylrechtsreform s.u. 2. Kapitel, I. 3. g) 
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früheren Bundesgebiet lebenden Nichtdeutschen eine Aufenthaltsdauer 
von weniger als vier Jahren auf, so war 1994 im vereinten Deutschland fast 
jeder dritte Ausländer (insgesamt über 2 Mio. Personen) weniger als vier 
Jahre im Land. 

Tabelle 2: Wanderungen von Ausländern zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Ausland59 1985-1995 

in 1 000 
Jahr Zuzüge Fortzüge Saldo 
1985 398,2 366,7 + 31,5 
1986 478,3 347,8 + 130,6 
1987 472,3 334,0 + 138,4 
1988 647,5 358,9 + 288,6 
1989 766,9 438,1 + 328,9 
1990 835,7 465,5 + 370,2 
1991 920,5 497,5 + 423,0 
1992 1 207,6 614,7 + 592,9 
1993 986,9 710,2 + 276,6 
1994 773,9 621,4 + 152,5 
1995 792,7 567,4 + 225,3 

Quellen: STATISTISCHES BUNDESAMT: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 37; StaJB 1996, 
84; StaBA: Gebiet und Bevölkerung 1995, 284/. 

Staatsangehörige des vom Bürgerkrieg im ehemaligen Jugoslawien beson-
ders betroffenen Staates Bosnien-Herzegowina waren beispielsweise zu 
annähernd 90% bis unter vier Jahre in der Bundesrepublik ansässig6o. An-
dererseits nimmt der Anteil der Ausländer zu, die sich auf Dauer in 
Deutschland niedergelassen haben. Ende 1985 waren lediglich 12% der im 
früheren Bundesgebiet ansässigen Nichtdeutschen mehr als 20 Jahre im 
Lande. Im Jahre 1991 lebten in Gesamt-Deutschland dagegen bereits mehr 
als 25%, 1995 fast 29% der Ausländer 20 Jahre und mehr im Bundesgebiet. 

Insgesamt hielten sich am 31.12.1995 über zwei Millionen Nichtdeut-
sche über diesen Zeitraum hinweg in Deutschland auf. Nahezu jeder dritte 
Angehörige der türkischen Wohnbevölkerung, der größten Nationalitäten-
gruppe in Deutschland, lebte zu diesem Zeitpunkt seit über 20 Jahren in 
der Bundesrepublik. Unter den niederländischen Staatsangehörigen war 

59 Angaben bis 1990 für das frühere Bundesgebiet einschl. Berlin (West), ab 1991 für 
Deutschland. 

60 Vgl. StaBA-Ausländer 1985, 66; 1994, 86/. 
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ein Anteil von etwa 36% sogar mehr als 30 Jahre im Inland gemeldet. Dies 
war ebenfalls bei annähernd jedem vierten Spanier und Österreicher der 
Fall61 . 

c) Alters- und Geschlechtsstruktur 

Die Alters- und Geschlechtsstruktur der ausländischen Wohnbevölkerung 
weist gegenüber der deutschen Bevölkerung gravierende Unterschiede auf. 
Der Altersaufbau der Ausländer ist einerseits durch einen hohen Anteil 
von Personen jungen und mittleren Alters und andererseits durch einen 
sehr niedrigen Anteil von älteren Menschen gekennzeichnet. Dies ist be-
dingt durch die erwerbsorientierte Zuwanderung, den Familiennachzug 
und durch relativ hohe Geburtenzahlen62. Im früheren Bundesgebiet war 
1985 ein Anteil von 21,9% der Ausländer bis unter 14 Jahre alt (Deutsche: 
13,0%). Dagegen machte die Altersgruppe der über 60jährigen lediglich 
5,1 % der ausländischen Bevölkerung aus (Deutsche: 21,7%). Ende des 
Jahres 1994 hat sich die Altersstruktur kaum verändert. Jetzt waren 19,8% 
der Nichtdeutschen unter 14 Jahre, 5,6% über 60 Jahre alt (Deutsche: 
14,6% bzw. 22,5%)63. Die Altersgruppe der Jugendlichen, Heranwachsen-
den und Jungerwachsenen (14 bis unter 25 Jahre) stellte bei der auslän-
dischen Bevölkerung einen Anteil von 20,0%, während die Deutschen der 
gleichen Altersgruppe nur 11,5% der deutschen Bevölkerung ausmach-
ten64. 

Auch bezüglich der Geschlechtsstruktur bestehen wesentliche Unter-
schiede zwischen der ausländischen und der deutschen Bevölkerung. Im 
früheren Bundesgebiet kamen 1985 bei den Deutschen auf l. 000 männ-
liche l.123 weibliche Personen, bei den Nichtdeutschen l. 000 männliche 
auf 748 weibliche Personen. Der Frauenanteil war also bei den Deutschen 
weitaus höher als bei den Ausländern. Der Anteil von weiblichen Personen 

61 Zum Ganzen vgl. StaBA-Ausländer 1985, 66; 1991, 94; 1994, 86j.; 1995, 66//. 
62 STATISTISCHES BUNDESAMT: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 20. 
63 Angaben für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
64 Anteile errechnet aus den unveröffentlichten Tabellen B 15 für Deutsche und Aus-

länder des STATISTISCHEN BUNDESAMTES für die Jahre 1985 und 1994, die dem 
Verfasser als Mehrfertigungen vorliegen. 
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auf 1. 000 männliche betrug 1994 bei den Ausländern in Gesamt-Deutsch-
land lediglich 772 (1. 089 bei den Deutschen)65• 

Tabelle 3: Anteil der weiblichen Personen je 1000 männliche bei Deutschen 
und Ausländern im Vergleich 

Deutsche Bevölkerung Weib!. Aus!. Bevölkerung Weib!. 
m w Personen m w Personen 

je 1000 je 1 000 
Stichtag in 1 000 männl. in 1000 männl. 

früheres Bundesgebiet66 
31.12.1985 26 685,1 29 956,4 1123 2 504,9 1 874,l 748 
31.12.1986 26 708,7 29 919,1 1120 2 576,7 1 936,0 751 
31.12.1987 27 077,5 29 920,1 1105 2 341,9 1898,6 811 
31.12.1988 27 226,1 29 999,9 1102 2 467,0 2 022,1 820 
31.12.1989 27 569,9 30 263,5 1098 2 666,5 2179,1 817 
31.12.1990 27 839,1 30 544,I 1097 3 011,8 2 330,7 774 
31.12.1991 28 632,1 31 362,1 1095 3 264,1 2 507,7 768 
31.12.1992 28 794,2 31 475,8 1093 3 587,5 2 725,8 760 
31.12.1993 28 854,4 31 518,3 1092 3 767,8 2 897,9 769 

Deutschland 
31.12.1991 35 498,2 38 894,1 1096 3 340,9 2 541,4 761 
31.12.1992 35 580,4 38 898,4 1093 3 719,7 2 776,1 746 
31.12.1993 35 597,0 38 863,0 1092 3 921,5 2 956,6 754 
31.12.1994 35 624,5 38 794,4 1089 3 945,1 3 045,5 772 

Quellen: STATISTISCHES BUNDESAMT: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, !Of.; StaJB 
1993, 64; 1994, 64; 1995, 60; 1996, 62; StaBA: Gebiet und Bevölkerung 1994, 25//. Teilweise 
eigene Berechnung. 

d) Herkunft nach Staatsangehörigkeiten 

Nach den wichtigsten Staatsangehörigkeiten aufgegliedert, ergibt sich fol-
gendes Bild: Seit 1987 ist vor allem die Zahl der Staatsangehörigen aus den 
europäischen Staaten gestiegen, und zwar um etwa 2 Mio.67. Angehörige 
der europäischen Staaten stellten auch stets einen Großteil der auslän-
dischen Wohnbevölkerung, am 31.12. 199 5 beispielsweise ca. 83 %. Die 

65 Vgl. Tab. 3. 
66 Ab 1991 alte Bundesländer einschließlich Gesamt-Berlin. 
67 Vgl. dazu Tab. 4. 
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moderate Erhöhung der Einwohnerzahl von Angehörigen der EG-Staaten 
bzw. der Europäischen Union dürfte auf die Freizügigkeit des Personen-
verkehrs innerhalb der Mitgliedsstaaten zurückzuführen sein68. 

Bei den Nicht-EU-Staaten ist der stetig wachsende Anteil von Osteuro-
päern (insbesondere aus Rumänien, Polen, Ungarn, den Staaten der ehe-
maligen Sowjetunion und aus den Staaten der ehemaligen Volksrepublik 
Jugoslawien69) unter den Ausländern bemerkenswert. Diese Entwicklung 
wurde durch die politischen Verhältnisse in Osteuropa begünstigt. Zu-
nächst war die Unterdrückung demokratischer Bestrebungen im ehemali-
gen Ostblock Mitte der achtziger Jahre Auslöser für eine Fluchtbewegung 
von Andersdenkenden nach Westeuropa. So kam z.B. 1988 jeder dritte 
Asylbewerber in der Bundesrepublik aus Polen70• Die infolge der politi-
schen Öffnung Osteuropas Ende der achtziger Jahre gewonnene Reisefrei-
heit sowie die gesellschaftliche Umwälzung und der damit einhergehende 
Zusammenbruch des Wirtschaftssystems in den ehemaligen Ostblockstaa-
ten sind wohl die Ursachen für eine verstärkte Zuwanderung aus Ost-
europa Anfang der neunziger Jahre. 

Zwar kam noch immer über die Hälfte der Asylantragsteller aus diesen 
Staaten. Die Anerkennungsquote für Asylbewerber aus Osteuropa, die im 
Jahre 1993 lediglich 1,63% betrug71 , deutet aber darauf hin, daß es sich 
hierbei hauptsächlich nicht um politische Flüchtlinge, sondern um soge-
nannte Wirtschaftsflüchtlinge72 handeln dürfte. 

Ein beachtlicher Teil der Ausländer aus Osteuropa stammte aus der 
ehemaligen Volksrepublik Jugoslawien. Schon 1985 waren 591. 000 Per-
sonen aus dem einstigen Anwerbestaat Jugoslawien in Deutschland ansäs-
sig. Durch das Auseinanderfallen Jugoslawiens und durch den damit 
verbundenen mehrjährigen Bürgerkrieg zwischen den Teilrepubliken ge-
langten mehrere hunderttausend Kriegsflüchtlinge in das Hauptaufnah-

68 Dazu unten 2. Kapitel, I. 3. a) bb). 
69 Vgl. Tab. 4 
70 Vgl. V. POLLERN 1994, 30. 
71 V. POLLERN 1994, 34. 
72 Mit dem Begriff „Wirtschaftsflüchtling" ist keine Wertung des Verfassers verbun-

den. Damit ist ein Personenkreis von Ausländern gemeint, die der wirtschaftlichen 
und sozialen Not (teilweise auch Kriegen) in ihren Heimatländern zu entfliehen 
versuchen, indem sie politisches Asyl in der Bundesrepublik beantragen. Diese 
Praxis wurde allerdings vielfach als „Asylmißbrauch" bezeichnet und hatte zu der 
Verschärfung des Asylrechts im Jahre 1993 beigetragen. 
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Tabelle 4: Ausländer nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 1985-199573 
1985 198774 198974 1991 1993 1995 

in 1000 

Europa 3 764 3 644 4 103 4 856 5 678 5 920 
darunter 
Frankreich 75 69 78 89 94 99 
Griechenland 281 256 294 337 352 360 
Großbritannien 
u. Nordirland 88 81 86 103 112 116 
Italien 531 500 520 560 563 586 
Niederlande 108 96 101 113 114 113 
Portugal 77 69 75 93 106 125 
Spanien 153 129 127 135 133 132 
Bosnien-Herzeg. - - - - 139 316 
Ehern. Jugoslawien 591 552 610 775 930 798 
Kroatien - - - - 153 185 
Österreich 172 150 171 187 186 184 
Polen 105 121 220 271 261 277 
Rumänien 14 15 21 92 163 109 
Russische Föd. - - - - 18 40 
Ehern. Sowjetunion 7 7 12 51 64 58 
Tschechische Rep. - - - - 8 18 
Ehern. Tschechosl. 28 26 32 47 52 34 
Türkei 1402 1454 1 613 1 780 1918 2 014 
Ungarn 21 22 32 56 62 57 

Afrika 133 126 164 236 302 291 
darunter 

Ghana 14 12 15 22 25 22 
Marokko 48 47 62 75 83 82 
Amerika 127 114 132 161 176 183 
darunter 
USA 86 76 86 100 108 108 
Asien 295 303 386 553 645 703 
darunter 
Iran 51 66 81 98 102 107 
Libanon 13 19 30 51 55 55 
Vietnam 30 27 33 78 96 96 
Staatenlos 28 20 20 23 21 19 
Ungeklärt und 
ohne Angabe 25 29 34 45 47 48 
Insgesamt 4 379 4 241 4 846 5 882 6 878 7174 

Quelle: StaBA-Ausländer 1995, 16//. 

73 Stand jeweils am 31.12. 
74 An die Ergebnisse der Volkszählung 1987 angepaßte Zahlen. 
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meland Deutschland. So betrug infolge der Flüchtlingswelle die Zahl der 
Einwohner aus Ex-Jugoslawien, Kroatien und Bosnien-Herzegowina Ende 
1995 ca. 1,3 Mio.75. 

Auffallend ist weiterhin, daß die Einwohnerzahl der Türken, die als 
,,klassische Gastarbeiternation" stets die größte ausländische Bevölke-
rungsgruppe stellten, von 1985 bis 1995 um über 600.000 zugenommen 
hat. Dies beruht einerseits auf der hohen Geburtenrate der türkischen Be-
völkerungsgruppe 76. Andererseits kamen in den letzten Jahren infolge der 
Kurdenproblematik viele Asylsuchende aus der Türkei in die Bundesrepu-
blik77. Des weiteren ist festzustellen, daß sich die Zahl der in Deutschland 
lebenden Bürger afrikanischer und asiatischer Staaten von 1985 bis 1995 
mehr als verdoppelt hat78. 

e) Regionale Verteilung 

Die ausländische Bevölkerung war jedoch nicht gleichmäßig über das Bun-
desgebiet verteilt. Es waren vielmehr deutliche regionale Schwerpunkte 
vorhanden. 

Im früheren Bundesgebiet stellten die Ausländer in West-Berlin den 
höchsten Anteil an der Wohnbevölkerung mit 13;7% im Jahre 1985 und 
sogar mit 14,7% im Jahre 1990. Die höchste Zahl an Ausländern wies da-
gegen das bevölkerungsreichste Bundesland Nordrhein-Westfalen auf. 
Hier lebten 1990 fast 1,6 Mio. Nichtdeutsche. Von 1985 bis 1990 stieg der 
Ausländeranteil in allen Bundesländern fast gleichmäßig um jeweils etwa 
10 bis 20%79. 

Nach der Bevölkerungsstatistik von 1991 für Gesamt-Deutschland wie-
sen die westlichen Bundesländer - mit Ausnahme des wiedervereinigten 
Berlins - erneut einen gestiegenen Ausländeranteil an der Bevölkerung auf. 
In den fünf neuen Bundesländern lebten dagegen nur wenige Nichtdeut-
sche. Insgesamt waren nur etwa 110. 000 Personen ohne deutsche Staats-

75 Vgl. Tab. 4. 
76 Dazu STATISTISCHES BUNDESAMT: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 

1995, 31//. 
77 Vgl. StaBA-Ausländerl994, 88; v. POLLERN 1993, 30. 
78 Siehe Tab. 4. 
79 Vgl. Tab. 5. 
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Tabelle 5: Die ausländische Bevölkerung und ihr Bevölkerungsanteil in den 
BundesländernBo 

1985 1990 
Bevölke- Ausländische Bevölke- Ausländische 

Land rung Bevölkerung rung Bevölkerung 

in 1 000 je 1 000 in 1 000 je 1 000 
Einw. Einw. 

Baden-Württemberg 9 271,4 840,0 91 9 822,0 1 010,5 103 
Bayern 10 973,7 667,8 61 11 448,8 842,6 74 
Berlin (West) 1 860,1 254,3 137 2 158,0 317,6 147 
Bremen 659,9 46,9 71 681,7 63,9 94 
Hamburg 1579,9 170,8 108 1 652,4 198,6 120 
Hessen 5 529,4 512,3 93 5 763,3 615,5 107 
Ni~ersachsen 7 196,9 274,9 38 7 387,2 338,8 46 
Nordrhein-Westf. 16 674,1 1 319,8 79 17 349,7 1 590,1 92 
Rheinland-Pfalz 3 615,0 161,7 45 3 763,5 205,5 55 
Saarland 1 045,9 45,4 43 1 073,0 57,6 54 
Schleswig-Holst. 2 614,2 85,1 33 2 626,1 101,9 39 

Früheres 
Bundesgebiet 61 020,5 4 378,9 72 63 725,7 5 342,5 84 

1991 1995 
Bevölke- Ausländische Bevölke- Ausländische 

Land rung Bevölkerung rung Bevölkerung 

in 1 000 je 1 000 in 1000 je 1 000 
Einw. Einw. 

Baden-Württemberg 10 001,8 1093,3 109 10 318,4 1281,3 124 
Bayern 11 596,0 917,9 79 11 993,5 1 090,6 91 
Berlin 3 446,0 355,6 103 3 471,4 449,5 130 
Brandenburg 2 542,7 19,6 8 2 542,0 63,5 25 
Bremen 683,7 69,3 101 679,8 80,9 119 
Hamburg 1668,8 213,7 128 1 707,9 274,7 161 
Hessen 5 837,3 674,3 116 6 009,9 819,0 136 
Mecklenburg-Vorp. 1891,7 10,2 5 1 823,1 27,0 15 
Niedersachsen 7 475,8 368,4 49 7 780,4 468,8 60 
Nordrhein-Westf. 17 509,9 1679,8 96 17 893,0 1960,7 110 
Rheinland-Pfalz 3 821,2 228,4 60 3 977,9 291,4 73 
Saarland 1076,9 60,5 56 1 084,4 78,2 72 
Sachsen 4 678,9 47,9 10 4 566,6 79,2 17 
Sachsen-Anhalt 2 823,3 19,7 7 2 738,9 45,6 17 
Schleswig-Holst. 2 648,5 110,7 42 2 725,5 136,8 50 
Thüringen 2 572,1 13,1 5 2 503,8 26,7 11 

Deutschland 80 274,6 5 882,3 73 81 817,5 7 173,9 88 

Quellen: STATISTISCHES BUNDESAMT: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 12; StaBA -
Ausländer 1995, 14/. 

80 Stand vom 31.12. des jeweiligen Jahres. 
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angehörigkeit in diesen Bundesländern beheimatet. Die Nichtdeutschen 
stellten z.B. in Mecklenburg-Vorpommern oder in Thüringen lediglich 
0,5% der Einwohner. Ende des Jahres 1995 war die Zahl der Ausländer in 
den neuen Bundesländern ungefähr um das Doppelte auf etwa 242. 000 ge-
stiegen. Der Anstieg dürfte damit zusammenhängen, daß auch die öst-
lichen Bundesländer eine bestimmte Quote an Asylbewerbern zugewiesen 
bekommen haben. 

In den westlichen Bundesländern und in Berlin nahm die Zahl der Aus-
länder und ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung erneut in hohem Maße 
zu, zum Teil betrugen die Steigerungen über 20% (z.B. in Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz, Berlin)BI. Auffallend ist, daß die höchsten Ausländer-
anteile in den Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen sowie in den be-
deutenden Industriestandorten Hessen, Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen und Bayern zu finden waren. In diesen Regionen dürfte der 
Bedarf an ausländischen Arbeitnehmern im Bereich der industriellen Pro-
duktion und im Dienstleistungsgewerbe schon immer am größten gewesen 
sein. So waren im März 1994 allein in den vier Landesarbeitsamtsbezirken 
Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Südbayern und Hessen fast 
drei Viet:tel (73,6%) der gesamten ausländischen Arbeitnehmer beschäf-
tigts2. 

f) Ausländische Arbeitnehmer 

Der Anteil der Ausländer an den sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigten läßt sich im Untersuchungszeitraum nur für das frühere Bundes-
gebiet, nicht aber für Gesamt-Deutschland bestimmenB3. 

81 Vgl. Tab. 5. 
82 Angaben bei SEIDEL 1995, 53. 
83 Sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer sind Angestellte, Arbeiter und Per-

sonen in beruflicher Ausbildung, die in der gesetzlichen Rentenversicherung, 
Krankenversicherung und/ oder Arbeitslosenversicherung pflichtversichert sind 
oder für die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt werden; vgl. 
StaJB 1995, 102. 
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Tabelle 6: Sozialversicherungspflichtig beschäftigte ausländische Arbeit-
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland84 1985-1995 

Beschäftigte Ausländische Arbeitnehmer 
insgesamt insgesamt in% aller davon 

Jahr in l 000 in l 000 Beschäft. weiblich 

1985 20 378,4 1583,9 7,8 497,5 
1986 20 730,1 1591,5 7,7 488,0 
1987 21 045,2 1 588,9 7,5 487,4 
1988 21265,l 1624,l 7,6 503,7 
1989 21619,3 1 689,3 7,8 528,7 
1990 22 368,1 1 782,3 8,0 570,1 
1991 23 173,4 1 898,5 8,2 618,9 
1992 23 530,3 2 036,2 8,7 661,1 
1993 23 122,5 2 183,6 9,4 730,9 
1994 22 755,3 2 140,5 9,4 727,6 
1995 22 597,3 2 128,7 9,4 721,2 

Quellen: StaJB 1987-1996. 

Er betrug 1985 7,8% und ist in der Folgezeit stetig gestiegen. Der größte 
Anteil wurde in den Jahren 1993 bis 1995 - mit jeweils 9,4%- erreicht85• 

Auch die absolute Zahl der sozialversicherungspflichtigen ausländischen 
Beschäftigten wuchs kontinuierlich an bis auf den Höchststand von 
2.183. 600 Personen 1993. In den Folgejahren ging die Zahl der auslän-
dischen Arbeitnehmer dann leicht zurück bis auf 2.128. 700 im Jahre 1995. 
Das waren etwa 550. 000 mehr als 198586, 

Der Anteil der weiblichen ausländischen Beschäftigten lag Anfang der 
neunziger Jahre bei etwa 34%. Damit war die Beschäftigtenquote von 
Frauen bei den Ausländern durchweg niedriger als bei den Deutschen 
(1993 z.B. 43,8%). Dies liegt zum einen daran, daß der Frauenanteil der 
ausländischen Bevölkerung schon immer niedriger war als bei der deut-
schen Population. Zum anderen fehlen den ausländischen Frauen häufig 
die erforderlichen beruflichen und sprachlichen Qualifikationen für die 
Ausübung bestimmter Berufe. Allerdings ist der Anteil von Frauen an den 
nicht sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungen relativ hoch87. Der 
Anteil von Staatsangehörigen aus den EG-Staaten ist von 1985 bis Juni 

84 Angaben ab 1991 für das frühere Bundesgebiet. 
85 Vgl. Tab. 6. 
86 Vgl. Tab. 6. 
87 SEIDEL 1995, 53f. 
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1995 leicht von 33,1 % auf 31,9% gesunkenss. Den größten Anteil unter den 
Staatsangehörigen der EG bzw. der EU stellten stets die Italiener (1985: 
12,8%, 1995: 9,6% aller ausländischen Arbeitnehmer). 

Die meisten Arbeitnehmer aus Nicht-EU-Staaten stammten aus der 
Türkei (1985: 632.236; 1995: 600.434). Ihr Anteil an den nichtdeutschen 
Arbeitnehmern ist jedoch von 1985 bis 1995 von 31,5% auf 28,2% zurück-
gegangen. Die zweitgrößte Nationalitätengruppe bildeten die Staatsange-
hörigen der Volksrepublik Jugoslawien bzw. deren Nachfolgestaaten (1985: 
18,5%; 1995: 19,7%)89. Die Ausländerarbeitslosenquote ist von 1986 bis 
1995 kontinuierlich angestiegen und lag im Jahresdurchschnitt 1995 im 
früheren Bundesgebiet bei 16,6% (424.461 ausländische Arbeitslose)90. 

Die Zahl der ausländischen Erwerbstätigen91 in der Bundesrepublik 
Deutschland ist von 1985 bis 1994 um etwa 80% gestiegen. Im Jahre 1994 
stellten die Ausländer 9,0% der Erwerbstätigen insgesamt92• 

Tabelle 7: Erwerbstätige Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland 
1985-199493 

Erwerbstätige Ausländische Erwerbstätige 
insgesamt insgesamt in %aller 

Jahr in 1 000 in 1 000 Erwerbstätigen 

1985 26 626 2 022 7,6 
1986 26 940 2 051 7,6 
1987 26 908 1854 6,9 
1988 27 366 1 955 7,1 
1989 27 742 2 132 7,7 
1990 29 334 2 309 7,9 
1991 37 445 2 610 7,0 
1992 36 940 2 872 7,8 
1993 36 380 2 989 8,2 
1994 40 236 3 639 9,0 

Quellen: StaJB 1986-1996. 

88 1995 gab es allerdings mit Österreich, Finnland und Schweden drei EG-Staaten 
mehr als 1985. 

89 Vgl. zum Ganzen SEIDEL 1995, 52 sowie StaJB 1996, 120. 
90 Vgl. Tab. 65. 
91 Erwerbstätige sind Personen mit Wohnsitz im Bundesgebiet, die eine auf Erwerb 

gerichtete Tätigkeit ausüben oder suchen (Selbständige, mithelfende Familien-
angehörige, Abhängige), vgl. StaJB 1995, 102. 

92 Vgl. Tab. 7. 
93 Bis 1990 früheres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland. 
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g) Asylbewerber 

Die Zahl der im früheren Bundesgebiet um Asyl nachsuchenden Ausländer 
ist von 1987 bis 1991 stetig angestiegen. Stellten im Verlauf des Jahres 1987 
noch 57. 379 Ausländer einen Antrag auf politisches Asyl gern. Art. 16 
Abs. 2 Satz 2 GG, so suchten im Jahr darauf bereits 103. 076 Personen 
Schutz vor politischer Verfolgung94. Die höchsten Asylbewerberzahlen 
wurden jedoch in den Jahren 1990 und 1991 mit 193. 063 bzw. 256.112 An-
tragstellern erreicht95, Im vereinten Deutschland wurden 1992 schließlich 
438.191 Asylbewerber gezählt. Als 1993 die neue Asylgesetzgebung in 
Kraft trat (Art. 16a GG), welche das Grundrecht auf Asyl in seinem 
Schutzumfang bedeutend begrenzt96, ging die Zahl der Antragsteller auf 
322. 599 zurück. 1994 und 1995 wurden nur noch rund 127. 000, 1996 
sogar lediglich 116. 000 Personen registriert97. Allerdings werden ab dem 
Berichtsjahr 1994 nur noch Erstanträge erfaßt9s. 

Tabelle 8: Asylbewerber in der Bundesrepublik Deutsch/amJ99 1986-1996 

Jahr Anzahl der Asylbewerber 

1986 99 650 
1987 57 379 
1988 103 076 
1989 121 318 
1990 193 063 
1991 256 112 
1992 438 191 
1993 322 599 
1994 127 210 
1995 127 937 
1996 116 367 

Quellen: StaJB 1987-1996; V. POLLERN 1997, 90. 

94 StaBA-Ausländer 1994, 88. 
95 Vgl. Tab. 8. 
96 S.u. 2. Kapitel, I. 3. g). 
97 Siehe Tab. 8. 
98 StaJB 1996, 69. 
99 Bis 1990 früheres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland. 



24 Ausländer in Deutschland 

Nach Staatsangehörigkeiten aufgegliedert, ergibt sich folgendes Bild: 
Seit 1987 kam die Mehrheit der Asylbewerber aus Europa, zunächst 

aus Polen, später vor allem aus der Volksrepublik Jugoslawien bzw. deren 
Nachfolgestaatentoo sowie aus Rumänien und der Türkei101 . Allein 1992 
stammten 310. 529 von insgesamt 438.191 Antragstellern aus europäi-
schen, vorwiegend osteuropäischen Staaten. Die Zahl von Asylbewerbern 
aus afrikanischen Staaten (vor allem aus Ghana und Nigeria) hat von 1985 
bis 1992 stark zugenommen (von 8. 093 bis auf 67. 408). Danach erfolgte 
ein deutlicher Rückgang auf 14. 374 im Jahre 1995. Im darauffolgenden 
Jahr wurden 15. 520 Asylantragsteller aus Afrika registriert 102• Ein beacht-
licher Teil der Asylsuchenden kam aus asiatischen Ländern, 1986 z.B. über 
die Hälfte aller Asylbewerber (56. 575). Seitdem ist die Zahl der pro Jahr 
einen Asylantrag stellenden Angehörigen asiatischer Staaten weitgehend 
konstant gebliebenI03. 

3. Rechtliche Stellung der Ausländer in Deutschland 

a) Gesetzliche Grundlagen 

Die rechtlichen Grundlagen des Ausländerrechts in der Bundesrepublik 
Deutschland finden sich in einer Vielzahl von Gesetzen, Verordnungen 
und Abkommen. An erster Stelle ist das Ausländergesetz von 1990 zu nen-
nen, welches an die Stelle des Ausländergesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland von 1965 sowie des Ausländergesetzes der DDR von 1979104 

getreten ist. In unmittelbarem Zusammenhang hierzu stehen die Rechts-
verordnungen zur Durchführung des Ausländergesetzestos. Die Ziele und 
Grundsätze des Ausländergesetzes sind nach dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung: 

100 1992 kamen z.B. 30% aller Asylbewerber aus Jugoslawien, Kroatien, Slowenien, 
Bosnien-Herzegowina und Mazedonien. 

101 Vgl. StaBA-Ausländer 1994, 88; StaJB 1996, 69; v. POLLERN 1997, 90/. 
102 Vgl. V. POLLERN 1997, 90. 
103 Vgl. StaBA-Ausländer 1994, 88; StaJB 1996, 69; v. POLLERN 1997, 90. 
104 GB!. DDR I, Nr. 17, 149. 
105 Dazu BAMBERGER 1995, 2/. 



Rechtliche Stellung der Ausländer in Deutschland 25 

• die aufenthaltsrechtliche Sicherung der Integration der Ausländer, die in 
den letzten beiden Jahrzehnten legal zugewandert sind und im Bun-
desgebiet verbleiben wollen 

• die Förderung grenzüberschreitender Beziehungen durch weitgehende 
Liberalisierung der Einreise und des vorübergehenden Aufenthalts 
von Ausländern 

• die Begrenzung der Zuwanderung weiterer Ausländer aus Nicht-EG-
Staaten106. 

Gern. § 1 Abs. 1 AuslG finden die Vorschriften des Ausländergesetzes nur 
Anwendung, soweit nicht in anderen Gesetzen etwas anderes bestimmt ist. 

Vorrang gegenüber dem allgemeinen Ausländerrecht haben nach § 2 
Abs. 2 AuslG das Europäische Gemeinschaftsrecht und die spezialgesetzli-
chen Regelungen des Gesetzes über Einreise und Aufenthalt von Staatsange-
hörigen der Mitgliedsstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
( Aufenthaltsgesetz/EWG). Danach wird Arbeitnehmern, selbständigen 
Erwerbstätigen, Dienstleistungserbringern und Dienstleistungsempfän-
gern, welche die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedslandes der Europäi-
schen Union besitzen107, sowie deren Angehörigen Freizügigkeit gewährt 
(Freiheit des Personenverkehrs)108. Außerdem wird gern. Art. 48 Abs. 3 
EGV ein Verbleiberecht nach dem Ende der Beschäftigung garantiert. 
Dasselbe gilt auch für Staatsangehörige der EFTA-Staaten (Island, Nor-
wegen und Liechtenstein)109. 

Darüber hinaus verleiht Art. 8a Abs. 1 EGV jedem Unionsbürger das 
Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei zu bewegen und auf-
zuhalten. Somit wird die Freiheit des Personenverkehrs ausgeweitet, da sie 
nicht mehr an die Ausübung einer Berufstätigkeit geknüpft ist110. Dieses 
Recht kann allerdings nur im Rahmen der anderweitig im EGV und in den 

106 Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Neuregelung des Auslän-
derrechts. BR-DRS. l l /90 v. 5.1.1990, 41/. 

107 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sind: Belgien, Dänemark, Deutschland, 
Griechenland, Spanien, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, 
Portugal, Großbritannien und seit dem 1.1.1995 Finnland, Österreich und Schwe-
den. Dazu ERDMANN U.A. 1995, 54/f. 

108 Vgl.§ 1 Aufenthaltsgesetz/EWG; Art. 48//., 52/f., 59/f. EGV. 
109 Vgl.§ 15c Aufenthaltsgesetz/EWG sowie Art. 28 EWR-Abk. Dazu WELTE 1994, 

82//. 
110 Art. 8a EGV; dazu KOENJG/HARATSCH 1996, 116. 
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Durchführungsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen und Ergän-
zungen gesehen werden111 . Aufgrund von Richtlinien des Rates der Euro-
päischen Gemeinschaften genießen jedenfalls annähernd alle nicht-
erwerbstätigen Unionsbürger Freizügigkeit unter der Voraussetzung, daß 
ihre Existenz ohne Bezug von Sozialhilfe des Aufnahmelandes gesichert 
sein muß112. 

Weiterhin bestehen zahlreiche internationale Abkommen und zwi-
schenstaatliche Verträge, welche die Einreise und den Aufenthalt der Aus-
länder regeln. So ergeben sich beispielsweise aus dem Assoziationsrats-
beschluß 1 / 80 der EWG mit der Türkeill3 für die in der Gemeinschaft 
beschäftigten türkischen Staatsangehörigen und ihre Familien Vergünsti-
gungen in bezug auf den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die sozial-
rechtlichen Ansprüche! 14. 

Spezielles Gesetz für Ausländer, die in Deutschland einen Antrag auf 
Asyl gern. Art. 16a GG stellen, ist das Asylverfahrensgesetz ( Asy/VfG). 

Zu nennen ist weiterhin das Gesetz über Maßnahmen für im Rahmen hu-
manitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlinge ( Kontingentsjlücht-
lingsG) als spezielles Gesetz für hilfesuchende Ausländer, die im Rahmen 
humanitärer Hilfsaktionen ausnahmsweise und unabhängig von der 
Durchführung eines Asylverfahrens auf genommen werden. 

Das Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundes-
gebiet ( HAG) ist spezialgesetzliche Regelung für heimatlose fremde 
Staatsangehörige oder Staatenlose iSd § 1 HAG. 

Bedeutung erlangen ferner ermessensbindende Richtlinien, Verwal-
tungsvorschriften und Erlasse, die zwar keine Rechtsnormqualität haben, 
die aber die Behörden im Bereich des Ermessens sowohl im Innen- als auch 
im Außenbereich (über Art. 3 GG) und bei der Ausfüllung unbestimmter 
Rechtsbegriffe binden11s. 

111 GEIGER 1995, Art. Sa, Rn. l. 
112 Dazu BAMBERGER 1995, 3. 
113 ANBA 1981, 4. 
114 Dazu GUTMANN 1996, 70//. 
115 Vgl. BAMBERGER 1995, 4 m.N. 
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b) Einreise, Auf enthalt 

Dem Ausländergesetz von 1991 liegt - wie schon dem Ausländergesetz 
vom 1.10.1965 - die politische Entscheidung zugrunde, daß Deutschland 
kein Einwanderungsland sein sol11 16. Eine weitere Zuwanderung soll viel-
mehr wirksam begrenzt werden. Andererseits dient das neue Ausländerge-
setz auch dem Ziel der Sicherung des aufenthaltsrechtlichen Status der sich 
rechtmäßig und auf Dauer in Deutschland aufhaltenden Ausländer117. So 
ergeben sich aus §§ 6/f. AuslG nunmehr Rechtsansprüche auf Erteilung 
eines bestimmten Aufenthaltsstatus, so daß kein Raum mehr für Ermes-
sensentscheidungen der zuständigen Ausländerbehörde bleibt. Dagegen 
überließ das Ausländergesetz von 1965 die Erteilung, Verlängerung sowie 
die Beendigung von Aufenthaltserlaubnissen weitgehend dem Ermessen 
der Verwaltung. 

Von der Anwendung des Ausländergesetzes ausgenommen sind die 
Mitglieder des diplomatischen Personals der in Deutschland tätigen Bot-
schaften samt Familienmitglieder und Hauspersonal, ferner das Personal 
konsularischer Vertretungen und Angehörige internationaler Organisatio-
nen und Institutionen 118. Ebenso unanwendbar ist das Ausländergesetz auf 
Mitglieder der NATO-Stationierungsstreitkräfte, deren ziviles Personal 
und Angehörige119. 

Das Ausländergesetz unterscheidet im Hinblick auf die Rechtsstellung 
der Ausländer zwischen privilegierten und nicht privilegierten Ausländern. 
Auswirkung hat die Privilegierung vor allem auf Einreise- und Aufent-
haltsbestimmungen. Sie gilt allerdings nicht in gleichem Maße für alle be-
troffenen Gruppen. Zu den privilegierten Ausländern zählen die Angehö-
rigen der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union bzw. der EFTA und 
deren Familienangehörige, die aufgrund des EG-Vertrages Freizügigkeit 
im Bundesgebiet genießen und keiner Arbeitserlaubnis zur Beschäftigung 
bedürfen 120• Privilegiert sind weiterhin Ausländer bestimmter Staaten auf-

116 BAMBERGER 1995, l. 
ll7 BAMBERGER 1995, 2. 
ll8 Vgl.§ 2 Abs. 1 AuslG. 
ll9 Vgl. Art. 6 des Zusatzabkommens zum Stationierungsabkommen vom 3.8.1959 

(BGB!. 1961 II 1218); zuletzt geändert durch Abkommen vom 18.3.1993 (BGB!. 
1994 II 2598). 

120 Dazu eingehend KANEIN/RENNER 1993, § l Aus!G, Rn. 14; § 2 AuslG, Rn. 7 ff. 
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grund völkerrechtlicher Verträge, heimatlose Ausländer, Kontingentflücht-
linge sowie Asylbewerber und Asylberechtigte121. 

Nach§ 4 Abs. 1 AuslG besteht in der Regel eine Paßpflicht für alle ein-
reisenden oder sich im Bundesgebiet aufualtenden Ausländer. Des weiteren 
ist grundsätzlich für die Einreise und den Aufenthalt eines Ausländers im 
Bundesgebiet gern. § 3 Abs. 1 AuslG eine Aufenthaltsgenehmigung erfor-
derlich (Erlaubnisvorbehalt)122. Von diesem Erfordernis gibt es jedoch 
zahlreiche Befreiungen, zum Beispiel wegen kurzer Aufenthaltsdauer für 
Staatsangehörige bestimmter Staaten, sofern diese sich ausweisen können 
und keine Erwerbstätigkeit aufnehmen wollen, ferner zur Erleichterung 
der diplomatischen Beziehungen und des internationalen Verkehrs123. Die 
Befreiungen von der Visumspflicht und der Paßpflicht richten sich nach 
dem Herkunftsstaat124. Kinder unter 16 Jahren aus bestimmten Staaten 
sind vom Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung befreit125. 

Es lassen sich vier Arten von Aufenthaltsgenehmigungen unterscheiden 126: 

• die Aufenthaltserlaubnis gern. §§ 15, 17 AuslG, die Grundlage für einen 
Daueraufenthalt in der Bundesrepublik ist, 

• die Aufenthaltsberechtigung gern. § 27 AuslG, die einen verstärkten 
Ausweisungsschutz beinhaltet, 

• die Aufenthaltsbewilligung gern. §§ 28, 29 AuslG, die streng zweck-
gebunden erteilt wird, 

• die Aufenthaltsbefugnis, gern. § 30 AuslG, die nur für einen begrenzten 
Zeitraum erteilt wird121. 

121 Nachweise bei KANEIN/RENNER 1993, § 1 Aus!G, Rn. 14. 
122 Zu den einzelnen Anspruchsgrundlagen für die Erteilung einer Aufenthaltsgeneh-

migung BAMBERGER 1995, 27ff. 
123 Dazu KANEIN/RENNER 1993, § 3 Aus!G, Rn. 10//. 
124 Vgl.§§ l, 5, 9 DVAus!G. 
125 Vgl.§ 2 DVAus!G. Durch die VO vom 11.1.1997 (BGB!. I 4) ist nunmehr auch für 

Kinder unter 16 Jahren, die aus der Türkei, den Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Volksrepublik Jugoslawien und anderen Staaten stammen, ein Aufenthaltsgeneh-
migungserfordernis eingeführt worden. 

126 Vgl.§ 5 Aus!G. 
127 Zu den Arten der Aufenthaltsgenehmigung KANEIN/RENNER 1993, § 5 Aus!G, Rn. 

7//.; BAMBERGER 1995, 7//.; KUGLER 1995, 15//. 
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Eine mögliche Versagung der Aufenthaltsgenehmigung richtet sich nach 
den§§ 6/f. AuslG. Gern.§ 6 AuslG ist auf Antrag eine Aufenthaltsgeneh-
migung zu erteilen, wenn darauf ein Anspruch besteht. Nach§ 7 AuslG 
kann in sonstigen Fällen nach Ermessen eine Aufenthaltsgenehmigung er-
teilt werden, die jedoch in der Regel zu versagen ist, wenn ein Auswei-
sungsgrund vorliegt, wenn der Lebensunterhalt des Ausländers nicht gesi-
chert ist oder wenn Interessen der Bundesrepublik beeinträchtigt oder 
gefährdet sind. Eine Aufenthaltsgenehmigung kann gern.§ 14 AuslG mit 
Bedingungen oder Auflagen versehen werden. Ausländer, die länger als 
drei Monate einer unselbständigen Erwerbstätigkeit im Bundesgebiet 
nachgehen wollen, bedürfen gern. § 10 AuslG iVm § 1 Arbeitsaufenthalte-
verordnung (AAV) einer Arbeits- oder Berufsausübungserlaubnis, um eine 
Aufenthaltsgenehmigung zu erhalten12s. 

c) Ausweisung 

Voraussetzung für eine Ausweisung ist das Vorliegen eines Ausweisungs-
grundes nach§§ 45--47 AuslG. Gern.§ 45 Abs. 1 AuslG kann ein Ausländer 
ausgewiesen werden, wenn sein Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land beeinträchtigt. § 46 AuslG nennt beispielhaft einzelne Ausweisungs-
gründe für die Erfüllung des Tatbestandes des § 45 Abs. 1 AuslG, z.B. 
Sicherheitsgefährdung und Gewaltanwendung, Verstöße gegen Rechtsvor-
schriften und gerichtliche und behördliche Entscheidungen oder Sozialhil-
febezug 129. Gern.§ 47 Abs. 1 AuslG wird zwingend ausgewiesen, wer wegen 
einer oder mehrerer schwerer Straftaten rechtskräftig verurteilt worden ist. 
Bei weniger schweren Fällen von Kriminalität droht eine Regel-Auswei-
sung nach§ 47 Abs. 2 AuslGI3o. 

128 Vgl.§§2//.AAV. 
129 Dazu BAMBERGER 1995, 108//. 
130 Der Bundesrat hat im Juli 1997 dem Kompromißvorschlag des Vermittlungsaus-

schusses zum Gesetzentwurf über die Änderung ausländer- und asylverfahrens-
rechtlicher Vorschriften (vgl. BT-DRS. 13/7956; BR-DRS. 476/97) zugestimmt. 
Demnach soll der Strafrahmen für die Ist-Ausweisung von fünf bzw. acht Jahren 
auf drei Jahre gesenkt werden. Zudem wird ein weiterer zwingender Ausweisungs-
grund für bestimmte Fälle des Landfriedensbruchs eingeführt. 



30 Ausländer in Deutschland 

Zugunsten der freizügigkeitsberechtigten Staatsangehörigen der EG-
Mitgliedsstaaten ist die Aufenthaltsbeendigung durch Ausweisung aller-
dings eingeschränktt3t. Besonderen Ausweisungsschutz genießen des wei-
teren gern.§ 48 Abs. 1 AuslG Ausländer, die eine Aufenthaltsberechtigung 
oder eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis besitzen und im Bundesgebiet 
geboren oder als Minderjährige eingereist sind, sowie solche, die mit einem 
deutschen Familienangehörigen in familiärer Lebensgemeinschaft leben, 
f emer Asylberechtigte, Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge. § 48 Abs. 2 
konstituiert ein grundsätzliches Ausweisungsverbot für minderjährige und 
heranwachsende Ausländer, § 48 Abs. 3 AuslG für Asylbewerbert32. 

Die Ausreisepflicht wird mit Hilfe der Abschiebung nach§ 49 AuslG 
durchgesetzt. Dazu dient gegebenenfalls die Abschiebungshaft gern. § 57 
AuslG, die einer richterlichen Anordnung bedarfl33, § 51 AuslG konstitu-
iert ein Abschiebungsverbot in Anlehnung an Art. 33 Abs. 1 der Genfer 
Flüchtlingskonvention (GK) zugunsten rassisch, religiös oder sonst poli-
tisch Verfolgter134. Schutz vor Abschiebung bietet weiterhin § 53 AuslG, 
wonach ein Ausländer nicht in einen Staat abgeschoben werden darf, in 
dem für ihn die konkrete Gefahr besteht, gefoltert zu werden, oder wenn 
dqrt die Gefahr der Todesstrafe besteht. Allerdings greift ein Abschie-
bungsschutz grundsätzlich nicht vor der Gefahr einer gesetzmäßigen Be-
strafung ein135. Des weiteren darf nach dieser Vorschrift ein Ausländer 
nicht abgeschoben werden, wenn sich nach den Regeln der Europäischen 
Menschenrechtskonvention ergibt, daß die Abschiebung unzulässig ist136. 

Ein fakultatives Abschiebungshindemis besteht außerdem bei Fällen 
schwerer Existenzbedrohung des einzelnen Ausländers. 

Gern. § 54 AuslG können die obersten Landesbehörden aus humanitä-
ren oder völkerrechtlichen Gründen oder zur Wahrung politischer Inter-

131 Vgl. KANEIN/RENNER 1993, § 45 AuslG, Rn. 26 m.N. 
132 Zu den Voraussetzungen BAMBERG ER 1995, 119 ff. 
133 Zu den Voraussetzungen von Abschiebung und Abschiebungshaft siehe BAMBER-

GER 1995, 126//. 
134 Gern.§ 51 Abs. 3 AuslG gilt das Abschiebungsverbot nicht, wenn „der Ausländer 

aus schwerwiegenden Gründen als eine Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland anzusehen ist oder eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeutet, 
weil er wegen einer besonders schweren Straftat rechtskräftig verurteilt worden 
ist." 

135 § 53 Abs. 5 Aus!G. 
136 § 53 Abs. 4 Aus!G. 
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essen der Bundesrepublik die Aussetzung der Abschiebung von Auslän-
dern bestimmter Staaten oder sonstiger Ausländergruppen anordnen. 
Wenn die Abschiebung länger als sechs Monate ausgesetzt werden soll, ist 
das Einvernehmen des Bundesministeriums des Innern erforderlich. 

d) Duldung 

Gern.§§ 55, 56 AuslG kann die sogenannte Duldung eine Abschiebung des 
Ausländers zeitweise aussetzen. Der Ausländer hat einen Rechtsanspruch 
auf Erteilung einer Duldung gern. § 55 Abs. 2 AuslG bei rechtlicher oder 
tatsächlicher Unmöglichkeit einer Abschiebung, z.B. wegen Reiseunfähig-
keit, oder wenn ihm in dem Staat, in den er abgeschoben werden soll, eine 
erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit droht. Des wei-
teren hat er einen Anspruch auf Duldung, wenn die Abschiebung aus völ-
kerrechtlichen oder humanitären Gründen gern. § 54 AuslG ausgesetzt 
werden soll. In den Fällen des§ 55 Abs. 3, 4 AuslG ist auch der Erlaß einer 
Duldung im Ermessen der Behörde möglich 137. Nach§ 56 AuslG bleibt die 
Ausreisepflicht unberührt. Die Duldung, die befristet erteilt wird, erlischt 
auf jeden Fall mit der Ausreise des Ausländers. 

e) Arbeitserlaubnis 

Seit 1990 wurde das Arbeitserlaubnisrecht geändert, um einerseits den 
Rechtsstatus der sich dauerhaft in Deutschland aufhaltenden Ausländer zu 
stärken und andererseits die sonstige Zuwanderung strikt zu kontrollie-
ren 138. Soweit in zwischenstaatlichen Übereinkommen nichts anderes ver-
einbart ist, bedürfen ausländische Arbeitnehmer gern. § 19 Abs. l Satz l 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) einer Erlaubnis der Bundesanstalt für Ar-
beit, wenn sie eine Beschäftigung139 ausüben wollen, (allgemeines Arbeits-
verbot mit Erlaubnisvorbehalt). 

Dabei wird nach Absatz l Satz 2 der Vorschrift die Erlaubnis nach 
Lage und Entwicklung des Arbeitsmarkts unter Berücksichtigung der Ver-

137 Dazu KANEINIRENNER, 1993, § 55 Aus!G, Rn. 9/f. 
138 Vgl. BIEBACK 1995, 100 m.N. 
139 Dazu zählt auch ein Ausbildungsverhältnis. 
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hältnisse des einzelnen Falls erteilt (allgemeine Arbeitserlaubnis). Diese 
darf nur für maximal drei Jahre gewährt werden und kann regional und in-
haltlich beschränkt werden 140 . Daneben existiert nach§ 19 Abs. 6 AFG die 
besondere Arbeitserlaubnis, die „unabhängig von Lage und Entwicklung 
des Arbeitsmarkts und ohne Beschränkung auf bestimmte Betriebe, Be-
rufsgruppen, Wirtschaftszweige" erteilt werden kann, wenn der Arbeit-
nehmer in den letzten acht Jahren fünf Jahre lang eine unselbständige Tä-
tigkeit rechtmäßig im Geltungsbereich des Arbeitsförderungsgesetzes 
ausgeübt hat. Gern. §§ 3 Abs. 2 Satz 2, 4 AEVO kann auch die besondere 
Arbeitserlaubnis zeitlich und regional beschränkt werden 141. 

Die Arbeitserlaubnis wird grundsätzlich nur erteilt, wenn der Auslän-
der eine Aufenthaltsgenehmigung gern. § 5 AuslG besitztl42. Zumindest 
aber ist ein legaler Aufenthalt erforderlich143. Keiner Arbeitserlaubnis be-
dürfen Staatsangehörige von EG-Mitgliedsstaaten, die Freizügigkeit ge-
nießen, und deren Familienangehörige144. Türkische Arbeitnehmer sind 
vom Erfordernis einer Arbeitserlaubnis nicht gänzlich befreit, sondern nur 
bei Erteilung der Arbeitserlaubnis begünstigt 145. Heimatlose Ausländer be-
nötigen ebenso keine Arbeitserlaubnis146 wie die Angehörigen einiger Per-
sqnengruppen, die grenzüberschreitend tätig sind oder aufgrund nur ge-
ringer Ausübung einer Erwerbstätigkeit den Inlandsarbeitsmarkt nicht 
spürbar belasten 147• Ferner benötigen Ausländer, die in Deutschland gebo-
ren sind und eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis besitzen, oder Auslän-
der, die eine Aufenthaltsberechtigung gern. § 27 AuslG haben, keine Ar-
beitserlaubnis148• 

140 Dazu BIEBACK 1995, 101//. 
141 Im Jahre 1993 wurden z.B. insgesamt 854. 264 allgemeine Arbeitserlaubnisse und 

438. 920 besondere Arbeitserlaubnisse erteilt, vgl. BIEBACK 1995, 101, 107 m.N. 
142 § 5 AEVO. 
143 Zum Beispiel eine. Aufenthaltsgestattung gern. § 55 AsylVfG oder eine Duldung 

gern.§ 55 Aus!G, vgl. § 5, Nr. 1 bis 6 AEVO. 
144 S.o. 2. Kapitel, 1. 3. b) aa). 
145 Dazu BIEBACK 1995, 101/. sowie KEMPER 1995, 114/f. 
146 Vgl.§ 17 Abs. 1 HAG,§ 19 Abs. 3 AFG. 
147 Vgl.§ 9 AEVO; dazu KANEIN/RENNER 1993, § 10 AuslG, Rn. 31 m.N. 
148 § 9, Nr. 15, 16 AEVO. 
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f) Einbürgerung 

Dem lus-Sanguinis-Prinzip (Abstammungsprinzip) folgend149, wird die 
deutsche Staatsangehörigkeit gern. § 4 RuStAG durch Geburt erworben, 
wenn bei einem ehelichen Kind ein Elternteil Deutscher ist oder bei einem 
nichtehelichen Kind die Mutter Deutsche ist. Auch durch Legitimation 
(§ 5 RuStAG) und Adoption (§ 6 RuStAG) kann die deutsche Staatsange-
hörigkeit erworben werdeniso. Der Erwerb der deutschen Staatsangehörig-
keit durch Einbürgerung spielt zahlenmäßig eine eher untergeordnete 
Rolle. So wurden beispielsweise 1989 im früheren Bundesgebiet lediglich 
knapp 70. 000 Ausländer eingebürgert 151 . 1994 wurden in Deutschland -
nach der Änderung des Ausländergesetzes - immerhin knapp 260. 000 Ein-
bürgerungen verzeichnet 1 s2. 

§ 8 RuStAG bildet die Grundnorm für eine Einbürgerung in die deut-
sche Staatsangehörigkeit. Die weiteren Einbürgerungsbestimmungen des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes sowie des Ausländergesetzes 
haben als Sonderregelungen Vorrang vor einer Anwendung des § 8 
RuStAG, auf den ergänzend zurückgegriffen werden kann 153. § 8 RuStAG 
enthält eine Ermessensermächtigung, nach der ein Ausländer eingebürgert 
werden kann, wenn er geschäftsfähig ist, keinen Ausweisungsgrund nach 
§ 46 Nr. 1 bis 4, § 47 Abs. l oder 2 des Ausländergesetzes erfüllt, im Inland 
eine konkrete räumliche Unterkunft besitzt und imstande ist, sich und 
seine Angehörigen am Ort der Niederlassung zu ernähren. Bei der Ent-
scheidung über die Einbürgerung ist die Behörde allerdings an die Einbür-
gerungsrichtlinien gebunden, welche überwiegend Grundsätze zur Aus-
übung des behördlichen Ermessens enthalten, ohne den Ermessensrahmen 
abschließend zu bestimmen 154. 

§ 9 RuStAG privilegiert ausländische Ehegatten von Deutschen bei der 
Einbürgerung. Sie erhalten einen grundsätzlichen Rechtsanspruch auf Ein-
bürgerung, der aber zusätzlich zu den Mindestvoraussetzungen des § 8 
RuStAG davon abhängig ist, daß die Bewerber ihre bisherige Staatsange-

149 Dazu HAILBRONNERIRENNER 1991, Ein!. E, Rn. 29/. 
150 Zu den Voraussetzungen HAILBRONNER/RENNER 1991, §§ 4, 5, 6 RuStAG. 
151 StaJB 1993, 73. 
152 StaJB 1996, 69. 
153 HAILBRONNERIRENNER 1991, § 8 RuStAG, Rn. 6. 
154 HAILBRONNER/RENNER 1991, § 8 RuStAG, Rn. 5. 
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hörigkeit verlieren oder aufgeben und daß sie sich in die deutschen Le-
bensverhältnisse einordnen' 55. § 10 RuStAG gibt nichtehelichen Kindern 
eines deutschen Vaters einen Anspruch auf Einbürgerung, wenn die Vater-
schaft festgestellt worden ist, das Kind seit drei Jahren seinen rechtmäßi-
gen Aufenthalt im Inland hat und der Antrag vor Vollendung des 23. Le-
bensjahres gestellt wurde. Gern. § 13 RuStAG können ehemalige Deutsche 
oder Personen, die von ehemaligen deutschen Staatsangehörigen abstam-
men oder als Kind angenommen worden sind, erleichtert eingebürgert wer-
den 156. Art. 116 Abs. 2 GG gibt ferner einen Anspruch auf Einbürgerung 
für frühere deutsche Staatsangehörige und deren Abkömmlinge, denen 
zwischen dem 30.1.1933 und dem 8.5.1945 die Staatsangehörigkeit aus 
politischen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen worden ist 157• 

Mit Wirkung vom 1. 7. 1993 bestehen gern. §§ 85 bis 91 AuslG nunmehr 
Einbürgerungsansprüche für die bisher eingewanderten ausländischen Ar-
beitnehmer und ihre Familienangehörigen. Die im Bundesgebiet herange-
wachsenen Ausländer, die bis zur Vollendung des 23. Lebensjahres die Ein-
bürgerung beantragen, haben gern. § 85 AuslG einen Anspruch auf 
Einbürgerung, wenn sie einen achtjährigen, rechtmäßigen Aufenthalt und 
einen Schulbesuch im Bundesgebiet von sechs Jahren vorweisen können. 
Für Ausländer, die das 23. Lebensjahr vollendet haben, ist nach§ 86 AuslG 
eine Einbürgerung abhängig von einem fünfzehnjährigen, rechtmäßigen 
Aufenthalt und von einem gesicherten Lebensunterhalt. Ein Anspruch ist 
jedoch in beiden Fällen ausgeschlossen, wenn eine Verurteilung wegen 
einer schwerwiegenden Straftat vorliegt158. Grundsätzlich wird auch der 
Verlust oder die Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit gefordertJS9, 

Zudem wird der Einbürgerungsanspruch davon abhängig gemacht, ob 
der Ausländer im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis oder einer Aufenthalts-
berechtigung ist. Die Einbürgerung kann versagt werden, wenn ein Aus-
weisungsgrund nach§ 46 Abs. 1 AuslG vorliegt 160. 

155 Vgl. HAILBRONNERIRENNER 1991, § 9 RuStAG, Rn. 1//. 
156 Dazu HAILBRONNERIRENNER 1991, § 13 RuStAG, Rn. 1//. 
157 Dazu HAILBRONNERIRENNER 1991, Art. 116 GG, Rn. 1/f. 
158 Vgl.§§ 85, 86, 88 Aus!G. 
159 Vgl.§§ 85 Abs. 1 Nr. 1, 86 Abs. 1 Nr. 1 Aus!G. Gern.§ 87 Aus!G ist ausnahmsweise 

auch eine Einbürgerung unter Mehrstaatigkeit vorgesehen. 
160 Vgl.§§ 85 Abs. 2, 86 Abs. 3 Aus!G. 
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g) Asylrecht und Asylverfahren 

Aufgrund der zunehmend hohen Asylbewerberzahlen - in der Bundes-
republik Deutschland wurden 1992 über 70% aller in der Europäischen 
Gemeinschaft um politisches Asyl nachsuchenden Flüchtlinge regi-
striert161 - kam es 1993 zu einer Änderung des Grundrechts auf Asyl162 
sowie zu einer Neufassung des AsylVfG163, Das BVerfG hat inzwischen in 
drei Urteilen vom 14. 5.1996164 die Verfassungsmäßigkeit der das Asylrecht 
betreffenden Gesetzesänderungen bestätigt und damit einen vorläufigen 
Schlußstrich unter die mehrere Jahre andauernden Auseinandersetzungen 
um das Asylrecht gezogen 165, 

Nach Art 16a Abs. 1 GG genießen politisch Verfolgte Asylrecht. Eine 
Verfolgung ist relevant, wenn sie auf bestimmte persönliche Merkmale des 
Betroffenen gerichtet ist, nämlich auf Rasse, Religion, Nationalität, politi-
sche Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe166. Das Grundrecht auf Asyl gern. Art. 16a GG ist wegen des er-
weiterten Regelungsumfangs an die Stelle des bisherigen Art. 16 Abs. 2 
Satz 2 GG getreten. Im Gegensatz zum früheren Recht begrenzt die Neu-
regelung in den Absätzen 2 bis 5 in Anknüpfung an die Schutzbedürftig-
keit des einzelnen Asylbegehrenden den Schutzumfang des Individual-
grundrechts und schreibt wichtige Teilbereiche des Verfahrens vor, das zur 
Gewährung oder Ablehnung von Asyl in der Bundesrepublik Deutschland 
führt 167, 

Gern. Art. 16a Abs. 2 GG gilt die sog. ,,Drittstaatenregelung". Danach 
hat ein möglicherweise politisch Verfolgter, der aus einem Drittstaat ein-
reist, in welchem die Einhaltung der Genfer Flüchtlingskonvention und der 
Europäischen Menschenrechtskonvention sichergestellt ist, keinen grund-
rechtlichen Anspruch auf Prüfung seines Asylantrags 168 . Da derzeit alle An-

161 HAILBRONNER 1993, 107. Siehe dazu oben 2. Kapitel, 1. 2. g). 
162 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28.6.1993 (BGB!. I 1002). Dazu 

HAILBRONNER 1993, 107 ff. 
163 AsylVfG vom 27.7.1993 (BGB!. I 1361). 
164 BVerfG (Flughafenregelung) NVwZ 1996, 678ff.; BVerfG (Sichere Herkunfts-

staaten) NVwZ 1996, 691//.; BVerfG (Drittstaatenregelung) NVwZ 1996, 700ff. 
165 Siehe dazu RENNER 1996, 103ff.; HAILBRONNER 1996, 625ff. 
166 SCHMIDT-BLEIBTREUIKLEIN 1995, Art. 16a, Rn. 9; BAMBERGER 1995, 96. 
167 Vgl. SCHMIDT-BLEIBTREU/KLEIN 1995, Art. 16a, Rn. 3.; HENKEL 1993, 2705. 
168 Dazu eingehend HAILBRONNER 1993, l 12ff. 
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rainerstaaten der Bundesrepublik als sichere Drittstaaten eingestuft sind, 
kann sich im wesentlichen nur der Ausländer auf das Grundrecht auf Asyl 
berufen, der auf dem Luft- oder Seeweg einreist. Zwar besteht grundsätz-
lich die Möglichkeit, daß ein Staatsangehöriger der Anrainerstaaten einen 
Asylantrag stellt, dies dürfte aber wegen der politischen Verhältnisse in die-
sen Staaten kaum vorkommen169• Natürlich kann auch ein Ausländer, der 
sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, infolge politischer Veränderun-
gen in seinem Herkunftsland zu einem politisch Verfolgten werden. 

Gern. Art. 16a Abs. 3 GG kann ferner für Asylsuchende aus sog. ,,si-
cheren Herkunftsstaaten" ein verkürztes Asylverfahren stattfinden. Die 
Klassifizierung von Herkunftsstaaten als sicher erfolgt, soweit bei diesen 
Staaten „auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der all-
gemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, daß dort weder 
politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung 
oder Behandlung stattfindet." Die gesetzliche Qualifizierung als sicherer 
Herkunftsstaat begründet eine widerlegbare Vermutung170. 

Nach der sogenannten „Flughafenregelung" gern.§ 18a AsylVfG ist bei 
Ausländern, die über einen sicheren Herkunftsstaat einreisen oder die sich 
nicht mit einem gültigen Paß oder Paßersatz ausweisen können, das Asyl-
verfahren vor der Entscheidung über die Einreise durchzuführen, soweit 
eine Unterbringung auf dem Flughafengelände möglich istl 71. Asylbewer-
ber besitzen zur Durchführung des Asylverfahrens eine Aufenthaltsgestat-
tung, die räumlich auf den Bezirk der zuständigen Ausländerbehörde be-
schränkt ist 172. Sie wohnen nach Stellung des Antrags auf Asyl in der Regel 
in den zuständigen Aufnahmeeinrichtungen oder in Gemeinschaftsunter-
künften 173. 

Die Anerkennungsquote von Asylanträgen, die 1985 noch 29,15% be-
tragen hat, ist in der Folgezeit kontinuierlich zurückgegangen bis auf 3,2.% 
im Jahre 1993. In den folgenden Jahren ist die Anerkennungsquote leicht 
angestiegen bis auf 9,53% 1996174. Allerdings sind hierbei nicht die Ent-

169 Nachweise bei HENKEL 1993, 2706. 
170 SCHMIDT-BLEIBTREu/KLEIN 1995, Art. 16a, Rn. 4. Vgl.§ 29a AsylVfG. 
171 Dazu MARX 1993, 160/f.; KUGELMANN 1994, 158//. 
172 Vgl.§§ 55, 56 AsylVfG. 
173 Vgl.§§ 44//., 53 AsylVfG. 
174 Die Anerkennungsquoten betrugen 1985: 29,15%; 1986: 15,94%; 1987: 9,4%; 

1988: 8,6%; 1989: 5,0%; 1990: 4,4%; 1991: 6,9%; 1992: 4,3%; 1993: 3,2%; 1994: 
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scheidungen der Verwaltungsgerichte berücksichtigt. Anerkannte Asylbe-
werber genießen in der Bundesrepublik Deutschland freien Zugang -zu 
Ausbildung, Beruf und Arbeit. Bei der öffentlichen Fürsorge sowie in den 
Gebieten des Arbeitsrechts und der sozialen Sicherheit sind sie den Deut-
schen gleichgestellt175. Ferner steht den Asylberechtigten eine besondere 
Arbeitserlaubnis gern.§ 4 Abs. 2 AEVO iVm § 10 AuslG zu. 

h) Rechtsstellung von sonstigen Flüchtlingen 

Der mit Wirkung vom 1.7.1993 in das Ausländergesetz eingefügte§ 32a 
sieht zum Schutz von Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlingen die Erteilung 
bzw. Verlängerung von Aufenthaltsbefugnissen vor, wenn sich Bund und 
Länder einvernehmlich zur vorübergehenden Aufnahme der jeweiligen 
Gruppe verständigt haben 176. Ein Ausländer erhält aber gern.§ 32a Abs. 2 
AuslG nur eine Aufenthaltsbefugnis, wenn er keinen Asylantrag stellt. 

Schutz vor Abschiebung politischer Flüchtlinge iSd Non-Refoulement-
Gebots der GKI77 bietet§ 51 AuslG, der ein Abschiebungsverbot zugunsten 
rassisch, religiös oder sonst politisch Verfolgter beinhaltet. Weiterhin kann 
zugunsten von Flüchtlingen § 53 AuslG eingreifen, der unter anderem den 
Ausländer vor Abschiebung in einen Staat schützt, in dem für ihn die kon-
krete Gefahr besteht, gefoltert zu werden, oder wenn dort für ihn die Ge-
fahr der Todesstrafe besteht. Nach dieser Vorschrift darf ein Ausländer 
auch nicht abgeschoben werden, wenn sich nach den Regeln der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention ergibt, daß die Abschiebung unzulässig 
ist11s. Ferner kann die Abschiebung gern.§ 54 AuslG aus humanitären oder 
völkerrechtlichen Gründen ausgesetzt werden 179, 

7,3%; 1995: 9,04%; 1996: 9,53%. Vgl. V. POLLERN 1986, 69; DERS. 1987, 31; DERS. 
1988, 64; RETHMANN 1995, 93 (Fn. 316) m.N.; V. POLLERN 1997, 93. 

175 KANEINIRENNER 1993, § 2 AsylVfG, Rn. 23/. 
176 Vgl. dazu RENNER 1996, 109. 
177 Art. 33 Abs. 1 GK. § 51 AuslG greift für politische Flüchtlinge ein, soweit sie nicht 

als Asylberechtigte nach Art. 16a GG anerkannt werden, z.B. weil sie aus einem si-
cheren Drittstaat in die Bundesrepublik eingereist sind. Der Begriff des politisch 
Verfolgten iSd Genfer Konvention deckt sich i.ü. nicht mit dem Begriff des politisch 
Verfolgten iSd Art. 16a GG. Dazu KANEIN!RENNER 1993, § 51 AuslG, Rn. 6ff. 

178 § 53 Abs. 4 AuslG. 
179 S.o. 2. Kapitel, I. 3. c) 
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Die Rechtsstellung von Flüchtlingen, die im Rahmen humanitärer 
Hilfsaktionen ausnahmsweise von der Bundesrepublik Deutschland auf-
genommen werden, richtet sich nach dem Kontingentsflüchtlingsgesetz. 
Diese Flüchtlinge genießen gern. § 1 Abs. 1 des Gesetzes die Rechtsstellung 
nach den Art. 2 bis 34 GK. Sie erhalten eine unbefristete Aufenthalts-
erlaubnis sowie eine Arbeitserlaubnis1so. 

i) Sozialrechtliche Stellung der Ausländer 

Bei der Sozialversicherung (Kranken-, Pflege-, Unfall-, Renten- und Ar-
beitslosenversicherung) genießen Staatsangehörige von Staaten der EU in 
der Bundesrepublik Deutschland entsprechend der VO/EWG 1408/71 
grundsätzlich Inländerbehandlung181 . Das EG-Sozialrecht gilt jedoch 
nicht nur für sämtliche EU-Bürger, sondern auch für die Bürger der EWR-
Staaten Norwegen, Island und Liechtenstein182. Darüber hinaus hat 
Deutschland mit zahlreichen Staaten Abkommen über die soziale Sicher-
heit und Sozialversicherungsfragen geschlossen. 
. Den Angehörigen anderer Staaten, die sich rechtmäßig im Inland auf-

halten, stehen dieselben Rechte auf soziale Vorsorge zu wie den Deutschen, 
wenn sie einer Erwerbstätigkeit nachgehen183. So bestimmen die §§ 3/f. 
SGB IV, daß die Anwendbarkeit des deutschen Sozialrechts von der Aus-
übung einer unselbständigen Beschäftigung oder einer selbständigen Er-
werbstätigkeit in Deutschland abhängt. Dagegen haben Ausländer, deren 
Heimatstaat zu Deutschland nicht in einer sozialrechtlichen Beziehung 
steht, grundsätzlich kein Recht auf Ausübung einer ErwerbstätigkeitI84. 
Folglich besitzen Ausländer aus Nicht-EWR bzw. Nicht-Abkommensstaa-
ten eine weitaus schwächere Position als die den Deutschen im wesentli-
chen gleichgestellten Bürger der Eu1ss. 

180 Vgl. §§ 1, 3 des Gesetzes über Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfs-
aktionen aufgenommene Flüchtlinge. 

181 KANEIN!RENNER 1993,§ IOAuslG, Rn. 131. Vgl. dazuHAILBRONNER 1984, 176,185. 
182 EICHENHOFER 1996, 63. 
183 Vgl. dazu EICHENHOFER 1996, 62/f. sowie KANEIN/RENNER 1993, § 10 Aus!G, Rn. 

114//. 
184 EICHENHOFER 1996, 64. 
185 EICHENHOFER 1996, 70. 
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Anspruch auf Sozialhilfe haben Ausländer, wenn sie sich tatsächlich im 
Bundesgebiet aufhalten, wobei der Anspruch auf Hilfeleistung aus-
geschlossen ist, wenn sich ein Ausländer in der Absicht, Sozialhilfe zu er-
langen, eingeschlichen hat1 86. Asylbewerber erhielten bis Oktober 1993 
grundsätzlich nach denselben Maßstäben Sozialhilfe wie andere Auslän-
der. Seit dem 1. 11. 1993 erhalten sie Leistungen nach Maßgabe des Asylbe-
werberleistungsgesetzes (AsylbLG). Einkommen und Vermögen, über die 
der Asylbewerber und seine Familienangehörigen verfügen, sind jedoch 
vor Eintritt der Leistungen aufzubrauchen1s1. Gewährt werden neben so-
genannten Grundleistungen (Ernährung, Unterkunft, Kleidung, etc. -
vorrangig als Sachleistungen) vor allem die erforderlichen Leistungen bei 
Krankheit, Schwangerschaft und Geburtiss. Sonstige Leistungen sind gern. 
§ 6 AsylbLG streng an deren Erforderlichkeit gebunden. 

Anerkannte Asylbewerber werden bei der Sozialversicherung im we-
sentlichen gleich behandelt wie Deutsche. Sie erhalten auch unter densel-
ben Voraussetzungen Sozialhilfe wie Deutsche. Anspruch auf Kindergeld, 
Erziehungsgeld, Wohngeld, Wohnberechtigungsschein und Ausbildungs-
förderung steht den Asylberechtigten zu, soweit sie im Bundesgebiet ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. Ferner gelangen sie in den 
Genuß von Eingliederungshilfen, die Ausländern sonst nicht zur Ver-
fügung stehen 189. 

j) Politische Rechte 

Unter dem Begriff „politische Betätigung" ist jedes Tun und Handeln zu 
verstehen, das auf die Erringung, Änderung oder Bewahrung von Macht 
und Einfluß auf die Gestaltung staatlicher Einrichtungen oder Gesell-
schaftsformen gerichtet istt9o. Das Recht auf politische Betätigung ist ver-
fassungsrechtlich sowie einfachgesetzlich gewährleistet, insbesondere 
durch das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung, Art. 5 Abs. 1 GG, wel-

186 Vgl.§ 120 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 BSHG. Zu den Voraussetzungen KANEIN/RENNER, 
§ 10 Aus!G, Rn. 133/f. 

187 § 7 Abs. 1 AsylbLG. 
188 Vgl.§§ 3, 4 AsylbLG. 
189 Dazu KANEINIRENNER 1993, § 2 Asy!VfG, Rn. 28/. m.N. 
190 BVerwGE 57, 29. 
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ches nur durch allgemeine Gesetze eingeschränkt werden darf, die sich 
nicht gegen eine bestimmte Meinung als solche richten 191. 

Soweit Grundrechte nicht den Deutschen vorbehalten sind, stehen sie 
wie die allgemeine Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG, die allgemeine 
Meinungsfreiheit gern. Art. 5 Abs. 1 GG oder das Petitionsgrundrecht aus 
Art. 17 GG auch den Ausländern zu. Dagegen umfaßt der persönliche 
Schutzbereich der Grundrechte der Versammlungsfreiheit gern. Art. 8 GG 
und der Vereinsfreiheit nach Art. 9 Abs. 1 GG, die große Bedeutung für das 
Recht auf politische Betätigung haben, ausschließlich die Deutschen, nicht 
aber die Ausländer. Allerdings sind die Versammlungsfreiheit und die Ver-
einsfreiheit einfachgesetzlich für Ausländer und Deutsche gleich geregelt192, 

so daß diese Rechte auch für Ausländer garantiert sind. 
§ 37 AuslG regelt Verbote und Beschränkungen der politischen Betäti-

gung von Ausländern. Dabei wird nicht Bestand und Umfang der den Aus-
ländern zustehenden Grundrechte bestimmt. Die politische Betätigungs-
freiheit wird lediglich deklaratorisch beschrieben, wobei Beschränkungen 
und Verbote aus aufenthaltsrechtlichen und allgemein polizeirechtlichen 
Gründen benannt werden193• Die zwingenden und die im Ermessen der 
Yerwaltung stehenden möglichen Beschränkungen oder Untersagungen 
sind aber stets an dem verfassungsrechtlich verankerten Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit zu prüfen 194. 

Durch die Ausübung des Wahlrechts nimmt das Volk in erster Linie die 
ihm gern. Art. 20 Abs. 2 GG zukommende Staatsgewalt wahr. Da allein die 
Eigenschaft als Deutscher der Anknüpfungspunkt für die Zugehörigkeit 
zum Volk als Träger der Staatsgewalt ist, steht das Wahlrecht nur den 
Deutschen zu 195. Ausländer, die Bürger eines Mitgliedsstaates der Europäi-
schen Union sind, besitzen jedoch seit 1992 das aktive und passive Wahl-
recht im kommunalen Bereich, wenn sie ihren Wohnsitz in der Bundes-
republik Deutschland haben196. Hiervon betroffen sind vor allem Wahlen 
in kreisfreien Städten, Stadtkreisen, Kreisen und Gemeindent97. 

191 BVerfGE 7, 198; 26, 186; 33, l. Dazu SCHMIDT-BLEIBTREU/KLEIN 1995, Art. 5, 
Rn. ll//. 

192 Vgl.§ l Abs. l VersammlungsG (,,Jedermann hat das Recht...");§ l Abs. l Ver-
einsG (,,Die Bildung von Vereinen ist frei"). 

193 KANEIN/RENNER 1993, § 37 AuslG, Rn. 3. 
194 KANEIN/RENNER 1993, § 37 Aus!G, Rn. 7. 
195 SCHMIDT-BLEIBTREU/KLEIN 1995, Art. 116, Rn. l. Vgl. z.B.§§ 12, 15 BWG. 
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Auch steht den Unionsbürgern das Wahlrechtl98 sowie ein Petitions-
rechtl99 zum Europäischen Parlament an ihrem jeweiligen Wohnsitz zu. 
Weiterhin genießen sie Freizügigkeit gern. Art. 8a EGV sowie diplomati-
schen und konsularischen Schutz in Drittländern durch die Vertretungen 
der Mitgliedsstaaten200. Garantiert sind ferner die Grundrechte, wie sie in 
der am 4.11.1950 in Rom unterzeichneten Europäischen Menschenrechts-
konvention gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Ver-
fassungsüberlieferungen der Mitgliedsstaaten als geschriebene und unge-
schriebene Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben201. 

Ausländern, die nicht Unionsbürger iSd Art. 8 EGV sind, kann dage-
gen kein aktives oder passives Wahlrecht auf Gemeindeebene verliehen 
werden, da Wahlen gern. Art. 20 Abs. 2 GG dem Staatsvolk der Deutschen 
iSd Art. 116 Abs. 1 GG vorbehalten sind202. 

k) Strafrechtliche Sonderdelikte 

Es existieren mehrere strafrechtliche Bestimmungen des Ausländer- und 
des Asylverfahrensgesetzes203, für die als Täter erwartungsgemäß fast aus-
schließlich Ausländer in Betracht kommen. Diese Regelungen wirken sich 
erheblich auf die Tatverdächtigenbelastung der Ausländer in der Bundes-
republik Deutschland aus. 

Nach der Polizeilichen Kriminalstatistik wurden allein 1995 - bezogen 
auf die alten Bundesländer einschließlich Gesamt-Berlin-141. 426 auslän-
dische Tatverdächtige wegen Straftaten gegen das Ausländergesetz und das 
Asylverfahrensgesetz registriert. Somit besaßen 95% der in dieser Delikts-
gruppe ermittelten Tatverdächtigen nicht die deutsche Staatsangehörig-
keit204_ Etwa 26% der nichtdeutschen Tatverdächtigen insgesamt wurden 

196 Vgl. Art. 8b Abs. 1 EGV; Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG. 
197 KOENIG/HARATSCH 1996, 117. 
198 Art. 8b Abs. 2 EGV; §§ 6 Abs. 3, 6b Abs. 2 Eu WG. 
199 Art. 8d, Art. 138d EGV. 
200 Art. 8c EGV. 
201 ERDMANN U.A. 1995, 105. 
202 BVerfGE 83, 37/f., 60/f. Dazu eingehend SCHMIDT-BLEIBTREUIKLEIN 1995, Art. 

116, Rn. 1. 
203 Dazu eingehend V. POLLERN 1996, 175/J. 
204 S.u. Tab. 12 und 13. 
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wegen einer Straftat gegen§ 92 AuslG und§§ 84, 85 AsylVfG registriert205• 

Im selben Jahr wurden im alten Bundesgebiet ca. 27. 000 Ausländer wegen 
einer solchen Straftat verurteilt206. 

aa) §§ 92, 92a, 92b AuslG 

Schon nach§ 47 des Ausländergesetzes von 1965 war die Verletzung aufent-
haltsrechtlicher Vorschriften strafbar. Nunmehr ist gern. § 92 Abs. 1 AuslG 
der unerlaubte Aufenthalt von Ausländern im Bundesgebiet, also der Auf-
enthalt ohne eine erforderliche Aufenthaltsgenehmigung und ohne eine 
Duldung, der Nichtbesitz eines Passes, die Zuwiderhandlung gegen ein Ar-
beitsverbot sowie die Zuwiderhandlung gegen eine Beschränkung der poli-
tischen Betätigung unter Strafe gestellt. Strafbar sind weiterhin die Nicht-
duldung erkennungsdienstlicher Maßnahmen, die unerlaubte Einreise und 
schließlich die Zugehörigkeit zu einem geheimen Ausländerverein. 

Ein erhöhter Strafrahmen besteht gern. Abs. 2 für die erneute illegale 
Einreise und den Aufenthalt im Bundesgebiet, nachdem der Ausländer 
_ausgewiesen oder abgeschoben war, ferner für den Tatbestand des Er-
schleichens von Aufenthaltsgenehmigung oder Duldung. Als Täter kom-
men nur Ausländer in Betracht207. Teilnehmer der Straftaten können aber 
auch Deutsche sein, wobei§ 92 a AuslG den Strafrahmen für qualifizierte 
Formen der Anstiftung und Beihilfe erhöht (sog. Schleuserkriminalität)208. 
Gern. § 92b Abs. 1 AuslG wird das gewerbs- und zugleich bandenmäßige 
Einschleusen von Ausländern als Verbrechen mit einer Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft209. 

205 PKS 1995, 121. 
206 StVSta 1995, 401/. 
207 Angehörige von EG-Staaten, die nach Art. 48, 49 des EG-Vertrages Freizügigkeit 

genießen, scheiden allerdings aus dem Kreis der tauglichen Täter des Aufenthalts 
ohne Aufenthaltsgenehmigung oder Duldung (Abs. 1 Nr. 1) aus. Sie begehen gern. 
§ 12a Abs. 1 Nr. 2 Aufenthaltsgesetz/ EWG lediglich eine Ordnungswidrigkeit, vgl. 
ERBS/KOHLHMS-SENGE, A 215, § 92, Rn. 4. 

208 Vgl. dazu ERBS/KOHLHAAS-SENGE, A 215, § 92, Rn. la; § 92a, Rn. 1//. 
209 Durch das Gesetz über die Änderung ausländer- und asylverfahrensrechtlicher 

Vorschriften (vgl. BT-Drs. 13/7956; BR-Drs. 476/97), dem der Bundesrat im Juli 
1997 zugestimmt hat, wird die Strafbarkeit von Schleusern erneut verschärft. 
Zudem soll gern. § 92 Abs. 2a AusIG n.F auch der Versuch der unerlaubten Ein-
reise strafbar sein. 
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bb) §§ 84, 84a AsylVJG 

Diese Vorschriften sind auf§ 36 des Asylverfahrensgesetzes von 1982 zu-
rückzuführen. Gern. § 84 AsylVfG ist strafbar, wer einen Ausländer zur 
Stellung eines mißbräuchlichen Asylantrags verleitet oder ihn dabei unter-
stützt. Dies soll unzutreffende Angaben vor dem Bundesamt für die Aner-
kennung politischer Flüchtlinge oder vor Gericht verhindern und somit die 
Richtigkeit der Asylentscheidung gewährleisten210. Täter_ kann ein Deut-
scher oder ein Ausländer sein; nach dem Wortlaut des Gesetzes aber kei-
nesfalls der Asylbewerber selbst, der mit seinen unrichtigen Angaben ver-
sucht, seine Anerkennung als Asylberechtigter oder ausländischer 
Flüchtling zu erreichen. Der Gesetzgeber hat von der Schaffung einer 
Strafvorschrift für das Erschleichen der Asylanerkennung abgesehen, weil 
es ihm wichtiger erschien, die sog. Schlepper zu überführen211. 

Als Teilnehmer kommen sowohl Deutsche als auch Ausländer in Be-
tracht21 2. Mit Gesetz vom 28.10.1994213 wurde der Qualifikationstat-
bestand der gewerbs- oder bandenmäßigen Tatbegehung gern. § 84 Abs. 3 
AsylVfG eingeführt. Ebenso wurde die Erfüllung beider Tatbestandsmerk-
male (gewerbs- und bandenmäßige Verleitung zur mißbräuchlichen An-
tragstellung) gern. § 84a AsylVfG mit einer Strafandrohung von einem bis 
zu zehn Jahren Freiheitsstrafe unter Strafe gestellt214. 

cc) § 85 AsylVJG 

Dagegen können Täter sonstiger Straftaten gern. § 85 AsylVfG nur Aus-
länder in ihrer Eigenschaft als Asylbewerber sein. Die Vorschrift bezieht 
sich nämlich auf Verstöße gegen die Pflichten und Obliegenheiten der 
Asylbewerber21s. So ist beispielsweise jedes auch nur kurzfristige Verlassen 
des von der Ausländerbehörde zugewiesenen Aufenthaltsbereichs als Ver-

210 KANEJN/RENNER 1993, § 84 Asy!VfG, Rn. 2. 
211 Vgl. ERBS/KoHLHAAS-SENGE, A 196, § 84, Rn. 2. 
212 KANEJN/RENNER 1993, § 84 Asy!VfG, Rn. 13. 
213 BGB!. I 3186. 
214 Dazu ERas/KOHLHAAS-SENGE, A 196, § 84, Rn. 9/J.; § 84a, Rn. 1. 
215 Vgl. KANEJN/RENNER 1993, § 85 Asy!VfG, Rn. 3. Siehe dazu auch die Regelung 

des§ 34 Asy!VfG von 1982 
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stoß gegen die Aufenthaltsbeschränkung unter Strafe gestellt, vgl.§ 85 Nr. 
2 AuslG. 

Andere Personen können sich in ihrer Eigenschaft als Teilnehmer straf-
bar machen. Strafbar ist des weiteren das Nichtbefolgen der Zuweisungs-
anordnung nach§ 50 Abs. 6 AsylVfG, der Verstoß gegen das Erwerbstätig-
keitsverbot oder gegen eine Wohnauflage. 

1) Zusammenfassung 

Der Rechtsstatus der sich in Deutschland aufhaltenden Ausländer ist un-
terschiedlich ausgestaltet. EU-Bürger genießen im Bundesgebiet weit-
gehend Freizügigkeit und benötigen keine Arbeitserlaubnis. Der Rechts-
status der in den letzten drei Jahrzehnten zugewanderten Ausländer wurde 
wiederholt durch Besserstellungen im Aufenthaltsrecht und im Arbeits-
erlaubnisrecht gesichert. Zudem wird die Integration der seit langer Zeit in 
der Bundesrepublik lebenden oder sogar hier geborenen Ausländer nun-
mehr durch einen Rechtsanspruch auf Einbürgerung gefördert. 

Dagegen soll eine weitere Zuwanderung aus Staaten, die nicht der Eu-
ropäischen Union angehören, wirksam begrenzt werden. Demzufolge 
wurde vor allem der Schutzumfang des Grundrechts auf Asyl erheblich 
eingeschränkt. Des weiteren erhalten Ausländer nur noch eine befristete 
Arbeitserlaubnis, wenn die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes eine 
Beschäftigung von Ausländern erforderlich macht. Die Zuzugsbeschrän-
kungen werden durch ausländer- und asylverfahrensrechtliche Strafvor-
schriften abgesichert. 
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zur Ausländerkriminalität in Deutschland 

1. Kriminologische Frühforschung 
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Bereits Anfang dieses Jahrhunderts und erneut Mitte der zwanziger Jahre 
versuchte man, das sozial auffällige Verhalten der Ausländer in Deutsch-
land kriminologisch zu erfassen21 6. In dieser Zeit galt es als „eine bekannte, 
statistisch erwiesene Tatsache, daß Ausländer, d. h. die staatsfremden Per-
sonen, eine relativ stärkere kriminelle Betätigung aufweisen als die Bürger 
des eigenen Staates"217. Tatsächlich ergaben sich für die im Deutschen 
Reich ansässigen Ausländer geringfügig höhere Verurteiltenziffern als für 
die Inländer218. Allerdings wurde damals bereits erkannt, daß die Einwan-
derer aller Nationalitäten in überwiegendem Maße den „kriminelleren Al-
tersklassen" und dem „männlichen Geschlecht" angehörten21 9. Auch 
wurde darauf hingewiesen, daß die unterschiedliche soziale Zusammenset-
zung der in Deutschland wohnhaften Ausländer - darunter hauptsächlich 
Arbeiter - zu berücksichtigen sei220. 

Von biologisch-völkischen Betrachtungsweisen war die kriminologi-
sche Frühforschung der Ausländerkriminalität jedoch nicht frei221. So 
wurde die Kriminalität von Einwanderern auch auf den Einfluß von „Ras-
seneigentümlichkeiten" zurückgeführt. Manche „Rassen" neigten z.B. 
nach Ansicht von Roesner stärker zum Verbrechen; außerdem seien „bei 
den einzelnen Rassen bemerkenswerte Verschiedenheiten in der Art des 
kriminellen Handelns und ein Überwiegen bestimmter Verbrechen" zu er-

216 Dazu KAISER 1969 m.N. 
217 ROESNER 1933, 82. 
218 Dazu ROESNER 1933, 87//. 
219 Vgl. V. MAYR 1917, 850; ROESNER 1933, 84, 88. 
220 ROESNER 1933, 89. 
221 Vgl. KAISER 1969, 251 j. 
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kennen222. So wurde die afro-amerikanische Bevölkerung in Nordamerika 
beschrieben als Rasse „mit stärkerer krimineller Neigung", insbesondere 
bei „sexuellen und blutigen Delikten". In Europa wurden dagegen „Zigeu-
ner" und Juden als Bevölkerungsgruppen angesehen, deren „Rasseneigen-
schaften" als wesentliche Kriminalitätsfaktoren galten223. Allgemein ver-
suchte man jedoch, Werturteile über den Volkscharakter zu vermeiden224. 
In der ersten Phase kriminologischer Forschung ließen die statistischen 
Analysen jedoch „die Besonderheiten des Fremden, des Fremdenrechts 
und der Einstellung sowie sozialen Kontrolle gegenüber dem Fremden 
noch weithin außer Betracht"22s. 

2. Kriminalität der „ Gastarbeiter" und ihre Erklärung 
als Kulturkonflikt 

Erst in den sechziger Jahren geriet die Kriminalität von Ausländern in der 
Bundesrepublik Deutschland wieder ins Blickfeld der kriminologischen 
Forschung226, nachdem die Zahl der Nichtdeutschen im Zuge der verstärk-
ten Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte von etwa 500. 000 im Jahre 
1950 auf mehr als 1,8 Millionen im Jahre 1967 gestiegen warm. Da sich 
unter den in West-Deutschland lebenden Nichtdeutschen viele sog. ,,Gast-
arbeiter" befanden, die mittlerweile einen erheblichen Teil der Arbeitneh-
merschaft stellten, richtete sich das Interesse kriminologischer Forschungs-

222 So ROESNER 1933, 84. 
223 So ROESNER 1933, 84. Vgl. dazu auch EXNER 1939, 48//. sowie METZGER 1944, 

145/. 
224 Dazu KAISER 1969, 252. Vgl. V. MAYR 1917, 850 sowie ROESNER 1933, 88, die dar-

auf hinwiesen, daß aus den errechneten Verurteiltenziffem keine maßgebenden 
Rückschlüsse auf die „Kriminalität der fremden Volksarten im Ganzen" gezogen 
werden dürften. 

225 KAISER 1974, 211. 
226 In der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) finden sich zum Themen-

bereich „Ausländerkriminalität" hingegen keine wesentlichen kriminologischen 
Forschungsberichte. Thematisiert wurden lediglich „kriminogene Einflüsse aus 
der kapitalistischen Welt", so durch LEKSCHAS U.A. 1983, 186. Bei RODE 1996, 
134J., der 369 kriminologische Forschungsarbeiten der DDR analysierte, wird die 
Ausländerkriminalität nicht als Anknüpfungspunkt erwähnt, mit dem sich die Ar-
beiten beschäftigt haben. 

227 Vgl. StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland 1995, 10. 
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arbeiten zunächst auf die Kriminalität der ausländischen Arbeitnehmer. 
Zeitgleich ließ sich auch in anderen europäischen Staaten eine Hinwendung 
zum Themenbereich der Gastarbeiterkriminalität feststellen22s. 

Als Erklärung für die Delinquenz der Gastarbeiter wurde allgemein die 
Theorie des Kulturkonflikts diskutiert229. Die Kulturkonflikttheorie besagt, 
daß es zu Normkonflikten kommen kann, wenn das Mitglied einer be-
stimmten Kultur in ein fremdes kulturelles System einwandert; denn dort 
wird es mit einem anderen Ordnungssystem konfrontiert, dessen Normen 
möglicherweise den bisher gültigen vielfach widersprechen230. Aufgrund 
dieses Normenkonfliktes besteht demnach für Einwanderer eine erhöhte 
Gefahr, gegen die Strafgesetze der Majoritätsgruppe zu verstoßen. Folg-
lich vermutete man, der Kulturkonflikt als Auslöser für abweichendes Ver-
halten wirke in der ersten Phase des Aufenthalts in der Fremde am stärk-
sten231. Erst nach Ablauf einer gewissen Zeit der Orientierung und 
Anpassung sei zu erwarten, daß die durch den Konflikt hervorgerufene hö-
here Kriminalitätsrate zurückgehe232. 

Zwar ermittelte WENZKY in einer Analyse der Ausländerkriminalität in 
Nordrhein-Westfalen für die Jahre 1962 und 1963 eine höhere Kriminali-
tätsquote der Nichtdeutschen233, jedoch berücksichtigte er verschiedene 
statistische Verzerrungsfaktoren nicht, die infolge der Gegenüberstellung 
von Tatverdächtigen- zu Bevölkerungsanteilen vorhanden sind. So waren 
von der Gruppe der Nichtdeutschen z.B. illegal eingereiste Täter erfaßt, 
die nicht zur Bevölkerung gehören. Zudem wurde nicht auf die unter-
schiedliche soziodemographische Struktur von Deutschen und Ausländern 
hingewiesen234. Auch NANN differenzierte bei seiner Analyse der Auslän-
derkriminalität in Baden-Württemberg in den Jahren 1960 bis 1962 weder 
nach Alter und Geschlecht noch nach dem Aufenthaltsstatus der tatver-
dächtigen Ausländer. Somit besitzt die Feststellung NANNS, daß die Krimi-
nalitätsbelastung der Ausländer im Untersuchungszeitraum im Durch-
schnitt um etwa 50%, speziell jene der Griechen und Jugoslawen um 

228 Vgl. KAISER 1969, 251 m.N. 
229 Vgl. SELLIN 1938, sowie zusammenfassend KAISER 1974, 213; DERS. 1996, 673//. 

Zum Ganzen s.u. 3. Kapitel, I. 1. 
230 VILLMOW 1993, 44. 
231 Vgl. SCHÜLER-SPRINGORUM 1983, 533. 
232 Vgl. dazu KAISER 1969, 308. 
233 WENZKY 1965, 2. 
234 Vgl. PITSELA 1986, 92. 
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ungefähr 100%, der Italiener um ca. 25% höher gelegen habe als jene der 
deutschen Bevölkerungm, eine nur eingeschränkte Aussagekraft. 

KAISER wies daraufhin, daß eine vergleichende Untersuchung der Kri-
minalität von Gastarbeitern und Deutschen davon ausgehen müsse, daß es 
sich bei den ausländischen Arbeitnehmern hauptsächlich um Personen 
männlichen Geschlechts handelt und ferner um Altersklassen, die „nach 
allgemeinkriminologischer Erfahrung ohnehin als besonders auffällig" 
gelten236, Zur Feststellung der Kriminalitätsbelastung ausländischer 
Arbeitnehmer griff KAISER daher auf die Vergleichsgruppe der 18- bis 
5Ojährigen deutschen Männer zurück. Die Deliktsrate der deutschen Ver-
gleichspopulation lag aber zum Teil erheblich höher als jene der Gastarbei-
ternationalitäten. So ermittelte KAISER anhand der polizeilichen Krimina-
litätsbelastungsziffern für 1965, daß 1,4% der Spanier, 2,2% der Italiener, 
3,2% der Griechen und 3,5% der Türken, aber 4,5% der Deutschen poli-
zeilich registriert wurden237. 

Verschiedene andere kriminalstatistische Untersuchungen, die sich in 
den sechziger und siebziger Jahren mit der Kriminalität von Gastarbeitern 
beschäftigten, kamen ebenfalls zum Ergebnis, daß die Kriminalitätsbela-
stung der Gastarbeiter nicht wesentlich höher war als die der männlichen 
Arbeitnehmer aus vergleichbaren Altersgruppen238. Dagegen wurde die 
Kriminalität der sonstigen Nichtdeutschen als eher bedenklich angese-
hen239. Besonders hohe Tatverdächtigenanteile wiesen die Nichtdeutschen 
auf, die nicht den klassischen Gastarbeiternationalitäten angehörten; ins-
besondere bei Mord und Totschlag, gefährlicher und schwerer Körperver-
letzung, Vergewaltigung, Raub und Rauschgiftdelikten. Dagegen waren 
bei Eigentums- und Vermögensdelikten, wie Diebstahl und Betrug, kaum 
Auffälligkeiten feststellbar240. 

Gleichartige Ergebnisse erbrachten mehrere Analysen von Strafverfol-
gungsstatistiken und Strafakten. So ermittelte COENEN für den Zeitraum 
von 1959 bis 1963 nach den Verurteiltenzahlen des Landes Nordrhein-West-

235 Vgl. NANN 1967, 54. 
236 KAISER 1969, 308/. Vgl. auch NANN 1967, 20. 
237 KAISER 1969, 309. 
238 Vgl. WEHNER 1966, 176; ZIMMERMANN 1966, 624; HOLLE 1966, 444/.; SCHULTZ-

SALKAU 1967, 135; BINGEMER U.A. 1970, 163. 
239 Vgl. WEHNER 1966, 176; SCHULTZ-SALKAU 1967, 135/. 
240 Dazu HOLLE 1966, 444; ZIMMERMANN 1966, 624; SCHULTZ-SALKAU 1967, 135/. 

Vgl. ferner NANN 1967, 26//. sowie BINGEMER U.A. 1970, 161/. 
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falen eine gegenüber Deutschen geringere Kriminalitätsbelastung bei Italie-
nern, Griechen und Spaniern. Lediglich die Kriminalitätsbelastungsziffer 
der Griechen lag teilweise über jener der deutschen Vergleichsgruppe241 . 
GRÄFF stellte anhand der Verurteiltenstatistik fest, daß die Gastarbeiter in 
München während des Untersuchungszeitraums 1961 bis 1963 zwar stärker 
als die übrigen Ausländer belastet waren, jedoch die Kriminalitätsbelastung 
der deutschen Bevölkerung Münchens und Bayerns nicht erreichten242. 
GRÜBER untersuchte die Kriminalität männlicher Gastarbeiter aus Italien, 
Griechenland, Portugal, Spanien und der Türkei, die in den Jahren 1964 und 
1965 eine Straftat begangen hatten und von Hamburger Gerichten erst-
instanzlich verurteilt worden waren243. Dabei ergab sich, daß die Gastarbei-
ter eine nur etwa halb so große Verurteilungsziffer244 aufwiesen wie die deut-
sche Vergleichsgruppe245. Allerdings war die Kriminalitätsbelastung der 
ausländischen Arbeitnehmer bei Körperverletzung sowie bei einfachem 
Diebstahl und Hehlerei geringfügig höher. Relativ wenige Verurteilungen 
gegen Gastarbeiter ergingen dagegen bei schwerem Diebstahl und Betrug246. 

Eine Untersuchung von KIESEBRINK über die Kriminalität der Staats-
angehörigen der fünf Gastarbeiternationen Griechenland, Italien, Jugosla-
wien, Spanien und Türkei im Landgerichtsbezirk Wuppertal in den Jahren 
1968 bis 1970, die erst 1980 veröffentlicht wurde, erbrachte ähnliche Er-
gebnisse. So lagen die Verurteiltenziffern der Gastarbeiter beiden Ge-
schlechts insgesamt unter denen einer deutschen Vergleichsgruppe, beste-
hend aus 18- bis 50jährigen Arbeitern. Allerdings waren die männlichen 
Gastarbeiter bei Straftaten gegen die Person, die weiblichen bei Dieb-
stahlsdelikten höher belastet als die Deutschen247. Unter Hinweis auf 
strukturbedingte Verzerrungen kam DöRMANN in einer Auswertung der 
PKS 1973 zu dem Ergebnis, daß Gastarbeiter deutlich seltener polizeilich 
registriert wurden, als nach ihrem alters- und geschlechtsbereinigten Anteil 
an der Wohnbevölkerung zu erwarten gewesen wäre. Allerdings zeigten die 
ausländischen Arbeitnehmer die höchsten Tatverdächtigenanteile bei Tö-

241 Vgl. COENEN 1966, 122/j. 
242 GRÄFF 1967, 476. 
243 Vgl. GROBER 1969, 39. 
244 Verurteilte pro 100. 000 der gleichen Bevölkerungsgruppe. 
245 Deutsche, männliche Straftäter im Alter von 18 bis 50 Jahren, die 1965 von Ham-

burger Gerichten rechtskräftig verurteilt worden waren, vgl. GROBER 1969, 39, 52. 
246 Vgl. GROBER 1969, 60/. 
247 Vgl. KIESEBRINK 1980, 306/j. 
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tungs-, Gewalt- und Sexualdelikten248. VILLMOW stellte aufgrund einer 
Analyse der PKS 1973 fest, daß der Anteil der ausländischen Arbeitneh-
mer an den männlichen, 14-50jährigen Tatverdächtigen insgesamt 8,2% 
betrug - bei einem Bevölkerungsanteil249 von 11,1 %. Die Arbeitnehmer 
waren jedoch an Gewalt- und Sittlichkeitsdelikten überdurchschnittlich 
beteiligt; wegen Diebstahl, Betrug und Sachbeschädigung wurden sie da-
gegen relativ selten registriert250. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die Gastarbeiter, sowohl 
nach Verurteilten- als auch nach Tatverdächtigenbelastungsziffern, zu-
meist niedriger delinquenzbelastet waren als die deutsche Vergleichsgruppe 
desselben Alters und Geschlechts251 . Allerdings ergab sich bei einzelnen 
Deliktsgruppen, insbesondere bei Gewaltdelikten, wie z.B. gefährlicher 
und schwerer Körperverletzung, ein überproportionaler Anteil von auslän-
dischen Arbeitnehmern2s2. 

Diese Ergebnisse widerlegten das weitverbreitete Vorurteil von der 
hohen Gastarbeiterkriminalität und führten dazu, daß die Erklärungskraft 
der Kulturkonflikttheorie zunehmend mit Skepsis betrachtet wurde2s3. Die 
insgesamt niedrigere Kriminalitätsbelastung der Gastarbeiter wurde vor 
allem auf das Ausleseverfahren der deutschen Anwerbekommissionen zu-
rückgeführt, die jeden Arbeitnehmer, der an einer Beschäftigung in der 
Bundesrepublik interessiert war, auf seine persönliche Eignung hin über-
prüften254. Ferner wurde vermutet, eine zumindest partielle Anpassungs-
bereitschaft der Gastarbeiter könne eine Abschwächung und Neutralisie-
rung des Kulturkonflikts bewirken255. Zwar stellte KAISER fest, daß bei 
einzelnen Straftaten und Deliktsgruppen ein durch die Normen der Her-
kunftskultur geprägtes Handeln vorliege256_ Hierbei seien jedoch „mehr die 

248 DöRMANN 1975, 126/. 
249 Anteil der 14-50jährigen männlichen Ausländer an der gleichaltrigen männlichen 

Bevölkerung. 
250 Vgl. zum Ganzen VILLMOW 1974, 127. 
251 KAISER 1974, 224/. 
252 Vgl. dazu KAISER 1974, 221/. 
253 Vgl. KAISER 1969, 365,367 sowie KIESEBRINK 1980, 334//. Anders dagegen DöR-

MANN 1975, 128. 
254 Dazu COENEN 1966, 118/. Vgl. auch GROBER 1969, 26/.; KAISER 1969, 365; 

RODEL 1976, 6. 
255 Siehe dazu KAISER 1969, 365. 
256 KAISER 1969, 365. Man denke etwa an das berühmt gewordene Beispiel von SEL-

LIN 1938, 68, wonach ein sizilianischer Einwanderer den sechzehnjährigen Verfüh-
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Begehungsform und das jeweilige Handlungsmuster kulturspezifisch als 
das Delikt"257. ScHULTZ-SALKAU wiederum sah die Hauptursache für die 
Kriminalität „in dem andersartigen Temperament und der andersartigen 
Rechtsauffassung der Gastarbeiter", das sich vor allem in Form vermehrt 
auftretender Raufhändel und Messerstechereien äußere2ss. 

GROBER stützte sich jedoch weiterhin auf das Modell des Kulturkon-
flikts, obwohl nach seiner Strafaktenanalyse lediglich in 3 von insgesamt 210 
Fällen (=1,4%) ein Kulturkonflikt feststellbar war259. Er nahm aber gleich-
zeitig an, daß mit der Länge des Deutschlandaufenthaltes und mit dem 
Überwechseln von Gemeinschafts- in Einzelunterkünfte die Delinquenz der 
Gastarbeiter ansteigen werde; denn bei Zustandekommen eines größeren 
Kontakts mit der Gastumwelt nähmen auch die kulturellen Konflikte an 
Stärke zu260. Dies werde dadurch bestätigt, daß sich die Kriminalität der 
erstinstanzlich in Hamburg verurteilten männlichen Gastarbeiter, die 
1964/ 1965 eine Straftat begangen hatten, stärker auf diejenigen verteile, die 
sich bereits längere Zeit in Deutschland aufhielten261. 

Weitere Erklärungsansätze für die Kriminalität von Gastarbeitern 
wurden zu dieser Zeit kaum in Erwägung gezogen. SCHULTZ-SALKAU z.B. 
sah vor allem in der verbreiteten Familienlosigkeit der Gastarbeiter und 
schlechten Unterkünften, die zu „Herumgammeln", Alkoholgenuß und 
Kontakten mit „asozialen Elementen" führten, wichtige Faktoren für die 
Entstehung von Kriminalität bei Gastarbeitern262, 

Schon damals wurde auf die Möglichkeit aufmerksam gemacht, daß 
Gastarbeiter vermehrt von der Bevölkerung angezeigt und durch die Poli-
zei intensiver verfolgt werden könnten263. Einer verstärkten sozialen Kon-
trolle und größeren Anzeigeneigung ausländischen Arbeitnehmern gegen-

rer seiner Tochter tötet, um auf diese Weise die Familienehre zu verteidigen. Wei-
tere Beispiele für ein durch Normen der Herkunftskultur geprägtes Handeln bei 
KAISER 1996, 678/. 

257 Vgl. KAISER 1969, 366. 
258 SCHULTZ-SALKAU 1976, 136/. Ähnlich die Beurteilung von GRÄFF 1967, 488, an-

hand einer Analyse von Strafakten im Landgerichtsbezirk München I von 1960 
bis 1963. 

259 GROBER 1969, 115, 119. 
260 So GROBER 1969, 24, 119. Vgl. ferner KAISER 1969, 365. 
261 GROBER 1969, 100/., 119. 
262 SCHULTZ-SALKAU 1967, 136. Vgl. auch BINGEMER U.A. 1970, 166. 
263 BINGEMER U.A. 1970, 168. Vgl. hierzu die Ergebnisse von BLANKENBURG 1969, 

819 ff. 
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über widersprach allerdings bereits CoENEN mit dem Hinweis, daß Gast-
arbeiter einen erheblichen Teil der Straftaten untereinander begingen. 
Unter Ausländern sei die Anzeigeneigung aber offenbar geringer, so daß 
sogar von einer gegenüber Deutschen größeren Dunkelziffer auszugehen 
sei264. Angesichts der relativ unauffiilligen Kriminalitätsbelastung der 
Gastarbeiter erschien eine höhere Anzeigebereitschaft gegenüber Auslän-
dern jedoch kaum als relevant26s. 

3. Die Kriminalität der „zweiten Generation" 

Nachdem sich die Zahl der Nichtdeutschen bis 1973 sprunghaft auf annä-
hernd 4 Millionen vergrößert hatte, die Ausländer mithin über 6% der Be-
völkerung stellten, wurde 1973 ein Anwerbestopp für Gastarbeiter erlas-
sen266. Damit wurde zwar einerseits die Einreise von Ausländern in die 
Bundesrepublik zur Arbeitsaufnahme weitgehend unterbunden, anderer-
seits aber die Familienzusammenführung gefördert267. Es deutete sich 
zudem ein Motivationswandel unter den zugewanderten Arbeitnehmern 
an: ,,Die Ausländer wollen nicht mehr wie in den sechziger Jahren nur vor-
übergehend einen Arbeitsplatz übernehmen, um anschließend in das Hei-
matland zurückzukehren. Jetzt will ein Großteil von ihnen hier mit seiner 
Familie auf unbestimmte Zeit leben"268. Der verstärkte Zuzug der Famili-
enangehörigen von Gastarbeitern hatte aber zur Folge, daß sich die krimi-
nologische Forschung verstärkt zum einen mit der Kriminalität der Aus-
länder insgesamt, zum anderen mit der Delinquenz von jugendlichen 
Nichtdeutschen269, befaßte. 

Zunächst blieb die in den Polizeilichen Kriminalstatistiken sowie Straf-
verfolgungsstatistiken ausgewiesene Kriminalitätsbelastung der Nicht-

264 COENEN 1966, 120. Nach Ansicht von BAUER 1974, 222, führt die „Abkapselung" 
der Ausländer zu erheblichen Schwierigkeiten bei der Verbrechensaufklärung und 
Verbrechensaufdeckung. 

265 Vgl. RODEL 1976, 18 sowie BLANKENBURG U.A. 1978, 203. Anders KILLIAS 1977, 6. 
266 Vgl. MEIER-BRAUN 1995, 16. 
267 Vgl. StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland 1995, 8. 
268 KAISER 1996, 657. 
269 Vgl. z.B. ALBRECHTIPFEIFFER 1979a; DIES. 1979b, 105/j.; BEHLAIPLEMPER 1981; 

SAVELSBERG 1982; CHAIDOU 1984a; HUBERT 1985, 338//.; TRAULSEN 1988, 28//.; 
KUBE 1989, 83//.; KuBE/KOCH 1990b, 4//. 
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deutschen weitgehend unauffällig270. In einer Sonderauswertung der Straf-
verfolgungsstatistik von Baden-Württemberg der Jahre 1971 und 1972 bei-
spielsweise wurden durch HILLMANN Verurteiltenziffem für Deutsche und 
Ausländer errechnet. Danach waren im Bereich der klassischen Kriminali-
tät kaum Unterschiede zwischen Deutschen und Nichtdeutschen feststell-
barm. Dabei wurde auch die unterschiedliche Alters- und Geschlechts-
struktur der beiden Bevölkerungsgruppen berücksichtigt. Zudem machte 
HILLMANN darauf aufmerksam, daß eine genaue Erfassung der Kriminali-
tätsbelastung nicht möglich sei, da ein erheblicher Teil der nichtdeutschen 
Straftäter nicht zur Bevölkerung gehöre, wie z.B. Illegale oder Durchrei-
sende272. Deliktsspezifisch waren die Deutschen bei Betrug und Diebstahl, 
die Nichtdeutschen bei Tötungsdelikten und schweren Körperverletzun-
gen stärker belastet273. Auch Bauer, der die Ausländerkriminalität anhand 
der PKS 1972 analysierte, bezeichnete den Gesamtumfang der Kriminali-
tät von Nichtdeutschen als „quantitativ nicht besonders erheblich"274. 
Gleichzeitig wies er jedoch auf die relativ hohe Tatverdächtigenbelastung 
von Nichtdeutschen bei schweren Delikten hin, wie Mord und Totschlag, 
Vergewaltigung, gefährliche und schwere Körperverletzung, Raub sowie 
Rauschgiftdelikte. Dagegen zeigte sich eine Unterrepräsentation beim 
Massen- delikt Diebstahl275. 

Nach der PKS 1975 waren Ausländer vor allem bei illegalem Glücks-
spiel, Rauschgifthandel, Urkundenfälschung sowie bei Gewaltstraftaten 
überrepräsentiert, während sie bei Eigentumsdelikten unterdurchschnitt-
liche Tatverdächtigenanteile aufwiesen276. Eine Analyse der PKS 1977 
zeigte eine relativ hohe Belastung der Nichtdeutschen bei Gewalt- und Se-
xualdelikten; ferner bei Inverkehrbringen von Falschgeld, illegalem 
Glücksspiel, Geld- und Wertzeichenfälschung, Urkundenfälschung sowie 

270 Vgl. z.B. BERCKHAUER 1980, 292/f.; ferner Orro 1978, wonach 1977 in Hamburg 
der Tatverdächtigenanteil der Nichtdeutschen zwar über ihrem Bevölkerungs-
anteil lag, aber etwa ein Viertel der ausländischen Tatverdächtigen Touristen und 
Illegale waren, die nicht zur Bevölkerung gehörten. Zur Entwicklung in Bayern in 
den Jahren 1973-1981 vgl. EICHINGER 1982, 603//. 

271 HILLMANN 1973, 306. 
272 Vgl. HrLLMANN 1973, 306/. 
273 HILLMANN 1973, 308/. 
274 BAUER 1974, 221. 
275 BAUER 1974, 221. 
276 Vgl. DöRMANN 1978, 269, 271. 



54 Stand der wissenschaftlichen Forschung 

Rauschgiftdelikten211. Die Untersuchung von KocH/SoMMERER über die 
Ausländerkriminalität 1975 in Bochum ergab, daß nur unwesentliche Un-
terschiede in der Kriminalitätsbelastung zwischen den Ausländern und der 
Gesamtbevölkerung bestanden. Lediglich bei der Altersgruppe der 30- bis 
unter 50jährigen lag der Anteil der Ausländer über dem Wert der gleichen 
Altersgruppe aus der Gesamtbevölkerungm. 

Zunehmend richtete sich das Interesse nunmehr auf die steigende Krimi-
nalitätsbelastung der jugendlichen und heranwachsenden Ausländer279. DöR-
MANN hatte bereits 1975 darauf hingewiesen, daß die Nachkommen der Gast-
arbeiter als „Unterprivilegierte und Diskriminierte ein explosives Reservoir 
bilden, eine Gefahr, nicht zuletzt im Hinblick auf die Kriminalitätsentwick-
lung". Eine der ersten Studien, die sich mit der Kriminalität der sog. ,,zweiten 
Generation" befaßte, war die von ALBRECHT/PFEIFFER2so. Hier wurde an-
hand der Polizeilichen Kriminalstatistiken einiger Großstädte die Kriminali-
tätsbelastung junger Deutscher und Ausländer miteinander verglichen2s1. Im 
Vergleich zu den deutschen Jugendlichen und Heranwachsenden wiesen die 
gleichaltrigen Ausländer wesentlich höhere Kriminalitätsbelastungsziffern 
auf282. So lag die Kriminalitätsbelastung der Ausländer im Untersuchungs-
zeitraum durchschnittlich jährlich in Stuttgart 58%, in München 43% und in 
Frankfurt 32% über der Kriminalitätsbelastung der deutschen Vergleichs-
population283• Ferner stellte sich heraus, daß die ausländischen Jugendlieben 
im Alter von 14 bis 18 Jahren eine besonders hohe Belastung aufwiesen. 

Die von ALBRECHTIPFEIFFER vorgenommene Einzeldeliktanalyse 
ergab, daß in einigen Deliktsgruppen, wie Diebstahl unter erschwerenden 
Umständen, Erpressung, Widerstand, Begünstigung, Beleidigung und 
Sachbeschädigung sowie teilweise in der Deliktsgruppe „Vermögens- und 
Fälschungsdelikte", die Tatverdächtigenbelastung der unter 2ljährigen 
Deutschen eindeutig über der der ausländischen Vergleichsgruppe lag. Die 
jungen Ausländer waren vor allem bei Sexual- und Rohheitsdelikten sowie 
bei Diebstahl ohne erschwerende Umstände und Straftaten gegen das 

277 Vgl. JAESCHKE 1979, 263. 
278 KocH/SOMMERER L978, 276//., 282. 
279 Vgl. TRAULSEN 1991, 631 sowie KuBE/KoCH 1990a, 14//. 
280 ALBRECHT/PFEIFFER 1979a. 
281 Vgl. ALBRECHTIPFEIFFER 1979a, 24//. Kritisch hierzu PILGRAM 1984, 24/. 
282 Tatverdächtige pro 100. 000 der Bevölkerung. Zu ähnlichen Ergebnissen in der 

Schweiz vgl. KILLIAS 1977, 21//. 
283 ALBRECHT/PFEIFFER 1979a, 31. 
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Leben höher belastet. Dagegen war die Tatverdächtigenbelastung in den 
Altersklassen der Erwachsenen bei den Deutschen fast durchweg größer284. 

Bei den errechneten Kriminalitätsbelastungszahlen blieben jedoch ver-
schiedene Verzerrungsfaktoren unberücksichtigt. So wurde z.B. nicht nach 
gemeldeten und nicht zur Bevölkerung zählenden Ausländern, wie z.B. Il-
legalen, unterschieden2ss. 

Nach der Berliner PKS der Jahre 1974 bis 1978 waren die erwachsenen 
Ausländer (21 bis 40 Jahre) meist geringer belastet als die Deutschen dieser 
Altersgruppe. Dagegen lag die Kriminalitätsbelastung der Heranwachsen-
den und besonders der Jugendlichen weit über jener der Deutschen. Die 
Kriminalitätsbelastungszahlen der männlichen Türken und Jugoslawen 
unter 21 Jahren überstiegen diejenigen der gleichaltrigen Griechen und Ita-
liener bei weitem. Insgesamt ergaben sich Höherbelastungen der Auslän-
der insbesondere bei Raub, Delikten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
und bei Körperverletzungen, ferner bei Glücksspiel und Verstößen gegen 
das Ausländergesetz. Die in der Polizeilichen Kriminalstatistik zumindest 
bei einigen Delikten und Altersgruppen dokumentierte starke Zunahme 
der Zahl nichtdeutscher Tatverdächtiger fand jedoch in der Strafverfol-
gungsstatistik keine Entsprechung2s6. 

BERCKHAUER analysierte die PKS 1978 und stellte fest, daß sich bei den 
Altersklassen der 15- bis l 7jährigen sowie der 18- bis 20jährigen eine 2,2fach 
höhere Kriminalitätsbelastungsziffer für die Nichtdeutschen ergibt287. Nach 
GEBAUER waren die jugendlichen und heranwachsenden Ausländer nach der 
PKS 1978 doppelt so hoch mit Tatverdächtigen belastet wie die gleichaltri-
gen Deutschen, wobei sich die stärkste Überrepräsentation der Nichtdeut-
schen in bezug auf Sexual- und Rohheitsdelikte ergab288. CHAIDOU ermittelte 
für die Jahre 1978 bis 1982 eine ungefähr doppelt so hohe Tatverdächtigen-
belastung der nichtdeutschen Kinder, Jugendlichen, Heranwachsenden und 
Jungerwachsenen gegenüber den gleichaltrigen Deutschen289. 

284 ALBRECHT/PFEIFFER 1979a, 39 j. 
285 Dazu ALBRECHTIPFEIFFERIZAPKA 1978, 270. 
286 DONNER U.A. 1981, 91. 
287 BERCKHAUER 1980, 292. Allerdings wurden hierbei Illegale, Touristen/Durchrei-

sende und Stationierungsstreitkräfte einbezogen, die nicht zur ausländischen Be-
völkerung gehören. 

288 ÜEBAUER 1981, 6/. 
289 CHAIDOU 1984a, 105/f.; DIES. 1984b, 358/f. 
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4. Ausländerkriminalität als soziales Problem

Als Erklärungsansatz für die höhere Kriminalitätsbelastung jugendlicher 
und heranwachsender Nichtdeutscher kam für ALBRECHTIPFEIFFER ins­
besondere deren soziale Randständigkeit in Betracht29o. Der „offensicht­
liche Zusammenhang von sozialer Mängellage und höherer Kriminalitäts­
belastung" mache deutlich, daß es sich weniger um einen Kulturkonflikt 
im Sinne des Aufeinanderstoßens unterschiedlicher Normen und Stan­
dards verschiedener kultureller Systeme handle29t. ALBRECHTIPFEIFFER 
führten die überproportionale Kriminalitätsbelastung der jungen Auslän­
der zudem auf sozialisationsspezifische Identitätsprobleme zurück, aus­
gelöst durch einen Wechsel des kulturellen Bezugsrahmens292 . 

HAMBURGER U.A. (1981) gingen hingegen davon aus, daß diejenigen 
Konzepte zur Erklärung der Ausländerdelinquenz ungeeignet seien, welche 
sich auf eine ausländerspezifische Theorie stützten. Vielmehr sei es erfor­
derlich, daß zunächst bereichsunspezifische Theorien herangezogen wür­
den293. Empirisch werde die Anomietheorie durch die Kumulation ungün­
stiger Bedingungen, wie Bildungsdefizite oder schlechte Chancen auf dem 

' Arbeitsmarkt, scheinbar gut gestützt. Die Anomietheorie alleine eigne sich 
zur Erklärung der Ausländerdelinquenz allerdings nicht. Zum einen sei 
hiernach eine weitaus höhere Kriminalitätsbelastung der Ausländer zu er­
warten als bislang festgestellt worden sei. Zum anderen könne dadurch 
nicht die Differenz zwischen Jugend- und Erwachsenendelinquenz sowie 
der Umstand differenter Delinquenz bei gleichen soziostrukturellen Merk­
malen erklärt werden294. Als theoretisches Konzept zur Erklärung der 
Kriminalität ausländischer Jugendlicher wurde die Theorie strukturell man­

gelnder Handlungskompetenz von Jugendlichen nach BOHNSACK herangezo­
gen 295. In diesem Konzept erscheint Kriminalität als das Ergebnis von Si­
tuationsdefinitionen, die auf biographisch bestimmten Fähigkeiten der 
Beteiligten und auf konkreten Bedingungen der Situationen beruhen296. 

290 Ebenso BERCKHAUER 1980, 295. 
291 ALBRECHT/PFEIFFER 1979a, 53. Zur sozialen Situation ausländischer Jugendlicher 

Mitte der siebziger Jahre vgl. SCHRADER U.A. 1979, 75/f. 
292 Dazu ALBRECHTIPFEIFFER 1979a, 45//. 
293 Vgl. HAMBURGER U.A. 1981, 171. 
294 HAMBURGER U.A. 1981, 171. 
295 Vgl. HAMBURGER U.A. 1981, 22 m.N. 
296 Vgl. HAMBURGER U.A. 1981, 22/f., 164/. 
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Anhand von lntensivinterviews mit 42 straffälligen und 35 bisher noch 
nicht strafrechtlich in Erscheinung getretenen jungen Ausländern297, ent-
wickelten HAMBURGER u.A. zwei unterschiedliche Devianztypen bei Ju-
gendlichen, den Handlungstyp „singulär-spontane Devianz" (Jugendtyp) 
sowie den Handlungstyp „anomisch geprägte Devianz" (Problemtyp)298. 

Diese jugendtypischen Devianztypen könnten sich durch den Ablauf aus-
länderspezifischer Kontrollprozesse weiter verfestigen299. Dagegen existiere 
ein devianzfreier „familialer Typ", der fest in der Familie verankert sei. 

BIELEFELD U.A. verzichteten auf eine derartige Kategorienbildung, da 
die unstrukturierten Interviews mit 30 ausländischen Jugendlichen (Tür-
ken und Jugoslawen) zeigten, daß „latent kriminalisierbare Situationen 
einfach zum Alltag ausländischer Jugendlicher gehören"300. SAVELSBERG 
wiederum verwies auf einen möglichen Kulturkonflikt der zweiten Gene-
ration, der durch einen verstärkten Kontakt der jüngeren Ausländer zur 
deutschen Gesellschaft auftreten könne301. Andere hielten einen „inneren 
Kulturkonflikt" gerade bei jungen Ausländern für möglich, der zu Fami-
lien- und Persönlichkeitsstörungen führen könne302. 

Angesichts einer schulischen und beruflichen Benachteiligung von jungen 
Ausländern, die massiven Vorurteilen von seiten der deutschen Majoritäts-
gruppe ausgesetzt seien, wurde jedoch vielfach die Anomietheorie MERTONS 
als Erklärung für die hohe Kriminalitätsbelastung junger Nichtdeutscher 
herangezogen3°3. Die Anomietheorie beruht auf der Annahme, daß „diejeni-
gen, denen die Gesellschaft nicht auflegalem Wege z.B. die Chance auf Wohl-
stand vermittelt, eher als andere dazu gedrängt werden, ihn auf illegalem 
Wege - z.B. durch Eigentumsdelikte - anzustreben"304, DONNER U.A. sahen 
die Ursachen für das kriminelle Verhalten von jungen Ausländern in Defizi-
ten in den Bereichen Schule, Ausbildung, Beruf, Freizeit und Wohnen305. Be-

297 Vgl. HAMBURGER U.A. 1981, 44. 
298 Dazu eingehend HAMBURGER u.A. 1981, 51/f. 
299 HAMBURGER U.A. 1981, 158//. 
300 BIELEFELD U.A. 1981, 159. 
301 SAVELSBERG 1982, 129. 
302 Vgl. WALTER 1987, 79 sowie SCHNEIDER 1995, 207. 
303 Vgl. GEBAUER 1981, 83ff.; ZAPKA 1985, 191; vgl. ferner KILLIAS 1977, 3ff. für die 

Schweiz. Kritisch ScHÜLER-SPRINGORUM 1983, 534, der auf die niedrige Belastung 
junger Ausländer bei Bereicherungsdelikten verweist. 

304 KAISER 1996, 450. Dazu eingehend unten 3. Kapitel, 1. 2. 
305 DONNER U.A. 1981, 140. 
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reits VILLMOW hatte auf die ungünstige soziale Situation der Gastarbeiter ver­
wiesen, die in der Mehrzahl der ländlichen Unterschicht zuzurechnen seien 

und in der Bundesrepublik Arbeiten verrichteten, die Deutsche nicht über­
nehmen wollten. Sie hätten ferner mit Sprachschwierigkeiten, unzureichen­
den Wohnverhältnissen, Vorurteilen der einheimischen Bevölkerung zu 

kämpfen, weshalb die Entstehung von Konflikten und negativer sozialer Auf­
fälligkeit nicht verwunderlich sei306. Als Lösung des Problems schlug BERCK­
HAUER daher eine „Kriminalprävention durch Integration" der jungen Aus­
länder vor3o7

. 

5. Anstieg der Tatverdächtigenzahlen von Ausländern

Anfang der achtziger Jahre überstieg der Tatverdächtigenanteil der Nicht­
deutschen deutlich den entsprechenden Bevölkerungsanteil. In den Folge­
jahren zeigte sich ein weiterer Anstieg der Tatverdächtigenzahlen der Aus­
länder. Begleitet von einem stetigen Bevölkerungszuwachs der Ausländer, 
insbesondere bedingt durch den Anstieg der Zahl der Asylsuchenden30s, 

öffnete sich seit 1985 die Schere zwischen den Anteilen an Bevölkerung 
und Straff'alligen immer mehr309 . Wurden im Berichtsjahr 1985 noch 
231. 868 nichtdeutsche Tatverdächtige gezählt, die 18,0% der Tatverdäch­
tigen stellten, so waren es 1990 bereits 383. 583 nichtdeutsche Tatverdäch­
tige mit einem Anteil von 26,7% an den Tatverdächtigen insgesamt. In den

alten Bundesländern einschließlich Gesamt-Berlin wurde 1993 mit einer An­
zahl von 608. 376 der bisherige Höchststand an Tatverdächtigen erreicht. Der
Tatverdächtigenanteil betrug hierbei 36,2 % bei einem Bevölkerungsanteil
von etwa 9,5%. Bis 1995 war dann ein leichter Rückgang der Tatverdächti­
genzahlen und -anteile von Ausländern zu verzeichnen. Der Tatverdächtigen­
anteil der Nichtdeutschen in Gesamt-Deutschland war während des gesam­

ten Zeitraums nur geringfügig niedriger310.

306 Vgl. VILLMOW 1974, 125. 
307 Vgl. ßERCKHAUER 1980, 296/f. 

308 Vgl. StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 8. 
309 Vgl. KAISER 1993, 384. 
310 Vgl. PKS 1984, Tab. 61; 1991, 88; 1992, 96; 1995, 113. 
311 Vgl. TRAULSEN 1990a, 201//. 
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Das Interesse der kriminologischen Wissenschaft richtete sich nun zu-
nehmend auf Asylbewerber, Touristen/Durchreisende und Illegale311, da 
diese Gruppen im Laufe der Zeit immer mehr ausländische Tatverdächtige 
stellten312. Insofern wurde eine Wende von der „Gastarbeiterkriminalität" 
hin zu einer „Zuwanderungskriminalität" konstatiert313. Allerdings wur-
den Tatverdächtige dieser Gruppen ganz überwiegend wegen leichterer 
Gesetzesverstöße, wie Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG oder 
Ladendiebstahl, in der PKS registriert314. Besonders auffällig war auch die 
Zunahme der Tatverdächtigen aus osteuropäischen Staaten31 5. 

Insgesamt war eine hohe Kriminalitätsbelastung der Nichtdeutschen 
bezüglich der Gewaltdelikte wie vorsätzlicher Tötung, Körperverletzung, 
Vergewaltigung und Raub feststellbar31 6. Ferner wurden Ausländer in 
hohem Maße wegen Urkundenfälschung, Straftaten gegen das AuslG und 
das AsylVfG sowie wegen Rauschgiftdelikten registriert317. Seit Ende der 
achtziger Jahre ist auch die Beteiligung der Ausländer am organisierten Ver-
brechen in der Bundesrepublik Deutschland ins Blickfeld von Öffentlich-
keit und Kriminalwissenschaften geraten318. Offenbar existieren neuer-
dings ernstzunehmende Ausprägungen der Organisierten Kriminalität, an 
denen zunehmend nichtdeutsche Tätergruppierungen teilnehmen319. Als 
weiterer Kriminalitätsbereich mit hoher Ausländerbeteiligung gilt seit An-
fang der neunziger Jahre der politische Extremismus320, 

312 Vgl. SCHWIND 1996a, 414. 
313 Vgl. STEFFEN 1993, 463; AHLF 1993, 136. 
314 TRAULSEN 1990a, 202/.; TRAULSEN 1990b, 417; AHLF 1993, 137; H.-J. ALBRECHT 

1997b, 220. Besonders die Asylbewerber wurden jedoch zunehmend auch bei Ge-
waltstraftaten au!Tallig, vgl. TRAULSEN 1993, 301. 

315 Dazu ÜEBAUER 1993, 20. 
316 Vgl. TRAULSEN 1993, 295ff.; H.-J. ALBRECHT 1997b, 217. Zu Tatverdächtigen-

anteil und Deliktsstruktur ausländischer Frauen vgl. MANSEL 1988a, 166ff.; 
TRAULSEN 1990c, 256 ff. 

317 AHLF 1993, 138. 
318 Vgl. z.B. BOGE 1988, 667ff.; BOGE 1989, 10lff.; DöRMANNU.A.1990, 29fj.; SKU· 

PINSKI 1992, 186ff.; ZACHERT 1993, 130ff.; STEINKE 1994, 169; BROMM 1996, 
50ff.; REINHARDT 1996, 573ff.; WITTICH 1996, 106ff.; SCHWIND 1996a, 423 sowie 
die LAGEBILDER OK 1993-1995. Vgl. ferner BAUER 1974, 222ff. 

319 Vgl. WERTHEBACH/DROSTE-LEHNEN 1994, 58/. sowie die LAGEBILDER OK 1993-
1995. Siehe dazu unten 2. Kapitel, III. 6. 

320 Vgl. dazu FRISCH 1994, 155ff.; Horn 1994, 19ff.; SCHWIND 1996a, 418/.; ferner 
KAISER 1996, 669 ff. sowie die VERFASSUNGSSCHUTZBERICHTE der letzten Jahre. 
Zum Extremismus von Ausländern vgl. zusammenfassend unten 2. Kapitel, III. 7. 
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Vermehrt wurde jedoch auf verschiedene Schwächen der Polizeilichen 
Kriminalstatistik aufmerksam gemacht321. So kann die PKS nur einen Teil 
der tatsächlich verübten Straftaten erfassen, denn nicht alle Delikte wer­
den bekannt und die bekannt gewordenen werden nicht immer angezeigt. 
Zudem kann nicht festgestellt werden, welche Tätergruppen an den nicht 
aufgeklärten Straftaten beteiligt sind322. Folglich lassen sich der PKS le­
diglich Angaben zum polizeilich registrierten Hellfeld, nicht aber zum 
Dunkelfeld der Kriminalität entnehmen323. Bezüglich der errechneten Kri­
minalitätsbelastungsziffern wurde darauf aufmerksam gemacht, daß bei 
den Nichtdeutschen zwar Stationierungsstreitkräfte mit Angehörigen, 
Touristen und Personen, die sich illegal in der Bundesrepublik aufhalten 
oder aus anderen Gründen nicht gemeldet sind, nur bei den Tatverdächti­
gen, nicht aber bei der Wohnbevölkerung mitgezählt werden324. Bei einem 
Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Ausländern und Deutschen 
müsse weiterhin beachtet werden, daß viele Nichtdeutsche wegen Verstö­
ßen gegen das AuslG und das AsylVfG in der PKS erfaßt werden, bei 
denen Deutsche kaum auffallen können. Ferner dürften Unterschiede in 
der Alters- und Geschlechtsstruktur nicht übersehen werden325 . 

Zwei neuere Untersuchungen zur Tatverdächtigenbelastung der aus­
ländischen Bevölkerung in Baden-Württemberg und Bayern, die verschie­
dene Verzerrungsfaktoren ausschließen konnten, kamen dennoch zum Er­
gebnis, daß eine erhebliche Mehrbelastung der Nichtdeutschen mit 
Tatverdächtigen gegeben ist. Allerdings wurden die Unterschiede in der 
Belastung der ausländischen und der deutschen Bevölkerung durch die Be­
rücksichtigung der Verzerrungsfaktoren erheblich geringer326, Insbeson­
dere die Analyse der bayerischen PKS für die Jahre 1983 bis 1994, in der 
die Tatverdächtigenbelastung der in Bayern melderechtlich erfaßten Aus­
länder mit jener der melderechtlich erfaßten Deutschen verglichen wurde, 

321 Vgl. DONNER U.A. 1981, 50/f. 

322 Vgl. SCHÜLER-SPRINGORUM 1983, 531. 
323 Vgl. AHLF 1993, 132; S. KERNER 1994, 105. Zum Ganzen s.u. 2. Kapitel, III. 1. a). 
324 Dazu VILLMOW 1983, 329; TRAULSEN 1988, 30/.; KUSBER 1989, 58. 
325 Zusammenfassend VILLMOW 1995, 156. 
326 Vgl. KARGERISUTTERER 1990, 374//. für die Gewaltkriminalität junger Ausländer 

und Deutscher sowie MPI FÜR AUSLÄNDISCHES UND INTERNATIONALES STRAF­
RECHT 1997, 45//. für die Altersgruppe der 14- bis 23jährigen in Baden-Württem­
berg; ferner STEFFEN U.A. 1992; STEFFEN 1993, 462/f.; DIES. 1994, 569//.; DIES. 
1995, 133//. für Bayern. 



Anstieg der Tatverdächtigenzahlen von Ausländern 61 

zeigte eine deutliche Mehrbelastung der ausländischen Bevölkerung. 
Dabei wurde nach Altersgruppen und Geschlecht sowie nach verschiede-
nen Tatortkategorien differenziert. Zudem wurden Straftaten gegen das 
AuslG und das AsylVfG nicht gezählt327. 

Ausgehend von der Erkenntnis, daß Angehörige der Unterschicht im 
Vergleich zu Personen aus der Mittel- und Oberschicht überproportional 
häufig als Straftäter identifiziert werden, wurde zudem gefordert, daß ein 
aussagekräftiger Vergleich der Kriminalitätsbelastung auf der Basis poli-
zeilicher Kriminalitätsdaten zumindest die unterschiedliche Sozialstruktur 
von Ausländern und Deutschen berücksichtigen müsse328. Tatsächlich 
stammen Nichtdeutsche, im Gegensatz zur deutschen Bevölkerung, über-
wiegend aus der sozialen Unterschicht. Ferner wurde auf den Umstand 
hingewiesen, daß Ausländer öfter als Deutsche in Großstädten leben, in 
denen mehr Tatverdächtige registriert werden als in ländlichen Gebieten329. 

Da die sozial unterschiedlichen Lebensverhältnisse von Deutschen und 
Ausländern in den Kriminalstatistiken nicht zum Ausdruck kommen, 
wurde in mehreren Untersuchungen zur Kriminalität jugendlicher und 
heranwachsender Ausländer der Versuch unternommen, mit Hilfe eines 
„Multiplikationsfaktors" eine hypothetische deutsche Vergleichsgruppe zu 
konstruieren, deren Angehörige nach Ausbildungsniveau oder beruflicher 
Position so zusammengesetzt waren wie die ausländische Bevölkerung330. 
Nach diesen Studien entsprach die Kriminalitätsbelastung der hypotheti-
schen deutschen Kontrollgruppe in etwa jener der Nichtdeutschen. Teil-
weise wurden sogar erhebliche Minderbelastungen ermittelt331 . MANSEL 
führte die geringere Belastung der Nichtdeutschen auf das besonders aus-
geprägte innerethnische Kontrollverhalten zurück332. 

327 Vgl. STEFFEN U.A. 1992, 187; STEFFEN 1995, i46ff. Zum Ganzen eingehend unten 
2. Kapitel, III. 8. c). 

328 Vgl. H.-J. ALBRECHT 1988, 192; P.-A. ALBRECHT 1990, 274; DERS. 1994, 545. 
329 PIEHLER 1991, 96; GEISSLER 1995a, 34, 37; SCHWIND 1996a, 402. 
330 Vgl. STAUDT 1986, 137ff. (Verurteiltenzahlen); MANSEL 1989, 156 (Tatverdächti-

genzahlen); GEISSLERIMARISSEN 1990, 667 ff. (Angeklagtenzahlen). Kritisch 
hierzu KARGERISUTTERER 1990, 381; SCHÖCHIGEBAUER 1991, 40; SCHNEIDER 
1995, 202; KAISER 1996, 662; GöPPINGER 1997, 537. 

331 Vgl. STAUDT 1986, 137, 146; MANSEL 1989, 156; GE!SSLER/MARISSEN 1990, 669ff. 
Dazu eingehend unten 2. Kapitel, rv. 1. b). 

332 MANSEL 1988a, 122f. 
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Teilweise wurde sogar eine Neuberechnung der kriminalstatistischen 
Daten unter „Bereinigung" des Schicht- bzw. Regionaleffektes vorgenom-
men333. Diese Berechnungsweise stieß jedoch auf erhebliche Kritik334. Die 
Ergebnisse von STEFFEN u.A., die bei dem Vergleich der Kriminalitätsbela-
stung der ausländischen und deutschen Bevölkerung in Bayern statistische 
Verzerrungen durch das „Stadt-Land-Gefälle" durch Bildung von Tatort-
kategorien vermeiden konnten, legen jedenfalls eine differenziertere Be-
trachtungsweise nahe; denn die ausländische Bevölkerung war in allen vier 
Kategorien stärker mit Tatverdächtigen belastet als die deutschem. 

Trotz der umfassenden Kritik an der Erfassung der Kriminalität von 
Ausländern in den Polizeilichen Kriminalstatistiken mangelt es bislang an 
Dunkelfelduntersuchungen zur Delinquenz der ausländischen Bevölkerung 
in der Bundesrepublik Deutschland. In neuerer Zeit haben sich lediglich 
vier kleinere Studien mit der selbstberichteten Delinquenz von auslän-
dischen Jugendlichen beschäftigt, die nur eine eingeschränkte Aus-
sagekraft aufwiesen und zu uneinheitlichen Ergebnissen gelangten336. Al-
lerdings ergab sich in keiner der Studien eine deutliche Höherbelastung 
von jungen Ausländern gegenüber gleichaltrigen Deutschen337. 

6. Der Bezugsrahmen ,,/abeling approach" 

Mehrheitlich wird jedoch angenommen, daß insbesondere junge Auslän-
der in besonderer Weise gefährdet sind, straffallig zu werden (sog. ,,Ge-
fährdungsthese")338• Dagegen wenden sich die Anhänger der sog. ,,Diskri-
minierungs- oder Kriminalisierungsthese"339, Hiernach beruhen etwaige 
kriminalstatistische Höherbelastungen nichtdeutscher Bevölkerungsgrup-
pen auf Zuschreibungsprozessen und selektiver Kriminalisierung340. Diese 
Ansicht geht auf die Theorie des labeling approach zurück, nach der Kri-

333 So z.B. GEISSLER 1995a, 33/f. 
334 Vgl. z.B. KAISER 1996, 662. 
335 Vgl. STEFFEN U.A. 1992, 101/. 
336 SCHUMANN U.A. 1987, 70/f.; MANSEL 1990, 50/f.; SUTIERERfKARGER 1994, 

156//.; HEITMEYER U.A. 1995, 400//. Dazu eingehend unten 2. Kapitel, IV. 2. 
337 S.u. 2. Kapitel, IV. 2. 
338 Vgl. z.B. TRAULSEN 1988, 30. Dazu STEFFEN U.A. 1992, 10/. 
339 Vgl. z.B. MANSEL 1988d, 1078/f.; GEISSLERIMARISSEN 1990, 662. 
340 Zusammenfassend STEFFEN U.A. 1992, 11. 
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minalität lediglich das Ergebnis eines spezifischen gesellschaftlichen 
Zuschreibungsprozesses ist341 . Die erhöhte Ausländerkriminalität wäre 
demnach nicht auf ungünstige sozio-kulturelle oder ökonomische Grund-
bedingungen zurückzuführen, sondern auf einen „sozialinstanzlichen De-
finitionsvorgang", innerhalb dessen sozial abweichendes Verhalten der 
ausländischen Bevölkerung in stärkerem Maße wahrgenommen wird342. 

Bereits Ende der siebziger Jahre wurde der Versuch unternommen, die 
Tatverdächtigenzahlen eines Jahres mit den Abgeurteilten- bzw. Verurteil-
tenzahlen desselben Jahres oder des Folgejahres zu vergleichen. Ein Groß-
teil der Untersuchungen kam zum Ergebnis, daß für ausländische Tatver-
dächtige eine geringere Aburteilungs- und Verurteilungswahrscheinlichkeit 
besteht als für deutsche343. Die quantitativ größte Filterung fand dabei von 
den Tatverdächtigen zu den Verurteilten statt. Aus diesen Ergebnissen 
wurde geschlossen, daß gegen Ausländer bei einem beobachteten uner-
wünschten bzw. strafrechtlich auffälligen Verhalten eher von der Bevölke-
rung Anzeige erstattet und von der Polizei intensiver ermittelt werde344. 

Die Staatsanwaltschaft als selektionsentscheidende Instanz stelle die von 
der Polizei eingeleiteten Strafverfahren wegen ihres häufigen Bagatellcha-
rakters dann überproportional ein345. 

Zumindest für Bayern ergab sich jedoch mittlerweile ein gegenläufiger 
Trend346. Allerdings beziehen sich die beiden Statistiken auf unterschiedli-
che Zeiträume und sind daher nur eingeschränkt vergleichbar, so daß ein 
Vergleich von Tatverdächtigen- und Verurteiltenziffern nicht unproblema-
tisch ist347. Eine neuere Sonderauswertung der Personenauskunftsdatei des 
Landeskriminalamtes Baden-Württemberg ergab ferner, daß kaum Unter-
schiede in der staatsanwaltschaftlichen Einstellungspraxis von Deutschen 

341 S.u. 3. Kapitel, 1. 5. 
342 KUBINK 1993, 75. 
343 Vgl. DONNER U.A. 1981, 91; SCHÜLER-SPRINGORUM 1983, 535; SCHNAPKA 1985, 

429; STEINHILPER 1986, 201; MANSEL 1988c, 355//.; MANSEL 1989, 156; PFEIF-
FER/SCHÖCKEL 1990, 423/. (Gewaltkriminalität); GE!SSLER/MARISSEN 1990, 673; 
KUBINK 1993, 54/.; REICHERTz!SCHRÖER 1993, 759/. Dazu eingehend unten 2. 
Kapitel, IV. 3. a). 

344 Vgl. MANSEL 1994, 302; ferner WOLTER 1984, 269. 
345 MANSEL 1990, 53/. 
346 Vgl. STEFFEN 1995, 151/. 
347 Vgl. SCHWIND 1995, 33; STEFFEN 1995, 151. Zu weiteren Problemen s.u. 2. Kapi-

tel, IV, 3. a) 11). 
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und Ausländern vorhanden waren348. Zudem wird vor allem von polizei-
licher Seite geltend gemacht, die geringere Verurteilungswahrscheinlichkeit 
von Ausländern beruhe auf besonderen Ermittlungsschwierigkeiten hin-
sichtlich nichtdeutscher Tatverdächtiger349, 

Die vermutete erhöhte Anzeigebereitschaft der deutschen Bevölkerung 
gegenüber Ausländern, die zu einer Überrepräsentation in der PKS führen 
könnte, wird auf Vorurteile zurückgeführt, die durch offizielle Statistiken 
und die Medienberichterstattung hervorgerufen und gefördert würden350. 

Bisher fehlt es jedoch noch an empirischen Belegen für eine erhöhte Anzei-
gebereitschaft351 • Weithin umstritten ist, ob und inwiefern die deutsche Po-
lizei Ausländer intensiver kontrolliert und Strafanzeigen gegen Nichtdeut-
sche eher annimmt352. 

7. Kritik am Begriff „Ausländerkriminalität" 

Besonders im Zuge der zunehmenden fremdenfeindlichen Straftaten An-
fang der neunziger Jahre widmete sich die kriminologische Wissenschaft 
verstärkt dem bisher vernachlässigten Themenkomplex „Ausländer als 
Opfer von Straftaten"353. Gleichzeitig wurde die Verwendung des krimino-
logischen Begriffs der „Ausländerkriminalität" kritisiert, ja die Erfassung 
der Nichtdeutschen in den Kriminalstatistiken gänzlich in Frage gestellt354• 

Schon der Begriff assoziiere Überfremdungsängste355, zudem werde indi-
rekt ein innerer Zusammenhang zwischen dem Status eines Nichtdeut-

348 Vgl. die Darstellung der Ergebnisse bei KAISER 1996, 663 sowie unten 2. Kapitel, 
IV. 3. e) bb). 

349 Vgl. dazu PICK 1994, 618ff. sowie die neueren Ergebnisse von REICHERTz/ 
SCHRÖER 1994a, 613f.; SCHRÖER 1996, 160j.; DONK 1996, 163ff. S.u. 2. Kapitel, 
IV. 3. b) bb). 

350 MANSEL 1988a, 122. 
351 Siehe dazu unten 2. Kapitel, IV. 3. c) cc). Vgl. hierzu die Ergebnisse der schweize-

rischen Opferbefragung bei KILLIAS 1988, 159 ff. 
352 S.u. 2. Kapitel, IV. 3. d). 
353 Vgl. PITSELA 1986; SESSAR 1993a, l llfj.; DERS. 1993b, 187 ff.; STROBL 1994; 

LUFF/ÜERUM 1995; LUFF 1996, 463ff.; STEFFEN 1996, 247 ff.; vgl. ferner KUBINK 
1997. 

354 Dazu oben l. Kapitel, I. 
355 PRINZ 1990, 657. 
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sehen und Kriminalität hergesteJlt356. Durch die statistische Ausweisung 
der ausländischen Tatverdächtigen im „Ungeheuer PKS" komme es ferner 
zu einer Stigmatisierung des „Sündenbockes" Ausländer357. 

Doch auch diejenigen, die sich gegen eine Verwendung des Begriffes 
aussprechen, beziehen ihre Analysen in Anlehnung an die Terminologie 
der PKS auf die Kriminalität der sog. Nichtdeutschen358. Ganz überwie-
gend wird im kriminologischen Schrifttum folglich am Begriff „Ausländer-
kriminalität" festgehalten359. Allerdings wird verstärkt darauf aufmerksam 
gemacht, daß „die Ausländer" keine homogene Gruppe darstellen. Viel-
mehr seien verschiedenartige Gruppen mit jeweils spezifischen Problem-
und Gefährdungslagen identifizierbar360. 

356 WALTER 1993, 347. Vgl. ferner WALTER/KUBINK 1993, 306, 309, die anführen: 
,,Eine direkte kausale Verknüpfung zwischen Staatsangehörigkeit und Kriminali-
tät ist nämlich schon rein gedanklich nicht plausibel zu machen ( ... )". KAISER 
1996, 650, weist allerdings zu Recht daraufhin, daß im wissenschaftlichen Schrift-
tum nicht behauptet werde, daß die Nationalität per se ein kriminogener Faktor 
sei. Schon HAMBURGER U.A. 1981, 183, haben eine völlige „Entkategorisierung" 
des Begriffes Ausländerkriminalität gefordert. 

357 WALTERIPITSELA 1993, 6f. 
358 So KAISER 1996, 651. 
359 Vgl. z.B. ScttöcHIGEBAUER 1991; BAUHOFER 1993, 75/f.; KUBINK 1993; BOCK 

1995, 148//.; ROLINSKI 1995, 343/f.; SCHWIND 1996a, 399/f.; SCHNEIDER 1995, 
199//.; KAISER 1996, 649//.; KÜRZINGER 1996, 226//. 

360 Vgl. dazu WALTER 1993, 350; VILLMOW 1993, 40; s. KERNER 1994, 107; ROLINSKI 
1995, 344; SCHWIND 1996a, 402/.; KAISER 1996, 651. 
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III. Kriminalität der Nichtdeutschen von 1986 bis 1995 
anhand der Polizeilichen Kriminalstatistik 

Die Kriminalität der Ausländer soll mit Hilfe der Polizeilichen Kriminal-
statistiken von 1986 bis 1995 dargestellt werden. Die Angaben bis 1990 be-
treffen das frühere Bundesgebiet mit Berlin-West361, Ab dem Berichtsjahr 
1991 werden die Daten der PKS für die alten Bundesländer einschließlich 
Gesamt-Berlin herangezogen. Zwar werden seit 1991 auch kriminalstati-
stische Daten für Gesamt-Deutschland erfaßt, jedoch eignen sich diese 
wegen der Gebietsänderung nicht für einen Vergleich mit den Vorjahren. 
Zudem sind die PKS-Daten für die neuen Bundesländer in den Berichts-
jahren 1991 und 1992 nur unvollständig erhoben worden362. Sie können 
daher keine brauchbare Basis für zeitliche Vergleiche bilden. Hinzu 
kommt, daß Daten zum Aufenthaltsstatus der nichtdeutschen Tatverdäch-
tigen für das gesamte Bundesgebiet lediglich ab 1995 vorliegen. Angaben 
zur Staatsangehörigkeit der Tatverdächtigen fehlen hingegen noch immer 
für die neuen Bundesländer. 

Dargestellt werden soll nicht nur die Tatverdächtigenbelastung an den 
Straftaten insgesamt363, sondern auch die Art der Auffälligkeit der Auslän-
der anhand ausgewählter Deliktsbereiche. 

Bei der Auswahl wurden zum einen die quantitativ bedeutendsten 
Straftaten wie Diebstahl mit und ohne erschwerende Umstände, Betrug, 
Sachbeschädigung sowie Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG be-
rücksichtigt. Des weiteren wurden wichtige Straftatengruppen aus dem Be-
reich der Gewaltkriminalität, der Eigentums- und Vermögenskriminalität 
sowie aus anderen Deliktsbereichen ausgewählt. 

361 Gebietsstand bis zum 3.10.1990. 
362 Vgl. PKS 1995, 8. 
363 D.h. an den Straftaten des StGB und der strafrechtlichen Nebengesetze ohne Ord-

nungswidrigkeiten, Staatsschutz- und Verkehrsdelikte. Enthalten sind jedoch die 
(Verkehrsstraftaten)§§ 315a, 315b StGB sowie§§ 22a StVG, vgl. zum Ganzen PKS 
1995, 8, 11. 
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Das folgende Straftatenverzeichnis gibt Auskunft über die in die Auswer-
tung der Straftatenstruktur einbezogenen Delikte und Deliktsbereiche364: 

Mord und Totschlag §§ 211,212,213,216,217 StGB 

Vergewaltigung § 177 StGB 

Straftaten gegen d. persönl. Freiheit §§ 234, 235-237, 239-239b, 240,241,241, 316c StGB 

Raub §§ 249-252, 255,316 a StGB 

Vorsätzl. leichte Körperverletzung § 223 StGB 

Gefährl. u. schwere Körperverletzung §§ 223a, 224, 225, 227 sowie §229 (Vergiftung) 

Einfacher Diebstahl §§ 242, 247, 248a--: StGB 

Schwerer Diebstahl §§ 243-244a StGB 

Betrug §§ 263, 263a, 264, 264a, 265, 265a, 265b StGB 

Unterschlagung §§ 246, 24 7, 248a StGB 

Urkundenfälschung §§ 267-275, 277-279, 281 StGB 

Erpressung § 253 StGB 

Landfriedensbruch §§ 125, 125a StGB 

Hehlerei §§ 257-260a und ab 1994 § 261 StGB (Geldwäsche) 

Beleidigung §§ 185-187, 189 StGB 

Glücksspiel §§ 284, 284a, 186 StGB 

Sachbeschädigung §§ 303-305a StGB 

Straftaten gegen Aus!G u. Asy!VfG Von 1986 bis 1990: § 47 Aus!G, ab 1991: § 92 Aus!G; 
AsylVfG in der jeweiligen Fassung 

Rauschgiftdelikte BtMG vom 28.7.1981 

Straftaten insg. StGB und strafrechtliche Nebengesetze ohne Ordnungs 
widrigkeiten, Staatsschutz- und Verkehrsdelikte 

1. Die Polizeiliche Kriminalstatistik 

Das Bundeskriminalamt stellt die Jahresstatistiken der Landeskriminal-
ämter seit 1953 zur jährlich erscheinenden Polizeilichen Kriminalstatistik 

364 Die entsprechenden Straftatenschlüssel der PKS sind im Anhang I aufgeführt. 
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(PKS) der Bundesrepublik Deutschland zusammen365. Seit 1984 wird die 
PKS mit Hilfe automatischer Datenverarbeitung erstellt366. 

Die PKS dient seit der Neuordnung vom 1.1.1971 der 
• ,,Beobachtung der Kriminalität und einzelner Deliktsarten, des Um-

fangs und der Zusammensetzung des Tatverdächtigenkreises sowie 
der Veränderung von Kriminalitätsquotienten, 

• Erlangung von Erkenntnissen für vorbeugende und verfolgende Ver-
brechensbekämpfung, organisatorische Planungen und Entscheidun-
gen sowie kriminologisch-soziologische Forschungen und kriminal-
politische Maßnahmen"367. 

Um diese Ziele verwirklichen zu können, werden in der PKS die von der 
Polizei bearbeiteten Straftaten und die vom Zoll registrierten Rauschgift-
delikte erfaßt. Nicht enthalten sind dagegen Ordnungswidrigkeiten, 
Staatsschutzdelikte368 und Verkehrsdelikte369. Ebenfalls nicht berücksich-
tigt sind Taten, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland begangen 
wurden, sowie Verstöße gegen die strafrechtlichen Landesgesetze der ein-
zelnen Bundesländer370. Registriert werden die bekanntgewordenen Fälle, 
also die rechtswidrigen Straftaten einschließlich der mit Strafe bedrohten 
Versuche, denen eine polizeiliche Anzeige zugrunde liegt. 

Von 1991 bis 1995 schwankte die Zahl der bekanntgewordenen Fälle im 
alten Bundesgebiet einschließlich Gesamt-Berlin zwischen 4,75 und 5,35 
Mio. Die Fallzahlen für Gesamt-Deutschland lassen sich wegen erhebli-
cher Anlaufschwierigkeiten bei der Datenerfassung in den neuen Bundes-
ländern erst für 1993 verläßlich bestimmen. In diesem Jahr wurden 6,75 
Mio. Straftaten registriert, im darauffolgenden immerhin noch 6,54 Mio. 
Im Jahre 1995 wurden schließlich 6,67 Mio. Fälle erfaßt-die Häufigkeits-
zahl371 betrug damit 8.179372• Dabei machten die Diebstahlsdelikte einen 

365 Vgl. PKS 1953, 1/.; ferner HAUF 1991, 13//. 
366 EISENBERG 1995, 177. 
367 Vgl. PKS 1995, 7. 
368 Also diejenigen Straftaten, die sich gegen den Bestand oder die verfassungsmäßige 

Ordnung des Staates richten, sowie diejenigen, die ein politisches Element in bezug 
auf die Bundesrepublik Deutschland als Ganzes oder eines ihrer Teile enthalten, 
vgl. PKS 1995, 10. 

369 Enthalten sind aber die§§ 315, 315b StGB und§ 22a StVO, vgl. PKS 1995, 8. 
370 Verstöße gegen die Datenschutzgesetze der Länder sind jedoch in der PKS enthal-

ten, vgl. PKS 1995, 8. 
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Großteil der Gesamtkriminalität (57,8% der Fälle) aus. An zweiter Stelle 
folgte der Betrug (9,3%) vor der Sachbeschädigung (9,1 %)373. Diese De-
liktsarten stellten damit über drei Viertel aller 1995 in Deutschland erfaß-
ten Straftaten. 

Weiterhin wird ermittelt, wieviele der bekanntgewordenen Fälle von 
der Polizei aufgeklärt werden. Als aufgeklärt gilt eine Straftat, wenn nach 
dem polizeilichen Ermittlungsergebnis ein mindestens namentlich bekann-
ter oder auf frischer Tat ergriffener Tatverdächtiger festgestellt worden 
ist374. Tatverdächtig ist nach der Definition der PKS jeder, der nach dem 
polizeilichen Ermittlungsergebnis aufgrund zureichender tatsächlicher 
Anhaltspunkte verdächtig ist, eine rechtswidrige (Straf-) Tat begangen zu 
haben375. 

Vor 1983 wurde ein Tatverdächtiger wegen jeder mutmaßlich verübten 
Straftat erneut der Gesamtzahl der Tatverdächtigen zugerechnet. Diese 
Mehrfachzählung hatte stark überhöhte und strukturell verzerrte Tatver-
dächtigenzahlen zur Folge376. Aus diesem Grunde wurde 1983 die soge-
nannte „echte" Tatverdächtigenzählung eingeführt. Danach wird eine Per-
son in demselben Bundesland nur einmal in der Kriminalstatistik als 
Tatverdächtiger aufgeführt, selbst wenn sie mehrere Straftaten des gleichen 
Straftatenschlüssels begangen hat. Begeht ein Tatverdächtiger im Berichts-
zeitraum mehrere Delikte verschiedener Straftatenschlüssel, so wird er 
zwar jeweils bei den einzelnen Straftatengruppen gesondert gezählt, aber 
ebenfalls nur einmal der Gesamtzahl der Tatverdächtigen zugerechnet377. 
Allerdings kann eine Mehrfachzählung nicht ausgeschlossen werden, wenn 
gegen eine Person in verschiedenen Bundesländern ermittelt wird. Diese 
zwangsläufige Verzerrung der Tatverdächtigenstruktur läßt sich jedoch als 
vergleichsweise gering veranschlagen378. Da vier Bundesländer den Ände-

371 Fälle pro 100. 000 Einwohner. 
372 PKS 1995, 19. 
373 PKS 1995, 20. 
374 PKS 1995, 10. 
375 Dazu zählen auch Mittäter, Anstifter und Gehilfen, vgl. PKS 1995, 11. 
376 Vgl. PKS 1995, 11. Dazu EISENBERG 1995, 179. 
377 Deshalb ist die Summe der bei den einzelnen Straftatengruppen festgestellten Tat-

verdächtigenzahlen bei Registrierung von Mehrfachtätern größer als die Gesamt-
zahl der ermittelten Tatverdächtigen. 

378 Vgl. EISENBERG 1995, 180 m.N. 
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rungstermin nicht einhalten konnten, wurde erstmals 1984 eine entspre-
chend umgestaltete Kriminalstatistik für das frühere Bundesgebiet ver-
öff entlicht379, 

In der PKS werden auch die nichtdeutschen Tatverdächtigen erfaßt, 
also tatverdächtige Personen mit einer ausländischen Staatsangehörigkeit, 
die nicht gleichzeitig die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, sowie 
Staatenlose und Personen, bei denen die Staatsangehörigkeit ungeklärt 
ist380. Die Kriminalstatistik enthält Angaben über die Tatverdächtigenbe-
lastung der Nichtdeutschen bei den verschiedenen Straftatengruppen. Fer-
ner werden die ausländischen Tatverdächtigen nach Alter, Geschlecht, 
Staatsangehörigkeit sowie nach ihrem Aufenthaltsstatus ausgewiesen. 

Ungefähr 46% der Delikte wurden 1995 aufgeklärt (1994: 44,4%). In 
den Jahren 1994 und 1995 wurden jeweils über zwei Millionen Tatverdäch-
tige von der Polizei registriert. Der Prozentanteil nichtdeutscher Tatver-
dächtiger lag 1994 bei 30,1 % und 1995 bei 28,5%381. 

a) Probleme und Kritik statistischer Auswertung 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik kann allerdings nur einen Teil der tat-
sächlich verübten Straftaten erfassen, denn nicht alle Delikte werden be-
kannt und die bekanntgewordenen Delikte werden nicht immer angezeigt. 
Die PKS mißt also nicht die Kriminalität schlechthin, sondern lediglich 
das sogenannte Heilfeld der Kriminalität. Hinzu kommt, daß über die 
Hälfte der Straftaten nicht auf geklärt wird. Es kann folglich nicht fest-
gestellt werden, welche Tätergruppen an den nicht aufgeklärten Straftaten 
beteiligt sind382, 

Das Heilfeld ist zu über 90% von dem Anzeigeverhalten der Bevölke-
rung abhängig383. Opferbefragungen haben ergeben, daß die Anzeige-

379 HEINZ 1990, 48. 
380 PKS 1995, 11. Vgl. dazu die Definition des Begriffes „Ausländer" im AuslG, wo-

nach jeder Ausländer ist, der nicht Deutscher iSd Art. 116 Abs. 1 GG ist,§ 1 Abs. 
2 AuslG. Folglich können die Begriffe „Nichtdeutsche" und „Ausländer" reziprok 
verwendet werden. 

381 PKS 1995, 39-Angaben für Gesamt-Deutschland. 
382 Dazu KüRZINGER 1996, 230/. 
383 KRIMINOLOGIE LEXIKON 1991, 24. 
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bereitschaft der Bevölkerung alters- und schichtspezifisch sowie delikts-
typisch verschieden ist384. So werden z.B. schwere Delikte eher angezeigt 
als leichte385. Etwas weniger Einfluß besitzt dagegen das polizeiliche Kon-
trollverhalten, denn weniger als 10% der Verfahren werden durch polizei-
liche Wahrnehmung und Initiative ausgelöst386. 

Daneben besteht ein erhebliches Dunkelfeld an Straftaten, die nicht be-
kannt bzw. nicht angezeigt werden. Nach den Ergebnissen der Dunkelfeld-
forschung wird lediglich ein Anteil von etwa 10% bis 50% der Straftaten 
der „klassischen" Kriminalität387 statistisch erfaßt388. Ein Anstieg oder 
Rückgang der polizeilich registrierten Straftaten muß daher nicht notwen-
dig auf einer Veränderung der Kriminalitätslage beruhen, sondern kann 
ebenso auf ein verändertes Anzeigeverhalten der Bevölkerung oder auf 
eine Konzentration der polizeilichen Ermittlungstätigkeit auf bestimmte 
Deliktsbereiche zurückzuführen sein. Die PKS kann somit kein getreues 
Spiegelbild der Verbrechenswirklichkeit sein. 

Auch bei der kriminalstatistisch erfaßten Ausländerkriminalität kann 
lediglich der Anteil der Nichtdeutschen an den polizeilich registrierten und 
aufgeklärten Straftaten ausgewiesen werden389. Die PKS stellt also bei der 
Bestimmung des Tatverdächtigenanteils der Nichtdeutschen nur eine je 
nach Deliktsart mehr oder weniger starke Annäherung an die Realität dar. 

Die entscheidende Frage ist allerdings, ob es derzeit eine Alternative 
zur Analyse der Ausländerkriminalität anhand der PKS gibt. 

b) Kriminalstatistik und Dunkelfeldforschung 

Als mögliche Alternative käme zunächst die Auswertung bzw. Durchfüh-
rung von Dunkelfelduntersuchungen in Betracht. 

Eine Erforschung des Dunkelfeldes erfolgt in der Regel durch: 
l. Täterbefragungen oder Selbstbericht-Untersuchungen, bei denen die 

Versuchspersonen befragt werden, ob und wie häufig sie in einem be-

384 Vgl. dazu KAISER 1992, 331/f. 
385 EISENBERG 1995, 784. 
386 Dazu KAISER 1992, 333J.; HEINZ 1993, 29; KüRZINGER 1996, 125/. 
387 Gemeint sind die Straftaten ohne Verkehrsdelikte. 
388 Dazu KüRZINGER 1996, 124/J. 
389 KERNER 1994, 105. 
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stimmten Zeitraum Straftaten oder delinquente Handlungen began-
gen haben. 

2. Opferbefragungen, bei denen Versuchspersonen befragt werden, ob 
sie und andere, z.B. Mitglieder ihres Haushalts, in einem bestimmten 
Zeitraum Opfer einer Straftat geworden sind. 

3. Informanten- und Expertenbefragungen, bei denen sachkundige Ver-
suchspersonen nach ihrer Kenntnis über kriminelle oder delinquente 
Aktivitäten anderer befragt werden39o. 

Weitere, bislang allerdings selten eingesetzte Methoden der Dunkelfeldfor-
schung sind die teilnehmende Beobachtung sowie experimentelle Verfah-
ren39I, 

Dunkelfelduntersuchungen weisen jedoch erhebliche Mängel auf. Tä-
terbefragungen erfaßten z.B. bislang nur selten einen repräsentativen 
Querschnitt der Bevölkerung bzw. der Jugendlichen, da vorwiegend leicht 
erreichbare Personengruppen wie Schüler, Studenten oder Strafanstaltsin-
sassen befragt wurden392, Bei Opferbefragungen werden hingegen die sog. 
,,opferlosen Delikte"393, also die Straftaten, die sich nicht gegen individu-
elle Opfer richten (z.B. Straftaten gegen die öffentliche Ordnung, Umwelt-
delikte und ein Teil der Wirtschaftsdelikte), nicht aufgedeckt. Auch sind 
Delikte, die das Opfer selbst gar nicht bemerkt hat, nicht erfragbar. 

Weiterhin bestehen erhebliche methodische Schwierigkeiten394: 
• bei der Umsetzung strafrechtlicher Tatbestände in die Umgangsspra-

che, bezüglich der Verständlichkeit des Deliktsfragebogens und hin-
sichtlich der Kontrolle des Verständnisses seitens der Befragten 

• bezüglich der Fähigkeit der Befragten, sich an erfragte Sachverhalte 
zu erinnern 

• beim Wahrheitsgehalt der Angaben, der z.B. durch die Furcht vor 
einer möglichen Bestrafung auf Täterseite oder durch Schamgefühle 
auf Opferseite beeinflußt wird395, 

390 Darstellung nach HEINZ 1990, 84/. 
391 Dazu HEINZ 1990, 84 sowie KüRZINGER 1996, 175/. 
392 HEINZ 1990, 86. 
393 Vgl. KRIMINOLOGIE LEXIKON 1991, 84. 
394 Darstellung nach HEINZ 1990, 87; vgl. ferner EISENBERG 1995, 166/f. m.N. 
395 So nimmt die Bereitschaft der Täter zu einer ehrlichen Antwort bei schweren De-

likten ab, vgl. GEISSLER 1994, 183. 
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Daher ist eine vollständige Aufhellung des Dunkelfeldes mit Hilfe von 
Dunkelfelduntersuchungen nicht möglich. Besondere Schwierigkeiten er-
geben sich zudem bei der Bestimmung des Dunkelfelds von Ausländern, 
denn bei Opferbefragungen dürften die Angaben zur Nationalität des Tä-
ters wenig zuverlässig sein396, Mit Hilfe von Täterbefragungen kann man 
hingegen wohl nur das Dunkelfeld von den in der Bundesrepublik wohn-
haften Ausländern aufhellen, die über ausreichende Sprachkenntnisse ver-
fügen, um an einer entsprechenden Studie teilnehmen zu können. Die 
Dunkelfeldforschung kann folglich allenfalls die Daten der Kriminalstati-
stik hinsichtlich deren Tendenz und Richtung kontrollieren397. 

Bislang liegen nur wenige Erkenntnisse zum Dunkelfeld der Ausländer-
kriminalität vor. Zumeist befaßten sich die einschlägigen Untersuchungen 
nur am Rande mit der Kriminalität von Gastarbeitern bzw. Ausländern398. 
Die anhand der Dunkelfelduntersuchungen gewonnenen Erkenntnisse 
sind jedoch bei einer Analyse der PKS zu berücksichtigen399, 

c) Strafverfolgungsstatistik 

Ein bedeutender Nachteil der PKS besteht darin, daß die Schuld der regi-
strierten Tatverdächtigen nicht erwiesen ist. Eine Korrektur der Tatver-
dächtigenerfassung erfolgt aber selbst dann nicht, wenn Staatsanwalt-
schaft oder Strafgericht zu einer den Tatverdächtigen entlastenden 
juristischen Bewertung gelangen40o. Dagegen werden in der Strafverfol-
gungsstatistik alle innerhalb eines Jahres wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens durch deutsche Strafgerichte rechtskräftig Abgeurteilten40 ' und 

396 Die Bestimmung der Nationalität (bzw. des Status als Nichtdeutscher) des Täters 
ist nur in den Fällen zuverlässig möglich, in denen der Täter dem Opfer persönlich 
bekannt ist. 

397 So auch HEINZ 1990, 88. 
398 PITSELA 1986, 148//. 
399 Zu den neueren Untersuchungen von ScHUMANN u.A. 1987; MANSEL 1990; SuT-

TERERIKARGER 1994 sowie HEITMEYER U.A. 1995 siehe unten 2. Kapitel, IV. 3. 
Zum Anzeigeverhalten von Opfern gegenüber Ausländern nach der Schweizer Op-
ferbefragung vgl. KILLIAS 1988, 156//. 

400 HEINZ 1990, 97. 
401 „Abgeurteilte sind Angeklagte, gegen die Strafbefehle erlassen wurden bzw. Straf-

verfahren nach Eröffnung des Hauptverfahrens durch Urteil oder Einstellungs-
beschluß rechtskräftig abgeschlossen worden sind", vgl. StVSta 1995, 6. 
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Verurteilten402 erfaßt. Eine andere Möglichkeit der Analyse von Auslän-
derkriminalität besteht daher in einer Auswertung der Strafverfolgungssta-
tistik403. 

Die Strafverfolgungsstatistik weist jedoch den Nachteil auf, daß die 
Abgeurteilten und Verurteilten nur beim mit der schwersten Strafe be-
drohten Straftatbestand erfaßt werden. Je geringer die Strafandrohung 
eines Deliktes ist, um so ungenauer sind also die Ergebnisse404. Zudem 
können bei mehrfacher Aburteilung oder Verurteilung innerhalb des Be-
richtszeitraums Mehrfachzählungen erfolgen40s. Die PKS weist ihrerseits 
den Vorteil auf, daß ihre Daten weitaus mehr Informationen über die Zu-
sammensetzung der ausländischen Tatverdächtigen beinhalten, als dies bei 
der Strafverfolgungsstatistik hinsichtlich der ausländischen Verurteilten 
der Fall ist. So werden in der Polizeilichen Kriminalstatistik im Gegensatz 
zur Strafverfolgungsstatistik die Staatsangehörigkeit und der Anlaß des 
Aufenthalts der Tatverdächtigen ausgewiesen. 

Des weiteren muß berücksichtigt werden, daß bis zum rechtskräftigen 
Abschluß eines Strafverfahrens ein erheblicher Fall- und Täterschwund 
stattfindet406. Diese „Ausfilterung" beruht nicht nur auf einer abweichen-
den rechtlichen Bewertung durch Staatsanwaltschaft oder Gericht. Viel-
mehr wird zunehmend Sanktionsverzicht durch Einstellung des Verfahrens 
ausgeübt407. Das geschieht durchschnittlich in der Hälfte der Fälle, bei be-
stimmten Delikten und im Rahmen des Jugendstrafrechts sogar in noch 
höherem Maße408. Der entscheidende Vorzug der PKS vor der Strafverfol-
gungsstatistik besteht somit darin, daß sie „tatnäher" und wesentlich we-
niger von Ausfilterungsprozessen gekennzeichnet ist als die Strafverfol-
gungsstatistik409. Die PKS spiegelt folglich wohl noch am ehesten die 
Verbrechenswirklichkeit wider. 

402 „Verurteilte sind Angeklagte, gegen die nach allgemeinem Strafrecht Freiheits-
strafe, Strafarrest oder Geldstrafe (auch durch einen rechtskräftigen Strafbefehl) 
verhängt worden ist, oder deren Straftat nach Jugendstrafrecht mit Jugendstrafe, 
Zuchtmitteln oder Erziehungsmaßregeln geahndet wurde", vgl. StVSta 1995, 8. 

403 Zum Erhebungsverfahren der StVSta vgl. HEINZ 1990, 59. 
404 HEINZ 1990, 98. 
405 HEINZ 1990, 98. 
406 Dazu KERNER 1993, 296//.; HEINZ 1990, 98. 
407 Vgl.§§ 153//. StPO,§ 45 JGG. 
408 KERNER 1993, 300. 
409 So HEINZ 1990, 96; vgl. auch EISENBERG 1995, 189. 
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Obwohl die Strafverfolgungsstatistik aus den genannten Gründen nur 
eine eingeschränkte Aussagekraft besitzt, mit ihr also „sehr vorsichtig"4JO 

verfahren werden muß, soll sie in der folgenden Untersuchung dennoch er-
gänzend herangezogen werden. Anhand der Strafverfolgungsstatistik kann 
nämlich dem Vorwurf, daß die Tatverdächtigenzahlen der Ausländer auf-
grund einer verschärften sozialen Kontrolle durch Bevölkerung und Poli-
zei411 künstlich erhöht41 2 und letztlich durch Staatsanwaltschaften und Ge-
richte als Selektionsinstanzen korrigiert würden, nachgegangen werden413. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß die PKS und die Strafverfolgungsstati-
stik nur eingeschränkt vergleichbar sind, da nicht alle Tatverdächtigen im 
selben Jahr abgeurteilt werden4I4. 

d) Zuverlässigkeit der PKS-Daten 

Kritik wird an der Zuverlässigkeit kriminalstatistischer Daten geäußert. 
Tatsächlich gibt es Anhaltspunkte, daß die Polizeiliche Kriminalstatistik 
nicht von Erhebungsfehlern frei ist. So ergab eine Überprüfung des Daten-
bestands der Hamburger Kriminalstatistik durch GUNDLACH/MENZEL, 
daß nur 52,19% der 456 Datensätze zu Fallerfassungen keinen Fehler auf-
wiesen4I5_ Bei den aufgeklärten Fällen ergaben sich bei 165 Datensätzen 
404 Fehler, wobei nur 14,29% der Tatverdächtigenerfassungen fehlerfrei 
waren416. Auffallend ist die teilweise hohe Fehlerquote bei den Daten zu 
den nichtdeutschen Tatverdächtigen, die 16,33% bei den Angaben zur 
Staatsangehörigkeit und 30,61 %41 7 bei den Angaben zum Anlaß des lega-
len Aufenthalts418 betrug. GUNDLACHIMENZEL kommen in ihrer Studie zu 

410 So KERNER 1993, 300. 
411 Vgl. WALTER 1989, 76/. 
412 ÜEISSLER!MARISSEN 1990, 665 bezeichnen die kriminalstatistische Mehrbelastung 

junger Ausländer als ein „Kunstprodukt der Kriminalstatistik". 
413 Dazu VJLLMOW 1993, 46. 
414 Vgl. ScttöcH/GEBAUER 1991, 43. 
415 ÜUNDLACH/MENZEL 1992, 66. 
416 ÜUNDLACH/MENZEL 1992, 71. 
417 Hier wurde zu oft das Merkmal „Sonstiges" eingetragen, vgl. GuNDLAcHIMENZEL 

1992, 74. -
418 Vgl. dazu auch STEFFEN u.A. 1992, 44, für die PKS Bayern. 
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dem Gesamtergebnis, daß die Qualität der in der Hamburger Kriminalsta-
tistik erfaßten Daten als „ungenügend" bezeichnet werden müsse419. 

Aus dieser Untersuchung kann allerdings nicht gefolgert werden, daß 
die PKS-Daten zur Feststellung des Tatverdächtigenanteils der Nichtdeut-
schen gänzlich ungeeignet wären. Denn zum einen beschränkt sich die Er-
hebung auf eine Stichprobe des Datenbestandes der Hamburger PKS. 
Offen bleibt also, inwiefern die gewonnenen Ergebnisse verallgemeinert 
werden können. Zum anderen ist eine Fehlerquote von 13,31 % bei der Er-
fassung des auf geklärten Falls und der Tatverdächtigen zwar bedenklich. 
Allein deswegen kann der PKS aber noch nicht jede Aussagekraft abge-
sprochen werden. Hervorzuheben ist ferner, daß nach den Angaben von 
GUNDLACH/MENZEL das Merkmal Deutscher/Nichtdeutscher weitgehend 
zuverlässig erfaßt wurde. Nur in 2,42% der Fälle erfolgte hier eine falsche 
Eintragung420. Des weiteren wurden auch keine Anhaltspunkte für metho-
dische Manipulationen der PKS gefunden421. 

Folglich bildet die PKS eine ausreichend zuverlässige Grundlage für die 
Untersuchung, mit der Einschränkung, daß die Daten sicherlich nicht von 
Erhebungsfehlern frei sind. 

e) Zusammenfassung 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik stellt kein wirklichkeitsgetreues Abbild 
der Verbrechenswirklichkeit in Deutschland dar. Dennoch eignen sich 
deren Daten trotz der bekannten statistischen Schwierigkeiten dazu, krimi-
nalitätsrelevante Phänomene und Tendenzen zu beschreiben und auf mög-
liche Zusammenhänge aufmerksam zu machen422. Mit Hilfe der PKS kann 
also zumindest das Hellfeld der Ausländerkriminalität zuverlässig dar-
gestellt werden423. 

419 ÜUNDLACH/MENZEL 1992, 76. 
420 ÜUNDLACH/MENZEL 1992, 74. 
421 ÜUNDLACH/MENZEL 1992, 77. 
422 Vgl. AHLF 1993, 133; so auch HEINZ 1990, 106. 
423 Vgl. auch die Darstellung bei STEFFEN 1994, 569. 
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2. Entwicklung der Tatverdächtigenzahlen der Ausländer 

Tabelle 9: Entwicklung der Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen 
1986-1995 

Straftaten insgesamt 
Jahr Tatverdächtige Nichtdeutsche Tatverdächtige 

insgesamt absolut in¾ 

Früheres Bundesgebiet 
1986 1 306 910 252 018 19,3 
1987 1290441 258 326 20,0 
1988 1314080 286 744 21,8 
1989 1370962 336 016 24,5 
1990 1437 923 383 583 26,7 

Alte Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin 
1991 1466 752 405 545 27,6 
1992 1 581 734 509 305 32,2 
1993 1680885 608 376 36,2 
1994 1 637 879 531 348 32,4 
1995 1682118 526 539 31,3 

Bundesgebiet insgesamt 
1991 1602 917 415 737 25,9 
1992 1833069 550 583 30,0 
1993 2 051 775 689 920 33,6 
1994 2 037 729 612 988 30,1 
1995 2 118 104 603 496 28,5 

Quellen: PKS 1991, 88; 1992, 96; 1995, 113. 

Im Zeitraum von 1986 bis 1991 ist im früheren Bundesgebiet eine stetige 
Zunahme der Tatverdächtigenzahlen der Ausländer zu verzeichnen. Diese 
Entwicklung setzte sich im Gebiet der alten Bundesländer einschließlich 
Gesamt-Berlin bis 1993 fort. Im Jahre 1994 war dagegen ein Rückgang um 
fast 70. 000 Tatverdächtige im Vergleich zum Vorjahr festzustellen. Ein 
weiterer leichter Rückgang war 1995 zu verzeichnen. 

Doch nicht nur die Zahl der nichtdeutschen Tatverdächtigen ist erheb-
lich angestiegen, auch der Anteil der einer Straftat verdächtigen Ausländer 
an den Tatverdächtigen insgesamt hat sich im Untersuchungszeitraum be-
trächtlich erhöht. Stellten die Nichtdeutschen 1986 noch 19,3% aller Tat-
verdächtigen, so besaß von 1992 bis 199 5 etwa jeder dritte Tatverdächtige 
im Altbundesgebiet einschließlich Gesamt-Berlin nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit. Der Tatverdächtigenanteil der Nichtdeutschen in Ge-
samt-Deutschland war durchweg nur geringfügig niedriger424• 
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a) Steigerungsraten 

Die Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen sind in den Berichtsjahren 
1986 bis 1995 um annähernd 110% gestiegen425. Die höchsten Steigerungs-
raten verzeichneten folgende Straftaten: Urkundenfälschung, Landfrie-
densbruch, Rauschgiftdelikte, Erpressung und Straftaten gegen das AuslG 
und das AsylVfG. Bemerkenswert ist ferner der Anstieg bei Eigentums-
und Vermögensdelikten, bei einfachem Diebstahl z.B. um etwas mehr als 
86%, bei Betrug sogar um 132,7%426. Nicht ganz einheitlich stellt sich da-
gegen die Entwicklung bei den Gewaltdelikten dar. Stieg die Zahl der 
nichtdeutschen Tatverdächtigen bei Vergewaltigungsfällen lediglich um 
20,6%, bei der vorsätzlichen leichten Körperverletzung immerhin um 
93,9%, so ist ein deutlicher Anstieg bei der gefährlichen und schweren 
Körperverletzung, bei Mord und Totschlag sowie beim Raub und bei den 
Straftaten gegen die persönliche Freiheit festzustellen427. 

Die Zunahme der Tatverdächtigenzahlen von Ausländern gerade auch 
bei schwerwiegenden Straftatengruppen gewinnt an Brisanz, wenn man 
bedenkt, daß die Zahl der deutschen Tatverdächtigen im selben Zeitraum 
nur um 9,5% angestiegen ist42B. Ein deutlicher Zuwachs ist hier lediglich 
bei den Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG429 und bei den 
Rauschgiftdelikten zu verzeichnen (207, 1 % bzw. 90,3 %). Bei mehreren 
Straftatengruppen ging die Zahl der deutschen Tatverdächtigen sogar er-
heblich zurück, wie z.B. bei illegalem Glücksspiel, bei Hehlerei sowie bei 
schwerem Diebstahl und Vergewaltigung430. 

b) Räumliche Verteilung 

Bei Betrachtung der räumlichen Verteilung der registrierten Kriminalität 
der Nichtdeutschen im früheren Bundesgebiet fällt auf, daß zum Teil er-

424 Vgl. Tab. 9. 
425 Vgl. Tab. 10. Angaben für das Jahr 1995 für die alten Bundesländer einschließlich 

Gesamt-Berlin. 
426 Vgl. Tab. 10. 
427 Siehe dazu Tab. 10. 
428 Siehe Tab. 10. 
429 Allerdings bei einem vergleichsweise niedrigen Ausgangswert. 
430 Vgl. Tab. 10. 
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Tabelle 10: Anstieg der Tatverdächtigenzahlen der deutschen und nichtdeut-
schen Tatverdächtigen von 1986 bis 1995 in Prozent43J 

Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen Tatverdächtigenzahlen der Deutschen 
Jahr 1986 1995 Anstieg in¾ 1986 1995 Anstieg in¾ 

Mord und Totschlag 611 1258 105,9 2123 2 134 0,5 

Vergewaltigung 1161 1400 20,6 2 869 2 499 -14,8 

Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 7 966 21563 170,7 40 594 56114 38,2 

Raub 4004 II 578 189,2 13 561 16 383 20,8 

Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 16 755 32 489 93,9 92124 104 404 13,3 

Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 13 870 28 295 104,0 54 042 56 735 5,0 

Einfacher Diebstahl 74 532 138 914 86,4 341 566 382 899 12,1 

Schwerer Diebstahl 18 563 35 396 90,7 100 150 83 093 -17,0 

Betrug 29 516 68 695 132,7 192 565 202 387 5,1 

Unterschlagung 3 813 6 895 80,0 32 846 32 853 0,0 

Urkundenfälschung 10 877 35 412 225,6 21 753 22 224 2,2 

Erpressung 469 1500 219,8 1 871 2 432 30,0 

Landfriedensbruch 261 1 085 315,7 1 792 2 340 30,6 

Hehlerei 4 944 8 661 75,2 22 633 15 636 -30,9 

Beleidigung 6 300 13 524 114,7 55 553 66 387 19,5 

Glücksspiel 1914 1 891 - 1,2 1 600 686 -57,1 

Sachbeschädigung 10 013 16 653 66,3 80 292 86 311 7,5 

Straftaten gegen 
Aus!G u. AsylVfG 58 315 141426 142,5 2 402 7 377 207,1 

Rauschgiftdelikte 11229 33 798 201,0 45 433 86 475 90,3 

Straftaten insg. 252 018 526 539 108,9 1 054 891 1 155 579 9,5 

Quellen: PKS 1986, Tab. 61; PKS 1995, Tab. 40 und 50, die nicht in der PKS abgedruckt sind, dem Ver-
fasser aber als Computerausdrucke vorliegen. Prozentzahlen nach eigener Berechnung. 

hebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern bestanden. 
Zwar fand in allen Bundesländern ein kontinuierlicher Anstieg der Tatver-
dächtigenzahlen und -anteile der Ausländer in der Zeit von 1986 bis 1990 
statt. Der Anteil der nichtdeutschen Tatverdächtigen an den Tatverdächti-

431 Angaben des Berichtsjahres 1995 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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gen insgesamt war jedoch in den Ländern mit einem hohen ausländischen 
Bevölkerungsanteil wie Baden-Württemberg, West-Berlin, Bremen, Ham-
burg, Hessen und Nordrhein-Westfalen durchweg höher als in denjenigen 
mit einem vergleichsweise niedrigen Anteil wie das Saarland oder Schles-
wig-Holstein432. Eine Ausnahme bildet in dieser Hinsicht der Freistaat Bay-
ern, der zwar stets nur einen ausländischen Bevölkerungsanteil von etwa 
sechs bis siebeneinhalb Prozent aufwies, dessen PKS aber jeweils einen Tat-
verdächtigenanteil der Nichtdeutschen von 20 bis über 30% verzeichnete433. 

Dieser Trend setzte sich ab 1991 in den alten Bundesländern einschließ-
lich Gesamt-Berlin fort. Im wiedervereinigten Berlin sank zwar zunächst 
der Ausländeranteil an Tatverdächtigen; dies dürfte aber mit der geringen 
Anzahl der damals im Ostteil der Stadt lebenden Ausländer zusammen-
hängen434. In den Jahren 1993 bis 1995 stieg hier die Zahl der nichtdeut-
schen Tatverdächtigen wieder erheblich an. 

In diesen Jahren wiesen Bayern und Baden-Württemberg bei den nicht-
deutschen Tatverdächtigen Spitzenwerte um 40% auf. Diese Entwicklung 
beruhte unter anderem auf dem hohen Anteil von sich illegal aufualtenden 
Tatverdächtigen (in Baden-Württemberg 1993: 12,4%; 1994: 15,6% 1995: 
15,0%); in Bayern 1993: 34,9%; 1994: 32,7%; 1995: 29,4%)435. Illegale wer-
den oft wegen eines Verstoßes gegen das AuslG bzw. gegen das AsylVfG 
registriert. Wenn man diese Straftaten bei der Berechnung nicht berück-
sichtigt, reduziert sich der Anteil der nichtdeutschen Tatverdächtigen in 
Bayern 1993 auf 29,2%, 1994 auf 27,0% und 1995 auf 25,9%, in Baden-
Württemberg auf 34,3%, 31,5% bzw. 30,1 %436. Allerdings muß daraufhin-
gewiesen werden, daß damit auch Tatverdächtige, denen neben Verstößen 
gegen das AuslG und das AsylVfG gleichzeitig andere Delikte wie Raub 
oder Diebstahl vorgeworfen werden, nicht berücksichtigt werden (echte 
Tatverdächtigenzählung)437. 

Einen besonders hohen Anteil an Illegalen bzw. Tatverdächtigen im Bereich 
des AuslG und des AsylVfG wiesen in den Jahren 1993 bis 1995 ebenfalls Bran-
denburg, Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern auf. Auch Touristen/ Durch-
reisende wurden hier besonders oft als Tatverdächtige registriert439. Dies könnte 

432 Vgl. hierzu Tab. 5. 
433 Vgl. Tab. 5 und 11. 
434 Vgl. Tab. 5. 
435 PKS 1993, 108; 1994, 124; 1995, 126. Vgl. hierzu auch STEFFEN 1995b, 139/. 
436 PKS 1993, 95; 1994, 114; 1995, 114. 
437 Vgl. PKS 1994, 114. Dazu unten 3. Kapitel, 3. a) cc). 
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82 Kriminalität der Nichtdeutschen von 1986 bis 1995 

die trotz des geringen Bevölkerungsanteils relativ hohen Tatverdächtigenanteile 
der Nichtdeutschen in diesen Bundesländern erklären440• 

c) Deliktspezifische Tatverdächtigenbelastung 

Aufgeschlüsselt nach ausgewählten Straftatengruppen44', stellt sich die 
Tatverdächtigenbelastung der Nichtdeutschen wie folgt dar: 

aa) Entwicklung der absoluten Zahlen 

Die Anzahl der nichtdeutschen Tatverdächtigen ist in den Berichtsjahren 
1986 bis 1995 lediglich beim illegalen Glücksspiel zurückgegangen. Eher 
unauffällige Steigerungsraten verzeichneten die Vergewaltigung sowie die 
Sachbeschädigungstatbestände. Bei den Eigentums- und Vermögensdelik-
ten nahm die Zahl der nichtdeutschen Tatverdächtigen stetig bis 1993 zu. In 
diesem Jahr wurden bei einfachem Diebstahl annähernd dreimal so viele 
ausländische Tatverdächtige registriert wie 1986. Höchstwerte wurden 1993 
auch bei Betrug, Diebstahl unter erschwerenden Umständen, Hehlerei und 
Unterschlagung erreicht. Im Berichtsjahr 1994 ist hingegen ein deutlicher 
Rückgang der Tatverdächtigenzahlen bei den Eigentums- und Vermögens-
delikten zu verzeichnen, allein bei einfachem Diebstahl wurden etwa 60. 000 
ausländische Tatverdächtige weniger erfaßt als im Jahr zuvor. Auch 1995 ist 
ein Rückgang bei einfachem Diebstahl und Betrug zu registrieren442. 

Bei den Gewaltdelikten nahm die Zahl der nichtdeutschen Tatverdächti-
gen seit 1986 ebenfalls kontinuierlich zu443• Sie stieg bei der vorsätzlichen 
leichten und der gefährlichen bzw. schweren Körperverletzung sowie bei den 
vorsätzlichen Tötungsdelikten bis 1995 ungefähr um das Doppelte. Noch 
höhere Steigerungsraten wiesen Raub, Erpressung sowie Straftaten gegen 
die persönliche Freiheit auf. Bemerkenswert ist, daß 1994 die Zahl der aus-

439 PKS 1993, 95/; 1994, 114/.; 1995, 114/., 126. 
440 Vgl. PKS 1993, 95; 1994, 114; 1995, 115; Tab. 5; Tab. 11. 
441 Vgl. dazu das Straftatenverzeichnis im Anhang I. 
442 Vgl. Tab. 12. 
443 Eine Ausnahme gilt für das Sexualdelikt Vergewaltigung, das man ebenfalls als 

Gewaltdelikt einstufen könnte. 
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84 Kriminalität der Nichtdeutschen von 1986 bis 1995 

ländischen Tatverdächtigen bei Gewaltdelikten im Vergleich zum Vorjahr 
entweder nur mäßig zurückging (Mord und Totschlag, Raub, gefährliche 
und schwere Körperverletzung) oder sogar noch anstieg (leichte Körperver-
letzung, Straftaten gegen die persönliche Freiheit, Erpressung). Somit be-
ruhte der Rückgang der Zahl nichtdeutscher Tatverdächtiger insgesamt im 
Berichtsjahr 1994 im wesentlichen auf einem Rückgang der Tatverdächtigen 
bei den Eigentums- und Vermögensdelikten sowie bei den Straftaten gegen 
das AuslG und das AsylVfG. Im Jahre 1995 wurde bei den Gewaltdelikten 
(außer bei Vergewaltigung) wieder ein erheblicher Anstieg registriert445. 

Der Anstieg der Tatverdächtigenzahlen bei den ausländerspezifischen 
Straftaten bis 1993 dürfte auf den verstärkten Zuzug von Asylbewerbern 
seit 1987 zurückzuführen sein. Nach der Asylrechtsreform 1993, die in der 
Folge zu einem Rückgang der Asylbewerberzahlen geführt hatte446, wur-
den 1994 und 1995 weniger Tatverdächtige bei diesen Straftatengruppen, 
insbesondere bei den Verstößen gegen das AsylVfG, registriert447. Ähnlich 
ist die Entwicklung bei der Urkundenfälschung44s. 

Auffallend ist die stetig ansteigende Zahl von nichtdeutschen Tatver-
dächtigen bei Rauschgiftdelikten, die sich 1995 im Vergleich zum Vorjahr 
nochmals um über 9% erhöht hat449. Einen Sonderfall stellt der Landfrie-
densbruch dar. Hier wurde bis 1991 im jeweiligen Berichtsjahr nur eine äu-
ßerst geringe Zahl von nichtdeutschen Tatverdächtigen polizeilich regi-
striert. Seit 1992 war dann eine deutliche Steigerung festzustellen, die mit 
den zunehmend in Deutschland gewalttätig ausgetragenen politischen Kon-
flikten des Auslands, insbesondere der Türkei, zusammenhängen dürfte4so. 

bb) Entwicklung der Tatverdächtigenanteile 

Anteilmäßig wiesen die nichtdeutschen Tatverdächtigen erwartungsgemäß 
bei den Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG mit jeweils etwa 95% 

445 Siehe Tab. 12. 
446 S.o. 2. Kapitel, 1. 2. g). 
447 Vgl. dazu PKS 1994, Tab. 61 sowie die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 

für die alten Bundesländer einschließlich Gesamt-Berlin. 
448 Dies ist damit erklärbar, daß bei der Begehung von ausländerspezifischen Strafta-

ten oft gleichzeitig Urkundsdelikte begangen werden, vgl. z.B. die Ergebnisse bei 
STEFFEN 1994, 572, für Bayern. 

449 Vgl. Tab. 12. 
450 Siehe unten 2. Kapitel, III. 7. 
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oder mehr Spitzenwerte auf. Ebenfalls hohe Anteile sind vor allem bei Ur-
kundenfälschungen festzustellen (1993 z.B. 66%), da diese häufig in Zu-
sammenhang mit ausländerspezifischen Straftaten begangen werden. Fer-
ner waren zumeist über die Hälfte der Tatverdächtigen beim illegalen 
Glücksspiel nichtdeutsche Staatsangehörige. Allerdings wurden bei dieser 
Straftatengruppe durchweg nur sehr wenige Tatverdächtige registriert451 . 

Tabelle 13: Entwicklung der Tatverdächtigenanteile der Nichtdeutschen bei 
ausgewählten Deliktsarten452 

Anteil der nichtdeutschen Tatverdächtigen an den Tatverdächtigen insgesamt in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 22,3 25,8 25,0 26,8 27,5 30,7 35,5 36,0 37,0 37,1 
Vergewaltigung 28,8 29,0 28,7 31,4 32,6 35,5 38,5 40,2 38,0 35,9 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 16,4 17,1 17,7 18,7 19,7 21,2 23,4 25,9 27,4 27,8 
Raub 22,8 26,0 27,3 31,4 35,5 36,9 38,6 42,6 41,3 41,4 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 15,4 16,6 17,1 18,2 19,1 20,4 22,6 23,8 23,7 23,7 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 20,4 21,7 22,9 24,6 26,5 28,3 31,1 33,8 33,4 33,3 
Einfacher Diebstahl 17,9 19,5 20,9 23,3 28,2 29,4 34,1 37,2 29,1 26,6 
Schwerer Diebstahl 15,6 17,7 19,5 21,7 24,2 26,3 31,2 34,l 30,4 29,9 
Betrug 13,3 14,l 15,6 16,9 18,5 21,1 25,3 12,1 12,4 25,3 
Unterschlagung 10,4 10,8 12,0 13,3 14,3 15,5 17,5 19,7 18,3 17,3 
Urkundenfälschung 33,3 36,5 44,9 55,6 50,7 53,9 57,5 66,0 61,7 61,4 
Erpressung 20,0 22,9 21,5 26,6 30,0 31,1 35,2 38,8 40,1 38,1 
Landfriedensbruch 12,7 11,3 12,8 17,4 16,0 15,0 26,7 33,4 49,0 31,7 
Hehlerei 17,9 20,3 22,3 24,1 26,6 29,5 34,4 38,8 37,4 35,6 
Beleidigung 10,2 10,9 11,2 11,9 12,4 13,l 14,6 15,9 16,5 16,9 
Glücksspiel 54,5 39,1 53,4 50,9 54,0 53,1 65,4 69,3 71,3 73,4 
Sachbeschädigung 11,1 12,0 12,3 13,0 14,1 14,7 16,3 17,3 16,4 16,2 
Straftaten gegen 
Aus!G u. Asy!VfG 96,0 95,5 94,6 95,1 95,6 96,0 97,0 97,2 96,0 95,0 
Rauschgiftdelikte 19,8 20,2 20,7 22,1 23,4 24,3 26,6 28,9 29,6 28,1 
Straftaten insg. 19,3 20,0 21,9 24,5 26,7 27,6 32,2 36,2 32,4 31,3 

Quellen: PKS 1986-1994,jeweils Tab. 61; ferner die nicht in der PKS 1995 abgedruckten Tab. 61 und 62 
für die alten Bundesländer einschließlich Gesamt-Berlin. 

451 Vgl. Tab. 13. 
452 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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Über dem Anteil an den Tatverdächtigen insgesamt lagen ansonsten stets 
die Tatverdächtigenanteile bei Raub, Erpressung und Vergewaltigung 
sowie ab 1987 bei Hehlerei. Dagegen entsprachen die Tatverdächtigen-
anteile bei der gefährlichen und schweren Körperverletzung, den Dieb-
stahls- und den Rauschgiftdelikten in etwa dem Anteil an den Tatverdäch-
tigen insgesamt. 

Verhältnismäßig gering belastet waren die Nichtdeutschen bei der 
leichten Körperverletzung sowie bei den Straftaten gegen die persönliche 
Freiheit, ferner bei Betrug, Unterschlagung, Beleidigung und Sachbeschä-
digung. Beim Landfriedensbruch ist ab 1992 eine bedeutende Steigerung 
bis auf einen Anteil von fast 50% im Jahre 1994 zu verzeichnen. Im dar-
auffolgenden Berichtsjahr stellten die Nichtdeutschen hier immerhin noch 
31,7% der Tatverdächtigen453, 

cc) Aufgliederung nach Straftatengruppen in Prozent 

Die Tatverdächtigenstruktur der Nichtdeutschen hat sich von 1986 bis 1995 
nicht wesentlich verändert454. Der prozentual hohe Anteil der nichtdeut-
schen Tatverdächtigen an den Gewaltstraftaten darf nicht darüber hinweg-
täuschen, daß z.B. 1994 nur etwa 17% der nichtdeutschen Tatverdächtigen 
wegen derartiger Delikte registriert wurden4ss. In diesem Jahr wurden 
wegen der schweren Gewaltdelikte, wie Mord/Totschlag, Vergewaltigung, 
Raub sowie gefährliche und schwere Körperverletzung lediglich 7,5% der 
ausländischen Tatverdächtigen erfaßt. Der weitaus größte Teil der Auslän-
der wurde hingegen beschuldigt, ein Eigentums- bzw. Vermögensdelikt be-
gangen zu haben, 1993 z.B. fast 58 %. Etwa ein Drittel der nichtdeutschen 
Tatverdächtigen wurde dabei eines einfachen Diebstahls verdächtigt. 

453 Siehe dazu Tab. 13. 
454 Vgl. Tab. 14. 
455 Wenn man die Vergewaltigung als Gewaltstraftat klassifiziert. 
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Tabelle 14: Nichtdeutsche Tatverdächtige nach Straftatengruppen in Pro-
zent456 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 0,2 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 
Vergewaltigung 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3 0,2 0,3 0,3 0,3 0,3 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 3,2 3,3 3,2 3,0 3,0 3,3 3,1 3,1 3,9 4,1 
Raub 1,6 1,7 1,6 1,5 1,8 2,1 1,8 1,7 1,9 2,2 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 6,6 7,0 6,5 6,1 5,7 6,0 5,4 4,9 5,7 6,2 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 5,5 5,7 5,3 4,9 4,8 5,2 4,8 4,5 5,1 5,4 
Einfacher Diebstahl 29,6 31,0 29,8 29,6 36,4 36,0 36,4 34,8 28,2 26,4 
Schwerer Diebstahl 7,4 8,1 7,6 6,7 6,6 7,1 7,7 6,9 6,7 6,7 
Betrug 11,7 11,8 12,0 11,3 10,7 11,8 12,0 13,0 13,5 13,0 
Unterschlagung 1,5 1,5 1,6 1,4 1,4 1,5 1,3 1,2 1,3 1,3 
Urkundenfälschung 4,3 4,7 5,9 7,5 5,2 5,8 5,7 7,2 6,9 6,7 
Erpressung 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 0,3 
Landfriedensbruch 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,2 0,3 0,2 
Hehlerei 2,0 2,2 2,1 1,7 1,5 1,7 1,7 1,6 1,7 1,6 
Beleidigung 2,5 2,6 2,6 2,5 2,2 2,2 2,0 1,9 2,3 2,6 
Glücksspiel 0,8 0,7 0,7 0,5 0,6 0,5 0,4 0,2 0,3 0,4 
Sachbeschädigung 4,0 4,3 3,9 3,6 3,4 3,5 3,1 2,7 3,0 3,2 
Straftaten gegen 
AusJG u. AsylVfG 23,1 19,9 21,9 24,2 21,9 19,9 23,3 26,0 26,5 26,9 
Rauschgiftdelikte 4,5 4,8 4,9 4,8 4,9 5,3 4,8 4,5 5,8 6,4 

Quellen: PKS 1986-1994, jeweils Tab. 61; ferner die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die 
alten Bundesländer mit Gesamt-Berlin. Prozentanteile nach eigener Berechnung. 

Etwa jeder vierte bis fünfte nichtdeutsche Tatverdächtige wurde aufgrund 
einer Straftat gegen das AuslG bzw. das AsylVfG registriert. Auffallend ist 
weiterhin die im Laufe des Untersuchungszeitraums zunehmende Bedeu-
tung der Urkundenfälschungen. Die sonstigen Straftaten machten hin-
gegen stets einen vergleichsweise geringen Anteil aus4S7. 

456 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
457 Zum Ganzen siehe Tab. 14. 
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d) Zusammenfassung 

Nach der Polizeilichen Kriminalstatistik war seit 1986 im früheren Bun-
desgebiet eine stetige Zunahme der Tatverdächtigenzahlen und -anteile der 
Nichtdeutschen zu verzeichnen. Diese Entwicklung setzte sich im alten 
Bundesgebiet einschließlich Gesamt-Berlin bis 1993 fort. In diesem Jahr 
stellten die Nichtdeutschen 36,2% der Tatverdächtigen insgesamt. In den 
Folgejahren war hingegen ein Rückgang der Zahl ausländischer Tatver-
dächtiger festzustellen. Allerdings war im Berichtsjahr 1995 immer noch 
annähernd jeder dritte Tatverdächtige nichtdeutscher Staatsangehöriger. 
Auch der Tatverdächtigenanteil der Nichtdeutschen bezogen auf Gesamt-
Deutschland lag nur geringfügig niedriger. 

Während bis 1993 hohe Zuwächse an nichtdeutschen Tatverdächtigen 
in fast allen Deliktsbereichen registriert wurden, ging in den Berichtsjahren 
1994 und 1995 vor allem die Zahl der nichtdeutschen Tatverdächtigen bei 
den Eigentums- und Vermögensdelikten, ferner bei den Straftaten gegen 
das AuslG und das AsylVfG zurück. Dagegen fielen 1994 die Tatverdäch-
tigenzahlen bei den Gewaltstraftaten im Vergleich zum Vorjahr entweder 
nur mäßig oder stiegen sogar noch an. Im Jahr 1995 war bei den Gewalt-
delikten wieder ein erheblicher Anstieg zu beobachten. Abgesehen von den 
ausländerspezifischen Straftaten und den Urkundsdelikten, die erwar-
tungsgemäß einen hohen Anteil ausländischer Tatverdächtiger aufweisen, 
wurden 1995 bei den Gewaltstraftaten wie Raub, Erpressung, Mord und 
Totschlag, Vergewaltigung und gefährliche und schwere Körperverletzung, 
ferner bei den Rauschgiftdelikten und beim illegalen Glücksspiel beson-
ders hohe Tatverdächtigenanteile der Nichtdeutschen registriert. 

Zwar werden Nichtdeutsche zumeist wegen leichterer Bagatelldelikte 
als Tatverdächtige erfaßt, dennoch erscheint ihr Tatverdächtigenanteil ge-
rade bei schwerwiegenden Straftaten angesichts des vergleichsweise we-
sentlich geringeren Bevölkerungsanteils als problematisch. Insofern soll 
nachfolgend festgestellt werden, welche Geschlechts- und Altersstruktur 
die nichtdeutschen Tatverdächtigen aufweisen und welche Nationalitäten 
besonders auffällig sind. Des weiteren soll die Entwicklung der Tatver-
dächtigenanteile der einzelnen Ausländergruppen dargestellt werden. 
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3. Geschlechts- und Altersstruktur der nichtdeutschen 
Tatverdächtigen 

a) Geschlechtsstruktur 

aa) Männliche nichtdeutsche Tatverdächtige 

Verglichen mit dem Tatverdächtigenanteil der Nichtdeutschen ins-
gesamt458, stellten die nichtdeutschen männlichen Tatverdächtigen an allen 
männlichen Tatverdächtigen einen noch höheren Anteil, 1993 sogar 
38,1 %459. Aufgeschlüsselt nach ausgewählten Deliktsarten ergibt sich, daß 
bei fast allen Straftatengruppen höhere Tatverdächtigenanteile der männ-
lichen Nichtdeutschen feststellbar sind460. Aufgegliedert nach verschiede-
nen Straftatengruppen in Prozentanteilen läßt sich erkennen, daß etwa ein 
Fünftel bis ein Viertel der männlichen Nichtdeutschen wegen Straftaten 
gegen das AuslG und das AsylVfG registriert wurden461 • 

Tabelle 15: Entwicklung der Tatverdächtigenzahlen der männlichen Auslän-
der 1986-1995462 

Jahr 

1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 

Männliche Tat-
verdächtige 

insgesamt 

996 037 
989 780 

1007250 
1050161 
1100 279 
1136 935 
1228244 
1 311 281 
1 271 247 
1 298 921 

Nichtdeutsche männliche 
Tatverdächtige 

absolut in% 

200 923 20,2 
205 925 20,8 
226 357 22,5 
265 645 25,3 
304 040 27,6 
328 857 28,9 
414 865 33,8 
499 948 38,1 
437 000 34,4 
429110 33,0 

Quellen: PKS 1985-1994,jeweils Tab. 61; ferner die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die 
alten Bundesländer einschließlich Gesamt-Berlin. 

458 S.o. Tab. 9 und 13. 
459 Siehe Tab. 15. 
460 Vgl. Tab. 16. 
461 Vgl. Tab. 17. 
462 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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Tabelle 16: Anteil der ausländischen männlichen Tatverdächtigen an den 
männlichen Tatverdächtigen insgesamt bei ausgewählten De-
liktsarten 1986-1995463 

Tatverdächtigenanteil in % 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 23,3 27,5 26,5 28,2 29,0 32,6 37,2 37,5 38,9 38,8 
Vergewaltigung 28,8 29,1 28,7 31,4 32,6 35,6 38,5 40,2 38,1 36,0 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 16,9 17,6 18,1 19,0 20,0 21,7 23,8 26,5 27,9 28,4 
Raub 23,3 27,0 28,1 32,4 36,6 38,0 39,8 43,7 42,7 42,6 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 15,6 16,8 17,4 18,5 19,4 20,8 23,0 24,3 24,2 24,4 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 20,9 22,1 23,5 25,1 27,2 29,1 32,0 34,8 34,6 34,5 
Einfacher Diebstahl 19,6 21,2 22,4 25,3 30,6 31,8 37,3 40,9 31,8 28,7 
Schwerer Diebstahl 15,9 17,8 19,6 21,9 24,5 26,7 31,7 34,6 31,1 30,6 
Betrug 14,7 15,4 17,1 18,4 20,1 23,0 27,6 32,6 29,4 27,4 
Unterschlagung 11,3 11,7 13,0 14,4 15,3 16,8 18,9 21,4 20,1 19,0 
Urkundenfälschung 35,0 37,8 45,2 55,6 50,9 55,0 59,0 67,2 62,7 61,9 
Erpressung 21,7 24,8 23,0 28,0 31,9 33,5 37,1 40,8 42,7 40,2 
Landfriedensbruch 14,6 12,0 13,3 18,4 16,7 15,3 27,6 34,1 48,6 33,4 
Hehlerei 19,8 22,2 24,2 26,2 29,0 32,0 37,1 41,6 40,2 38,2 
Beleidigung 10,6 11,1 11,7 12,3 12,8 13,7 15,3 16,7 17,3 17,9 
Glücksspiel 58,7 47,5 58,5 55,6 58,8 59,5 68,4 73,5 75,8 77,3 
Sachbeschädigung 11,4 12,3 12,7 13,3 14,6 15,2 16,7 17,9 17,0 16,7 
Straftaten gegen 
Aus!G u. Asy!VfG 96,3 95,5 94,2 95,0 95,6 96,2 97,1 97,4 96,3 95,3 
Rauschgiftdelikte 21,7 22,2 22,8 24,5 26,0 27,1 29,5 31,8 32,1 30,4 
Straftaten insg. 20,2 20,8 22,5 25,3 27,6 28,9 33,8 38,1 34,4 33,0 

Quellen: PKS 1986-1994, Tab. 61; ferner die nicht in der PKS 1995 abgedruckten Tab. 61 für die alten 
Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin sowie die Tab. 50, die dem Verfasser als Computeraus-
drucke vorliegen. 

Die schweren Gewaltdelikte wie Mord und Totschlag, Vergewaltigung und 
Raub wiesen demgegenüber geringere Anteile auf. Der Prozentanteil der 
Körperverletzungsdelikte war von 1986 bis 1993 leicht rückläufig. Im sel-
ben Zeitraum nahm dagegen der Diebstahl ohne erschwerende Umstände 
an Bedeutung zu. 

463 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 



Geschlechts- und Altersstruktur der nichtdeutschen Tatverdächtigen 91 

Tabelle 17: Aufgliederung der männlichen nichtdeutschen Tatverdächtigen 
nach Straftatengruppen in Prozent464 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 0,3 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 0,3 
Vergewaltigung 0,6 0,5 0,5 0,4 0,4 0,4 0,4 0,3 0,3 0,3 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 3,7 3,8 3,8 3,6 3,6 3,8 3,6 3,5 4,3 4,6 
Raub 1,9 2,1 1,9 1,8 2,1 2,4 2,1 2,0 2,1 2,5 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 7,5 7,8 7,4 6,9 6,4 6,6 5,9 5,3 6,2 6,7 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 6,3 6,5 6,1 5,7 5,5 5,9 5,4 4,9 5,6 6,0 
Einfacher Diebstahl 25,7 27,2 26,1 26,3 32,5 31,9 32,9 31,5 24,7 22,8 
Schwerer Diebstahl 8,7 9,5 8,9 7,9 7,7 8,3 8,9 8,0 7,7 7,8 
Betrug 12,2 12,2 12,5 11,6 11,0 11,9 12,2 13,2 13,6 13,0 
Unterschlagung 1,6 1,6 1,7 1,6 1,5 1,6 1,4 1,3 1,4 -
Urkundenfälschung 4,6 5,1 6,1 7,6 5,4 6,1 6,1 7,7 7,2 6,9 
Erpressung 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 0,3 
Landfriedensbruch 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,2 0,2 0,3 0,2 
Hehlerei 2,3 2,5 2,4 1,9 1,7 1,9 1,9 1,8 1,9 1,8 
Beleidigung 2,5 2,6 2,7 2,5 2,3 2,2 2,0 1,9 2,3 2,6 
Glücksspiel 0,9 0,8 0,8 0,6 0,7 0,6 0,4 0,4 0,4 0,4 
Sachbeschädigung 4,7 5,0 4,6 4,2 4,0 4,0 3,5 3,1 3,4 3,6 
Straftaten gegen 
Aus!G u. Asy!VfG 21,8 18,6 20,4 23,1 21,6 20,3 23,5 26,5 27,0 27,2 
Rauschgiftdelikte 5,1 5,6 5,7 5,7 5,8 6,2 5,6 5,2 6,7 7,5 

Quellen: PKS 1985-1994, Tab. 61; ferner die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die alten 
Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. Prozentzahlen nach eigener Berechnung. 

Ein Großteil der Personen, ungefähr zwischen 50 und 60% der männlichen 
nichtdeutschen Tatverdächtigen; wurde wegen einer Eigentums- oder Ver-
mögensstraftat registriert46s. 

464 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
465 Zum Ganzen siehe Tab. 17. 
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bb) Weibliche nichtdeutsche Tatverdächtige 

Tabelle 18: Entwicklung der Tatverdächtigenzahlen der Ausländerinnen 
1986-1995466 

Weibliche Tat- Nichtdeutsche weibliche 

Jahr 

1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 

verdächtige 

insgesamt 

310 875 
300 661 
306 830 
320 801 
337 644 
329 817 
353 493 
369 604 
366 632 
383 197 

Tatverdächtige 

absolut in% 

51 096 16,4 
52401 17,4 
60 387 19,7 
70 366 21,9 
79 543 23,6 
76 688 23,3 
94 443 26,7 

108 428 29,3 
94 348 25,7 
97 429 25,4 

Quellen: PKS 1986-1994, jeweils Tab. 61; ferner die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die 
alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 

Der Tatverdächtigenanteil der Nichtdeutschen war bei den weiblichen Tat-
verdächtigen stets etwas geringer als bei den männlichen467. Lediglich bei 
den ausländerspezifischen Straftaten erreichten die Ausländerinnen ähn-
lich hohe Tatverdächtigenanteile wie die männlichen Ausländer. Der Ab-
stand ist im Laufe der Jahre noch gewachsen468• Schwere Gewaltstraftaten 
spielen bei der Registrierung der Ausländerinnen anteilmäßig kaum eine 
Rolle. Im Jahre 1994 wurden z.B. lediglich 3,1 % der weiblichen nichtdeut-
schen Tatverdächtigen wegen eines Mordes, Totschlags, Raubes und wegen 
einer gefährlichen oder schweren Körperverletzung erfaßt469, Nur uner-
heblich fielen Vergewaltigung470 und Landfriedensbruch ins Gewicht. 

Auch leichte Körperverletzung und Straftaten gegen die persönliche 
Freiheit waren anteilmäßig nur gering vertreten. Ungefähr die Hälfte der 
weiblichen Nichtdeutschen wurde wegen eines Diebstahls ohne erschwe-
rende Umstände, etwa 10% wurden wegen eines mutmaßlichen Betruges 

466 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
467 Dazu Tab. 18. 
468 Vgl. Tab. 19 sowie oben Tab. 17. 
469 Vgl. Tab. 20. 
4 70 Wegen der geringen Fallzahlen wurde auf eine Darstellung verzichtet. 
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registriert. Ein großer Teil der Ausländerinnen wurde einer Straftat gegen 
das AuslG oder AsylVfG bzw. einer Urkundenfälschung verdächtigt471. 

Tabelle 19: Anteil der ausländischen weiblichen Tatverdächtigen an den 
weiblichen Tatverdächtigen insgesamt bei ausgewählten Delikts-
arten 1986-1995472 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 15,7 14,0 14,4 18,4 16,4 15,7 22,0 22,7 17,2 21,3 
Vergewaltigung 31,0 18,2 22,2 33,3 27,3 26,9 52,0 38,9 30,0 30,6 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 12,3 13,2 14,2 15,4 16,1 16,5 19,2 19,6 22,5 22,1 
Raub 16,7 15,8 18,5 21,1 23,8 24,7 26,0 30,3 26,5 28,4 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 13,8 14,8 14,8 15,9 16,9 17,9 19,5 19,8 20,0 19,4 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 16,7 17,8 18,0 19,9 21,1 21,9 24,0 26,1 24,3 24,2 
Einfacher Diebstahl 14,9 16,5 18,1 19,7 23,7 24,7 27,5 29,6 24,0 22,7 
Schwerer Diebstahl 12,4 16,2 17,6 19,0 20,3 20,9 25,1 27,3 21,8 20,7 
Betrug 9,0 10,2 11,0 12,3 13,8 15,4 17,8 20,3 18,8 19,0 
Unterschlagung 7,2 7,6 8,4 9,0 10,2 10,1 11,6 12,6 11,1 10,9 
Urkundenfälschung 26,0 30,2 44,1 55,8 50,0 48,6 48,9 58,7 55,9 58,9 
Erpressung 8,8 9,9 12,0 16,6 14,6 13,2 21,5 20,5 17,5 19,5 
Landfriedensbruch 2,8 4,0 5,7 9,3 8,0 10,5 10,7 22,6 53,4 16,8 
Hehlerei 8,2 10,1 12,0 13,1 14,3 15,9 18,2 21,5 20,3 21,1 
Beleidigung 8,9 9,9 9,4 10,7 11,0 11,2 12,2 12,7 13,5 13,4 
Glücksspiel 12,8 10,5 20,2 20,8 25,2 24,4 40,4 31,1 23,0 34,6 
Sachbeschädigung 7,9 8,1 8,8 10,0 9,8 10,2 12,2 11,9 11,6 11,5 
Straftaten gegen 
Aus!G u. Asy!VfG 95,4 95,4 95,6 95,7 95,8 95,1 96,6 96,1 94,6 93,7 
Rauschgiftdelikte 9,9 9,5 9,7 9,2 9,0 8,9 9,3 10,3 11,4 11,4 
Straftaten insg. 16,4 17,4 19,7 21,9 23,6 23,3 26,7 29,3 25,7 25,4 

Quellen: PKS 1986-1994, Tab. 61; ferner die nicht in der PKS 1995 abgedruckten Tab. 61 für die alten 
Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin sowie Tab. 50, die de'm Verfasser als Computerausdrucke 
vorliegen. 

471 Dazu Tab. 20. 
472 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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Tabelle 20: Aufgliederung der weiblichen nichtdeutschen Tatverdächtigen 
nach Straftatengruppen in Prozent473 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 1,2 1,2 1,1 1,1 1,1 1,2 1,3 1,2 1,7 1,7 
Raub 0,5 0,4 0,4 0,4 0,5 0,6 0,6 0,6 0,6 0,7 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 3,4 3,6 3,2 3,0 3,0 3,4 3,3 2,9 3,6 3,7 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 2,4 2,4 2,1 2,1 2,0 2,3 2,3 2,2 2,4 2,6 
Einfacher Diebstahl 44,7 46,0 43,6 42,2 51,0 53,4 51,9 50,5 44,8 42,1 
Schwerer Diebstahl 2,0 2,7 2,4 2,1 2,0 2,1 2,4 2,2 1,9 1,9 
Betrug 9,7 10,3 10,2 9,9 9,6 11,1 11,1 II,9 12,9 13,I 
Unterschlagung 1,1 1,1 1,1 0,9 0,9 1,0 0,9 0,9 0,9 -
Urkundenfälschung 3,1 3,4 5,4 7,0 4,5 4,8 3,8 5,1 5,2 5,8 
Erpressung 0,1 0,0 0,1 0,1 0,0 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
Landfriedensbruch 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 
Hehlerei 0,7 0,8 0,8 0,7 0,6 0,7 0,7 0,7 0,7 0,8 
Beleidigung 2,3 2,5 2,2 2,3 2,0 2,1 2,0 1,8 2,4 2,5 
Glücksspiel 0,1 0,2 0,2 0,1 0,2 0,2 0,1 0,1 0,0 0,1 
Sachbeschädigung 1,2 1,3 1,2 1,2 1,0 1,2 1,2 1,0 1,2 1,3 
Straftaten gegen 
Aus!G und Asy!VfG 28,3 25,0 27,7 28,2 23,3 18,2 22,3 23,6 24,2 25,4 
Rauschgiftdelikte 1,8 1,8 1,7 1,6 1,4 1,6 1,3 1,2 1,6 1,7 

Quellen: PKS I 986--1994, jeweils Tab. 6 I; ferner die nicht in der PKS I 995 abgedruckte Tab. 6 I für die 
alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. Prozentzahlen nach eigener Berechnung. 

b) Altersstruktur 

Die Zahl der tatverdächtigen nichtdeutschen Kinder ist im Verhältnis zu 
den Tatverdächtigenzahlen der anderen Altersgruppen am geringsten ge-
stiegen, und zwar von 1986 bis 1992 um etwa 47%. In den Folgejahren ging 
ihre Zahl dann leicht zurück, bevor es im Berichtsjahr 1995 wieder zu 
einem Anstieg kam. Der Anteil der ausländischen Kinder war, verglichen 
mit den anderen Altersgruppen, noch 1986 mit 26,1 am größten. Ihr Tat-

473 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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verdächtigenanteil ist dann bis 1988 erheblich bis auf 30,4% angestiegen. 
In der Folgezeit schwankte der Anteil jeweils um 30% an allen tatverdäch-
tigen Kindern und ging 1994 und 1995 auf ungefähr ein Viertel zurück474. 

Tabelle 21: Altersstruktur der nichtdeutschen Tatverdächtigen 1986-1995475 

Tv nichtdeutsche Tv nichtdeutsche Tv nichtdeutsche 
Kinder Jugendliche Heranwachsende 

Jahr absolut in% absolut in% absolut in% 

1986 14 504 26,1 26 871 19,6 28 108 18,5 
1987 15 444 28,2 28 209 22,1 27 385 18,6 
1988 15 759 30,4 30 237 25,0 29 735 21,0 
1989 17 327 30,9 34 717 27,9 37 426 26,5 
1990 19 585 31,3 43 725 31,0 47 306 31,6 
1991 19 333 29,6 44 079 31,6 51 634 34,4 
1992 21291 30,8 49 687 32,9 67 098 41,7 
1993 21143 30,7 52 700 34,0 76 450 46,5 
1994 20 287 26,6 49 068 29,7 62072 40,3 
1995 22 060 25,2 51 349 27,7 59 805 37,4 

Tv nichtdeutsche Tv nichtdeutsche Tv nichtdeutsche 
Jungerwachsene Erw. (25 J. u. mehr) Erwachsene insg. 

Jahr absolut in% absolut in% absolut in% 

1986 41463 23,l 141 072 18,0 182 535 19,0 
1987 42 049 23,4 145 239 18,6 187 288 19,5 
1988 45 700 25,0 165 313 20,2 211013 21,1 
1989 53 549 28,4 192 992 22,4 246 541 23,5 
1990 62 608 31,6 210 359 23,7 272 967 25,2 
1991 71170 34,7 219 329 24,2 290 499 26,1 
1992 100 003 43,3 271 226 28,0 371 229 30,9 
1993 123 031 49,9 335 052 32,0 458 083 35,4 
1994 97 589 45,2 302 332 29,4 399 921 32,2 
1995 90 822 44,1 302 503 29,0 393 325 31,5 

Quellen: PKS 1986-1990 jeweils Tab. 20 und 50. PKS 1991-1995, die nicht abgedruckten Tab. 40 und 
50, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. 

Die Zahl der tatverdächtigen nichtdeutschen Jugendlichen ist hingegen 
von 1986 bis 1993 um 96% gestiegen. Auch ihr Tatverdächtigenanteil ist 
von 1986 bis 1993 um annähernd das Doppelte angewachsen. Ein Jahr 
später war dann ein leichter Rückgang der Zahl der Tatverdächtigen zu 
verzeichnen, bevor sie 1995 wieder anstieg476. 

474 Dazu vgl. Tab. 21. 
475 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
476 Zum Ganzen siehe Tab. 21. 



96 Kriminalität der Nichtdeutschen von 1986 bis 1995 

Die Steigerungsrate der tatverdächtigen Heranwachsenden ohne deut-
sche Staatsangehörigkeit betrug von 1986 bis 1993 172 %. Der höchste Tat-
verdächtigenanteil wurde 1993 mit 46,3% erreicht. In den Berichtsjahren 
1994 und 1995 ging die Zahl der ausländischen Tatverdächtigen dieser Al-
tersgruppe zunächst auf 62. 072 und schließlich auf 59. 805 zurück. Den-
noch stellten die nichtdeutschen Heranwachsenden 1995 immer noch 
37,4% aller Tatverdächtigen im Alter von 18 bis unter 21 Jahren477. 

Innerhalb der Gruppe der erwachsenen nichtdeutschen Tatverdächti-
gen fällt insbesondere die Steigerungsrate der sog. Jungerwachsenen auf. 
Von 1986 bis 1993 war hier ein Anstieg der Tatverdächtigenzahlen von fast 
197% zu verzeichnen. Im Jahr 1993 besaß damit sogar annähernd die 
Hälfte der Tatverdächtigen im Alter von 21 bis unter 25 Jahren nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit478 . In dieser Gruppe gab es auch den bedeu-
tendsten Rückgang der Tatverdächtigenzahlen in den darauffolgenden 
Jahren, und zwar 1994 um 20,7% auf 97. 589 und 1995 um weitere 6,9% 
auf 90. 822479. 

Tabelle 22: Altersstruktur der nichtdeutschen Tatverdächtigen in Prozent-
anteilen 1986-19954BO 

Kinder Jufendl. Heranw. Erwachsene JunJerw. 
Jahr <14 Jahre 14< 8 Jahre 18<21 Jahre >21 Jahre 21<2 Jahre 

1986 5,8 10,7 11,2 72,4 16,5 
1987 6,0 10,9 10,6 72,5 16,3 
1988 5,5 10,5 10,4 73,6 15,9 
1989 5,2 10,3 11,1 73,4 15,9 
1990 5,1 11,4 12,3 71,2 16,3 
1991 4,8 10,9 12,7 71,6 17,5 
1992 4,2 9,8 13,2 72,9 19,6 
1993 3,5 8,6 12,6 75,4 20,3 
1994 3,4 8,7 11,7 76,2 18,9 
1995 3,7 9,2 11,5 75,6 17,6 

Quellen: PKS 1993, l0lff.; 1994, 109; 1995, 109. 

Demgegenüber war der Anstieg der Tatverdächtigenzahlen und -anteile 
der sonstigen Erwachsenen im Alter von 25 Jahren und mehr vergleichs-

477 Vgl. Tab. 21. 
478 Vgl. dazu Tab. 21. 
479 Siehe Tab. 21. 
480 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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weise gering, wenngleich auch diese Altersgruppe beachtliche Zuwachs-
raten aufwies481 . 

Wenn man die nichtdeutschen Tatverdächtigen nach der Altersstruktur 
differenziert, wird deutlich, daß der Anteil der erwachsenen Tatverdächti-
gen von 1986 bis 1994 kontinuierlich zugenommen hat482. Die Steigerung 
beruhte zu einem großen Teil auf dem höheren Anteil von nichtdeutschen 
Tätern im Alter von 21 bis unter 25 Jahren (sog. Jungerwachsene). Aus 
diese Altersgruppe ging z.B. 1993 jeder fünfte ausländische Tatverdächtige 
hervor. Damit stellten die Jungerwachsenen bei den Ausländern anteil-
mäßig fast doppelt soviele Tatverdächtige wie bei den Deutschen (1993: 
11,5%)483. In den Jahren 1994 und 1995 war jedoch ein Rückgang des An-
teils der Jungerwachsenen zu verzeichnen. 

Jeweils über 20% der Tatverdächtigen kam aus der Gruppe der jugend-
lichen und heranwachsenden Nichtdeutschen. Dies ist nicht ungewöhnlich, 
da diese Altersgruppen ebenso wie die Jungerwachsenen besonders krimi-
nalitätsgefährdet sind484 . Der Anteil der Jugendlichen hat im Unter-
suchungszeitraum tendenziell geringfügig abgenommen, derjenige der 
Heranwachsenden ist hingegen weitgehend gleich geblieben. Eher rückläu-
fig war der Anteil der Tatverdächtigen im Kindesalter4ss. 

Nachfolgend sollen die Tatverdächtigenanteile der Nichtdeutschen ver-
schiedener Altersgruppen bei ausgewählten Deliktsarten dargestellt werden. 

aa) Kinder 

Wegen der äußerst geringen Tatverdächtigenzahlen wurde bei Tab. 23 auf 
eine Darstellung der Prozentanteile an Vergewaltigung, Landfriedens-
bruch und illegalem Glücksspiel verzichtet486. Auch die Angaben zu Mord 
und Totschlag müssen unter dem Gesichtspunkt betrachtet werden, daß 
bei diesen Delikten nur sehr wenige Kinder als Tatverdächtige registriert 

481 Zum Ganzen siehe Tab. 21. 
482 Vgl. Tab. 22. 
483 PKS 1993, 101/j. 
484 Vgl. KREUZER 1993, 183/f. 
485 Zum Ganzen siehe Tab. 22. 
486 Zum Teil wurden bei diesen Straftatengruppen überhaupt keine tatverdächtigen 

Kinder registriert. 
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werden. So wurde z.B. im Jahre 1987 kein einziges ausländisches Kind ver-
dächtigt, ein vorsätzliches Tötungsdelikt begangen zu haben487. 

Tabelle 23: Anteil der tatverdächtigen nichtdeutschen Kinder an den tatver-
dächtigen Kindern insgesamt488 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 42,9 0,0 20,0 20,0 33,3 42,9 40,0 33,3 25,0 40,0 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 27,2 24,5 27,1 34,2 33,3 32,4 34,3 29,5 31,2 31,2 
Raub 40,3 41,9 45,1 50,0 56,4 49,5 45,4 46,1 45,1 43,5 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 26,5 26,8 29,4 29,4 31,9 29,6 29,3 28,6 27,3 27,5 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 26,7 31,5 32,1 33,0 38,2 32,3 34,2 28,8 30,7 30,4 
Einfacher Diebstahl 40,1 30,8 33,1 34,0 34,l 32,1 33,1 33,3 28,2 25,8 
Schwerer Diebstahl 27,0 30,7 34,8 34,5 33,4 31,4 31,9 31,7 27,3 27,6 
Betrug 36,6 38,1 42,0 44,2 48,0 44,6 45,5 47,2 39,4 39,8 
Unterschlagung 24,2 26,9 28,1 30,6 33,7 31,7 33,3 39,4 36,4 33,3 
Urkundenfälschung 34,2 34,0 41,6 50,8 49,1 40,0 52,5 52,3 48,3 45,3 
Erpressung 23,1 30,1 29,7 29,2 30,0 29,0 30,5 34,1 35,2 36,3 
Hehlerei 22,8 23,1 25,9 28,0 30,8 25,1 32,2 28,4 27,4 22,9 
Beleidigung 23,6 26,2 29,0 28,4 28,8 26,6 28,6 27,6 26,2 22,3 
Sachbeschädigung 14,8 15,9 18,5 17,4 17,0 16,5 17,3 16,6 15,4 15,3 
Straftaten gegen 
AuslG und AsylVfG 100,0 97,1 99,0 100,0 97,4 97,9 98,9 99,4 98,7 98,7 
Rauschgiftdelikte 20,6 15,4 15,8 31,6 30,3 42,3 43,l 51,7 37,8 31,8 
Straftaten insg. 26,1 28,2 30,4 30,9 31,3 29,6 30,8 30,7 26,6 25,2 

Quellen: Errechnet aus PKS 1986-1990, jeweils Tab. 20 und 50; ferner aus den nicht in den PKS 
1991-1995 abgedruckten Tab. 40 und 50, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. 

Erwartungsgemäß hoch waren die Tatverdächtigenanteile der Kinder an 
den ausländerspezifischen Straftaten und den Urkundenfälschungen. Be-
sonders hohe Anteile wiesen ferner Raub, Betrug und Unterschlagung auf. 
Bei den sonstigen Gewaltstraftaten sowie Eigentums- und Vermögens-
delikten stellten die nichtdeutschen Kinder Tatverdächtigenanteile, die un-

487 Vgl. hierzu auch WALTER 1993, 349. 
488 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. Prozentzah-

len nach eigener Berechnung. 
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gefähr dem Anteil an den Straftaten insgesamt entsprachen. Bei den 
Rauschgiftdelikten stieg der Ausländeranteil seit 1989 beträchtlich auf 
sogar über 50% im Jahre 1993, ging aber in den Folgejahren wieder erheb-
lich zurück. Eine verhältnismäßig niedrige Beteiligung ist lediglich bei den 
Sachbeschädigungstatbeständen erkennbar4&9• 

bb) Jugendliche 

Tabelle 24: Anteil der tatverdächtigen nichtdeutschen Jugendlichen an den 
tatverdächtigen Jugendlichen insgesamt490 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 22,0 34,4 29,0 28,4 40,7 32,0 44,6 48,7 50,0 49,7 
Vergewaltigung 33,0 35,8 42,8 42,8 55,3 45,7 53,6 42,7 40,8 44,1 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 21,9 25,3 29,1 33,1 37,5 38,2 36,3 36,6 37,5 37,8 
Raub 31,8 37,7 40,5 47,8 50,8 47,1 44,6 46,9 46,9 46,5 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 18,8 22,0 24,9 27,8 30,6 29,6 31,7 31,2 30,7 29,2 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 21,7 24,5 27,7 31,6 35,5 36,2 36,7 36,4 37,1 36,2 
Einfacher Diebstahl 19,3 22,0 25,2 27,7 31,7 32,7 33,7 34,6 27,9 25,2 
Schwerer Diebstahl 18,3 21,6 24,0 27,5 29,4 29,1 29,2 28,8 26,3 25,5 
Betrug 23,4 27,3 30,6 33,8 37,5 40,3 41,6 44,9 39,0 36,9 
Unterschlagung 16,9 20,5 20,4 25,4 26,9 28,2 31,1 28,5 25,5 26,6 
Urkundenfälschung 22,0 23,0 35,7 47,7 41,3 42,0 43,4 51,2 49,8 50,5 
Erpressung 27,5 33,7 28,4 43,3 45,9 43,3 41,8 45,2 41,8 43,l 
Landfriedensbruch 16,3 14,8 17,5 14,6 22,2 20,0 31,7 32,2 43,4 30,0 
Hehlerei 17,4 20,2 21,9 26,9 31,4 32,6 34,6 35,5 31,0 29,5 
Beleidigung 15,9 18,4 20,1 24,8 26,0 26,8 27,2 28,0 28,3 28,6 
Glücksspiel 25,6 26,5 43,8 50,0 43,8 69,6 69,6 56,5 94,1 71,4 
Sachbeschädigung 8,8 11,1 11,7 13,5 15,2 15,6 15,4 15,6 14,7 14,1 
Straftaten gegen 
AuslG und AsylVfG 98,5 98,4 98,5 98,6 99,0 98,8 98,9 99,4 99,1 99,2 
Rauschgiftdelikte 14,7 17,7 20,0 25,5 28,9 30,4 35,7 34,0 29,8 26,3 
Straftaten insg. 19,6 22,1 25,0 27,9 31,0 31,6 32,9 34,0 29,7 27,7 

Quellen: Errechnet aus PKS 1986---1990, jeweils Tab. 20 und 50; ferner aus den nicht in den PKS 
1991-1994 abgedruckten Tab. 40 und 50, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. 

489 Zum Ganzen siehe Tab. 23. 
490 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. Prozentzah-

len nach eigener Berechnung. 
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Bei den nichtdeutschen Jugendlichen fällt die sehr hohe Beteiligung an Ge-
waltstraftaten auf. Dies gilt besonders für die schweren Gewaltdelikte wie: 
Mord und Totschlag, Vergewaltigung, Raub sowie gefährliche und schwere 
Körperverletzung. Besonders hoch belastet waren die nichtdeutschen Ju-
gendlichen weiterhin bei den ausländerspezifischen Straftaten, der Urkun-
denfälschung und dem illegalen Glücksspiel. 

Bei den Eigentums- und Vermögensdelikten entsprach der Tatverdäch-
tigenanteil der ausländischen Jugendlichen im wesentlichen ihrem Anteil 
an den Straftaten insgesamt. Vor allem bei Betrug wurden jedoch beson-
ders hohe Anteile erreicht. Bei Erpressung stellten die Nichtdeutschen ab 
1989 stets über 40% der Tatverdächtigen. Seit 1992 wurden ausländische 
Jugendliche ferner bei Landfriedensbruch besonders auffällig. Steigende 
Tatverdächtigenanteile wiesen sie bis 1993 auch bei Rauschgiftdelikten auf. 
Eher niedrige Anteile waren dagegen bei der Sachbeschädigung und einge-
schränkt bei den Beleidigungstatbeständen feststellbar491, 

cc) Heranwachsende 

Der Anteil der nichtdeutschen Heranwachsenden lag bei den folgenden 
Delikten zumeist über dem für sie festgestellten Anteil an allen Straftaten 
dieser Altersgruppe: Vergewaltigung, Raub, Erpressung, Urkundenfäl-
schung, Glücksspiel, Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG sowie 
ab 1990 bei einfachem Diebstahl. 

Insgesamt läßt sich wie auch bei den Jugendlichen eine verstärkte Auf-
fälligkeit im Rahmen der Gewaltdelikte feststellen. Lediglich bei der 
vorsätzlichen einfachen Körperverletzung stellten die ausländischen Her-
anwachsenden relativ niedrige Anteile. Bei den Eigentums- und Ver-
mögensdelikten war die Beteiligung zwar auch nicht unbedeutend, so vor 
allem bei Hehlerei, Betrug und einfachem Diebstahl, aber sie war ver-
gleichsweise geringer als bei den Gewaltdelikten. 

Seit 1990 stieg ferner der Tatverdächtigenanteil bei den Straftaten 
gegen das Betäubungsmittelgesetz relativ stark an. Eine bedeutende Zu-
nahme des Tatverdächtigenanteils bei Landfriedensbruch ist ab 1993 zu 
beobachten492. 

491 Vgl. hierzu Tab. 24. 
492 Vgl. zum Ganzen Tab. 25. 
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Tabelle 25: Anteil der tatverdächtigen nichtdeutschen Heranwachsenden an 
den tatverdächtigen Heranwachsenden insgesamt493 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 24,8 24,8 19,4 25,2 31,1 37,7 46,9 35,2 35,8 40,5 
Vergewaltigung 27,0 30,1 31,7 39,7 40,5 50,9 48,7 53,4 44,8 45,2 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 16,0 16,3 18,7 21,4 26,6 29,6 35,7 37,9 40,2 40,5 
Raub 21,8 24,3 27,0 32,6 38,6 42,7 45,6 50,1 48,9 46,1 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 15,4 16,3 17,5 20,1 23,5 25,9 29,5 32,1 32,7 30,8 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 18,5 19,1 21,9 23,6 28,3 31,0 35,9 40,2 40,0 39,5 
Einfacher Diebstahl 17,0 18,3 20,4 26,2 36,4 39,8 48,6 52,8 41,8 36,7 
Schwerer Diebstahl 13,9 15,6 17,3 20,5 24,9 28,9 35,0 37,5 34,6 32,8 
Betrug 16,1 16,4 18,9 21,6 25,4 30,2 36,9 43,8 37,9 34,3 
Unterschlagung 10,5 10,2 12,0 10,6 15,4 17,1 21,4 24,0 23,3 20,2 
Urkundenfälschung 29,8 29,4 40,7 59,9 47,2 51,8 57,7 69,4 64,6 63,7 
Erpressung 21,3 28,4 24,4 31,1 36,7 44,6 47,7 49,2 49,2 50,0 
Landfriedensbruch 10,3 9,9 11,3 17,8 16,5 12,2 22,0 31,5 42,9 29,4 
Hehlerei 17,7 16,6 20,l 22,4 28,0 31,8 38,7 43,5 41,5 36,6 
Beleidigung 11,3 11,3 12,6 14,9 17,6 20,2 24,8 27,9 28,6 28,7 
Glücksspiel 42,1 34,2 37,7 33,6 54,1 69,1 74,0 77,8 73,1 81,1 
Sachbeschädigung 11,1 11,3 11,7 12,7 15,5 16,8 19,0 21,3 27,8 18,6 
Straftaten gegen 
Aus!G und Asy!VfG 97,7 97,2 98,0 98,7 98,6 98,5 99,0 98,9 98,4 98,4 
Rauschgiftdelikte 16,6 17,8 18,7 22,2 25,6 27,6 31,0 33,4 29,9 27,2 
Straftaten insg. 18,5 18,6 21,0 26,5 31,6 34,4 41,7 46,5 40,3 37,4 

Quellen: Errechnet aus PKS 1986--1990, jeweils Tab. 20 und 50; ferner aus den nicht in den PKS 
1991-1995 abgedruckten Tab. 40 und 50, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. 

dd) Jungerwachsene 

Ähnlich gestalten sich die Tatverdächtigenanteile der Gruppe der nicht-
deutschen Jungerwachsenen, die als Teilgruppe der Erwachsenen gesondert 
dargestellt wird. Allerdings erreichten die Jungerwachsenen im Vergleich zu 

493 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. Prozentzah-
len nach eigener Berechnung. 
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den Heranwachsenden zumeist etwas höhere Anteile an Eigentums- und 
Vermögensdelikten sowie etwas niedrigere an Gewaltstraftaten494. 

Tabelle 26: Anteil der tatverdächtigen nichtdeutschen Jungerwachsenen an 
den tatverdächtigen Jungerwachsenen insgesamt495 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 38,6 32,0 29,0 30,6 32,3 35,4 42,1 42,3 40,9 46,8 
Vergewaltigung 32,2 30,7 33,5 35,0 39,2 41,7 49,4 49,6 51,5 43,3 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 17,8 19,9 20,3 22,3 22,7 25,3 30,2 35,1 38,2 41,1 
Raub 20,8 24,4 23,8 28,3 31,5 35,5 40,2 48,0 45,0 46,7 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 16,6 18,3 18,7 19,2 20,3 23,1 26,5 30,2 30,7 31,7 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 21,4 22,1 23,4 24,8 26,5 29,3 33,2 39,0 39,I 40,6 
Einfacher Diebstahl 22,1 23,8 24,9 28,6 37,6 41,9 51,9 58,5 47,7 43,1 
Schwerer Diebstahl 15,2 16,5 17,8 19,I 22,1 26,5 35,5 41,3 38,I 38,9 
Betrug 15,8 16,8 17,8 19,1 21,3 25,3 32,5 40,2 36,0 33,5 
Unterschlagung 10,4 11,l 12,4 13,5 15,1 15,9 18,8 22,5 21,1 21,1 
Urkundenfälschung 36,6 39,7 51,1 63,5 56,1 58,8 66,1 75,9 71,7 71,7 
Erpressung 16,8 25,2 21,8 23,2 32,8 37,7 45,1 50,0 51,1 48,1 
Landfriedensbruch 11,6 10,3 10,9 14,1 12,2 10,1 18,1 27,5 39,6 29,7 
Hehlerei 18,4 21,8 23,0 23,9 27,1 31,3 38,6 46,3 43,3 41,4 
Beleidigung 12,0 12,6 13,0 14,3 14,6 15,6 19,2 22,5 24,9 27,7 
Glücksspiel 44,7 45,I 48,9 46,1 46,8 55,9 68,9 70,9 79,6 85,2 
Sachbeschädigung 13,3 13,6 14,4 13,9 15,4 16,1 19,1 22,8 22,7 23,3 
Straftaten gegen 
AuslG und Asy!VfG 97,9 97,8 97,9 98,0 98,2 98,4 98,9 99,0 98,7 98,3 
Rauschgiftdelikte 19,6 20,0 20,1 21,0 21,8 22,6 26,1 30,2 32,1 31,4 
Straftaten insg. 23,1 23,4 25,0 28,4 31,6 34,7 43,3 49,9 45,2 44,1 

Quellen: Errechnet aus PKS 1986-1990, jeweils Tab. 20 und 50; ferner aus den nicht in den PKS 
1991-1995 abgedruckten Tab. 40 und 50, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. 

494 Vgl. Tab. 26. 
495 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. Prozentzah-

len nach eigener Berechnung. 
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ee) Erwachsene 

Tabelle 27: Anteil der tatverdächtigen nichtdeutschen Erwachsenen an den 
tatverdächtigen Erwachsenen insgesamt496 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 22,0 25,5 25,3 27,0 26,6 29,7 33,4 35,5 36,4 35,8 
Vergewaltigung 28,7 28,3 27,0 29,3 30,1 32,8 36,1 38,3 36,8 34,0 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 16,1 16,8 17,1 17,8 18,1 19,5 21,5 24,0 25,5 25,8 
Raub 19,6 22,5 22,8 25,3 27,6 30,0 33,6 38,6 36,3 36,6 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 14,9 16,1 16,3 17,1 17,6 18,9 20,9 22,1 21,9 22,3 
Gefährt. u. schwere 
Körperverletzung 20,5 21,7 22,2 23,6 24,3 26,1 28,8 32,1 31,4 31,5 
Einfacher Diebstahl 16,2 17,6 18,6 20,7 48,1 26,9 32,2 36,0 27,9 25,8 
Schwerer Diebstahl 13,5 15,0 16,5 18,5 20,6 23,6 30,5 35,1 31,0 31,1 
Betrug 12,3 13,0 14,3 15,3 16,5 18,8 22,9 27,1 24,8 23,5 
Unterschlagung 9,9 10,3 11,5 12,3 13,5 14,7 16,4 18,7 17,3 16,4 
Urkundenfälschung 34,7 38,7 46,2 55,7 51,9 54,9 58,4 66,5 62,2 62,0 
Erpressung 18,2 19,7 19,4 23,0 26,1 26,4 32,3 36,5 38,8 35,0 
Landfriedensbruch 14,9 11,2 11,6 17,8 12,6 14,2 27,7 34,7 53,6 33,6 
Hehlerei 18,7 21,3 22,9 23,9 25,2 28,5 33,5 38,5 37,9 37,0 
Beleidigung 9,7 10,4 10,6 11,1 11,3 11,9 13,1 14,2 14,8 15,3 
Glücksspiel 55,3 39,4 54,1 51,6 54,1 52,6 65,1 69,1 71,1 73,2 
Sachbeschädigung 11,3 11,8 11,9 12,3 13,0 13,7 15,7 17,1 16,5 16,7 
Straftaten gegen 
AuslG und AsylVfG 95,7 95,2 94,1 94,6 95,2 95,6 96,7 96,8 95,6 94,5 
Rauschgiftdelikte 21,3 21,1 21,3 21,8 22,4 23,0 24,7 27,3 29,4 28,7 
Straftaten insg. 19,0 19,5 21,1 23,5 25,2 26,1 30,9 35,4 32,2 31,5 

Quellen: Errechnet aus PKS 1986-1990, jeweils Tab. 20 und 50; ferner aus den nicht in den PKS 
1991-1995 abgedruckten Tab. 40 und 50, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. 

Die Gesamtgruppe der Erwachsenen über 21 Jahre stellte im Vergleich zu den 
Jungerwachsenen bei den einzelnen Straftatengruppen größtenteils deutlich 
geringere Tatverdächtigenanteile. Die Unterschiede wurden dabei im Laufe 
der Zeit immer deutlicher. Ausnahmen hiervon sind vor allem beim Land-

496 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. Prozentzah-
len nach eigener Berechnung. 
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friedensbruch sowie bei den Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG, 
den Urkundsdelikten und dem illegalen Glücksspiel zu erkennen497 . 

c) Zusammenfassung 

Der Tatverdächtigenanteil der Nichtdeutschen war bei den weiblichen Tat-
verdächtigen stets etwas geringer als bei den männlichen. Dies gilt für an-
nähernd alle Straftatengruppen, insbesondere aber für die Gewaltdelikte. 
Anteilmäßig spielen schwere Gewaltdelikte bei den weiblichen Ausländern 
kaum eine Rolle. Zumeist beschränkte sich das Deliktsspektrum der weib-
lichen nichtdeutschen Tatverdächtigen auf einfachen Diebstahl, Straftaten 
gegen das Aus!G und das Asy!VfG, Betrug und Urkundenfälschung. 

Die Altersstruktur der nichtdeutschen Tatverdächtigen hat sich von 1986 
bis 1993 stark verändert. So sank der Anteil der Kinder und Jugendlichen 
von zusammen 16,5% auf 12,1 %. Der Anteil der Heranwachsenden nahm 
hingegen leicht, der Anteil der Erwachsenen, insbesondere der Jungerwach-
senen (von 21 bis unter 25 Jahren), etwas stärker zu. Seit 1994 ging der An-
teil der Jungerwachsenen wieder deutlich zurück. 

Bis 1993 stiegen die Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen aller Al-
tersgruppen in erheblichem Umfang an. Bei den Jungerwachsenen und Her-
anwachsenden waren jedoch die höchsten Steigerungsraten zu verzeichnen. 
Diese Altersgruppen wiesen in den Berichtsjahren 1994 und 1995 wiederum 
den bedeutendsten Rückgang an Tatverdächtigen auf, während die Tatver-
dächtigenzahlen der ausländischen Kinder und Jugendlichen weitgehend 
konstant blieben. Dennoch erreichten die Nichtdeutschen bei den Her-
anwachsenden und Jungerwachsenen 1995 immer noch die höchsten Tatver-
dächtigenanteile mit 37,4% bzw. 44,1 %. 

Betrachtet man den Tatverdächtigenanteil der einzelnen Altersgruppen der 
Nichtdeutschen bei ausgewählten Deliktsarten, so ist ein besonders hoher An-
teil aller Altersgruppen bei folgenden Deliktsarten feststellbar: Straftaten gegen 
das Aus!G und das Asy!VfG, Urkundenfälschung, illegales Glücksspiel, Raub, 
Mord und Totschlag, Vergewaltigung, gefährliche und schwere Körperverlet-
zung sowie Erpressung49B. Verhältnismäßig geringe Anteile waren hingegen bei 
Sachbeschädigung, Beleidigung und Unterschlagung zu verzeichnen. 

497 Siehe dazu Tab. 27. 
498 Der Prozentsatz für Glücksspiel und Vergewaltigung wurde allerdings bei der 

Gruppe der Kinder wegen äußerst geringer Tatverdächtigenzahlen nicht ermittelt. 
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4. Verteilung nach Nationalitäten 

Die wichtigsten Herkunftsländer der registrierten nichtdeutschen Tatver-
dächtigen sind in Tabelle 28 dargestellt. Vergleichsweise ist hier zudem der 
Prozentanteil der einzelnen Nationalitäten an der ausländischen Bevölke-
rung in Deutschland499 auf geführt. Zu berücksichtigen ist allerdings, daß 
in der PKS auch nichtdeutsche Tatverdächtige erfaßt sind, die nicht der 
ausländischen Bevölkerung zugerechnet werden können wie z.B. die Illega-
len oder die Touristen/ Durchreisenden. Zudem gelten die Bevölkerungs-
angaben ab dem 31.12.1991 für Gesamt-Deutschland, die Tatverdächti-
genanteile dagegen ab dem Jahr 1991 für das Gebiet der alten Bundes-
länder einschließlich Gesamt-Berlin. Dies dürfte jedoch nicht allzu sehr ins 
Gewicht fallen, da in den neuen Bundesländern von 1991 bis 1993 Auslän-
der nur in sehr geringer Zahl melderechtlich erfaßt worden sinds00. 

Die Tatverdächtigen aus der Türkei stellten zumeist die größte Gruppe 
der nichtdeutschen Tatverdächtigen. Dies ist schon deshalb zu erwarten, 
da die Türken stets auch die größte ausländische Bevölkerungsgruppe in 
der Bundesrepublik waren. Einerseits ist die Türkei als ehemaliger Anwer-
bestaat eine der „klassischen" Gastarbeiternationen, andererseits kamen 
seit Ende der achtziger Jahre zunehmend Asylbewerber aus der Türkei 
nach Deutschlands01 • Der Anteil der Türken an den nichtdeutschen Tat-
verdächtigen ist von 1985 bis 1993 jedoch erheblich zurückgegangen. Ende 
1992 stellten die Türken zwar 28,6% der ausländischen Bevölkerung, ihr 
Anteil an den nichtdeutschen Tatverdächtigen betrug 1993 aber nur mehr 
15,8%. Im Jahre 1994 ist ihr Anteil dann wieder auf 19,4%, 1995 auf 
21,3% gestiegenso2. Auch die Bedeutung der anderen „Gastarbeiternatio-
nen" Italien und Griechenland ging in den letzten Jahren erheblich zurück. 
Die Angehörigen dieser Staaten dürften angesichts ihres Bevölkerungs-
anteils sogar als weniger auffällig einzustufen sein als die Deutschen. 

499 Angaben ab 1991 für Gesamt-Deutschland. 
500 Siehe oben 2. Kapitel, I. 2. a) 
501 S.o. 2. Kapitel, I. 2. g). 
502 Vgl. Tab. 28. 
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Tabelle 28: Tatverdächtigenbelastung ausgewählter Nationalitäten und 
deren Anteile an der nichtdeutschen Bevölkerung in Prozent 

Prozentanteil an den nichtdeutschen Tatverdächtigen insgesamt503 
Staatsangehörigkeit 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Türkei 25,3 25,4 24,7 23,9 21,4 20,8 17,9 15,8 19,4 21,3 
Jugoslawien504 10,9 11,9 12,7 12,5 12,1 12,9 16,3 16,1 15,7 13,9 
Polen 5,6 7,2 9,4 13,3 14,0 8,8 8,1 6,9 8,0 8,8 
Rumänien 0,8 1,0 1,3 1,8 6,5 9,8 14,7 14,4 5,7 4,0 
Italien 7,7 8,0 7,3 6,2 5,5 5,3 4,3 3,6 4,2 4,5 
Bosnien-Herzegowina - - - - - - - 1,8 3,5 4,5 
Russische Föderation - - - - - - - 2,2 2,1 1,7 
Kroatien - - - - - - - 1,1 1,8 2,0 
Griechenland 3,1 3,1 2,8 2,5 2,2 2,2 1,9 1,6 1,8 1,9 
Vietnam 0,2 0,2 0,2 0,2 0,5 0,6 0,8 1,3 1,7 1,6 
Bulgarien 0,2 0,2 0,2 0,2 0,8 1,7 2,7 3,6 1,6 1,1 
Libanon 4,1 2,9 2,6 2,8 3,4 2,8 1,8 1,4 1,5 1,6 
Albanien 0,0 0,0 0,0 0,0 0,4 1,2 1,3 1,5 1,4 1,2 
Iran 2,9 3,4 3,6 2,7 2,3 2,0 1,4 1,2 1,4 1,5 
Tschechische Rep. 505 1,2 1,3 1,5 1,7 2,6 2,7 2,0 1,6 1,2 1,1 
USA 4,1 4,1 3,6 3,0 2,5 2,1 1,5 1,0 1,1 1,0 
Österreich 2,0 1,9 2,0 2,1 1,6 1,3 1,1 1,0 1,0 1,0 

Prozentanteil an der nichtdeutschen Bevölkerung506 
Staatsangehörigkeit 1985 1986 19375o1 I 988507 I 9395011990 1991 1992 1993 1994 

Türkei 32,0 31,8 34,3 33,9 33,3 31,7 30,3 28,6 27,9 28,1 
Jugoslawien508 13,5 13,I 13,0 12,9 12,6 )2,4 13,2 14,1 13,5 11,9 
Polen 2,4 2,6 2,9 3,8 4,5 4,5 4,6 4,4 3,8 3,8 
Rumänien 0,3 0,3 0,4 0,4 0,4 1,1 1,6 2,6 2,4 1,8 
Italien 12,1 11,9 11,8 11,3 10,7 10,3 9,5 8,6 8,2 8,2 
Bosnien-Herzegowina - - - - - - - 0,3 2,0 3,6 
Russische Föderation - - - - - - - 0,1 0,3 0,4 
Kroatien - - - - - - - 1,3 2,2 2,5 
Griechenland 6,4 6,2 6,0 6,1 6,1 6,0 5,7 5,3 5,1 5,1 
Vietnam 0,7 0,7 0,6 0,6 0,7 0,9 1,3 1,3 1,4 1,4 
Bulgarien 0,1 0,1 0,2 0,2 0,1 0,3 0,6 0,9 0,8 0,6 
Libanon 0,3 0,5 0,4 0,5 0,6 0,9 0,8 0,8 1,5 0,8 
Albanien 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 
Iran 1,2 1,6 1,6 1,6 1,7 1,7 1,7 1,5 1,5 1,5 
Tschechische Rep. 509 0,6 0,6 0,6 0,6 0,7 0,6 0,8 1,0 0,1 0,2 
USA 2,0 1,9 1,8 1,8 1,8 1,7 1,7 1,6 1,6 1,5 
Österreich 3,9 3,9 3,5 3,5 3,5 3,4 3,2 2,8 2,7 2,6 

Quellen: PKS 1995, 120; StaBA-Ausländer 1985-1994. 
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So stellten die Italiener etwa am 31.12.1989 ca. 0,8% der Gesamtbevölke-
rung und im Berichtsjahr 1990 0,9% der Tatverdächtigen insgesamt. Die 
Griechen machten ungefähr 0,5% der Gesamtbevölkerung und 0,6% der 
Tatverdächtigen aus. Bei Spaniern und Portugiesen entsprach ihr Anteil an 
den Tatverdächtigen sogar genau ihrem Bevölkerungsanteil510. Bei diesem 
Vergleich sind auch Tatverdächtige einbezogen, die ihren Wohnsitz nicht in 
der Bundesrepublik haben. Der Anteil der Tatverdächtigen aus den ost-
europäischen Staaten hat sich dagegen vor allem seit 1990 beträchtlich er-
höht. Besonders auffällig ist die Zunahme bei Rumänen511 und Polen, fer-
ner stieg der Anteil der Bulgaren und Albaner, der Angehörigen der 
Staaten der neu gegründeten Russischen Föderation sowie der Staatsange-
hörigen der Tschechoslowakei bzw. der Tschechischen Republik. Die An-
gehörigen dieser Staaten wiesen gleichzeitig einen wesentlich geringeren 
Anteil an der ausländischen Bevölkerung auf. Der größte Teil der Tatver-
dächtigen aus Osteuropa dürfte daher den sich illegal in Deutschland auf-
haltenden bzw. durchreisenden Tätern zuzurechnen sein. 

Einen Sonderfall stellen die Angehörigen der früheren Volksrepublik 
Jugoslawien bzw. deren Nachfolgestaaten dar. Jugoslawien hatte ebenfalls 
zu den Anwerbestaaten gehört, und die im früheren Bundesgebiet leben-
den Jugoslawen machten bereits seit mehreren Jahrzehnten einen relativ 
hohen Anteil an der ausländischen Bevölkerung aus512. Durch den zwi-
schen den Nachfolgestaaten Jugoslawiens ausgebrochenen Bürgerkrieg 
kamen Anfang der neunziger Jahre zunehmend Kriegsflüchtlinge und 
Asylsuchende aus diesen Staaten nach Deutschland513• Hatte der Tatver-

503 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
504 Ab 1993 ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien und Slowenien; ab 1994 ohne die 

ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien. • 
505 Bis 1993 Tschechoslowakei; ab 1994 ohne Slowakische Republik, die gesondert 

ausgewiesen wurde. 
506 Angaben bis 1990 für das frühere Bundesgebiet einschl. West-Berlin; ab 1991 für 

Deutschland. Stand jeweils am 31.12. 
507 An die Ergebnisse der Volkszählung 1987 angepaßte Zahlen. 
508 Ab 1992 ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien und Slowenien. 
509 Bis 1992 Tschechoslowakei; ab 1993 ohne Slowakische Republik, die gesondert 

ausgewiesen wurde. 
510 So die Angaben von WALTER/PITSELA 1993, 16. 
511 Seit 1994 ist deren Tatverdächtigenanteil jedoch stark rückläufig, vgl. Tab. 28. 
512 Vgl. StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland 1995, 16ff. 
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dächtigenanteil der Jugoslawen bis 1991 immer weitgehend dem Anteil an 
der nichtdeutschen Bevölkerung entsprochen, so ist seit 1992 ein überpro-
portionaler Anstieg ihres Tatverdächtigenanteils zu verzeichnen514. Die 
Angehörigen der jugoslawischen Staaten stellten 1993 und 1994 mit jeweils 
19% bzw. 21 % die größte Nationalitätengruppe unter den nichtdeutschen 
Tatverdächtigen. Im Jahre 1995 kamen immerhin noch 20,4% der nicht-
deutschen Tatverdächtigen aus den Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Volksrepublik Jugoslawien515. 

Der relativ hohe Tatverdächtigenanteil von US-Staatsangehörigen 
Mitte der achtziger Jahre ist sicherlich auf die damals große Zahl in der 
Bundesrepublik Deutschland lebender Soldaten der amerikanischen Sta-
tionierungsstreitkräfte und deren Angehörige zurückzuführen. Aufgrund 
des weitgehenden Abzugs der US-Truppen aus Deutschland hat der Anteil 
der US-Amerikaner an den nichtdeutschen Tatverdächtigen Anfang der 
neunziger Jahre erheblich abgenommen516. 

Somit kann festgehalten werden, daß der Tatverdächtigenanteil der An-
gehörigen der (süd-) osteuropäischen Staaten von 1986 bis 1993 erheblich 
zugenommen hat, während derjenige der klassischen Gastarbeiternationen 
eher zurückgegangen ist. Seit 1994 ist jedoch der Anteil der Angehörigen 
osteuropäischer Staaten an den nichtdeutschen Tatverdächtigen wieder 
rückläufig. Um feststellen zu können, inwiefern sich die Deliktsstrukturen 
der einzelnen Nationalitäten gewandelt haben, soll nunmehr der Anteil der 
vier bedeutendsten Tatverdächtigennationalitäten517 an ausgewählten Straf-
tatengruppen dargestellt werden. Eine entsprechende Aufgliederung der 
nichtdeutschen Tatverdächtigen nach Staatsangehörigkeiten läßt sich der 
nicht in der PKS abgedruckten Tabelle 62 entnehmen. Dem Verfasser liegen 
Computerausdrucke der Tabelle 62 aus den Berichtsjahren 1987 bis 1995 
vor, die vom BKA zur Verfügung gestellt worden sind. Angaben zur Staats-
angehörigkeit der Tatverdächtigen bei den einzelnen Deliktsgruppen fehlen 
allerdings für das Jahr 1986, da die Daten dieses Berichtsjahres nicht ge-
speichert und daher nicht mehr reproduzierbar sind5IS. 

513 S.o. 2. Kapitel, I. 2. g). 
514 Einbezogen sind die Angehörigen der Nachfolgestaaten Jugoslawien, Bosnien-

Herzegowina und Kroatien. 
515 Zum Ganzen vgl. Tab. 28. 
516 Siehe Tab. 28. 
517 Türkei, Italien, Polen, Ex-Jugoslawien. 
518 So die Information des BKA. 
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a) Türken 

Bei Betrachtung der Tatverdächtigenanteile der Türken fällt zunächst auf, 
daß der Anteil an den Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG ins-
besondere seit 1992 erheblich zurückgegangen ist. Dies dürfte wohl damit 
zusammenhängen, daß die bereits seit langem in Deutschland ansässigen 
oder sogar hier geborenen Ausländer durch das neue Ausländergesetz von 
1991 nunmehr einen weitaus gesicherteren Rechtsstatus besitzen als noch 
in den Jahren zuvors19_ 

Tabelle 29: Anteil der tatverdächtigen Türken an den nichtdeutschen Tat-
verdächtigen insgesamt 1987-1995520 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 38,1 38,0 38,6 38,8 30,8 33,6 30,4 36,3 37,7 
Vergewaltigung 36,5 36,6 34,6 32,8 29,6 31,3 27,7 32,0 32,7 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 39,1 39,5 40,6 41,1 40,2 38,5 37,7 41,4 40,4 
Raub 37,0 37,0 36,4 39,9 37,0 33,8 32,1 36,8 39,4 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 36,4 36,7 37,3 37,5 36,5 35,1 34,5 35,9 36,7 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 39,5 42,0 42,2 42,7 42,1 39,7 38,0 38,9 40,0 
Einfacher Diebstahl 21,1 20,3 18,4 14,4 13,7 11,1 9,6 14,2 16,4 
Schwerer Diebstahl 39,8 38,6 36,2 32,4 30,0 25,3 22,0 25,0 25,5 
Betrug 25,4 25,6 25,7 23,7 20,8 18,6 16,4 19,7 22,2 
Unterschlagung 23,3 24,6 24,3 21,6 22,4 21,1 19,6 23,4 25,1 
Urkundenfälschung 14,6 12,1 12,4 11,1 10,0 7,8 7,0 7,5 8,9 
Erpressung 47,1 43,6 43,1 45,8 50,8 46,2 45,3 47,1 44,5 
Landfriedensbruch 37,0 39,5 47,5 45,6 67,7 58,9 66,5 72,3 73,7 
Hehlerei 45,0 41,6 38,8 41,3 37,2 35,1 29,9 32,5 32,1 
Beleidigung 33,2 34,3 34,5 34,7 35,0 35,7 35,3 36,3 36,4 
Glücksspiel 46,1 41,8 41,6 39,8 39,2 48,5 44,3 57,4 61,1 
Sachbeschädigung 28,9 28,8 29,6 30,3 30,6 29,5 30,1 31,8 32,7 
Straftaten gegen 
Aus!G und Asy!VfG 18,3 17,9 19,1 15,5 12,5 8,4 6,6 7,6 10,0 
Rauschgiftdelikte 18,6 23,0 26,5 31,7 34,0 35,8 33,5 33,1 33,9 
Straftaten insg. 25,4 24,7 23,9 21,4 20,8 17,9 15,8 19,4 21,3 

Quellen: PKS 1987-1995, jeweils die nicht in der PKS abgedruckten Tab. 62, die dem Verfasser vom 
BKA zur Verfügung gestellt wurden. Prozentzahlen nach eigener Berechnung. 
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Dies hatte wohl zur Folge, daß auch bei den Urkundenfälschungen, die oft 
gleichzeitig mit den ausländerspezifischen Straftaten begangen werden, ein 
Rückgang des Tatverdächtigenanteils zu verzeichnen war. Spitzenwerte er-
reichten die türkischen Tatverdächtigen beim Landfriedensbruch. Offen-
bar hängt diese Entwicklung mit dem zunehmend gewaltsam in Deutsch-
land ausgetragenen Kurden-Konflikt zusammens21. 

Ferner wurden Türken in hohem Maße bei illegalem Glücksspiel und 
Erpressung auffällig. Bei Diebstahl ohne erschwerende Umstände wiesen 
sie, gemessen an ihrem Tatverdächtigenanteil insgesamt, relativ niedrige 
Anteile auf. In etwa durchschnittlich ist die Beteiligung an den Eigentums-
und Vermögensdelikten wie Unterschlagung und Betrug. Bei schwerem 
Diebstahl waren die Türken hingegen überdurchschnittlich hoch bela-
stets22. 

Dasselbe gilt auch für den Bereich der Gewaltdelikte. Besonders hohe 
Tatverdächtigenanteile sind hier nicht nur bei den leichteren Delikten, son-
dern auch bei den gravierenden Straftaten wie Vergewaltigung, Mord und 
Totschlag, gefährliche und schwere Körperverletzung sowie Raub fest-
zustellen. Auch bei den Rauschgiftdelikten wurden die Türken in steigen-
dem Maße auffälligm. 

b) Italiener 

Die Italiener waren an Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG stets 
nur unwesentlich beteiligt. Dies erklärt sich aus ihrer Stellung als EG- bzw. 
EU-Angehörige. Diese genießen in der Bundesrepublik Deutschland weit-
gehend Freizügigkeit524. Gering war daher auch der Anteil der Italiener an 
den Urkundsdeliktens2s. 

519 Vgl. oben 2. Kapitel, I. 3. b). 
520 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
521 Siehe unten 2. Kapitel, III. 7. 
522 Vgl. hierzu Tab. 29. 
523 Zum Ganzen siehe Tab. 29. 
524 S.o. 2. Kapitel, I. 3. a). 
525 Vgl. Tab. 30. 
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Tabelle 30: Anteil der tatverdächtigen Italiener an den nichtdeutschen Tat-
verdächtigen insgesamt 1987-1995526 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 5,5 9,4 7,7 6,7 6,4 5,0 3,8 4,6 4,1 
Vergewaltigung 6,3 5,4 5,8 6,1 5,7 4,6 4,8 4,6 5,4 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 9,5 10,1 9,4 8,5 8,0 6,9 6,5 6,4 6,2 
Raub 7,8 8,0 7,6 5,4 5,1 4,4 4,1 4,5 4,5 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 10,5 10,1 9,8 9,0 8,3 7,5 4,8 6,6 6,7 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 8,6 8,0 7,4 6,9 6,3 5,3 7,1 5,0 4,7 
Einfacher Diebstahl 8,1 7,6 6,2 4,5 4,5 3,5 3,0 4,4 5,0 
Schwerer Diebstahl 8,9 8,2 6,8 6,3 5,7 4,4 3,7 4,4 4,4 
Betrug 10,3 9,8 9,2 8,2 7,0 6,3 5,0 5,9 6,5 
Unterschlagung 12,9 12,3 10,5 9,6 9,9 7,5 7,3 8,0 8,8 
Urkundenfälschung 5,7 4,4 2,4 3,3 3,3 2,2 1,5 1,9 2,0 
Erpressung 9,1 10,0 10,5 7,9 9,8 7,6 7,8 6,8 5,5 
Landfriedensbruch 7,8 8,1 1,5 6,6 2,8 2,4 2,1 2,0 2,9 
Hehlerei 11,1 10,1 10,2 8,6 9,8 7,0 5,8 7,2 7,3 
Beleidigung 11,1 11,0 10,7 10,3 10,1 8,3 8,0 7,6 7,2 
Glücksspiel 13,3 15,6 11,7 13,1 10,4 8,6 8,0 6,0 5,6 
Sachbeschädigung 8,2 8,8 8,4 7,4 7,2 6,7 5,8 6,8 6,3 
Straftaten gegen 
Aus!G und Asy IVfG 0,7 0,6 0,6 0,6 0,6 0,4 0,3 0,4 0,5 
Rauschgiftdelikte 15,2 14,1 13,6 12,1 12,1 11,2 9,6 8,7 8,8 
Straftaten insg. 8,0 7,3 6,2 5,5 5,3 4,3 3,6 4,2 4,5 

Quellen: PKS 1987-1995, jeweils die nicht in der PKS abgedruckten Tab. 62, die dem Verfasser vom 
BKA zur Verfügung gestellt wurden. Prozentzahlen nach eigener Berechnung. 

Der Anteil an den Gewaltdelikten bewegte sich, gemessen an ihrem Anteil 
an den nichtdeutschen Tatverdächtigen insgesamt, zumeist im durch-
schnittlichen Rahmen und war lediglich bei den Körperverletzungsdelikten 
leicht erhöht. Auch bei den Diebstahlsdelikten ist keine besondere Höher-
belastung erkennbar. Demgegenüber wiesen die Italiener bei Betrug, Un-
terschlagung, Hehlerei, Erpressung sowie bei den Straftaten gegen das Be-
täubungsmittelgesetz relativ hohe Tatverdächtigenanteile auf. Dies könnte 

526 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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auf eine starke Beteiligung der Italiener bei Straftaten der Organisierten 
Kriminalität hinweisens21. 

c) Polen 

Tabelle 31: Anteil der tatverdächtigen Polen an den nichtdeutschen Tatver-
dächtigen insgesamt 1987-1995528 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 1,4 2,8 3,6 4,4 4,1 2,3 3,4 2,3 3,9 
Vergewaltigung 3,0 3,8 4,4 3,7 4,7 3,4 3,8 3,5 5,1 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 2,0 3,1 3,2 3,1 2,5 2,4 2,1 2,0 2,2 
Raub 4,7 6,5 8,3 7,8 6,2 6,4 5,2 5,0 5,3 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 2,5 3,3 4,6 4,3 3,5 3,0 2,9 2,7 2,8 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 2,4 2,5 3,5 3,6 2,5 2,4 2,1 1,9 2,3 
Einfacher Diebstahl 12,4 16,5 21,7 23,6 14,0 12,1 9,2 II,6 12,6 
Schwerer Diebstahl 4,8 5,8 8,8 ll,6 9,1 9,0 9,1 11,6 13,0 
Betrug 4,7 5,6 7,3 7,8 6,6 6,1 5,0 5,2 5,4 
Unterschlagung 4,8 6,7 7,9 9,1 6,8 5,5 5,4 5,0 4,9 
Urkundenfälschung 3,5 5,9 6,1 6,5 5,2 4,3 3,4 4,9 5,4 
Erpressung 1,4 1,8 3,5 1,1 2,3 2,8 2,1 2,2 3,3 
Landfriedensbruch 5,2 0,0 1,9 1,5 0,0 0,4 0,6 0,1 1,1 
Hehlerei 2,9 4,5 6,5 7,1 4,7 5,0 5,1 6,2 7,5 
Beleidigung 2,4 2,9 3,6 3,9 2,8 2,9 2,8 2,7 2,8 
Glücksspiel 0,1 0,2 0,3 0,6 0,3 0,9 0,2 0,3 0,8 
Sachbeschädigung 3,7 4,2 5,7 6,0 5,2 4,5 4,2 4,3 4,6 
Straftaten gegen 
AuslG und AsylVfG 11,5 14,0 20,6 15,9 8,5 7,7 6,9 9,4 ll,8 
Rauschgiftdelikte 0,3 0,5 0,5 0,7 0,8 0,9 1,0 1,1 1,3 
Straftaten insg. 7,2 9,4 13,3 14,0 8,8 8,1 6,9 8,0 8,8 

Quellen: PKS 1987-1995, jeweils die nicht in der PKS abgedruckten Tab. 62, die dem Verfasser vom 
BKA zur Verfügung gestellt wurden. Prozentzahlen nach eigener Berechnung. 

527 Dazu näher unten 2. Kapitel, III. 6. 
528 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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Die Polen wiesen hingegen bei den Straftaten gegen das AuslG und das 
AsylVfG sowie abgeschwächt bei den Urkundsdelikten stets hohe Tatver-
dächtigenanteile auf, allerdings seit 1991 mit rückläufiger Tendenz. Ferner 
ist die Beteiligung der Polen an Diebstahlsdelikten, vor allem am Dieb-
stahl ohne erschwerende Umstände, auffallend hoch. Im Jahre 1990 war 
z.B. annähernd jeder vierte wegen eines einfachen Diebstahls angezeigte 
Nichtdeutsche ein polnischer Staatsangehöriger. Bei den weiteren Eigen-
tums- und Vermögensdelikten Betrug, Unterschlagung und Hehlerei ent-
sprach der Tatverdächtigenanteil in etwa dem Anteil an den nichtdeut-
schen Tatverdächtigen insgesamt. 

Dagegen traten Polen bei Rauschgiftdelikten, illegalem Glücksspiel 
und Landfriedensbruch fast gar nicht in Erscheinung. Durchweg eher ge-
ring war der Tatverdächtigenanteil an den Gewaltstraftaten sowie an der 
Erpressung529. 

d) Jugoslawen 

Bei Betrachtung der Tatverdächtigenanteile der Staatsangehörigen der 
Volksrepublik Jugoslawien bzw. deren Nachfolgestaaten fällt auf, daß le-
diglich die Beteiligung an Rauschgiftdelikten, Beleidigung und Landfrie-
densbruch durchweg gering warsJo. Der Anteil an Straftaten gegen das 
AuslG und das Asy!VfG sowie an Urkundsdelikten nahm hingegen seit 
dem Eintreffen der ersten Flüchtlingswellen aus dem Kriegsgebiet im Jahre 
1991 immens zu. Ansonsten entsprach der Anteil der Jugoslawen, sowohl 
an den Eigentums- und Vermögensdelikten als auch an den Gewaltdelik-
ten, stets in etwa ihrem hohen Anteil an den nichtdeutschen Tatverdächti-
gen insgesamt531. 

529 Zum Ganzen vgl. Tab. 31. 
530 Vgl. Tab. 32. 
531 Zum Ganzen siehe Tab. 32. 
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Tabelle 32: Anteil der tatverdächtigen Jugoslawen532 an den nichtdeutschen 
Tatverdächtigen insgesamt 1987-1995533 

Tatverdächtigenanteil in% 
Jahr 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 15,4 12,2 17,8 16,5 20,1 18,7 22,1 18,6 19,5 
Vergewaltigung 10,0 9,5 10,8 12,9 11,4 14,4 19,5 20,4 24,4 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 12,0 13,0 12,0 12,2 12,5 15,4 18,2 18,5 19,9 
Raub 11,4 13,3 14,0 13,0 12,4 15,1 14,8 16,8 17,3 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 10,2 11,1 11,3 10,6 11,6 15,3 17,0 18,7 18,7 
Gefahr!. u. schwere 
Körperverletzung 9,5 10,2 11,1 10,6 11,5 15,5 18,8 20,6 21,0 
Einfacher Diebstahl 13,4 14,7 15,6 13,6 14,3 18,2 17,5 22,5 22,1 
Schwerer Diebstahl 16,0 17,9 18,9 17,8 17,1 18,9 17,9 22,0 22,3 
Betrug 11,5 13,4 14,6 13,4 13,2 14,9 16,1 19,3 20,6 
Unterschlagung 14,0 13,2 16,9 17,6 15,5 15,5 16,7 18,8 17,9 
Urkundenfälschung 13,0 10,6 6,7 8,6 8,5 13,7 19,0 23,4 22,9 
Erpressung 12,3 12,0 12,1 14,7 9,8 12,4 23,2 15,3 17,3 
Landfriedensbruch 6,5 7,0 4,9 10,2 6,8 9,3 6,0 12,9 5,9 
Hehlerei 13,3 15,5 15,3 15,4 15,9 16,0 17,5 20,7 21,9 
Beleidigung 11,9 12,7 11,6 11,6 11,9 13,9 15,1 16,0 16,7 
Glücksspiel 12,0 14,5 14,4 15,8 13,6 12,4 17,4 16,0 12,1 
Sachbeschädigung 8,3 9,2 10,2 10,8 10,7 13,8 15,5 17,5 18,1 
Straftaten gegen 
Aus!G und Asy!VfG 11,8 12,7 11,3 11,1 12,9 17,2 26,3 28,9 27,8 
Rauschgiftdelikte 3,5 4,2 5,5 6,5 7,0 7,5 7,7 8,6 9,3 
Straftaten insg. 11,9 12,7 12,5 12,1 12,9 16,3 19,2 21,9 21,6 

Quellen: PKS 1987-1995, jeweils die nicht in der PKS abgedruckten Tab. 62, die dem Verfasser vom 
BKA zur Verfügung gestellt wurden. Prozentzahlen nach eigener Berechnung. 

e) Zusammenfassung 

Von 1986 bis 1993 sind die Anteile der Tatverdächtigen aus den „klassi-
schen" Gastarbeiternationen Türkei, Italien, Griechenland, Spanien und 
Portugal an den nichtdeutschen Tatverdächtigen erheblich zurückgegan-

532 Ab 1993 einschl. Kroatien, Slowenien, Bosnien-Herzegowina sowie Mazedonien, 
die seit 1993 bzw. 1994 in der PKS getrennt ausgewiesen werden. 

533 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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gen. Obwohl die Ausländergruppen Illegale, Touristen/Durchreisende und 
Stationierungsstreitkräfte, die nicht der ausländischen Bevölkerung zuge-
rechnet werden können, bei Darstellung des Tatverdächtigenanteils einzel-
ner Nationen mit enthalten sind, entsprach der Tatverdächtigenanteil der 
Angehörigen dieser Nationen (bis auf den der Türken) im wesentlichen 
ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung. Auch der Anteil der Türken an 
den nichtdeutschen Tatverdächtigen lag z.B. 1993 mit 15,8 % deutlich unter 
ihrem Bevölkerungsanteil an den Ausländern von ungefähr 29%. Aller-
dings wiesen die Türken bei den Gewaltdelikten stets überproportional 
hohe Tatverdächtigenanteile auf. 

Dagegen wuchs der Anteil von Tatverdächtigen aus (süd-)osteuropäi-
schen Staaten erheblich. So stellten 1993 z.B. die Rumänen, Bulgaren und 
Polen annähernd 25% der nichtdeutschen Tatverdächtigen. Seit dem Be-
richtsjahr 1994 ging der Anteil der Angehörigen (süd-)osteuropäischer 
Staaten allerdings wieder sprunghaft zurück. Ein großer Teil des Anstiegs 
der Zahl ausländischer Tatverdächtiger bis 1993 dürfte auf diese Nationa-
litätengruppen zurückzuführen sein. Allerdings ist ein großer Teil dieser 
Tatverdächtigen lediglich wegen Straftaten gegen das AuslG und das 
AsylVfG registriert worden534_ 

Einen Sonderfall stellen die Angehörigen der früheren Volksrepublik 
Jugoslawien bzw. deren Nachfolgestaaten dar. Bis 1991 hatte der Tatver-
dächtigenanteil der Jugoslawen stets in etwa ihrem Anteil an der auslän-
dischen Bevölkerung entsprochen. Seit 1992 ist jedoch ein überproportio-
naler Anstieg ihres Tatverdächtigenanteils zu verzeichnen, was mit der 
Aufnahme von zahlreichen Kriegsflüchtlingen und Asylsuchenden aus die-
sen Staaten zusammenhängen dürfte. So stellten die Angehörigen aus den 
Nachfolgestaaten der ehemaligen Volksrepublik Jugoslawien seit 1993 
über ein Viertel der nichtdeutschen Tatverdächtigen bei Straftaten gegen 
das AuslG und das AsylVfG. Die Jugoslawen wiesen aber auch an den Ei-
gentums- und Vermögensdelikten sowie an den Gewaltdelikten stets hohe 
Tatverdächtigenanteile auf. 

534 Vgl. z.B. die Darstellung in der PKS 1993, 106, wonach 1993 z.B. 48,8% der Bul-
garen, 46,7% der Bosnier, 36,5% der Ukrainer, 35,l % der Rumänen, 35,6% der 
Jugoslawen, 27,6% der Albaner wegen derartiger Straftaten registriert wurden. 
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5. Differenzierung nach dem Anlaß des Aufenthalts 

In der Polizeilichen Kriminalstatistik werden die nichtdeutschen Tatver-
dächtigen nach dem Merkmal „Anlaß des Aufenthalts" differenziert. Wird 
ein Nichtdeutscher innerhalb desselben Berichtsjahres mit unterschiedli-
chem Aufenthaltsstatus ermittelt, so wird er zu dem aktuellsten Merkmal 
gezählt535. Zunächst wird danach unterschieden, welche der Tatverdächti-
gen sich illegal und welche sich berechtigt in der Bundesrepublik Deutsch-
land aufhalten. Illegale sind Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit, 
die unberechtigt in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind oder 
sich ohne Berechtigung hier aufhalten. 

Die sich legal aufhaltenden nichtdeutschen Tatverdächtigen werden 
den folgenden Gruppen zugeordnet: 
• Arbeitnehmer 
• Asylbewerber 
• Touristen/ Durchreisende 
• Gewerbetreibende 
• Stationierungsstreitkräfte und Angehörige 
• Studenten/Schüler536. 
• Sonstigem. 

a) Kriminalitätsentwicklung der Ausländergruppen 

Lediglich die Tatverdächtigenzahl der Gruppe „Stationierungsstreitkräfte 
und Angehörige" ist im Untersuchungszeitraum gesunken. Diese Ent-
wicklung war angesichts des Anfang der neunziger Jahre beginnenden Ab-
zugs großer Teile der ausländischen Streitkräfte durchaus zu erwarten53s. 

Die Tatverdächtigenzahlen der anderen Ausländergruppen sind hin-
gegen zum Teil beträchtlich angestiegen. Relativ geringe Steigerungsraten 
verzeichneten dabei die Arbeitnehmer mit 38,4%, die Studenten/Schüler 

535 Vgl. PKS 1994, 11. 
536 Das sind alle Nichtdeutschen, die eine Schule, Fachhochschule oder Hochschule 

in der Bundesrepublik Deutschland besuchen, vgl. PKS 1994, 11. 
537 Dieser Begriff umfaßt eine heterogen zusammengesetzte Restgruppe, z.B. Er-

werbslose, Kinder, abgelehnte Asylbewerber oder Flüchtlinge mit Duldung und 
andere Personengruppen. 

538 Vgl. Tab. 33. 
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mit 39,6% und die Gewerbetreibenden mit 61,1 % in der Zeit von 1986 bis 
1995. Die Anteile dieser Gruppen an den nichtdeutschen Tatverdächtigen 
insgesamt sind infolgedessen zum Teil erheblich zurückgegangen. Der An-
teil der im Jahre 1986 noch größten Teilgruppe unter den ausländischen 
Tatverdächtigen, den Arbeitnehmern, sank z.B. von 1986 bis 1993 fast um 
die Hälfte. 

Tabelle 33: Nichtdeutsche Tatverdächtige nach Aufenthaltsstatus 1986-1995539 

Arbeitnehmer Asylbewerber Illegale Stud./ Schüler 
Jahr insgesamt in¾ insgesamt in¾ insgesamt in¾ insgesamt in¾ 
1986 71.244 28,3 38. 984 15,5 33. 950 13,5 30.167 12,0 
1987 71.172 27,6 44.104 17,1 26. 738 10,4 30. 808 11,9 
1988 73. 802 25,7 52. 763 18,4 31.554 11,0 31.559 11,0 
1989 76.096 22,6 74. 323 22,1 43.235 12,9 33.473 10,0 
1990 79.035 20,6 86. 875 22,6 47. 585 12,4 36. 990 9,6 
1991 82. 950 20,5 108. 355 26,7 43.455 10,7 37. 284 9,2 
1992 91.497 18,0 172. 728 33,9 58.452 11,5 37.235 7,3 
1993 94. 745 15,6 225. 501 37,1 88.148 14,5 35. 556 5,8 
1994 95.125 17,9 134.348 25,3 90.380 17,0 37. 652 7,1 
1995 98.571 18,7 106.888 20,3 97.007 18,4 42.103 8,0 

Gewerbetreibende Stationierungsstreit- Touristen/ Sonstige 
kräfte u. Angehörige Durchreisende 

Jahr insgesamt in¾ insgesamt in¾ insgesamt in¾ insgesamt in¾ 
1986 8.357 3,3 9.453 3,8 17. 777 7,1 42.087 16,7 
1987 8. 366 3,2 9.576 3,7 19. 758 7,6 47.804 18,5 
1988 8.639 3,0 9.240 3,2 24. 877 8,7 54. 310 18,9 
1989 8.860 2,6 9.209 2,7 31.733 9,4 59.089 17,6 
1990 8. 729 2,3 8.653 2,3 47. 875 12,5 67.841 17,7 
1991 9.217 2,3 7.846 1,9 41. 963 10,3 74.475 18,4 
1992 10.206 2,0 6.204 1,2 44. 834 8,8 88.149 17,3 
1993 10. 968 1,8 4.296 0,7 44. 339 7,3 104. 823 17,2 
1994 12.282 2,3 3.657 0,7 42.486 8,0 115. 418 21,7 
1995 13.459 2,6 2.691 0,5 41. 358 7,9 124.462 29,2 

Quellen: PKS 1985, 47; 1987, 59; 1988, 59; 1990, 65; 1994, 122; 1995, 124. 

539 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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Von 1990 bis 1994 bildeten dagegen die Asylbewerber die größte 
Gruppe unter den nichtdeutschen Tatverdächtigen. Die Zahl der tatver-
dächtigen Asylbewerber stieg von 1985 bis 1993 sogar um 882%. Im Jahre 
1993 stellten die Asylbewerber somit etwa 37% der ausländischen Tatver-
dächtigen. Im darauffolgenden Jahr ging die Zahl der tatverdächtigen 
Asylbewerber dann um über 90. 000 zurück, 1995 war ein weiterer Rück-
gang von etwa 27. 000 zu verzeichnen540. Auffällig ist der Anstieg bei der 
Gruppe der Sonstigen, der von 1986 bis 1995 196% ausmachte. Damit 
stellten die Sonstigen 1994 die zweitgrößte und 1995 sogar die größte Teil-
gruppe unter den ausländischen Tatverdächtigen. 

Ferner nahmen im Untersuchungszeitraum die Tatverdächtigenzahlen 
der Illegalen um 186% zu. Bei den Touristen/Durchreisenden stieg die 
Zahl zunächst um 152% bis auf 44. 834 im Jahre 1992, seitdem ist ein leich-
ter Rückgang feststellbar. 

Wenn man die Entwicklung der Anteile der sechs größten Teilgruppen 
an den nichtdeutschen Tatverdächtigen bei ausgewählten Deliktsarten be-
trachtet, ergibt sich folgendes Bild: 

aa) Arbeitnehmer 

Die ausländischen Arbeitnehmer stellten nur einen unerheblichen Teil der 
Tatverdächtigen wegen Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG 
sowie wegen Urkundenfälschungen. Dies hängt zweifellos mit der aufent-
haltsrechtlichen Stellung der Arbeitnehmer zusammen. Unter ihnen dürf-
ten sich viele schon seit längerer Zeit in Deutschland lebende Ausländer 
befinden, die einen gesicherteren Rechtsstatus aufweisen als etwa Asylbe-
werber. 

Auffä.llig ist ferner die hohe Beteiligung der Arbeitnehmer an Gewalt-
delikten wie Mord und Totschlag, Körperverletzung, Vergewaltigung 
sowie Straftaten gegen die persönliche Freiheit. Andererseits war die Betei-
ligung am Diebstahl ohne erschwerende Umstände stets eher gering. Bei 
schwerem Diebstahl entsprach der Tatverdächtigenanteil im wesentlichen 
dem Tatverdächtigenanteil insgesamt, während Betrug, Unterschlagung 
und Hehlerei eine größere Rolle spielten. Des weiteren wiesen die Arbeit-

540 Vgl. Tab. 33. 
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nehmer hohe Tatverdächtigenanteile an schwereren Straftatengruppen wie 
Erpressung oder Rauschgiftdelikte auf. Zudem gehörte stets ein großer 
Teil der Tatverdächtigen beim illegalen Glücksspiel dieser Ausländer-
gruppe an541 • 

Tabelle 34: Tatverdächtigenanteile der ausländischen Arbeitnehmer bei aus-
gewählten Deliktsarten542 

Anteil aus!. Arbeitnehmer an den nichtdeutschen Tatverdächtigen in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 47,0 42,9 41,6 43,5 40,2 35,3 31,9 24,9 26,7 27,3 
Vergewaltigung 47,5 46,5 40,0 43,2 38,6 34,5 33,6 29,7 32,1 35,5 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 54,5 53,3 51,7 49,5 48,2 46,1 43,3 40,1 38,0 38,2 
Raub 28,2 28,3 26,5 25,3 21,0 20,7 20,9 18,0 19,1 18,2 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 53,4 51,5 49,1 48,4 46,6 45,0 41,5 38,5 38,4 38,5 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 50,0 47,2 45,9 44,7 41,8 39,7 36,6 33,9 34,7 33,7 
Einfacher Diebstahl 22,0 20,4 19,7 16,8 12,9 13,3 11,7 10,4 13,8 15,0 
Schwerer Diebstahl 30,4 28,0 26,8 24,6 22,9 21,0 19,2 17,0 18,2 17,8 
Betrug 36,4 35,0 33,8 32,9 30,0 25,2 22,1 18,6 21,9 23,9 
Unterschlagung 42,2 41,4 38,7 36,4 33,0 32,5 30,3 27,9 31,4 -
Urkundenfälschung 22,8 17,8 13,7 8,2 10,2 9,2 9,0 6,9 8,3 8,2 
Erpressung 35,8 37,9 36,6 35,6 31,6 30,1 32,6 27,4 26,8 26,6 
Landfriedensbruch 15,3 42,2 16,9 34,4 32,1 40,8 23,0 23,0 16,8 30,6 
Hehlerei 47,1 46,8 43,6 39,7 38,4 36,1 32,6 28,7 31,4 29,9 
Beleidigung 54,3 53,2 50,5 49,1 48,6 46,8 44,9 40,3 39,9 39,5 
Glücksspiel 72,3 60,6 63,9 63,4 57,9 49,8 52,2 49,3 45,0 50,8 
Sachbeschädigung 32,6 30,5 29,7 30,3 28,6 28,5 28,0 26,7 26,7 26,1 
Straftaten gegen 
Aus!G u. Asy!VfG 5,2 5,4 5,0 4,1 3,5 2,5 2,1 1,9 2,2 2,4 
Rauschgiftdelikte 25,1 25,8 27,2 28,7 29,8 31,5 29,9 26,0 24,6 24,7 
Straftaten insg. 28,3 27,6 25,7 22,6 20,6 20,5 18,0 15,6 17,9 18,7 

Quellen: PKS 1986-1994, Tab. 61 sowie die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die alten 
Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin, die dem Verfasser als Computerausdruck vorliegt. 

541 Zum Ganzen vgl. Tab. 34. 
542 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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bb) Asylbewerber 

Die Asylbewerber wiesen durchweg hohe Tatverdächtigenanteile an Straf-
taten gegen das AuslG und das AsylVfG sowie in noch größerem Maße an 
Urkundsdelikten auf543. Dieser Umstand beruht zweifellos darauf, daß 
sich die Vorschriften der §§ 84, 84a, 85 AsylVfG auf Verstöße im Rahmen 
des Asylverfahrens, z.B. auf Verstöße gegen die Pflichten und Obliegenhei-
ten der Asylbewerber, beziehen544. So stellten die Asylbewerber 1993 
92,4% der Tatverdächtigen von Straftaten gegen das AsylVfG545. 

Tabelle 35: Tatverdächtigenanteile der Asylbewerber bei ausgewählten De-
liktsarten546 

Anteil der Asylbewerber an den nichtdeutschen Tatverdächtigen in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 11,9 16,8 16,7 18,8 19,7 21,4 29,2 35,8 29,6 24,2 
Vergewaltigung 15,0 13,7 15,3 17,7 20,0 27,0 29,6 34,2 26,7 22,3 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 8,7 10,2 9,5 11,5 11,9 13,2 16,3 19,2 18,9 16,3 
Raub 14,6 18,2 16,0 16,6 17,0 19,5 24,6 30,4 20,3 15,1 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 7,2 8,7 8,7 10,0 11,8 13,7 17,3 20,0 17,1 15,4 
Gefährt. u. schwere 
Körperverletzung 11,4 14,1 12,8 14,2 14,6 17,0 21,6 25,5 20,9 19,5 
Einfacher Diebstahl 17,8 21,3 20,8 24,0 26,5 32,9 43,2 40,2 31,5 24,2 
Schwerer Diebstahl 7,8 9,8 11,9 14,8 18,5 21,8 32,2 37,4 23,7 19,6 
Betrug 14,8 14,2 15,0 16,7 21,5 27,0 33,2 40,2 29,6 23,2 
Unterschlagung 5,4 6,9 9,8 13,4 16,5 15,1 20,5 24,0 15,4 -
Urkundenfälschung 31,2 33,8 45,8 63,9 50,4 47,6 48,3 53,4 37,8 33,2 
Erpressung 4,5 7,8 9,4 9,2 11,1 10,6 13,7 13,4 15,3 13,8 
Landfriedensbruch 36,0 14,9 7,0 11,8 4,7 11,9 34,0 40,3 44,7 22,5 
Hehlerei 6,3 8,1 9,9 13,8 13,2 15,9 21,9 27,4 19,1 16,0 
Beleidigung 4,9 7,0 6,0 7,9 8,3 9,4 11,2 14,3 12,0 11,7 
Glücksspiel 1,6 2,7 2,1 2,6 3,8 6,9 5,5 8,1 8,4 4,9 
Sachbeschädigung 9,2 10,6 10,1 10,6 12,2 13,7 18,3 22,3 16,7 15,4 
Straftaten gegen 
Aus!G u. Asy!VfG 26,5 31,2 30,0 29,5 30,9 39,0 44,9 38,8 28,1 21,9 
Rauschgiftdelikte 8,2 11,1 14,3 15,4 15,1 15,8 18,0 24,3 22,5 19,9 
Straftaten insg. 15,5 17,1 18,4 22,1 22,6 26,7 33,9 37,1 25,3 20,3 

Quellen: PKS 1986--1994, Tab. 61 sowie die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die alten 
Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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Aufgrund steigender Asylbewerberzahlen sind die Anteile an den nicht-
deutschen Tatverdächtigen bei allen Deliktsbereichen bis 1993 kontinuier-
lich angestiegen. Im Jahre 1994 war dann im Zuge des Rückgangs der 
Asylbewerberzahlen auch ein Rückgang der Tatverdächtigenanteile an na-
hezu allen Straftatengruppen (mit Ausnahme von Erpressung, Landfrie-
densbruch und illegalem Glücksspiel) zu verzeichnen. 

Die Asylbewerber wurden vor allem bei Diebstahl und Betrug beson-
ders auffällig. Beachtlich ist ferner die Steigerung des Tatverdächtigen-
anteils bei verschiedenen Gewaltdelikten, insbesondere bei den vorsätzli-
chen Straftaten gegen das Leben, bei Vergewaltigung, Raub sowie ge-
fährlicher und schwerer Körperverletzung547. Anfang der neunziger Jahre 
erhöhte sich der Tatverdächtigenanteil an Hehlerei und an Rauschgiftde-
likten. Die Beteiligung an Landfriedensbruch war vor allem in den Be-
richtsjahren 1992 bis 1994 sehr hoch. 

Weniger auffällig waren die Asylbewerber hingegen bei den leichteren 
Gewaltdelikten sowie bei Unterschlagung, Sachbeschädigung, Beleidigung 
und illegalem Glücksspie}548. 

cc) Illegale 

Hohe Tatverdächtigenanteile wiesen die Illegalen lediglich bei Straftaten 
gegen das AuslG und das AsylVfG sowie den Urkundsdelikten auf. Bei an-
deren Deliktsarten trat diese Gruppe nur am Rande in Erscheinung549. 

543 Vgl. Tab. 35. 
544 S.o. 2. Kapitel, 1. 3. k). 
545 Vgl. PKS 1993, Tab. 61. 
546 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
547 Natürlich werden Asylbewerber, gemessen am Anteil der Straftatengruppen in%, 

nur zu einem geringen Teil wegen schwerer Gewaltdelikte erfaßt. Dies entspricht 
dem allgemeinen Bild der in der PKS registrierten Kriminalität, wonach Gewalt-
delikte im Verhältnis zu Massen- bzw. Bagatelldelikten wie dem einfachen Dieb-
stahl oder der Sachbeschädigung erheblich geringfügiger auftreten. Insofern ist es 
korrekt, wenn GEISSLER 1995a, 33/. feststellt, bei der Kriminalität der Asylbewer-
ber handle es sich „hauptsächlich um Bagatellkriminalität". Maßgeblich ist je-
doch, daß die Asylbewerber im Vergleich zu anderen Ausländergruppen mittler-
weile relativ stark an Gewaltdelikten und auch am schweren Diebstahl beteiligt 
sind. 

548 Vgl. Tab. 35. 
549 Siehe dazu Tab. 36. 
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Tabelle 36: Tatverdächtigenanteile der Illegalen bei ausgewählten Delikts-
arten55o 

Anteil der Illegalen an den nichtdeutschen Tatverdächtigen in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 3,6 1,9 1,5 2,4 3,5 6,4 4,4 4,1 4,9 4,8 
Vergewaltigung 1,4 1,8 1,7 1,3 1,8 2,4 2,4 2,4 2,9 2,9 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 1,1 1,2 1,1 1,2 1,0 1,3 1,6 1,3 1,2 1,4 
Raub 1,9 1,9 2,3 1,5 2,0 2,0 1,8 2,0 2,8 3,6 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 0,6 1,1 0,8 0,7 0,7 0,8 1,0 0,9 1,0 1,1 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 0,7 0,9 0,9 0,8 0,7 1,0 0,9 0,9 1,0 1,1 
Einfacher Diebstahl 1,1 0,9 1,1 1,1 1,3 1,5 1,6 1,6 2,3 2,7 
Schwerer Diebstahl 2,2 2,0 2,0 1,8 2,4 2,4 2,3 2,8 4,5 6,8 
Betrug 1,6 1,6 1,8 1,8 2,4 2,8 3,6 3,8 3,6 3,7 
Unterschlagung 1,5 1,3 1,9 1,5 1,8 2,0 1,8 1,9 2,1 -
Urkundenfälschung 12,6 11,3 9,7 7,1 11,9 16,2 14,9 14,2 19,9 24,2 
Erpressung 3,8 2,1 1,4 1,3 1,2 2,6 1,4 0,0 1,5 1,5 
Landfriedensbruch 1,1 0,0 0,0 0,4 0,4 0,6 0,5 0,8 0,3 0,4 
Hehlerei 0,9 0,7 1,4 1,4 1,8 1,5 1,7 2,0 2,6 2,3 
Beleidigung 0,4 0,7 0,8 0,7 0,6 0,8 0,7 0,8 0,9 0,8 
Glücksspiel 0,5 0,5 1,2 0,5 0,8 1,1 1,5 0,8 2,7 1,1 
Sachbeschädigung 0,9 0,7 0,8 0,7 0,9 1,0 1,2 1,2 1,6 1,8 
Straftaten gegen 
AuslG u. AsylVfG 55,7 48,7 47,2 50,7 52,9 47,6 44,6 51,2 57,8 61,5 
Rauschgiftdelikte 1,7 1,5 1,8 1,5 1,7 1,8 2,2 2,4 2,5 2,5 
Straftaten insg. 13,5 10,4 11,0 12,9 12,4 10,7 11,5 14,5 17,0 18,4 

Quelle: PKS 1986-1994, Tab. 61 sowie die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die alten 
Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 

Somit relativieren sich die in Tab. 33 dargestellten Tatverdächtigenzahlen 
der Illegalen, die im Lauf der Jahre immens zugenommen haben, wenn 
man die Qualität der mutmaßlich verübten Straftaten berücksichtigt. Im 
Jahre 1993 wurden z.B. 92% der Illegalen lediglich wegen einer Straftat 
gegen das AuslG und das AsylVfG registriert. Nur ca. 0,6% der Illegalen 
wurden hingegen in diesem Jahr wegen Mord, Totschlag, Raub und wegen 
gefährlicher oder schwerer Körperverletzung erfaßtss1. 

550 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
551 Errechnet aus PKS 1993, Tab. 61. 
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Somit besteht die registrierte Kriminalität der Illegalen weitgehend aus 
ausländerspezifischen Sonderdelikten, die sich vor allem gegen den uner-
laubten Aufenthalt von Ausländern und gegen Verstöße bei asylverfah-
rensrechtlichen Bestimmungen richtenss2. 

dd) Touristen/Durchreisende 

Tabelle 37: Tatverdächtigenanteile der nichtdeutschen Touristen/Durchrei-
senden bei ausgewählten Deliktsarten553 

Anteil der Touristen/ Durchreisenden an den nichtdeutschen Tatverdächtigen in o/, 

Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 3,3 1,9 2,8 4,2 2,8 4,9 3,1 4,6 2,3 4,2 
Vergewaltigung 2,0 2,3 3,1 2,3 3,5 3,4 4,3 2,9 2,9 2,7 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 2,0 2,8 2,3 2,3 2,6 2,7 2,5 2,1 1,8 1,7 
Raub 4,2 4,2 5,0 6,2 7,1 6,7 6,2 4,9 4,6 4,3 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 1,7 1,9 1,9 2,0 0,4 2,2 2,0 1,8 1,8 1,8 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 1,8 2,0 2,1 2,2 2,2 2,0 2,1 1,7 1,8 1,6 
Einfacher Diebstahl 11,3 11,1 12,7 16,5 23,6 18,2 14,6 11,3 14,9 15,3 
Schwerer Diebstahl 4,4 4,7 5,0 6,6 9,4 10,l 8,9 8,6 10,8 11,3 
Betrug 4,7 5,0 5,0 5,5 7,1 6,7 6,1 5,6 5,9 5,5 
Unterschlagung 3,8 3,9 4,0 4,4 4,9 5,7 4,9 5,3 5,3 -
Urkundenfälschung 7,9 10,8 8,7 6,2 9,0 9,0 9,9 8,3 9,7 7,8 
Erpressung 2,3 1,6 2,8 2,7 3,3 2,1 3,9 2,5 2,7 1,6 
Landfriedensbruch 1,5 8,4 19,8 5,7 3,3 0,6 4,8 1,8 1,4 2,2 
Hehlerei 1,7 1,6 2,9 3,7 3,6 4,7 5,4 6,8 7,2 8,2 
Beleidigung 2,3 2,1 2,4 2,1 2,5 2,3 2,2 2,0 1,8 1,9 
Glücksspiel 2,5 1,7 3,8 3,1 3,1 4,9 4,6 1,1 0,8 2,0 
Sachbeschädigung 2,7 3,1 2,9 3,3 3,3 3,3 3,4 3,6 3,6 3,7 
Straftaten gegen 
AuslG u. AsylVfG 4,0 5,3 8,2 7,4 4,2 3,1 2,6 2,2 2,7 3,1 
Rauschgiftdelikte 21,3 21,4 19,4 14,0 13,0 11,0 8,5 7,3 6,6 7,5 
Straftaten insg. 7,1 7,6 8,7 9,4 12,5 10,3 8,8 7,3 8,0 7,9 

Quelle: PKS 1986--1994, Tab. 61 sowie die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die alten 
Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin, die dem Verfasser als Computerausdruck vorliegt. 

552 Siehe oben 2. Kapitel, II. 3. k) 
553 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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Die nichtdeutschen Touristen/ Durchreisenden wiesen vor allem bei 
den Diebstahlsdelikten, insbesondere beim Diebstahl ohne erschwerende 
Umstände, relativ hohe Tatverdächtigenanteile auf. 

In den Jahren 1993 bis 1995 war außerdem eine bedeutende Erhöhung 
der Anteile bei den Hehlereitatbeständen zu verzeichnen. Zudem waren die 
Tatverdächtigen dieser Gruppe relativ häufig an Rauschgiftdelikten betei-
ligt, allerdings seit Anfang der neunziger Jahre mit abnehmender Ten-
denz554. 

Bei Gewaltstraftaten stellten die Touristen/ Durchreisenden, gemessen 
an ihrem Anteil an den nichtdeutschen Tatverdächtigen insgesamt, nur we-
nige Tatverdächtige. Herausragend waren hierbei am ehesten die Raubde-
likte. 

Die Beteiligung an Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG war 
vergleichsweise niedrig, während die Beteiligung an Urkundenfälschungen 
durchweg etwas höher lagsss. 

ee) Schüler/Studenten 

Den höchsten Tatverdächtigenanteil erreichen die nichtdeutschen Schü-
ler/ Studenten bei den Raubstraftaten, bei denen es sich um typische Ju-
genddelikte handeltss6. 

Zu beobachten ist ferner eine auffallend hohe Beteiligung der Schüler 
und Studenten an Diebstahls- und Sachbeschädigungsdelikten sowie an 
der Erpressung. 

Ansonsten blieb der Anteil dieser Gruppe an den nichtdeutschen Tat-
verdächtigen eher gering557• Der sehr niedrige Anteil an ausländerspezi-
fischen Straftaten ist darauf zurückzuführen, daß es sich hierbei um Schü-
ler bzw. Studenten handelt, die eine Schule, Fachhochschule oder 
Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland besuchen. Bei dieser 
Gruppe dürften also eher selten Verstöße gegen das AuslG und das 
AsylVfG vorkommen. 

554 Vgl. Tab. 37. 
555 Siehe Tab. 37. 
556 Dazu KREUZER 1993, 183. 
557 Zum Ganzen vgl. Tab. 38. 
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Tabelle 38: Tatverdächtigenanteile der nichtdeutschen Schüler/ Studenten 
bei ausgewählten Deliktsarten558 

Anteil der Schüler/ Studenten an den nichtdeutschen Tatverdächtigen in 'X 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 3,6 4,9 4,8 3,5 3,5 3,1 2,2 3,4 3,5 4,8 
Vergewaltigung 7,5 7,6 7,7 5,3 6,0 5,3 5,7 4,2 3,8 5,9 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 6,4 5,3 5,6 6,1 6,1 6,9 5,6 5,7 5,7 6,7 
Raub 21,4 19,9 21,6 21,3 24,5 22,8 18,7 15,9 21,1 24,9 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 8,9 8,4 8,8 9,1 8,9 9,1 8,7 8,8 9,1 10,0 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 10,4 9,8 10,3 11,4 12,6 12,8 12,9 11,9 13,1 14,2 
Einfacher Diebstahl 24,1 22,5 21,0 19,2 15,3 14,2 10,9 8,7 13,0 15,5 
Schwerer Diebstahl 27,6 26,0 24,4 24,0 21,4 18,9 14,4 11,3 13,7 14,3 
Betrug 8,1 7,9 8,0 7,8 7,4 6,5 4,8 3,8 4,5 5,2 
Unterschlagung 7,7 7,4 7,7 7,5 6,5 5,4 5,9 4,6 5,0 -
Urkundenfälschung 3,6 3,1 2,5 1,7 2,3 1,8 1,7 1,2 1,4 1,5 
Erpressung 20,3 22,0 19,0 22,0 19,4 23,3 18,5 16,4 16,6 18,7 
Landfriedensbruch 13,0 10,4 22,7 8,0 12,0 19,8 15,3 10,8 6,0 11,2 
Hehlerei 13,6 13,8 12,5 12,4 13,9 11,8 9,4 7,2 7,2 7,9 
Beleidigung 7,5 6,2 6,8 6,6 6,7 7,1 7,2 6,8 6,9 6,9 
Glücksspiel 0,6 0,6 0,7 0,5 0,3 0,4 0,4 0,9 0,2 0,3 
Sachbeschädigung 19,2 19,7 19,8 19,2 20,8 18,9 17,2 15,9 18,4 20,0 
Straftaten gegen 
AuslG u. Asy!VfG 1,4 1,1 1,1 0,8 0,7 0,4 0,3 0,2 0,1 0,2 
Rauschgiftdelikte 3,8 3,5 3,5 3,9 4,5 4,6 4,4 3,9 4,1 4,7 
Straftaten insg. 12,0 11,9 11,0 10,0 9,6 9,2 7,3 5,8 7,1 8,0 

Quellen: PKS 1986--1994, Tab. 61 sowie die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die alten 
Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin, die dem Verfasser als Computerausdruck vorliegt. 

ff) Sonstige 

Die Gruppe der Sonstigen ist sehr heterogen zusammengesetzt. So werden 
ganz verschiedenartige Gruppen, wie z.B. geduldete Kriegsflüchtlinge oder 
geduldete, abgelehnte Asylbewerber, Arbeitslose, Kinder und haushalts-
führende Nichterwerbstätige unter diesem Begriff zusammengefaßt559. Aus 

558 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
559 Dazu eingehend unten 2. Kapitel, III. 8. a) bb). 
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diesem Grunde kann die Kategorie „Sonstige" nur eine eingeschränkte 
Aussagekraft erlangen 560. 

Bemerkenswert erscheinen die im Verhältnis zur Tatverdächtigenbela-
stung insgesamt recht hohen Anteile an Rauschgift- sowie an Gewaltdelik-
ten wie Raub oder Körperverletzung. Die Sonstigen wiesen darüber hinaus 
an fast allen übrigen Deliktsarten hohe Tatverdächtigenanteile auf561 . 

Tabelle 39: Tatverdächtigenanteile der nichtdeutschen Sonstigen bei aus-
gewählten Deliktsarten562 

Anteil der Sonstigen an den nichtdeutschen Tatverdächtigen in% 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 18,7 23,0 25,3 21,2 24,8 23,6 23,6 23,6 28,3 32,2 
Vergewaltigung 13,3 14,5 17,2 15,6 17,8 18,0 18,0 21,l 25,7 25,6 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 20,0 20,5 22,7 23,4 24,2 24,6 25,8 27,4 30,0 31,4 
Raub 23,1 22,3 23,1 23,8 24,3 25,1 25,4 27,0 30,2 32,9 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 18,0 18,6 20,9 21,0 21,6 22,1 23,5 25,0 27,7 28,7 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 16,7 16,6 19,2 19,2 20,4 21,3 20,8 22,2 24,7 26,8 
Einfacher Diebstahl 20,4 20,5 21,3 19,7 18,4 18,0 16,8 16,7 23,5 26,3 
Schwerer Diebstahl 23,1 25,3 26,1 24,2 22,0 23,1 21,1 21,6 27,6 28,9 
Betrug 24,9 26,7 27,8 27,3 25,2 26,3 25,6 24,2 30,0 33,3 
Unterschlagung 26,3 27,1 27,7 27,6 29,l 30,7 29,4 29,1 33,l -
Urkundenfälschung 19,9 20,8 18,1 11,8 14,8 14,8 14,8 14,9 21,0 23,3 
Erpressung 27,7 22,6 26,2 25,5 28,7 27,3 25,5 33,1 33,2 34,5 
Landfriedensbruch 28,0 20,1 20,9 38,2 36,1 24,4 20,9 22,8 30,6 32,2 
Hehlerei 20,2 19,5 20,6 19,9 21,8 22,0 22,6 22,6 26,7 29,6 
Beleidigung 22,6 22,6 25,7 26,3 25,6 27,3 28,2 30,9 33,6 34,5 
Glücksspiel 9,5 12,7 15,2 16,7 23,6 22,5 22,5 28,7 30,l 29,3 
Sachbeschädigung 17,1 17,3 19,2 20,7 20,7 22,7 23,5 24,5 28,1 29,3 
Straftaten gegen 
Aus!G u. Asy!VfG 6,0 6,7 6,9 6,1 6,5 5,8 4,6 4,9 7,9 9,4 
Rauschgiftdelikte 24,8 26,7 26,5 29,7 30,6 30,6 33,8 33,9 37,5 39,2 
Straftaten insg. 16,7 18,5 18,9 17,6 17,7 18,4 17,3 17,2 21,7 29,2 

Quellen: PKS 1986-1994, Tab. 61 sowie die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die alten 
Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin, die dem Verfasser als Computerausdruck vorliegt. 

560 So auch STEFFEN u.A. 1992, 44. 
561 Vgl. Tab. 39. 
562 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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b) Zusammenfassung 

Lediglich die Tatverdächtigenzahl der Ausländergruppe „Stationierungs-
streitkräfte und Angehörige" ist im Untersuchungszeitraum gesunken. 
Relativ geringe Steigerungsraten verzeichneten die Arbeitnehmer, die Stu-
denten/ Schüler und die Gewerbetreibenden, deren Anteile an den nicht-
deutschen Tatverdächtigen infolgedessen zum Teil erheblich zurückgegan-
gen sind. Besonders auffällig war der kontinuierliche Anstieg der 
Tatverdächtigenzahlen der Gruppe der Sonstigen, der von 1986 bis 1995 
etwa 196% ausmachte. Damit bildeten die Sonstigen 1995 erstmals die 
größte Teilgruppe unter den nichtdeutschen Tatverdächtigen. Auch die Tat-
verdächtigenzahlen der Illegalen und (bis 1992) der Touristen/Durchrei-
senden nahmen im Untersuchungszeitraum deutlich zu. Dagegen ging die 
Zahl der tatverdächtigen Asylbewerber, die zunächst von 1986 bis 1993 um 
882% gestiegen war, in den Berichtsjahren 1994 und 1995 erheblich zurück. 

Der besonders starke Anstieg der Tatverdächtigenzahlen und auch -an-
teile von Ausländergruppen, die nicht in der Bundesrepublik gemeldet (Il-
legale, Touristen/Durchreisende) oder neu zugewandert sind (Asylbewer-
ber) läßt sich zunächst als Wechsel von der „Gastarbeiterkriminalität" 
früherer Jahre zu einer neuen Form der „Zuwandererkriminalität" inter-
pretieren563, die angesichts der geöffneten Grenzen nach Osteuropa be-
drohliche Ausmaße anzunehmen scheint. Betrachtet man jedoch die Tat-
verdächtigenanteile der verschiedenen Ausländergruppen an ausgewählten 
Deliktsarten, so ist feststellbar, daß die „Zuwanderergruppen", insbeson-
dere die Illegalen und Touristen/ Durchreisenden, eher wegen weniger 
schwerer Delikte wie Diebstahl ohne erschwerende Umstände oder Straf-
taten gegen das AuslG und das AsylVfG registriert werden. Am problema-
tischsten stellen sich die Asylbewerber dar, die neben hohen Tatverdächti-
genanteilen an Bagatelldelikten zuletzt auch beachtliche Anteile an 
Gewaltstraftaten aufwiesen. 

Dagegen werden die ausländischen Arbeitnehmer weniger bei Eigen-
tums- und Vermögensdelikten, sondern eher bei Gewaltdelikten in hohem 
Maße auffällig. Die Studenten/Schüler sind, gemessen an ihrem Tatver-
dächtigenanteil insgesamt, ebenfalls an Gewaltstraftaten wie Raub oder 
gefährlicher und schwerer Körperverletzung, aber auch an schwerem Dieb-

563 Zum Begriff vgl. STEFFEN U.A. 1992, 184/. 
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stahl überproportional beteiligt. Die von diesen Gruppen mutmaßlich ver-
übten Straftaten sind daher tendenziell schwerwiegender als die der Zu-
wanderergruppen. 

Dies trifft in gleicher Weise für die Gruppe der Sonstigen zu, die an fast 
allen Deliktsarten, insbesondere aber an Rauschgift- und Gewaltdelikten 
recht hohe Tatverdächtigenanteile aufwies und 1995 die größte Teilgruppe 
der nichtdeutschen Tatverdächtigen stellte. Problematisch ist jedoch, daß 
die Gruppe der Sonstigen relativ heterogen zusammengesetzt ist und ganz 
verschiedenartige Bevölkerungsgruppen umfaßt. 

6. Organisierte Kriminalität 

Bereits seit mehreren Jahrzehnten ist die Organisierte Kriminalität (OK) 
zu einem beherrschenden Thema von Kriminalpolitik und Kriminologie 
gewordens64. Seit Ende der achtziger Jahre ist zunehmend die Beteiligung 
der Ausländer am organisierten Verbrechen in der Bundesrepublik 
Deutschland ins Blickfeld der Öffentlichkeit und der kriminologischen 
Forschung geraten565, 

Den Medien läßt sich entnehmen, daß in den letzten Jahren offenbar 
neuartige Erscheinungsformen des organisierten Verbrechens in Deutsch-
land aufgetreten sind, die größtenteils ausländischen Tätergruppen zuge-
schrieben werden, sei es der „Russen-Mafia", der „China-Connection" 
oder etwa der vietnamesischen „Zigarettenmafia"566. KERNER faßt die ge-
genwärtige Berichterstattung folgendermaßen zusammen: ,,Es bleibt der 
Eindruck, daß komplexe und übergreifend geplante Straftaten, die von Tä-
tergruppen oder Vereinigungen mit hoher Erfolgsrate begangen werden, 
spätestens seit dem Zusammenbruch des Ostblocks und seit dem damit 
noch einmal beschleunigten zusammenwachsen der Welt an Quantität 
und Qualität zugenommen haben. Es bleibt der weitere Eindruck, daß der 
Grad der Internationalisierung um Größenordnungen gestiegen ist"567. 

564 Vgl. KüRZINGER 1996, 309. 
565 Vgl. z.B. ßOGE 1989, 101//.; JESCHKE 1989, 145//.; SKUPINSKI 1992, 186/f.; ZA-

CHERT 1993, 130/f.; BROMM 1996, 50/f.; WITTICH 1996, 106//.; SCHWIND 1996a, 
423. 

566 Vgl. nur die Aufzählung bei KERNER 1995, 40. 
567 KERNER 1995, 41. 
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Nach Expertenmeinung werden Straftaten des organisierten Verbre-
chens oft von international operierenden Banden bzw. Organisationen be-
trieben568. Im Jahre 1995 waren z.B. über zwei Drittel der vom BKA ana-
lysierten OK-Ermittlungsverfahren durch eine internationale Tatbegehung 
gekennzeichnet. Dabei wurden in 63,4% der Verfahren heterogene Täter-
strukturen festgestellt, d.h. es lag ein Zusammenwirken von Tatverdächti-
gen unterschiedlicher Nationalität vor569. Demgemäß erscheint es nahelie-
gend, daß auch eine große Anzahl ausländischer Straftäter im Bereich der 
Organisierten Kriminalität in Deutschland tätig ist570. Informationen über 
Art und Ausmaß derartiger Organisationen zu erlangen, bereitet jedoch 
erhebliche Schwierigkeiten. So ist das organisierte Verbrechen bemüht, jeg-
liche Transparenz zu vermeiden und seine Mitglieder durch rigide Sankti-
onsandrohungen von Aussagen gegenüber den Strafverfolgungsorganen 
abzuhalten 571 . 

a) Definition des Begriffs „Organisierte Kriminalität" 

Aufgrund der Vielfalt und Besonderheit der Erscheinungsformen der „Or-
ganisierten Kriminalität" ist es zudem kaum möglich, deren Phänomene 
begriffiich oder gar empirisch zu erfassen572. Bisher existiert auch noch 
keine allgemein gültige Legaldefinition, so daß die Zuordnung von Straf-
taten zum Bereich des organisierten Verbrechens nur aufgrund kriminali-
stisch-kriminologischer Betrachtungen erfolgen kann. 

Häufig wird dabei auf die derzeit gültige Arbeitsdefinition der „Ge-
meinsamen Arbeitsgruppe Justiz/Polizei" zurückgegriffen573. Danach ist 
Organisierte Kriminalität „die von Gewinn- und Machtstreben bestimmte 
planmäßige Begehung von Straftaten, die einzeln oder in ihrer Gesamtheit 

568 Vgl. dazu die Befragungsergebnisse von DöRMANN U.A. 1990, 29/f. sowie LAGE-
BILD OK 1994, 9; 1995,7. 

569 Vgl. zum Ganzen LAGEBILD OK 1995, 6f. 
570 Vgl. B0GE 1989, 101 und DöRMANN U.A. 1990, 38/f. 
571 Vgl. EISENBERG 1995, 1152. 
572 KAISER 1996, 409. Dazu LAGEBILD OK 1995, 5, woraus hervorgeht, daß 1995 in 

57,1 % der Verfahren deliktsübergreifende Verhaltensweisen vorlagen und OK-
Tatverdächtige in fast allen Kriminalitätsbereichen tätig waren. 

573 Dazu SCHUSTER/SEITZER 1994, 8. 
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von erheblicher Bedeutung sind, wenn mehr als zwei Beteiligte auf längere 
oder unbestimmte Dauer arbeitsteilig 
a) unter Verwendung gewerblicher oder geschäftsähnlicher Strukturen, 
b) unter Anwendung von Gewalt oder anderer zur Einschüchterung ge-

eigneter Mittel oder 
c) unter Einflußnahme auf Politik, Medien, öffentliche Verwaltung, Ju-

stiz oder Wirtschaft 
zusammenwirken "574. 

Die Zuordnung von Straftaten zur OK soll dabei durch die folgende In-
dikatorenliste erleichtert werden: 
• präzise Tatplanung, -vorbereitung und -ausführung 
• Beuteverwertung 
• Geldwäschehandlungen 
• konspiratives Täterverhalten (Abschottung, Tarnnamen) 
• Gruppenstrukturen (hierarchischer Aufbau, interne Sanktionen) 
• Hilfe für Gruppenmitglieder 
• Korrumpierung 
• Monopolbildung 
• Öffentlichkeitsarbeit575_ 

Nach Expertenmeinung gelten als besonders OK-relevante Kriminali-
tätsbereiche: 
• Rauschgifthandel- und schmuggel 
• KtZ-Diebstahl und Verschiebung 
• Waffenhandel 
• Wirtschaftskriminalität 
• Geld-, Dokumenten- und Scheckfälschung 
• illegale Einschleusung und Arbeitsvermittlung von Ausländern 
• Computerkriminalität 
• illegale Müllverschiebung und illegaler Technologietransfer 
• verbotenes Glücksspiel, Falschspiel 
• Kriminalität in Verbindung mit dem Nachtleben, z.B. Zuhälterei 
• (Schutzgeld-) Erpressung 
• Korrumpierung, Bestechung576_ 

574 Zitiert nach SIELAFF 1994, 18. 
575 Zitiert nach SCHUSTERISEITZER 1994, 8. Dazu näher SIELAFF 1994, 18/. 
576 Vgl. dazu SIELAFF 1994, 18; KAISER 1996, 415; KüRZINGER 1996, 311. Siehe dazu 

auch das LAGEBILD OK 1994, 2. 
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b) Erkenntnisse der Lagebilder Organisierte Kriminalität 

Die deutsche Arbeitsdefinition der OK dient als Grundlage zur Erstellung 
der vom BKA herausgegebenen „Lagebilder Organisierte Kriminalität"S77. 
Jedoch bleibt fraglich, welchen Aussagewert die vom Bundeskriminalamt 
erhobenen Lagebilder haben, denn es werden hierbei lediglich Hellfeld-
erkenntnisse ausgewertet, die aufgrund der auf Geheimhaltung bedachten 
OK-Strukturen nur einen geringen Teil der Straftaten wiedergeben kön-
nens1s. Tatsächlich werden Delikte im Bereich des organisierten Verbre-
chens nur selten dank privater Strafanzeigen aufgedeckt. Im Jahre 1995 er-
folgte z.B. die Einleitung von Ermittlungen in OK-Verfahren in 59% der 
Fälle aufgrund polizeilicher Erkenntnisse bzw. aktiver Informations-
beschaffungs79. Der Erkenntnisgewinn hängt daher vor allem von der Er-
mittlungsintensität der Strafverfolgungsbehörden absso. Zudem bleibt den 
Strafverfolgungsbehörden angesichts der relativ weit gefaßten Definition 
ein großer Ermessensspielraum bei der Beurteilung, welche Ermittlungs-
verfahren als OK-relevant einzustufen sind581 . Die Polizei prägt mit ihrem 
selektiven Verhalten also das Lagebild OK ganz entscheidend mit582. Die 
Lagebilder können folglich nur als Anhaltspunkte für die Entwicklung des 
organisierten Verbrechens in Deutschland dienenss3. 

Von 1991 bis 1995 wurden hiernach insgesamt 2. 355 OK-Ermittlungs-
verfahren bearbeitet und 40. 563 Tatverdächtige ermittelt584. In diesem 
Zeitraum wurde ein bekanntgewordener materieller Schaden von annä-
hernd 10,5 Milliarden DM verursacht. Die Gewinne werden auf über 4,1 
Milliarden DM geschätzt. Die ermittelten Tatverdächtigen agierten zu-
meist in mehreren Kriminalitätsbereichen, wobei zunehmend ein Anstieg 
der erfaßten Gewaltdelikte zu verzeichnen ist585. 

577 Die LAGEBILDER werden seit 1991 jährlich erstellt und gelten für Gesamt-Deutsch-
land, vgl. BOERS 1995, 38. 

578 Zu den Schwächen bei der Datenerhebung siehe BRUNS 1996, 698/. 
579 LAGEBILD OK 1995, 9. 
580 BüERS 1995, 39. 
581 Siehe hierzu die Kritik von KERNER 1995, 42. 
582 BRUNS 1996, 699. 
583 Vgl. hierzu KAISER 1996, 416/.; SCHUSTERISEITZER 1994, 9. 
584 LAGEBILD OK 1995, 10. 
585 Vgl. LAGEBILDOK 1994, 7/f.; 1995, 12. 
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Etwa zwei Drittel der zwischen 1993 und 1995 ausgewerteten Ermitt-
lungsverfahren waren durch eine internationale Tatbegehung gekennzeich-
net586. Aus dem Jahre 1995 liegen z.B. in 105 Verfahren Angaben über 
Verbindungen zu ausländischen Täterorganisationen vor. Es wurden Ver-
bindungen zur Camorra und sizilianischen Mafia, zur N'drangheta, zu 
russischen Organisationen sowie zur kurdischen Arbeiterpartei PKK fest-
gestellt587. 

Der Anteil der ausländischen Tatverdächtigen hat sich von 1991 bis 
1995 kontinuierlich erhöht und betrug zuletzt 63,6%588, Im Jahre 1995 
stellten die Türken mit einem Anteil von über 14% an allen ermittelten 
Tatverdächtigen die größte Nationalitätengruppe unter den nichtdeut-
schen Tatverdächtigen, danach folgten die Jugoslawen mit 7,5% sowie die 
Italiener mit 5,7%589. Der Anteil der Tatverdächtigen aus Osteuropa590 
stieg von 1993 bis 1995 von 10,6% über 12,8% bis auf 14% an allen Tat-
verdächtigen591. 

Tabelle 40: Beteiligung der Nichtdeutschen an Straftaten in OK-Ermitt-
lungsverfahren 1991 bis 1995 in Deutschland592 

1991 1992 1993 1994 1995 
Verfahrenl93 369 641 776 789 787 
Delikte 104. 938 60.654 42.246 97. 877 52.181 
Tatverdächtige 5. 149 8.352 9.884 9.256 7.922 
davon 
Nichtdeutsche In % 50,6 51,0 54,5 58,7 63,6 

Quellen: WERTHEBACH/DROSTE·LEHNEN 1994, 58/.; LAGEBILDER OK Bundesrepublik Deutschland 
1993-1995. 

586 LAGEBILD OK 1994- Ergebnisse; 1995-Ergebnisse. 
587 Vgl. LAGEBILD OK 1995, 6f. 
588 Vgl. Tab. 40. 
589 LAGEBILD OK 1994- Ergebnisse. 
590 Albanien, Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Moldau, Polen, Rumänien, Slo-

wakische Republik, Rußland, Tschechische Republik, Ungarn, Ukraine und 
Weißrußland. 

591 LAGEBILD OK 1995, 13. 
592 Angaben für Gesamt-Deutschland. 
593 Erstmeldungen, einschließlich fortgeschriebene, d.h. noch nicht abgeschlossene 

Verfahren. 
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c) Zusammenfassung 

Die Angaben verdeutlichen, daß Anfang der neunziger Jahre Formen des 
organisierten Verbrechens in der Bundesrepublik Deutschland existieren, 
die durchaus als „ernstzunehmendes Kriminalitätsphänomen"s94 bezeich-
net werden können. Ferner wird deutlich, daß zunehmend nichtdeutsche 
Tätergruppierungen an diesem Kriminalitätsbereich teilnehmen. So stell-
ten die nichtdeutschen Tatverdächtigen in den letzten Jahren jeweils über 
die Hälfte, 1995 sogar fast zwei Drittel aller Tatverdächtigen in OK-rele-
vanten Ermittlungsverfahren595. Allerdings bleibt das wahre Ausmaß der 
Organisierten Kriminalität nach wie vor weitgehend im Dunkeln596. 

7. Extremismus von Ausländern 

Einen besonderen Bereich der Ausländerkriminalität stellt der sogenannte 
Ausländerextremismus dars97. Sicherheitsgefährdende Bestrebungen von 
ausländischen politischen Organisationen werden zumeist von den politi-
schen, religiösen, ethnischen oder sonstigen Konflikt- und Krisensituatio-
nen in den jeweiligen Heimatländern bestimmt59S. Diese Auseinanderset-
zungen werden auch in Deutschland ausgetragen; zum Teil wird hierbei 
massiv Gewalt gegen Landsleute ausgeübt, um politischen Forderungen 
Nachdruck zu verleihen599. Teilweise richten sich Straftaten mit ausländer-
extremistischem Hintergrund aber auch gegen Personen oder Einrichtun-
gen des Aufnahmelandes, wenn das Anliegen einer Organisation oder 
Gruppe hier keine Unterstützung erfährt6oo. 

594 So die Stellungnahme im LAGEBILD OK 1995, 17. 
595 Siehe dazu den Überblick in Tab. 40. 
596 Zu den Möglichkeiten und Problemen von Dunkelfelduntersuchungen im Bereich 

der Organisierten Kriminalität vgl. BRUNS 1996, 699 ff. 
597 Vgl. SCHREIBER 1989, 11 lff. 
598 FRISCH 1994, 155. 
599 Typisch hierfür sind etwa die Attentate der IRA an den Angehörigen der in der 

Bundesrepublik stationierten britischen Streitkräfte, vgl. z.B. VERFASSUNGS-
SCHUTZBERICHT 1992, 147f. 

600 Aufsehen erregten insbesondere die Autobahnblockaden von kurdischen De-
monstranten, die 1994 am kurdischen Neujahrsfest Newroz stattfanden. Hiermit 
war ein Protest gegen das Verbot der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) in 
Deutschland vom 26.11.1993 verbunden, vgl. FRISCH 1994, 157. 
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a) Erkenntnisse des Bundesamts für Verfassungsschutz 

Um sich ein Bild von extremistischen Bestrebungen bzw. Gewalttaten der 
Nichtdeutschen machen zu können, muß vorrangig auf die alljährlich er-
scheinenden Verfassungsschutzberichte zurückgegriffen werden. Diese be-
ruhen auf Informationen, die das Bundesamt für Verfassungsschutz (BtV) 
im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags zusammen mit den Landesbehör-
den für Verfassungsschutz gewinnt601 . Die Mitgliederzahlen ausländischer 
extremistischer Gruppen, die in diesen Berichten angegeben werden, beru-
hen auf Schätzungen des Bundesamtes für Verfassungsschutz6D2. 

Unter diese Gruppen fallen solche Organisationen der im Bundesgebiet 
lebenden Ausländer, ,,deren Bestrebungen sich nach § 3 Abs. 1 des Geset-
zes über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in den Angele-
genheiten des Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (Bundesverfassungsschutzgesetz) gegen die freiheitlich-
demokratische Grundordnung oder - aus politischen Motiven - gegen die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes richten oder die durch Anwen-
dung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen aus-
wärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden"603, 

Eine Auswertung der für die Jahre 1986 bis 1995 vom Bundesamt für 
Verfassungsschutz angegebenen Mitgliederzahlen ausländischer extremi-
stischer Gruppen macht deutlich, daß ein Großteil der in der Bundesrepu-
blik Deutschland lebenden Ausländer keine extremistischen Bestrebungen 
verfolgt. So waren etwa 1994 nur 0,7% der ausländischen Bevölkerung in 
Deutschland Mitglieder einer derartigen Organisation604, Die Zahl der An-
hänger und Mitglieder ist von 1986 bis 1993 von annähernd 117. 000 bis 
auf den Stand von knapp 40. 000 erheblich gesunken. Erst 1994 erhöhte 
sich die Mitgliederzahl wieder auf 47.050605. Im Jahre 1995 war ein wei-
terer Anstieg auf 55. 500 zu verzeichnen6o6, Die in Deutschland aktiven 

601 VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 1995, 13. 
602 VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 1995, 240. 
603 VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 1995, 240. Ein Überblick über die 1994 in Deutsch-

land nach Einschätzung der Polizeibehörden aktiven Terrororganisationen findet 
sich bei KüRZINGER 1996, 264. 

604 Die Angaben der VERFASSUNGSSCHUTZBERICHTE beziehen sich bis 1990 auf das 
frühere Bundesgebiet einschl. Berlin-West; ab 1991 auf Gesamt-Deutschland. 

605 Vgl. Tab. 41. 
606 Vgl. Tab. 41. 
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Tabelle 41: Mitgliederzahl ausländischer extremistischer Gruppen607 in der 
Bundesrepublik Deutschland 1986-1995 

1. Nach Gruppierungen 

Ex.-nat. = Extrem-nationalistisch 
Linksex. = linksextremistisch 
Islam.-ex. = Islamisch-extremistisch 

Jahr 1986 1987 1988 
Ex.-nat. 13 050 11600 9 700 
Linksex. 20 300 20 300 17 650 
Islam.-ex. 81 590 74 500 70 850 
Gesamt 116 940 108 600 101 600 

2. Nach Nationalitäten 

Jahr 1986 1987 1988 

Türken 44260 39950 31500 
Kurden6JO 2 690 2 400 2 750 
Araber612 3 295 3 300 3 000 
Iraner 2 930 2 850 3 450 
Sonstige 62 795 59150 60 000 
Gesamt 116 940 108 600 101 600 

1989 1990 
8 950 8 610 

17 450 18 720 
67 450 22 020 
97 250 49 350 

1989 1990 
29 350 30100 
2 950 3 450 
3 650 3 100 
3 250 3 000 

58.050 9 700 
97 250 49 350 

Quellen: VERFASSUNGSSCHUTZBERICHTE 1986-1995. 

1991 1992 1993 1994 1995 
8 960 8 450 5 200 5 610 6 900 

14 850 11450 13 550 15 060 16 800 
19150 19 900 21200 26 380 31 800 
42 980 39 800 38 950 47 050 55 500 

1991 1992 1993 1994 1995 

29550 29300 25 800 r,os 32 48()(,09 39 120 611 
4 750 4 850 800608 800609 650 611 
2 950 1 650 1 750 1 720 2 850 
2 650 1 300 1 300 1 300 1240 
3 080 2 700 2 500 2450 1 690 

42 980 39800 38 950 47 050 55 500 

607 Anhänger bzw. Mitglieder extremistischer oder erheblich extremistisch beeinfluß-
ter Organisationen ab dem Alter von 16 Jahren. 

608 Einschließlich 6. 800 Anhänger verbotener Organisationen aus dem türkischen 
bzw. kurdischen Beobachtungsfeld. 

609 Einschließlich 8. 300 Anhänger verbotener Organisationen aus dem türkischen 
bzw. kurdischen Beobachtungsfeld. 

610 Als Volksgruppe, ohne türkische Staatsangehörige. 
611 Einschließlich 9. 950 Anhänger verbotener Organisationen aus dem türkischen 

bzw. kurdischen Beobachtungsfeld. 
612 Staatsangehörige der Mitgliedsstaaten der arabischen Liga. 
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ausländischen Organisationen kann man nach ihrem politisch-ideologi-
schen Standort in linksextremistische und extrem-nationalistische Grup-
pen sowie islamische Extremisten unterteilen. Zahlenmäßig am stärksten 
vertreten waren stets die islamisch-extremistischen Vereinigungen, bei 
denen jedoch insbesondere seit 1990 ein erheblicher Mitgliederschwund 
festzustellen ist, der inzwischen gestoppt zu sein scheint613. Die Zahl der 
Anhänger linksextremistischer Organisationen ist in dieser Zeit weit-
gehend konstant geblieben. Allerdings war auch hier bis 1993 eine rück-
läufige Tendenz erkennbar. Stark verringert haben sich hingegen die Akti-
vitäten der extrem-nationalistischen Gruppen in Deutschland6I4. 

Differenziert nach ihrer Nationalität bzw. ethnischen Zugehörigkeit, 
bilden die Türken, einschließlich der Angehörigen der kurdischen Volks-
gruppe in der Türkei, die mitgliederstärkste Gruppe. Das Spektrum der 
Aktivitäten türkischer Extremisten ist breit gefächert und umfaßt extremi-
stisch-nationalistische, islamisch-extremistische wie auch linksextremisti-
sche Organisationen, die eine Änderung des derzeitigen politischen Sy-
stems in der Türkei anstreben61 S. Hierbei weisen die türkischen islamischen 
Vereinigungen die größte Zahl an Mitgliedern und Anhängern auf. In 
neuerer Zeit scheinen türkische Kurdenorganisationen wie die militante 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) vermehrt an Bedeutung zu gewinnen. 

Bei der 1978 von ABDULLAH ÖcALAN gegründeten und seitdem von 
ihm geführten PKK handelt es sich um eine marxistisch-leninistische Ka-
derpartei, welche die Gründung eines unabhängigen kurdischen Staates 
anstrebt. Aufgrund einer Serie von Anschlägen gegen türkische Einrich-
tungen in Deutschland wurde die in Deutschland als Verein geführte PKK 
sowie 35 Neben- und Teilorganisationen wegen Gefährdung der inneren 
Sicherheit der Bundesrepublik verboten6I6. Trotz des Verbotes wurden seit-
dem jeweils mehrere Tausend aktive Mitglieder der Organisation sowie 
zahlreiche Anschläge mutmaßlicher PKK-Anhänger6I7 in Deutschland re-
gistriert. 

613 Siehe Tab. 41, 1. 
614 Dazu Tab. 41. 
615 Vgl. dazu eingehend Horn 1994, 19 ff. 
616 Vgl. Horn 1994, 21. Zu den Aktivitäten der PKK ferner KAISER 1996, 670/. 
617 Vgl. z.B. VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 1995, 207, 211//. 
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Tabelle 42: Terrorakte618 und andere schwere Gewalttaten ausländischer 
Extremisten in der Bundesrepublik Deutschland 1986-1995619 

Terrorakte und andere schwere Gewalttaten 
1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Tötungsdelikte 3 8 1 8 1 3 4 9 20 1 
Sprengstoff-
anschläge 3 2 5 3 2 4 2 1 0 1 
Brandanschläge 4 16 3 4 13 22 47 56 56 188 
Raub/ 
Erpressung620 - - - 3 13 II II 31 49 13 
Körperverletzung 23 24 13 16 II 12 15 36 49 19 
Gewalttaten insg. 70 123 103 39 44 59 141 195 262 283 
Gewaltandrohung 23 16 17 20 6 26 21 23 36 31 
Sonst. Gesetzes-
verletzungen621 - - - 54 30 57 51 98 235 276 
Insgesamt 93 139 120 113 80 142 213 316 533 590 

Quellen: VERFASSUNGSSCHUTZBERICHTE 1986-1995. 

Obwohl die Zahl der Anhänger und Mitglieder ausländischer extremisti-
scher Organisationen im Untersuchungszeitraum zurückgegangen ist, stie-
gen die Gewalttaten und sonstigen Gesetzesverletzungen mit ausländer-
extremistischem Hintergrund seit 1991 beträchtlich622. Der vorläufige 
Höhepunkt wurde 1994 mit 262 Gewaltdelikten erreicht. In diesem Jahr 
wurden 56 Brandanschläge und 20 Tötungsdelikte, davon 15 versuchte Tö-
tungen, registriert. Im Jahre 1995 erhöhte sich die Zahl der registrierten 
Gewalttaten nochmals auf 283. Zwar wurde nunmehr nur ein Tötungs-
delikt erfaßt, doch wurden insgesamt 188 Brandanschläge, vor allem auf 
türkische Einrichtungen, gezählt623. Darüber hinaus bestehen Hinweise, 

618 D.h. schwerwiegende Straftaten, wie sie insbesondere in§ 129 a Abs. 1 StGB ge-
nannt sind und andere Gewalttaten, die der Vorbereitung solcher Straftaten die-
nen, sofern diese Taten gezielt im Rahmen eines nachhaltig geführten Kampfes für 
politische Ziele begangen werden. Nicht hierunter fallen Anschläge, die spontan 
durchgeführt werden. Jede gewaltsame Aktion und sonstige Gesetzesverletzung ist 
nur einmal gezählt. 

619 Bis 1990 alte Bundesländer einschl. Berlin-West. Ab 1991 Deutschland. 
620 Bis 1988 nicht gesondert erfaßt. 
621 Bis 1988 nicht gesondert erfaßt. 
622 Vgl. Tab. 42. 
623 Vgl. Tab. 42. 
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daß extremistische Organisationen, wie z.B. die PKK, zur Finanzierung 
ihrer Aktivitäten vermehrt auf Schutzgelderpressungen von Landsleuten 
zurückgreifen 624. 

b) Zusammenfassung 

Verglichen mit der Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Ausländer, werden nur wenige politisch motivierte Gesetzesverletzungen 
von ausländischen Extremisten registriert. Dabei soll nicht übersehen wer-
den, daß terroristische Gewaltakte eine erhebliche Bedrohung der inneren 
Sicherheit eines Staates darstellen können. Gerade die Aktivitäten der 
Roten Armee Fraktion in den letzten 20 Jahren haben gezeigt, daß zahlen-
mäßig wenige Straftaten, die von einer kleinen, konspirativ arbeitenden 
Gruppe gezielt gegen führende Repräsentanten des Staates ausgeführt wer-
den, eine großes Bedrohungspotential enthalten können625. 

Der Ausländerextremismus in Deutschland hat im Untersuchungszeit-
raum zwar deutlich an Gefährlichkeit zugenommen, das belegt allein 
schon die zunehmende Zahl an Gewalttaten. Von einem staatsgefährden-
den Ausmaß des von Nichtdeutschen verübten Terrorismus kann man je-
doch derzeit nicht sprechen. 

8. Vergleich der Tatverdächtigenbelastung 
von Ausländern und Deutschen 

Zumeist beschäftigen sich kriminologische Forschungsarbeiten zur Aus-
länderkriminalität mit der Frage, ob „Gastarbeiter" bzw. Ausländer im 
Vergleich zu Deutschen häufiger straffällig werden626. Wie bereits fest-
gestellt, können die Daten der PKS zumindest das Hellfeld der Ausländer-

624 VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 1994, 185/. 
625 So nimmt man an, daß 1994 nur etwa 20 Personen zur Kommandoebene der RAF 

gehörten, vgl. KüRZINGER 1996, 264. 
626 Vgl. nur COENEN 1966, 122/f.; ÜRÄFF 1967, 461/f.; GROBER 1969, 50//.; KAISER 

1974, 217 ff.; ALBRECHT/PFEIFFER 1979, 20//.; KJESEBRINK 1980, 5//.; CHAIDOU 
1984, 4/f.; PITSELA 1986, 44/f.; WALTER 1989, 67//.; SCHÖCH/ÜEBAUER 1991, 
37//.; STEFFEN U.A. 1992, 10//. 
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kriminalität weitgehend zuverlässig darstellen627. Ausgangspunkt einer 
Untersuchung dieser Frage sollte also zunächst ein Vergleich der Tatver-
dächtigenbelastung der deutschen und ausländischen Bevölkerung in der 
Bundesrepublik sein. Ob eine kriminalstatistische Höherbelastung für den 
Untersuchungszeitraum tatsächlich feststellbar ist, soll mit Hilfe der fol-
genden Analyse der PKS beantwortet werden. 

a) Probleme der Vergleichbarkeit nach der PKS 

Zunächst stellt sich aber die Frage, inwiefern die polizeilich registrierte 
Kriminalität von Ausländern und Deutschen miteinander vergleichbar ist. 
Hierzu sollen einige Problemfelder aufgezeigt werden. 

aa) Schwachpunkte der Bevölkerungsstatistik 

Bei einem Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von ausländischer und 
deutscher Wohnbevölkerung ist zunächst zu beachten, daß bei einer Be-
rechnung von sogenannten Tatverdächtigenbelastungsziffern628 (TVBZ) 
Daten der Bevölkerungsstatistik Verwendung finden. Bevölkerungsstatisti-
ken gehen aber in der Regel von Stichtagszählungen aus, d.h. es wird der 
jeweilige Bevölkerungsstand zu einem bestimmten Zeitpunkt erfaßt. Bei 
der Kriminalstatistik handelt es sich dagegen um eine Verlaufsstatistik, die 
für das gesamte Kalenderjahr vorliegt. Für die Berechnung von TVBZ für 
ein Berichtsjahr wird regelmäßig auf den Bevölkerungsstand am Ende des 
Vorjahres oder am Anfang des Berichtsjahres zurückgegriffen. Demogra-
phische Veränderungen innerhalb des Berichtsjahres können folglich zu 
entsprechenden Verzerrungen führen629. Gerade die Zahl der in Deutsch-
land lebenden Ausländer ist aber angesichts der starken Fluktuation630 
ständigen Schwankungen ausgesetzt. 

627 S.o. 2. Kapitel, III. l. e). 
628 Tatverdächtige pro 100. 000 der gleichen Bevölkerungsgruppe; wird auch als An-

gezeigtenbelastungszahl oder Kriminalitätsbelastungszahl bezeichnet. 
629 Dazu ScttöcHIGEBAUER 1991, 41. 
630 Dazu oben 2. Kapitel, 1. 2. b) sowie Tab. 2. 
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Weitere Ungenauigkeiten ergeben sich aus dem Umstand, daß viele 
fortziehende Ausländer die vorgeschriebene Abmeldung unterlassen. Diese 
Fortzüge werden den Einwohnermeldeämtern bzw. Ausländerbehörden 
erst mit erheblicher Verspätung bekannt. Ferner wurde bei der Volkszäh-
lung von 1987 eine Überhöhung der bisher verwendeten Daten zur auslän-
dischen Bevölkerung festgestellt631. 

Zudem weist die Erfassung der ausländischen Wohnbevölkerung nach 
Altersgruppen durch das Ausländerzentralregister tendenziell eine Unter-
erfassung von Kindern und Jugendlichen und eine Übererfassung von Per-
sonen mittleren und höheren Alters auf632. Des weiteren fehlen teilweise die 
Daten am Auswertungsstichtag, da sie von den örtlich zuständigen Auslän-
derbehörden noch nicht dem Ausländerzentralregister übermittelt wur-
den633, Bei dem folgenden Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von 
Ausländern und Deutschen wird allerdings nicht auf die Daten des Auslän-
derzentralregisters zurückgegriffen, sondern auf die Fortschreibung des 
Bevölkerungsstandes am Jahresende von Deutschen und Ausländern634. 

bb) Das sogenannte „Dunkelfeld" der Bevölkerungsstatistik63S 

Bei einem Vergleich des Tatverdächtigenanteils der Deutschen mit dem der 
Ausländer kann bei Berechnung von Tatverdächtigenbelastungsziff ern nur 
auf die in Deutschland registrierte Wohnbevölkerung zurückgegriffen wer-
den. In der PKS werden jedoch auch Illegale, Touristen/Durchreisende 
sowie Stationierungsstreitkräfte und ihre Angehörigen erfaßt. Diese Aus-
ländergruppen sind nicht im Bundesgebiet gemeldet und somit nicht in der 
Bevölkerungsstatistik registriert. Will man überhöhte TVBZ vermeiden, 
muß die PKS von den genannten Ausländergruppen bereinigt werden. 

Damit bleiben für einen kriminalstatistischen Vergleich nur die Auslän-
dergruppen Arbeitnehmer, Schüler/ Studenten, Asylbewerber, Gewer-
betreibende und Sonstige übrig. 

631 StaBA -Ausländer 1990, 8; 1993, 5/. 
632 Vgl. StaBA - Ausländer 1993, 5. 
633 StaBA -Ausländer 1993, 5. 
634 Die Auszählung erfolgt in den nicht veröffentlichten Tab. B 15 für Deutsche und 

Ausländer des Statistischen Bundesamtes und beruht auf Angaben der Einwoh-
nermeldeämter und den Statistiken der natürlichen Bevölkerungsbewegung. 

635 SCHÖCH/ÜEBAUER 1991, 42. 
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Fraglich ist jedoch, ob die in der PKS unter dem Merkmal „Sonstige" 
registrierten, nichtdeutschen Tatverdächtigen in jedem Fall in Deutschland 
melderechtlich erfaßt sind. So werden z.B. auch Nichtdeutsche, die Straf-
taten im Ausland mit Erfolg in der Bundesrepublik begangen haben, dieser 
Gruppe zugerechnet636. Noch problematischer ist in dieser Hinsicht der 
Umstand, daß die Angaben zum Anlaß des legalen Aufenthalts anschei-
nend nicht immer zuverlässig sind. Bei der Untersuchung der Hamburger 
Kriminalstatistik durch GUNDLACH/MENZEL wurde z.B. festgestellt, daß 
insbesondere das Merkmal „Sonstige" zu oft eingetragen wurde637. 

Des weiteren stellte STEFFEN in ihrer kriminalstatistischen Analyse für 
Bayern fest, daß in der Kategorie „Sonstige" überwiegend Personen mit 
dem Merkmal „Aufenthaltsgrund unbekannt" erfaßt worden sind638. 

Konnte der Aufenthaltsgrund also von der Polizei nicht ermittelt werden, 
wurde der nichtdeutsche Tatverdächtige zur Gruppe der Sonstigen gezählt. 
Ob alle registrierten Sonstigen zur Wohnbevölkerung gehören, kann daher 
nicht mit Sicherheit bestimmt werden. 

Jedoch dürfte dies bei einem Großteil der registrierten Tatverdächtigen 
dieser Gruppe durchaus der Fall sein; so werden unter anderem Erwerbs-
lose, Flüchtlinge oder nicht anerkannte Asylbewerber mit aufenthalts-
rechtlicher Duldung hier erfaßt. Die in den letzten Jahren stark angestie-
gene Zahl von in Deutschland aufgenommenen Kriegsflüchtlingen und 
Asylbewerbern639 sowie die steigenden Arbeitslosenzahlen bei Auslän-
dern640 dürften aber den erheblichen Anstieg der Tatverdächtigenzahlen 
der Sonstigen bewirkt haben. Dafür, daß der Großteil der Personen dieser 
Gruppe der ausländischen Bevölkerung angehört, spricht auch der relativ 
große Anteil an Frauen641. Es werden nämlich in der Kategorie „Sonstige" 
gerade auch Familienangehörige wie nicht erwerbstätige Frauen erfaßt. 
Ferner dürfte gegen Tatverdächtige, bei denen nicht bekannt ist, ob sie sich 

636 So die Angabe nach PKS 1994, 11. 
637 Vgl. GUNDLACH/MENZEL 1992, 74; ferner oben 2. Kapitel, III. 1. d). 
638 STEFFEN U.A. 1992, 44. 
639 Siehe Tab. 8 und oben 2. Kapitel, 1. 2. d). Der Aufenthalt von abgelehnten Asylbe-

werbern und ihren Familien wird aufgrund von Kriegen oder Bürgerkriegsausein-
andersetzungen in den Heimatländern des öfteren geduldet. 

640 Vgl. dazu unten 2. Kapitel, IV. 1. a) cc) ccc). 
641 Vgl. PKS 1986-1994,jeweils Tab. 61 sowie die nicht in der PKS 1995 abgedruckte 

Tab. 61 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin, die dem Verfasser als 
Computerausdruck vorliegt. Vgl. ferner STEFFEN U.A. 1992, 44 für Bayern. 
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legal in der Bundesrepublik aufhalten, in der Regel wegen illegalen Auf-
enthaltes ermittelt werden. Eine Registrierung in der Gruppe der Sonstigen 
wäre folglich kaum wahrscheinlich. 

Das Merkmal „Sonstige" kann deshalb grundsätzlich als Residualkate-
gorie eingestuft werden. Allerdings wäre eine Kategorie „melderechtlich 
erfaßt" bzw. ,,melderechtlich nicht erfaßt", auf die STEFFEN in ihrer Unter-
suchung zurückgreifen konnte, weitaus aussagekräftiger. In der Regel dürf-
ten die sonstigen nichtdeutschen Tatverdächtigen also tatsächlich der aus-
ländischen Bevölkerung in der Bundesrepublik angehören642. Jedoch ist 
nicht gänzlich auszuschließen, daß Fehlregistrierungen vorkommen oder 
daß nicht in Deutschland gemeldete Tatverdächtige zu dieser Kategorie ge-
zählt werden. 

cc) Verstöße gegen das Aus/G und das Asy/VfG 

In den Berichtsjahren von 1986 bis 1995 wurde jeder vierte bis fünfte aus-
ländische Tatverdächtige wegen eines Verstoßes gegen das AuslG oder das 
AsylVfG registriert643• Der Anteil der Nichtdeutschen an den Tatverdäch-
tigen dieser Deliktsgruppe betrug stets über 95%644• Wegen der ausländer-
spezifischen Straftaten wurde also fast ausschließlich gegen Nichtdeutsche 
ermittelt. 

Deshalb wird zunehmend gefordert, daß bei einem Vergleich der Tat-
verdächtigenbelastung von Deutschen und Ausländern die Verstöße gegen 
das AuslG und das AsylVfG nicht mehr berücksichtigt werden sollten645• 

Die Einbeziehung derartiger Delikte für die Berechnung von Tatverdächti-
genbelastungszahlen stelle einen „statistischen Verzerrungsfaktor"646 dar, 
der bereinigt werden müsse. 

Gegen eine solche Sichtweise spricht jedoch der Umstand, daß zwar ein 
Großteil der Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG von Ausländern 

642 So gehörte nach der Analyse von STEFFEN U.A. 1992, 43 ein Anteil von 58,2% der 
Sonstigen alleine zur in Bayern gemeldeten ausländischen Bevölkerung. 

643 Siehe Tab. 9, 12, 14. 
644 Vgl. Tab. 13. 
645 So KuBINK 1993, 39; WALTER/KuBINK 1993, 316; VILLMOW 1994, 156; P.-A. AL-

BRECHT 1994, 543; GEISSLER 1995a, 33. 
646 So z.B. PFEIFFER 1995, 2. 
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begangen wird, als Täter oder Beteiligte (also Tatverdächtige) nach der 
Ausgestaltung der Straftatbestände aber zumeist auch Deutsche in Be-
tracht kommen647. Insofern kann genau genommen nicht von einem stati-
stischen Verzerrungsfaktor gesprochen werden. Ließe man die ausländer-
spezifischen Delikte bei der Berechnung weg, dürften folgerichtig auch 
Straftaten nicht berücksichtigt werden, die infolge der rechtlichen Kon-
struktion (z.B. Amtsdelikte) fast ausschließlich Deutsche betreffen dürf-
ten648. 

Ferner blieben damit die Tatverdächtigen unberücksichtigt, denen 
neben Verstößen gegen das AuslG und das AsylVfG gleichzeitig andere 
Delikte wie Raub oder Diebstahl vorgeworfen werden649. Denn aufgrund 
der echten Tatverdächtigenzählung wird jeder (nichtdeutsche) Tatverdäch-
tige, auch wenn er mehrere Delikte begangen haben soll, bei der Gesamt-
zahl der Tatverdächtigen nur einmal in der PKS des jeweiligen Bundeslan-
des registriert. Somit fallen die TVBZ der Ausländer bei einer Bereinigung 
der ausländerspezifischen Straftaten zu niedrig aus. 

Dennoch scheint es sinnvoll und geboten zu sein, darzustellen, wie die 
Tatverdächtigenbelastung der Nichtdeutschen ohne die Straftaten gegen 
das AuslG und das AsylVfG aussieht, denn diese Delikte betreffen nicht 
die klassischen Bereiche der Kriminalität. Zwar handelt es sich dabei um 
Strafvorschriften, deren Beachtung von den sich in Deutschland aufhal-
tenden Ausländern durchaus verlangt werden kann6so und die weitgehend 
auch für Deutsche gelten. Jedoch beziehen sich die Strafvorschriften letzt-
lich auf die aufenthaltsrechtliche Stellung der Ausländer und stellen damit 
strafrechtliche Sonderdelikte dar. Somit sind faktisch fast ausschließlich 
Ausländer betroffen, die zudem der regelmäßigen Kontrolle durch die Aus-
länderbehörden unterliegen. 

647 Siehe oben 2. Kapitel, I. 3. k). Nicht korrekt ist folglich die Aussage von SCHWIND 
1995, 33, daß Deutsche solche Straftaten „selbst nicht verüben" könnten. 

648 Allerdings sind derartige Delikte im Vergleich zu den Straftaten gegen das Aus!G 
und das Asy!VfG quantitativ eher unbedeutend. 

649 Dazu TRAULSEN 1990b, 416. 
650 Vgl. AHLF 1993, 133, Fn. 18. 
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dd) Unterschiedliche Bevölkerungs- und Sozialstruktur 

Ein Vergleich muß weiterhin die unterschiedliche Alters- und Geschlechts-
struktur von Ausländern und Deutschen berücksichtigen, denn die Aus-
länder weisen einen sehr viel höheren Anteil an Personen im Alter von 14 
bis unter 25 Jahren auf (am 31.12.1994 z.B. 20,0%; Deutsche: 11,5%)651• 

Diese Altersgruppe weist nach den Polizeilichen Kriminalstatistiken aber 
eine besonders hohe Tatverdächtigenbelastung auf652• Gleichzeitig ist ein 
erheblich kleinerer Teil der Ausländer 60 Jahre und älter (am 31.12.1994 
z.B. 5,6%; Deutsche: 22,5%)653. Diese Altersgruppe fällt in den Kriminal-
statistiken dagegen nur unwesentlich auf654. Auch weisen die Nichtdeut-
schen verglichen mit den Deutschen einen kleineren Anteil der weiblichen 
Bevölkerung auf. Frauen werden aber in einem geringeren Ausmaß - dazu 
eher bei weniger schweren Delikten - registriert als Männer655. 

Eine Kontrolle der unterschiedlichen Bevölkerungsstruktur ist ohne 
weiteres hinsichtlich des Geschlechts möglich, da die PKS Angaben dazu 
macht, ob die zur Bevölkerung zählenden nichtdeutschen Tatverdächti-
gen656 männlich oder weiblich sind. Dagegen ist eine Differenzierung nach 
Altersgruppen nur ab dem Berichtsjahr 1989 möglich. Seitdem werden in 
den Tabellen 59, die dem Verfasser für die Jahre 1989 bis 1995 als Compu-
terausdrucke vorliegen657, die nichtdeutschen Tatverdächtigen ohne die Il-
legalen, Stationierungsstreitkräfte und Touristen/ Durchreisende nach 
Alter und Geschlecht aufgeschlüsselt. Daher sollen ab 1989 unterschiedli-
che Altersgruppen der männlichen und weiblichen Deutschen und Nicht-
deutschen 658 mit ihrer jeweiligen Tatverdächtigenbelastung verglichen wer-
den. Damit können Verzerrungen ausgeschlossen werden, die auf einer 
unterschiedlichen Alters- und Geschlechtsstruktur beruhen. 

Des weiteren ist zu beachten, daß die Ausländer eine andere Sozial-
struktur als die deutsche Bevölkerung aufweisen. So gehören die in 

651 Vgl. dazu 2. Kapitel, 1. 2. c). 
652 Vgl. KAISER 1996, 658; KüRZINGER 1996, 192. 
653 Vgl. dazu 2. Kapitel; 1. 2. c). 
654 KüRZINGER 1996, 211. 
655 Dazu KüRZINGER 1996, 218, 220//. 
656 Also Arbeitnehmer, Asylbewerber, Studenten/ Schüler, Gewerbetreibende und 

Sonstige. 
657 Die Tabelle 59 ist nicht in der PKS abgedruckt. 
658 Ohne Illegale, Touristen/Durchreisende und Stationierungsstreitkräfte. 
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Deutschland lebenden Ausländer in erheblich höherem Maße als die Deut-
schen sozial unterprivilegierten Schichten an659. Der soziale Status der Tat-
verdächtigen geht aus der Kriminalstatistik jedoch nicht hervor660. Ferner 
lebt fast die Hälfte der Ausländer in Städten mit über 100. 000 Einwoh-
nern, Deutsche dagegen nur zu etwa einem Drittel66 t. In Großstädten wer-
den aber in der Regel weit mehr Straftaten registriert als in ländlichen Ge-
bieten. Dieser „Regionaleffekt" könnte sich zu Lasten der Ausländer 
auswirken 662 . 

ee) Räumliche Beschränkung 

Wegen des zeitlichen Vergleichs konnten ab 1991 nur die kriminalstatisti-
schen Daten für die alten Bundesländer einschließlich Gesamt-Berlin her-
angezogen werden663. Deshalb wird in folgender Untersuchung auf die Be-
völkerungszahlen dieses Gebietes zurückgegriffen664. In der Zeit nach 1991 
sind in den alten Bundesländern und Gesamt-Berlin jedoch naturgemäß 
auch Tatverdächtige aus den fünf neuen Bundesländern registriert worden. 
Insofern können die errechneten Tatverdächtigenbelastungszahlen nicht 
exakt das Verhältnis der Tatverdächtigen zur registrierten Bevölkerung des 
Gebietes widerspiegeln. Jedoch dürfte dies kaum zu überhöhten TVBZ bei 
den Nichtdeutschen führen, weil in den fünf neuen Bundesländern stets 
nur eine sehr geringe Anzahl von Ausländern lebte665. Daher wird es sich 
bei den im Beitrittsgebiet wohnenden und in den alten Bundesländern oder 
Berlin als Tatverdächtige erfaßten Personen wohl ganz überwiegend um 
deutsche Staatsangehörige bzw. nicht zur Wohnbevölkerung gehörende 

659 Dazu näher unten 2. Kapitel, rv. 1. a). 
660 KüRZINGER 1996, 230. 
661 S.u. 2. Kapitel, IV. 1. a) dd).; vgl. auch P.-A. ALBRECHT 1994, 545- Tabelle 8. 
662 S.u. 2. Kapitel, IV. 1. c). 
663 S.o. 2. Kapitel, III. 
664 Maßgeblich sind die in den Statistischen Jahrbüchern veröffentlichten Bevölke-

rungsdaten; ferner (für die Altersgruppen) die vom Statistischen Bundesamt er-
stellten Tabellen B 15 für die Jahre 1985 bis 1994, die nicht veröffentlicht sind und 
dem Verfasser als Kopien vorliegen, sowie für Berlin Auszüge aus der Bevölke-
rungsstatistik des Statistischen Landesamtes Berlin für die Jahre 1991 bis 1994, die 
dem Verfasser ebenfalls als Kopien vorliegen. 

665 Siehe dazu oben 2. Kapitel, I. 2. e). 
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Ausländer handeln. Somit dürften die TVBZ durch die räumliche Be-
schränkung auf die alten Bundesländer mit Berlin eher bei den Deutschen 
leicht erhöht sein. 

b) Darstellung 

Die Illegalen, Touristen/ Durchreisenden und Stationierungsstreitkräfte 
werden nicht von der Bevölkerungsstatistik erfaßt. Zieht man nun die Tat-
verdächtigen dieser Ausländergruppen von der Gesamtzahl der in der PKS 
registrierten Nichtdeutschen ab, so vermindern sich die für die Berichts-
jahre 1986 bis 1995 festgestellten Tatverdächtigenzahlen der Ausländer er-
heblich, so z.B. 1993 um 136. 783 bzw. 22,5%, 1994 um 136. 523 bzw.25,7% 
und 1995 sogar um 141. 056 bzw. 26,8%666. 

Tabelle 43: Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen ohne die Illegalen, 
Touristen/Durchreisenden und Stationierungsstreitkräfte 

Tatverdächtige Nichtdeutsche Tatverdächtige 
insgesamt 

jeweils ohne Illegale, Stationierungsstreitkräfte, Touristen/Durchreisende 
Jahr absolut absolut in% 

Früheres Bundesgebiet 
1986 1 245 731 190 839 15,3 
1987 J' 234 369 202 254 16,4 
1988 1248409 221 073 17,7 
1989 1286518 252 567 19,6 
1990 1335086 280 746 21,0 

Alte Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin 
1991 1373448 312 241 22,7 
1992 1472213 399 784 27,2 
1993 1544063 471 554 30,5 
1994 1 501 356 394 825 26,3 
1995 1 541 062 385 483 25,0 

Quellen: Errechnet aus PKS 1986--1989, Tab. 61; PKS 1989-1995, jeweils die nicht in der PKS abge-
druckten Tab. 40 und 59, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. 

666 Vgl dazu Tab. 9. 
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Für die Berechnung der entsprechenden Tatverdächtigenanteile wurden 
die nicht zur Bevölkerung zählenden Ausländergruppen auch bei der Ge-
samtzahl der Tatverdächtigen herausgerechnet668. Insofern verringerte sich 
auch der Tatverdächtigenanteil der Nichtdeutschen deutlich. Nur im Jahre 
1993 betrug er somit über 30% der Tatverdächtigen insgesamt669, 

aa) Tatverdächtigenzahlen bei ausgewählten Deliktsarten 

Wenn man die Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen bei ausgewähl-
ten Deliktsarten ohne die Illegalen, Touristen/Durchreisenden und Statio-
nierungsstreitkräfte betrachtet, fällt zunächst auf, daß sich im Vergleich zu 
den Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen insgesamt vor allem die 
Anzahl der Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG bedeutend 
verringert. Des weiteren gehen die Diebstahlsdelikte, insbesondere der 
Diebstahl ohne erschwerende Umstände, in hohem Maße zurück. Ähnlich 
verläuft die Entwicklung bei der Urkundenfälschung. Ferner weisen 
Rauschgiftdelikte und Betrug einen relativ hohen Rückgang an Tatver-
dächtigen aus670. 

Dagegen bleiben die Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen auch 
nach Abzug der Illegalen, Touristen/ Durchreisenden und Stationierungs-
streitkräfte bei den Gewaltdelikten weiterhin hoch. Dasselbe gilt für die 
weiteren Straftatengruppen Unterschlagung, Erpressung, Landfriedens-
bruch, Beleidigung, Glücksspiel, Sachbeschädigung und eingeschränkt für 
die Hehlereitatbestände611. 

bb) Tatverdächtigenanteile bei ausgewählten Deliktsarten 

Die Tatverdächtigenanteile der Nichtdeutschen ohne die Illegalen, Touri-
sten/ Durchreisenden und Stationierungsstreitkräfte bei ausgewählten De-
liktsarten fallen im Vergleich zu den Tatverdächtigenanteilen der Nicht-

667 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
668 Vgl. die Berechnung von P.-A. ALBRECHT 1994, 543. 
669 Siehe Tab. 43. 
670 Dazu im einzelnen Tab. 12 und Tab. 43. 
671 Vgl. Tab. 12 und Tab. 43. 



Vergleich der Tatverdächtigenbelastung 149 

Tabelle 45: Anteil der nichtdeutschen Tatverdächtigen an den Tatverdächti-
gen insgesamt, jeweils ohne Illegale, Stationierungsstreitkräfte 
und Touristen/ Durchreisende672 

Tatverdächtigenanteil 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 19,5 23,8 23,3 24,7 26,8 27,4 33,1 33,7 34,9 34,7 
Vergewaltigung 25,8 25,7 25,1 27,8 29,2 32,5 35,9 38,2 35,9 34,0 
Straftaten gegen d. 
persönl. Freiheit 15,7 16,3 16,9 17,9 18,9 20,3 22,5 25,1 26,7 27,0 
Raub 20,9 24,1 25,1 28,8 32,6 34,3 36,2 40,6 39,3 39,4 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 14,4 15,4 15,9 17,I 18,0 19,3 21,6 23,0 22,9 23,0 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 19,1 20,2 21,3 23,I 24,9 26,9 29,8 32,8 32,5 32,5 
Einfacher Diebstahl 15,6 17,2 18,1 19,6 22,4 24,7 30,1 34,0 25,2 22,8 
Schwerer Diebstahl 14,3 16,2 17,8 19,7 21,4 23,4 28,4 31,3 26,8 25,7 
Betrug 12,2 12,9 14,3 15,4 16,8 19,3 23,2 27,6 24,8 23,5 
Unterschlagung 9,5 10,0 11,2 12,3 13,2 14,2 16,3 18,3 17,1 -
Urkundenfälschung 28,3 30,7 39,7 52,0 44,8 46,6 50,4 60,0 53,1 52,0 
Erpressung 18,9 22,1 20,7 25,9 28,9 29,9 34,0 37,7 39,0 37,4 
Landfriedensbruch 11,9 10,1 9,1 16,4 14,0 14,6 25,5 32,8 48,5 31,0 
Hehlerei 17,4 19,7 21,3 22,9 25,4 28,0 32,7 36,5 34,9 33,1 
Beleidigung 9,6 10,3 10,6 11,3 11,7 12,6 14,1 15,4 16,0 16,4 
Glücksspiel 53,5 38,4 52,0 49,9 53,0 51,5 63,9 69,4 70,6 72,8 
Sachbeschädigung 9,1 9,8 10,2 10,9 12,2 12.9 14,7 16,0 15,3 15,1 
Straftaten gegen 
Aus!G u. AsylVfG 90,6 90,7 88,5 96,7 90,4 92,2 94,5 94,1 90,4 87,1 
Rauschgiftdelikte 13,5 14,8 16,0 18,3 19,9 21,3 24,0 26,7 27,4 25,9 
Straftaten insg. 15,3 16,4 17,7 19,6 21,0 22,7 27,2 30,5 26,3 25,0 

Quellen: Die Tatverdächtigenzahlen insgesamt ohne Illegale, Touristen/ Durchreisende, Stationierungs-
streitkräfte wurden errechnet aus den PKS 1986-1994, jeweils Tab. 61 sowie aus der nicht in 
der PKS 1995 abgedruckten Tab. 61 für die alten Bundesländer mit Gesamt-Berlin; vgl. ferner 
die Quellenangaben zu Tab. 44. 

deutschen insgesamt durchweg niedriger aus, vor allem bei Urkundenfäl-
schung, Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG und Diebstahls-
delikten673. Dennoch sind auch bei einer Nichtberücksichtigung der nicht 
zur Bevölkerung zählenden ausländischen Tatverdächtigen, angesichts des 
deutlich niedrigeren Bevölkerungsanteils, relativ hohe Tatverdächtigen-

672 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
673 S.o. Tab. 13. 
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anteile der Nichtdeutschen feststellbar. Besonders hohe Belastungen wei-
sen die Nichtdeutschen bei schweren Gewaltdelikten auf674. Hier wirkt sich 
aus, daß die nicht zur ausländischen Bevölkerung gehörenden Ausländer-
gruppen, darunter besonders die Illegalen, vor allem durch Straftaten 
gegen das AuslG und das AsylVfG sowie durch sonstige Bagatelldelikte 
auffallen675. 

cc) Aufgliederung nach Straftatengruppen in Prozent 

Tabelle 46: Deutsche und nichtdeutsche ( ohne Illegale, Stationierungsstr. 
und Touristen/Durchr.) Tatverdächtige nach Straftatengruppen 
in Prozent676 

I. Deutsche Tatverdächtige nach Straftatengruppen 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 
Vergewaltigung 0,3 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 
Persönl. Freiheit 3,8 4,0 4,2 4,3 4,5 4,7 4,9 5,0 4,9 4,9 
Raub 1,3 1,2 1,2 1,1 1,2 1,3 1,4 1,3 1,3 1,4 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 8,7 8,8 8,9 8,9 8,7 8,9 8,8 8,9 8,8 9,0 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 5,1 5,1 5,0 4,9 4,9 5,1 5,1 5,0 4,8 4,9 
Einfacher Diebstahl 32,4 32,0 31,5 31,6 33,7 33,0 33,4 33,3 33,0 33,1 
Schwerer Diebstahl 9,5 9,5 8,7 7,8 7,5 7,6 8,0 7,6 7,3 7,2 
Betrug 18,3 18,0 18,2 18,0 17,2 16,8 16,9 17,4 17,7 17,5 
Unterschlagung 3,1 3,1 3,2 3,0 3,0 3,0 2,9 2,9 2,8 2,8 
Urkundenfälschung 2,1 2,1 2,0 1,9 1,8 1,9 2,0 2,1 2,0 1,9 
Erpressung 0,2 0,2 0,2 0,2 0,1 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 
Landfriedensbruch 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 0,1 0,2 
Hehlerei 2,1 2,1 2,0 1,7 1,5 1,5 1,5 1,4 1,3 1,4 
Beleidigung 5,3 5,3 5,8 6,0 5,7 5,6 5,6 5,7 5,6 1,4 
Glücksspiel 0,2 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 
Sachbeschädigung 7,6 7,9 7,7 7,7 7,4 7,7 7,5 7,4 7,4 7,5 
Aus!G u. AsylVfG 0,2 0,2 0,4 0,4 0,4 0,3 0,3 0,4 0,5 0,6 
Rauschgiftdelikte 4,3 4,7 5,2 5,5 5,8 6,3 6,3 6,2 6,6 7,5 

674 Vgl. Tab. 45. 
675 S.o. 2. Kapitel, III. 5. b). Vgl. hierzu die ähnlichen Ergebnisse von STEFFEN U.A. 

1992, 64, 88, 129 für Bayern. 
676 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 
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II. Nichtdeutsche Tatverdächtige nach Straftatengruppen 
Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 0,3 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 0,3 
Vergewaltigung 0,5 0,5 0,4 0,4 0,4 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 
Persönl. Freiheit 4,0 4,0 4,0 3,9 4,0 4,1 3,8 3,8 5,0 5,4 
Raub 1,9 2,0 1,8 1,8 2,2 2,4 2,1 2,1 2,3 2,8 
Vorsätzl. leichte 
Körperverletzung 8,1 8,2 7,8 7,5 7,2 7,2 6,5 6,0 7,4 8,1 
Gefährl. u. schwere 
Körperverletzung 6,7 6,6 6,3 6,1 6,1 6,3 5,8 5,5 6,5 7,1 
Einfacher Diebstahl 33,2 33,8 32,2 31,7 36,7 36,9 38,5 39,0 31,2 29,4 
Schwerer Diebstahl 8,7 9,3 8,8 7,9 7,7 7,9 8,5 7,9 7,5 7,5 
Betrug 14,0 13,6 14,1 13,6 13,1 13,6 13,7 15,1 16,3 16,1 
Unterschlagung 1,8 1,8 1,9 1,8 1,7 1,7 1,5 1,5 1,6 -
Urkundenfälschung 4,5 4,7 6,2 8,6 5,6 5,7 5,4 7,2 6,5 6,2 
Erpressung 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 0,4 
Landfriedensbruch 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,2 0,2 0,3 0,3 
Hehlerei 2,5 2,7 2,5 2,1 1,9 2,0 2,0 1,9 2,0 2,0 
Beleidigung 3,1 3,1 · 3,2 3,1 2,8 2,7 2,5 2,4 3,0 3,4 
Glücksspiel 1,0 0,9 0,9 0,7 0,8 0,7 0,4 0,4 0,4 0,5 
Sachbeschädigung 4,2 4,4 4,1 3,9 3,9 3,9 3,5 3,2 3,8 4,0 
AuslG u. AsylVfG 12,l 11,7 12,6 13,5 12,9 12,7 15,6 15,6 14,0 13,0 
Rauschgiftdelikte 3,7 4,2 4,6 5,1 5,5 5,8 5,4 5,1 7,0 7,8 

Quellen: PKS 1986-1988, Tab. 61 und die nicht abgedruckten Tab. 40. PKS 1989-1995, die nicht abge-
druckten Tab. 59 und Tab. 40. Die nicht abgedruckten Tab. liegen dem Verfasser als Compu-
terausdrucke vor. Prozentanteile nach eigener Berechnung. 

Eine Aufgliederung der deutschen und nichtdeutschen677 Tatverdächtigen 
nach Straftatengruppen in% läßt erkennen, daß die Straftatenstruktur der 
beiden Gruppen durchaus Ähnlichkeiten aufweist. Allerdings werden 
Nichtdeutsche anteilmäßig mehr bei Vergewaltigungen, Raubtaten, ge-
fährlichen und schweren Körperverletzungen, Urkundenfälschungen, 
Hehlereitaten, beim illegalen Glücksspiel und bei Straftaten gegen das 
AuslG und das AsylVfG registriert. 

Deutsche werden hingegen anteilmäßig eher wegen leichter Körperver-
letzung, einfachem Diebstahl, Unterschlagung, Beleidigung und Sach-
beschädigung als Tatverdächtige erfaßt678. 

677 Ohne die Illegalen, Touristen/Durchreisenden, Stationierungsstreitkräfte. 
678 Siehe Tab. 46. 
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dd) Nichtberücksichtigung der Straftaten 
gegen das Aus/G und das AsylVJG 

Bei Betrachtung der Anteile der nichtdeutschen Tatverdächtigen der Resi-
dualkategorien an den Tatverdächtigen insgesamt679 ohne Berücksichti-
gung der ausländerspezifischen Straftaten läßt sich ein weiterer Rückgang 
erkennen. Der Tatverdächtigenanteil betrug nach dieser Berechnung nur 
im Berichtsjahr 1993 über 25%680. 

Tabelle 47: Entwicklung der Tatverdächtigenzahlen der Ausländer ohne die 
Illegalen, die Stationierungsstreitkräfte und die Touristen/ 
Durchreisenden 1986-1995 sowie ohne Straftaten gegen das 
AuslG und das Asy/VfG 

Straftaten insgesamt 
Tatverdächtige Nichtdeutsche Tatverdächtige 

insgesamt 
jeweils ohne Illegale, Stationierungsstreitkräfte, Touristen/Durchreisende 

Jahr absolut absolut in¾ 

Früheres Bundesgebiet 
1986 1220 288 167 348 13,7 
1987 1208286 178 609 14,8 
1988 1 216 837 193 125 15,9 
1989 1 248 116 218 312 17,5 
1990 1294935 244 438 18,9 

Alte Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin 
1991 1330464 272 615 20,5 
1992 1406 099 337 306 24,0 
1993 1465 832 397 956 27,1 
1994 1440020 339 354 23,6 
1995 1483 704 335 502 22,6 

Quellen: Errechnet aus PKS 1986-1988, Tab. 61; ferner aus den nicht in den PKS 1989 bis 1995 abge-
druckten Tab. 40 und 59, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. 

679 Tatverdächtige insgesamt ohne die Illegalen, Touristen/Durchreisenden, Statio-
nierungsstreitkräfte. 

680 Vgl. Tab. 47. 
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ee) Tatverdächtigenbelastung 

Um auch alters- und geschlechtsspezifische Unterschiede berücksichtigen 
zu können, sollen nunmehr Tatverdächtigenbelastungszahlen der Deut-
schen und Nichtdeutschen miteinander verglichen werden, differenziert 
nach Altersgruppen und Geschlecht. Zurückgegriffen wurde dabei auf die 
Bevölkerungszahlen jeweils am Ende des Vorjahres (31.12.) eines PKS-Be-
richtsjahres. Dabei wurden keine Daten des Ausländerzentralregisters 
(AZR) verwendet, sondern Bevölkerungsdaten von Deutschen und Aus-
ländern aus der Fortschreibung des Bevölkerungsstandes zum Jahresende 
durch das Statistische Bundesamt, die auf den Angaben der Volkszählun-
gen von 1970 und 1987 beruhen681 . Grundlage für die Fortschreibung sind 
die von den Einwohnermeldeämtern registrierten An- und Abmeldungen 
sowie die Statistiken der natürlichen Bevölkerungsbewegung6B2. 

Die Belastungszahlen wurden errechnet aus den Tatverdächtigenzahlen 
der Nichtdeutschen ohne die Gruppen der Illegalen, Touristen/Durchrei-
senden und Stationierungsstreitkräfte. Wenn in den folgenden Abschnitten 
von nichtdeutschen oder ausländischen Tatverdächtigen die Rede ist, sind 
damit die Nichtdeutschen ohne diese Gruppen gemeint. 

aaa) Tatverdächtigenbelastung insgesamt 

Zunächst wurden Tatverdächtigenbelastungszahlen für die deutsche und 
nichtdeutsche Bevölkerung insgesamt berechnet. Dabei wurde (wie in der 
PKS üblich683) auf die Tatverdächtigen- und Bevölkerungszahlen ab dem 
Alter von 8 Jahren zurückgegriffen. Für die Nichtdeutschen war dies in 
den Jahren 1986 bis 1988 jedoch nur eingeschränkt möglich, da die Tab. 59, 
welche die nichtdeutschen Tatverdächtigen ohne die Illegalen, Touri-
sten/ Durchreisenden und Stationierungsstreitkräfte nach Alter und Ge-
schlecht aufschlüsselt, erst seit dem Berichtsjahr 1989 erstellt wird. Es 
konnten daher nur die Tatverdächtigenzahlen der Ausländer verwendet 
werden. Folglich sind die TVBZ der Nichtdeutschen in den Jahren 1986 bis 

681 Erfaßt in den nicht veröffentlichten Tab. B 15, die dem Verfasser für die Jahre 1985 
bis 1994 vorliegen. 

682 Vgl. StaBA-Ausländer 1990, 7. 
683 Vgl. PKS 1995, 15. 
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1988 leicht überhöht, da die Tatverdächtigen bis zu 8 Jahren im Gegensatz 
zu den TVBZ der Deutschen miteinbezogen sind. Die Überhöhung dürfte 
jedoch nur minimal und folglich unwesentlich sein, da die Nichtdeutschen 
im Alter bis unter 8 Jahren z.B. im Jahre 1989 nur 0,5% der nichtdeutschen 
Tatverdächtigen insgesamt und lediglich 0,1 % der nichtdeutschen Tatver-
dächtigen an Delikten der Gewaltkriminalität stellten684. 

Tabelle 48: Tatverdächtigenbelastungszahlen der Ausländer ( ohne Illegale, 
Touristen/ Durchreisende und Stationierungsstreitkräfte) und 
Deutschen im Vergleich685 

TVBZ 
der Deutschen der Nichtdeutschen D:ND 

1986 2 005 4 218 1: 2,1 
1987 1963 4 315 1: 2,2 
1988 1940 5117 1: 2,6 
1989 1 952 5 329 1: 2,7 
1990 1 973 5 518 1: 2,8 
1991 1930 5 631 1: 2,9 
1992 1944 6406 1: 3,3 
1993 1937 6 919 1: 3,6 
1994 1988 5 665 1: 2,8 
1995 2 072 5 499 1: 2,7 

Quellen: Errechnet aus PKS 1986-1988, Tab. 61; ferner aus den nicht in der PKS 1989 bis 1995 abge-
druckten Tab. 40 und 59, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. Bevölkerungs-
zahlen entnommen aus Anhang II. 

Die Tatverdächtigenbelastungszahlen der Nichtdeutschen waren 1986 ge-
genüber denjenigen der Deutschen etwa doppelt so hoch (4. 218 : 2. 005). 
Nach einer kontinuierlichen Steigerung betrug die TVBZ der Ausländer 
1993 hingegen mehr als das Dreieinhalbfache der TVBZ der Deutschen 
(6. 919 : 1. 937). Damit ist die Tatverdächtigenbelastung der Nichtdeut-
schen im Vergleich zum Berichtsjahr 1986 um ungefähr 64% angestiegen. 

In den Folgejahren ist dann wieder ein Rückgang der Belastungszahlen 
der Nichtdeutschen bis auf 5. 499 pro 100. 000 zu verzeichnen686, Somit 

684 Vgl. die nicht in der PKS 1989 abgedruckte Tab. 59. 
685 Angaben ab 1991 für das alte Bundesgebiet einschl. Gesamt-Berlin. Herausgerech-

net wurden die Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG. Die TVBZ wurden 
berechnet für die deutsche und ausländische Bevölkerung ab 8 Jahren. 
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wiesen die Nichtdeutschen auch 1995 noch eine über zweieinhalbfache 
Mehrbelastung gegenüber den Deutschen auf. Demgegenüber blieb die 
TVBZ der deutschen Bevölkerung über den Untersuchungszeitraum hin-
weg weitgehend konstant. 

bbb) Differenzierung nach dem Geschlecht 

Die unterschiedliche Geschlechtsstruktur der Ausländer könnte sich er-
schwerend auf die Tatverdächtigenbelastung der Nichtdeutschen auswir-
ken687. Deshalb soll nunmehr die Tatverdächtigenbelastung der männ-
lichen und weiblichen Deutschen und Nichtdeutschen miteinander 
verglichen werden. Hierbei war eine Entlastung der Ausländer zu erwar-
ten, denn z.B. im Jahre 1994 ergab sich für die ausländische Bevölkerung 
ab 8 Jahren ein Frauenanteil von ungefähr 45%, während die deutsche Be-
völkerung einen Frauenanteil von über 52% aufwies688. 

Der Vergleich bezieht sich auf die Tatverdächtigenbelastung insgesamt 
ohne Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG689 sowie auf die Ge-
waltkriminalität69o. Auch hier sind die TVBZ der männlichen und weibli-
chen Nichtdeutschen im Zeitraum von 1986 bis 1988 leicht überhöht, da 
die Tatverdächtigen im Alter bis zu 8 Jahren in die Berechnung miteinbezo-
gen wurden. 

Wie erwartet ergeben sich zunächst für die männlichen Tatverdächtigen 
beider Gruppen wesentlich höhere, für die weiblichen wesentlich niedrigere 
Belastungszahlen. Der Faktor „Geschlecht" weist bei den nichtdeutschen 
Tatverdächtigen allerdings einen nur geringen Einfluß auf, denn gegenüber 
der Tatverdächtigenbelastung insgesamt ist eine nur geringfügig niedrigere 
Belastung der männlichen Nichtdeutschen und eine etwas deutlichere 
niedrigere Belastung der weiblichen Nichtdeutschen im Vergleich zu den 
Deutschen erkennbar69I. 

686 Vgl. Tab. 48. 
687 S.o. 2. Kapitel, III. 8. a) dd). 
688 Errechnet aus den Bevölkerungsangaben im Anhang II. 
689 Tab. 49 und 50. 
690 Tab. 51. 
691 Siehe Tab. 49 und 50. 
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Tabelle 49: Deutsche und nichtdeutsche ( ohne Illegale, Touristen/Durchrei-
sende und Stationierungsstreitkräfte) männliche Tatverdächtige 
im Vergleich692 

TVBZ der Deutschen TVBZ der Nichtdeutschen D:ND 
Deutsche m TV Nichtdeutschem TV 

1986 3 216 6 245 1: 1,9 
1987 3 170 6 376 1: 2,0 
1988 3124 7 406 1: 2,4 
1989 3130 7 734 1: 2,5 
1990 3 144 7 983 1: 2,5 
1991 3 094 8 223 1: 2,7 
1992 3 101 9 389 1: 3,0 
1993 3 078 10 094 1: 3,3 
1994 3 151 8 350 1: 2,6 
1995 3 269 8 128 1: 2,5 

Quellen: Errechnet aus den in Anhang II und Anhang III angegebenen Tatverdächtigen- und Bevölke-
rungszahlen. 

Tabelle 50: Deutsche und nichtdeutsche ( ohne Illegale, Touristen/Durchrei-
sende und Stationierungsstreitkräfte) weibliche Tatverdächtige 
im Vergleich693 

TVBZ der Deutschen TVBZ der Nichtdeutschen D:ND 
Deutsche w TV Nichtdeutsche w TV 

1986 932 1 742 1: 1,9 
1987 888 1 810 1: 2,0 
1988 883 2 240 1: 2,5 
1989 896 2 349 l: 2,6 
1990 919 2467 1: 2,7 
1991 878 2 417 1: 2,8 
1992 896 2 684 1: 3,0 
1993 901 2 881 1: 3,2 
1994 934 2 313 1: 2,5 
1995 981 2 285 1: 2,3 

Quellen: Errechnet aus den in Anhang II und Anhang III angegebenen Tatverdächtigen- und Bevölke-
rungszahlen. 

692 Angaben bis 1990 für das frühere Bundesgebiet; ab 1991 für die alten Bundeslän-
der einschließlich Gesamt-Berlin. Die TVBZ wurden berechnet für die deutsche 
und ausländische Bevölkerung ab 8 Jahren. 

693 Angaben bis 1990 für das frühere Bundesgebiet; ab 1991 für die alten Bundeslän-
der einschließlich Gesamt-Berlin. Die TVBZ wurden berechnet für die deutsche 
und ausländische Bevölkerung ab 8 Jahren. 
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Immerhin ist ein geringer Rückgang der Mehrbelastung der Nichtdeut-
schen zu verzeichnen. Auch bei Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Geschlechtsstruktur bleibt jedoch eine erhebliche kriminalstatistische Hö-
herbelastung der Ausländer ohne die Illegalen, Touristen/ Durchreisenden 
und Stationierungsstreitkräfte in Relation zu den Deutschen bestehen. 

Die Höherbelastung zeigt sich in besonderem Maße bei der Gewaltkri-
minalität694. Hier läßt sich z.B. für 1993 eine 4,5fach höhere Tatverdächti-
genbelastung der männlichen Nichtdeutschen und eine 4, lfach höhere der 
weiblichen Nichtdeutschen konstatieren. Auch nach dem erheblichen 
Rückgang der Registrierungshäufigkeit der Ausländer insgesamt in den 
Jahren 1994 und 1995 hielten sich die Tatverdächtigenbelastungszahlen für 
die Gewaltkriminalität bei beiden Geschlechtern weitgehend konstant auf 
sehr hohem Niveau. Gegenüber den Deutschen war bei den männlichen 
Nichtdeutschen 1995 noch eine 4,3fache und bei den weiblichen Nicht-
deutschen immerhin eine 3,4fache Mehrbelastung bei den Gewaltdelikten 
zu beobachten695. 

Tabelle 51: Gewaltkriminalität der Deutschen und Nichtdeutschen696 im 
Vergleich 

1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 

Deutsche 
männlich 

258 
250 
238 
233 
234 
242 
243 
236 
235 
250 

Tatverdächtigenbelastungszahlen697 

Nichtdeutsche Deutsche 
männlich weiblich 

737 (1: 2,9) 28 
753 (1: 3,0) 26 
832 (1 : 3,5) 26 
852 (1: 3,7) 26 
904 (1: 3,9) 27 
980 (1: 4,0) 28 

1 033 (1: 4,3) 29 
1 066 (1 : 4,5) 29 
1 010 (1 : 4,3) 30 
1 071 (1 : 4,3) 33 

Nichtdeutsche 
weiblich 

79 (1: 2,8) 
77 (1: 3,0) 
89 (1: 3,4) 
94 (1 : 3,6) 
97 (1 : 3,6) 
99 (1: 3,5) 

111 (1: 3,8) 
118 (1: 4,1) 
102 (1: 3,4) 
III (1: 3,4) 

Quellen: Errechnet aus den in Anhang II und Anhang III angegebenen Tatverdächtigen- und Bevölke-
rungszahlen. 

694 Der Begriff der „Gewaltkriminalität" ist der Definition der PKS entnommen, vgl. 
hierzu das Straftatenverzeichnis im Anhang I. 

695 Siehe zum Ganzen Tab. 51. 
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ccc) Differenzierung nach Altersgruppen und Geschlecht 

Seit 1989 werden die nichtdeutschen Tatverdächtigen, ohne die Illegalen, 
Touristen/ Durchreisenden und Stationierungsstreitkräfte, in der PKS-Ta-
belle 59 nach Alter und Geschlecht aufgeschlüsselt. Dadurch wurde eine 
Darstellung der Tatverdächtigenbelastung von Ausländern nach verschie-
denen Altersgruppen und Geschlecht möglich. Ein Vergleich der Tatver-
dächtigenbelastung der verschiedenen Altersgruppen von männlichen und 
weiblichen Deutschen und Ausländern kann Aufschluß darüber geben, in-
wiefern sich die unterschiedliche Alters- und Geschlechtsstruktur auf die 
Tatverdächtigenbelastung auswirkt. 

Für den Vergleich wurden 6 Altersgruppen (differenziert nach Ge-
schlecht) gebildet: 
• die 8- bis unter 14jährigen 
• die 14- bis unter 18jährigen 
• die 18- bis unter 25jährigen 
• die 25- bis unter 50jährigen 
• die 50- bis unter 60jährigen 
• die Personen im Alter von 60 Jahren und älter. 

Tatverdächtige, die jünger als 8 Jahre alt sind, wurden von dem Vergleich 
ausgeklammert, denn auch in der PKS werden TVBZ nur für die Bevölke-
rung ab 8 Jahren berechnet698. Diese Abgrenzung erscheint sinnvoll, denn 
Tatverdächtige unter 8 Jahren dürften hauptsächlich Bagatelldelikte bege-
hen. Dagegen sollen die 8- bis 14jährigen in den Vergleich einbezogen wer-
den, obgleich die Registrierung der Kriminalität von Strafunmündigen (vgl. 
§ 19 StGB: ,,Schuldunfähig ist, wer bei Begehung der Tat noch nicht vierzehn 
Jahre alt ist") in der PKS nicht unproblematisch ist. Ein Vergleich innerhalb 
dieser Altersgruppe könnte jedoch für die Interpretation der registrierten 
Kriminalität von Ausländern durchaus einen Erkenntnisgewinn erbringen. 

696 Ohne die Illegalen, Touristen/Durchreisenden und Stationierungsstreitkräfte. Die 
TVBZ wurden berechnet für die deutsche und ausländische Bevölkerung ab 8 Jah-
ren. 

697 Angaben bis 1990 für das frühere Bundesgebiet; ab 1991 für die alten Bundeslän-
der einschließlich Gesamt-Berlin. 

698 Vgl. z.B. PKS 1995, 15. 
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Die Jugendlichen (14 bis unter 18 Jahre) wurden aufgrund ihrer Son-
derstellung als eigenständige Gruppe erfaßt, während die 18- bis unter 
25jährigen Tatverdächtigen der Übersichtlichkeit wegen in einer Gruppe 
zusammengefaßt wurden. Die 25- bis unter 60jährigen wurden in zwei 
Gruppen unterteilt, da die 25- bis unter 50jährigen anteilmäßig sehr stark 
in der ausländischen Bevölkerung vertreten sind. 

Berechnet wurden die TVBZ von Deutschen und Nichtdeutschen der 
oben genannten Altersgruppen für die Jahre 1989 bis 1995 (ohne Strafta-
ten gegen das AuslG und das AsylVfG). Ferner wurden die TVBZ bei aus-
gewählten Deliktsarten in den Berichtsjahren 1989 und 1995 berechnet, 
um Entwicklungen bei einzelnen Straftatengruppen aufzeigen zu können. 
Der Übersichtlichkeit halber befindet sich die Darstellung der Tatverdäch-
tigenbelastung ausgewählter Deliktsarten im Anhang V; die Ergebnisse 
werden jedoch nachfolgend zusammengefaßt. 

(1) 8 bis unter 14 Jahre 

Tabelle 52: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von männlichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 8 bis unter 14 Jahren 
1989-1995699 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche: Nichtdeutsche 

1989 1 706 5 245 1: 3,1 
1990 1 845 5 532 1: 3,0 
1991 1 893 5 221 1: 2,8 
1992 1 890 5 355 1: 2,8 
1993 1 889 5 093 1: 2,7 
1994 2170 4 997 1: 2,3 
1995 2464 5 338 1: 2,2 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

Die Mehrbelastung der Ausländer in der Altersgruppe der 8- bis unter 
14jährigen verringerte sich von 1989 bis 1995 kontinuierlich bei beiden Ge-
schlechtern (männlich: von 3,1 auf 2,2; weiblich: von 3,2 auf 1,9)700. Dabei 
wiesen die 8- bis unter 14jährigen Nichtdeutschen bei beiden Geschlech-

699 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 
700 Vgl. Tab. 52 und 53. 
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tern noch bis 1991 die gegenüber den Deutschen größte Höherbelastung 
aller Altersgruppen auf. Bei den Nichtdeutschen ist in den Jahren 1992 und 
1993 im Gegensatz zur Gesamtgruppe der männlichen und weiblichen 
Nichtdeutschen kein bedeutender Anstieg der TVBZ zu erkennen701 . Ein 
leichter Anstieg der Tatverdächtigenbelastung ist hingegen im Berichtsjahr 
1995 zu verzeichnen. In diesem Jahr haben sich allerdings auch die TVBZ 
der männlichen und weiblichen Deutschen relativ stark erhöht. 

Tabelle 53: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von weiblichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 8 bis unter 14 Jahren 
1989-1995702 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche : Nichtdeutsche 

1989 524 1 619 1: 3,2 
1990 605 1846 1: 3,1 
1991 589 1691 1: 2,9 
1992 673 1 939 1: 2,9 
1993 627 1836 1: 2,9 
1994 736 1594 1: 2,2 
1995 908 1 753 1: 1,9 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

Wenn man die Entwicklung der TVBZ bei einzelnen Deliktsarten betrach-
tet, ist 1995 ein Rückgang der Belastung der männlichen und weiblichen 
Nichtdeutschen im Vergleich zu 1989 bei den Diebstahlsdelikten (z.B. bei 
schwerem Diebstahl - männlich: 28%; weiblich: 53%) zu beobachten703. 

Dagegen war ein bedeutender Anstieg der TVBZ bei Gewaltdelikten zu 
verzeichnen, bei den männlichen Nichtdeutschen stieg die TVBZ bei 
Raubdelikten z.B. um 284% an. Die Körperverletzungsdelikte nahmen bei 
beiden Geschlechtern um etwa das Doppelte704 zu. 

701 Vgl. Tab. 49, 50, 52, 53. 
702 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 
703 Vgl. Anhang V, Übersicht 1. 
704 Errechnet aus den Angaben in Anhang V, Übersicht 1. 
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(2) 14 bis unter 18 Jahre 

Tabelle 54: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von männlichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 14 bis unter 18 Jahren 
1989-1995705 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche : Nichtdeutsche 

1989 5 738 13 882 1: 2,4 
1990 6497 15 075 1: 2,3 
1991 6 535 15 452 1: 2,4 
1992 6 886 16 808 1: 2,4 
1993 6 868 18 717 1: 2,7 
1994 7 521 16 320 1: 2,2 
1995 8 359 17 155 1: 2,1 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

Tabelle 55: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von weiblichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 14 bis unter 18 Jahren 
1989-1995706 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche : Nichtdeutsche 

1989 1 675 3 614 1: 2,2 
1990 2 150 4 018 1: 1,9 
1991 2 004 3 903 1: 1,9 
1992 2 167 4 541 1: 2,1 
1993 2 226 4 692 1: 2,1 
1994 2 660 4 212 1: 1,6 
1995 3 134 4 619 1: 1,5 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

Die Nichtdeutschen weisen bei der Altersgruppe der Jugendlichen, wie 
auch bei der Altersgruppe der 18- bis unter 25jährigen, die höchsten TVBZ 
bei beiden Geschlechtern auf. Die größte Mehrbelastung gegenüber den 
Deutschen der gleichen Altersgruppe wurde 1993 erreicht (männlich: 
2,7fach; weiblich: 2,lfach). In diesem Jahr wurden bei den Ausländern 
auch die höchsten TVBZ verzeichnet701. 

705 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 
706 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 
707 Vgl. Tab. 54 und 55. 
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Auffallend ist die Differenz zwischen der Mehrfachbelastung der männ-
lichen und der weiblichen Nichtdeutschen. Sie ist bei den weiblichen Aus-
ländern weitaus geringer und beträgt 1995 nur noch das l,5fache gegenüber 
den weiblichen Deutschen. Die TVBZ der weiblichen Nichtdeutschen war 
auch kaum Schwankungen ausgesetzt, während die TVBZ der männlichen 
Nichtdeutschen bis 1993 kontinuierlich anstieg und nach einem deutlichen 
Rückgang 1994 im Jahre 1995 wieder 17.155 pro 100.000 betrug. 

Ein Vergleich der Tatverdächtigenbelastung ausgewählter Deliktsarten 
ergibt für die Gewaltdelikte immense Höherbelastungen der Nichtdeut-
schen. Die Tatverdächtigenbelastung in diesem Bereich ist 1995 im Ver-
gleich zu 1989 beträchtlich gestiegen, ebenso die Belastung bei den 
Rauschgiftdelikten. Demgegenüber sind bei den Eigentums- und Ver-
mögensdelikten eher moderate Erhöhungen oder sogar Rückgänge zu ver-
zeichnen 7°8. Die männlichen Nichtdeutschen wiesen 1995 ferner bei Be-
trug, Urkundenfälschung, Erpressung, Landfriedensbruch, Hehlerei und 
Beleidigung eine deutlich mehr als zweifache Höherbelastung gegenüber 
den männlichen Deutschen auf. Bei Männern und Frauen war 1995 ledig-
lich die Tatverdächtigenbelastung der Deutschen bei der Sachbeschädi-
gung höher als die der Ausländer7ü9. 

(3) 18 bis unter 25 Jahre 

Tabelle 56: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von männlichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 18 bis unter 25 Jahren7IO 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche 

1989 5 817 14 312 
1990 5 935 15 248 
1991 6 029 16 205 
1992 6 173 19 880 
1993 6 266 20 734 
1994 6 712 15 747 
1995 7 345 15 298 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

708 Vgl. die Darstellung im Anhang V, Übersicht 2. 
709 Vgl. dazu Anhang V, Übersicht 2. 
710 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 

Deutsche : Nichtdeutsche 

1: 2,5 
1: 2,6 
1: 2,7 
1: 3,2 
1: 3,3 
1: 2,3 
1: 2,1 
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Tabelle 57: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von weiblichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 18 bis unter 25 Jahren7ll 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche : Nichtdeutsche 

1989 1476 3 946 1: 2,7 
1990 1 532 4 086 1: 2,7 
1991 1480 3 907 1: 2,6 
1992 1 521 4 889 1: 3,2 
1993 1 567 5 023 1: 3,2 
1994 1 706 3 511 1: 2,1 
1995 1 875 3 376 1: 1,8 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV: 

Die 18- bis unter 25jährigen Nichtdeutschen wiesen bei beiden Geschlech-
tern 1992 und 1993 im Vergleich zu den anderen Berichtsjahren erheblich 
höhere TVBZ auf712. In den Folgejahren ging die Belastung stark zurück, 
ohne das Niveau der Vorjahre wieder zu erreichen. Die Mehrfachbelastun-
gen gegenüber den Deutschen sind bei männlichen und weiblichen Nicht-
deutschen annähernd gleich groß. 

Demgegenüber sind die TVBZ der Deutschen von 1989 bis 1995 kon-
tinuierlich angestiegen 713. Der Anstieg ist bei fast allen Deliktsgruppen er-
kennbar714. 

Auch in dieser Altersgruppe zeigen sich die höchsten Mehrfachbela-
stungen der Nichtdeutschen bei den Gewaltdelikten, allerdings in etwas 
geringerem Ausmaß als bei den Jugendlichen. Dafür ergibt sich eine deut-
lichere Höherbelastung im Vergleich zu den Deutschen bei den Diebstahls-
deliktenns. 

( 4) 25 bis unter 50 Jahre 

Im Vergleich zu den Altersgruppen der 14- bis unter 18- sowie der 18- bis 
unter 25jährigen geht die Registrierungshäufigkeit bei der Altersgruppe 

711 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 
712 Vgl. Tab. 56 und 57. 
713 Siehe dazu Tab. 56 sowie Tab. 57. 
714 Vgl. dazu die Darstellung im Anhang V, Übersicht 3. 
715 Siehe hierzu die Angaben im Anhang V, Übersicht 3. 
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der 25- bis unter 50jährigen sowohl bei den Deutschen als auch bei den 
Ausländern erheblich zurück. Auch in dieser Altersgruppe weisen die 
Nichtdeutschen in den Berichtsjahren 1992 und 1993 auffallend hohe 
TVBZ sowie die höchsten Mehrfachbelastungen gegenüber den Deutschen 
auf. Allerdings überwiegen die Mehrfachbelastungen der weiblichen Aus-
länder nunmehr deutlich gegenüber denjenigen der männlichen Auslän-
der116. 

Tabelle 58: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von männlichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 25 bis unter 50 Jahren 
1989-1995717 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche : Nichtdeutsche 

1989 3 627 7116 1: 2,0 
1990 3 624 7 155 1: 2,0 
1991 3 561 7 389 1: 2,1 
1992 3 556 8 262 1: 2,3 
1993 3 537 9114 1: 2,6 
1994 3 553 7 585 1: 2,1 
1995 3 594 7 352 1: 2,0 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

Tabelle 59: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von weiblichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 25 bis unter 50 Jahren 
1989-1995718 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche 

1989 1 115 2 750 
1990 1122 2 802 
1991 1 072 2 705 
1992 1 094 3 130 
1993 1 096 3 348 
1994 1 114 2 633 
1995 1130 2 528 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

716 Vgl. zum Ganzen Tab. 58 und 59. 
717 Ohne Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG. 
718 Ohne Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG. 

Deutsche : Nichtdeutsche 
1: 2,5 
1: 2,5 
1: 2,5 
1: 2,9 
1: 3,1 
1: 2,4 
1: 2,2 
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Die Tatverdächtigenbelastung bei ausgewählten Deliktsarten hat sich, im 
Vergleich der Jahre 1989 und 1995, sowohl bei Deutschen als auch bei 
Nichtdeutschen kaum verändert719. Zuwächse verzeichneten am ehesten 
noch die männlichen Nichtdeutschen bei Gewalt- und Rauschgiftdelikten 
sowie bei schwerem Diebstahl und Betrug. In der Altersgruppe der 25- bis 
unter 50jährigen waren die Nichtdeutschen gegenüber den Deutschen 
ebenfalls besonders bei Gewaltdelikten erheblich höher belastet. 

(5) 50 bis unter 60 Jahre 

Tabelle 60: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von männlichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 50 bis unter 60 Jahren 
1989-1995720 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche : Nichtdeutsche 

1989 1 871 2 863 1: 1,5 
1990 1 872 2 780 1: 1,5 
1991 1 861 2 514 1: 1,4 
1992 1 872 3 362 1: 1,8 
1993 1 904 2 956 1: 1,6 
1994 1 925 2 823 1: 1,5 
1995 1 959 2 859 1: 1,5 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

Tabelle 61: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von weiblichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 50 bis unter 60 Jahren 
1989-1995721 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche : Nichtdeutsche 

1989 764 1 622 1: 2,1 
1990 761 1 722 1: 2,3 
1991 740 1 544 1: 2,1 
1992 734 1 652 1: 2,3 
1993 755 1 648 1: 2,2 
1994 751 1455 1: 1,9 
1995 745 1429 1: 1,9 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

719 Vgl. hierzu Anhang V, Übersicht 4. 
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Die Höherbelastung der Nichtdeutschen im Vergleich zu den Deutschen 
nimmt bei der Altersgruppe der 50- bis unter 60jährigen weiter ab. Auch 
hier weisen die weiblichen Ausländer größere Mehrfachbelastungen auf als 
die männlichen Ausländer. Nachdem in den Jahren 1992 und 1993 bei den 
TVBZ Höchststände erreicht wurden, fiel die Tatverdächtigenbelastung 
der Nichtdeutschen beiden Geschlechts in den Folgejahren bis unter das 
Niveau von 1989722. 

Insbesondere bei den Diebstahlsdelikten zeigen sich kaum Höherbela-
stungen gegenüber Deutschen. Am ehesten fallen die Nichtdeutschen im 
Alter von 50 bis unter 60 Jahren bei Gewalt- und Rauschgiftdelikten auf723. 

(6) 60 Jahre und älter 

Tabelle 62: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von männlichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 60 Jahren und mehr 
1989-1995724 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche : Nichtdeutsche 

1989 904 2 018 1: 2,2 
1990 887 1818 l: 2,0 
1991 889 1664 1: 1,9 
1992 913 1 717 1: 1,9 
1993 927 1816 l: 2,0 
1994 936 1 727 1: 1,8 
1995 964 1661 1: 1,7 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

In der Altersgruppe der über 59jährigen gingen die TVBZ der Nichtdeut-
schen beiden Geschlechts seit 1989 zurück, allerdings mit einem leichten 
Aufwärtstrend um das Jahr 1993 herum. Auch die Höherbelastung gegen-
über den Deutschen der gleichen Altersgruppe reduzierte sich bis auf das 
l,7fache bei den männlichen und das l,8fache bei den weiblichen Auslän-

720 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 
721 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 
722 Vgl. Tab. 60 und 61. 
723 Siehe dazu Anhang V, Übersicht 5. 
724 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 
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dem im Berichtsjahr 199512s. Der Rückgang ist bei annähernd allen De-
liktsgruppen erkennbar726, 

Tabelle 63: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von weiblichen Deut-
schen und Nichtdeutschen im Alter von 60 Jahren und mehr 
1989-1995727 

TVBZ 
Deutsche Nichtdeutsche Deutsche : Nichtdeutsche 

1989 414 972 1: 2,3 
1990 401 819 1: 2,0 
1991 390 819 1: 2,1 
1992 395 796 1: 2,0 
1993 393 892 1: 2,3 
1994 388 740 1: 1,9 
1995 384 699 1: 1,8 

Quellen: Vgl. die Angaben im Anhang IV. 

ddd) Ergebnis 

Die Berücksichtigung unterschiedlicher Alters- und Geschlechtsstrukturen 
führt nicht zu einer wesentlichen Verringerung der Tatverdächtigenbela-
stung der Nichtdeutschen. Vor allem die Kontrolle des Faktors „Ge-
schlecht" bewirkt kaum eine Entlastung der Ausländer. Zwar erwiesen sich 
die für die weiblichen Nichtdeutschen berechneten TVBZ als erheblich 
niedriger als die der männlichen Nichtdeutschen. Die Überhöhung der 
TVBZ der weiblichen Ausländer gegenüber den weiblichen Deutschen ent-
sprach aber tendenziell der von männlichen Ausländern. Bei den jüngeren 
Altersgruppen war dieses Ergebnis durchaus zu erwarten, denn hier hat der 
Frauenanteil der ausländischen Bevölkerung mittlerweile zugenommen und 
sich an den der Deutschen angenähert, so daß eine Entlastung aufgrund der 
unterschiedlichen Geschlechtsstruktur von Ausländern und Deutschen nur 
eingeschränkt zu erwarten war728. Erstaunlich war hingegen das Ergebnis 

725 Vgl. Tab. 62 und 63. 
726 Siehe hierzu die Darstellung im Anhang V, Übersicht 6. 
727 Ohne Straftaten gegen das Aus!G und das AsylVfG. 
728 Vgl. dazu die Bevölkerungszahlen im Anhang IV. Im Jahre 1994 war z.B. ein An-

teil weiblicher Personen von 48% an den 18- bis unter 25jährigen und von 39,6% 
an den 50- bis unter 60jährigen Ausländern zu verzeichnen. 
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für die Altersgruppen ab dem Alter von 25 Jahren, denn hier waren die 
weiblichen Ausländer im Vergleich zu den weiblichen Deutschen sogar 
deutlich stärker mit Tatverdächtigen belastet als die männlichen Ausländer 
im Vergleich zu den männlichen Deutschen 729. Die Auswertung hat also ge-
zeigt, daß sowohl die männlichen als auch die weiblichen Ausländer - über 
alle Altersgruppen hinweg - eine wesentlich höhere Tatverdächtigenbela-
stung aufweisen als die deutschen Vergleichsgruppen. 

Bis zum Berichtsjahr 1991 wies die Altersgruppe der 8- bis unter 14jäh-
rigen Ausländer bei beiden Geschlechtern die gegenüber den Deutschen 
stärkste Mehrbelastung aller Altersgruppen auf. Die Höherbelastung der 
ausländischen Kinder wie auch der ausländischen Jugendlichen ist jedoch 
seit 1994 stark rückläufig, nicht zuletzt wegen ansteigender TVBZ der 
Deutschen der gleichen Altersgruppen. Seit 1992 sind dagegen die 18- bis 
unter 25- sowie die 25- bis unter 50jährigen Nichtdeutschen besonders auf-
fällig. Auch bei diesen Altersgruppen ist jedoch seit dem Berichtsjahr 1994 
ein erheblicher Rückgang der Höherbelastung gegenüber den Deutschen 
festzustellen. Die höchsten TVBZ sind bei den Jugendlichen und bei der 
Gruppe der 18- bis unter 25jährigen zu beobachten. 

Bei allen Altersgruppen, insbesondere aber bei den jüngeren, liegen die 
TVBZ der Nichtdeutschen bei den Gewaltdelikten deutlich über denen der 
Deutschen. Die erhebliche Mehrbelastung der Ausländer zeigt sich aller-
dings über fast alle Deliktsgruppen hinweg. 

Insofern muß als Ergebnis des Vergleichs der Tatverdächtigenbelastung 
von Deutschen und Ausländern eine Höherbelastung der Ausländer mit 
Tatverdächtigen festgehalten werden. Dies gilt selbst dann, wenn die un-
terschiedliche Alters- und Geschlechtsstruktur von Deutschen und Aus-
ländern in den Vergleich miteinbezogen wird. 

c) Neuere Untersuchungen zur Tatverdächtigenbelastung 
der ausländischen Bevölkerung 

Bestätigung finden die dargestellten Ergebnisse bei in Bayern und Baden-
Württemberg durchgeführten Untersuchungen zur Kriminalität der Aus-
länder: 

729 Anders die Ergebnisse bei STEFFEN U.A. 1992, 148. 
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So kam eine Analyse der bayerischen PKS für die Jahre 1983 bis 
1994730, in der die Tatverdächtigenbelastung der melderechtlich erfaßten 
Deutschen mit jener der melderechtlich erfaßten Ausländer verglichen 
wurde, zu dem Ergebnis, daß eine erhebliche Mehrbelastung der auslän-
dischen Bevölkerung mit Tatverdächtigen gegeben ist. Dies gilt auch dann, 
wenn Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG nicht gezählt werden. 
Selbst bei einer Differenzierung nach Altersgruppen und Geschlecht, fer-
ner bei der Berücksichtigung verschiedener Tatortkategorien73I bleibt eine 
Höherbelastung der in Bayern wohnhaften Ausländer mit Tatverdächtigen 
übrigm. 

Vor allem von 1987 bis 1993 hatte die Tatverdächtigenbelastung der 
ausländischen Bevölkerung Bayerns erheblich zugenommen, was zu einem 
Großteil auf die verstärkte Auffälligkeit der Asylbewerber zurückzuführen 
war733. Aber selbst bei einer Nichtberücksichtigung der Asylbewerber 
ergab sich z.B. für 1994 eine zweifach erhöhte Tatverdächtigenbelastung 
der ausländischen Bevölkerung134. 

Dabei stellte STEFFEN fest, daß die von den zur Bevölkerung zählenden 
nichtdeutschen Tatverdächtigen ausgehende Kriminalität von der Art der 
Straftaten und der Entwicklung der Mehrfachauffalligkeit her, im Ver-
gleich zu den Deutschen eher schwerer und im Vergleich zu den nicht zur 
Bevölkerung gehörenden Ausländern sogar deutlich schwerer war. Ins-
besondere bei Gewaltdelikten wiesen die Ausländer über ihrem durch-
schnittlichen Anteil liegende Tatverdächtigenanteile auf. Die nicht melde-
rechtlich erfaßten ausländischen Tatverdächtigen fielen hingegen vor allem 
durch Bagatelldelikte auf735. Eine besonders hohe Tatverdächtigenbela-
stung war bei den Altersgruppen der 18- bis 24jährigen sowie der 6- bis 
17jährigen Ausländer feststellbar736. 

Ähnliche Ergebnisse erzielte auch die Freiburger Kohortenstudie zur 
Entwicklung polizeilich registrierter Kriminalität und strafrechtlicher 

730 Vgl. STEFFEN U.A. 1992; STEFFEN 1993, 462ff.; DIES. 1994, 569 ff.; DIES. 1995a, 
30lff.; DIES. 1995b, l33ff. 

731 Dazu näher unten 2. Kapitel, IV. l. c). 
732 Vgl. STEFFEN U.A. 1992, 187; STEFFEN 1995b, l46ff. 
733 Vgl. STEFFEN 1993, 54; 1994, 571. 
734 STEFFEN 1995b, 147. 
735 STEFFEN 1995b, 147 /. 
736 STEFFEN 1995b, l48ff. 
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Sanktionierung. Die Kohortenstudie bezieht sich ausschließlich auf die po-
lizeilich registrierte Kriminalität in Baden-Württemberg und wird durch 
die fortgeschriebene Beobachtung von vier ausgewählten Geburtsjahrgän-
gen (1970, 1973, 1975, 1978) anhand der Daten zur polizeilichen Registrie-
rung (PAD) sowie anhand der Daten des Bundeszentralregisters zur straf-
rechtlichen Sanktionierung erstellt737. Hierbei werden nur Personen 
berücksichtigt, die ihren Wohnsitz in Baden-Württemberg haben und dort 
meldepflichtig sind. 

Nach einer 1990 im Rahmen der Studie durchgeführten Auswertung 
zur Gewaltkriminalität von jungen Ausländern und Deutschen wurden 
gegen Personen gerichtete Gewaltstraftaten bis zum 18. Lebensjahr - be-
zogen auf den jeweiligen Bevölkerungsanteil - mehr als dreimal so oft von 
der Polizei einem ausländischen Tatverdächtigen zugeordnet wie einem 
deutschen. Dagegen wurde die gewaltsame Zerstörung von Sachen nur ge-
ringfügig öfter bei Ausländern registriert738. Gewalt gegen Personen wurde 
nationalitätenunabhängig zumeist von männlichen Kindern und Jugend-
lichen begangen. Bis zum Alter von 18 Jahren sind 6,9% der ausländischen 
und 2% der deutschen Jungen wegen einer derartigen Gewalttat polizeilich 
registriert worden. Aber auch die ausländischen Mädchen waren höher be-
lastet als die deutschen. Die Ausländer wiesen überdies einen höheren An-
teil an Mehrfachtatverdächtigen auf739. 

Eine Auswertung der Daten des Bundeszentralregisters740 innerhalb der 
Freiburger Kohortenstudie ergab im Jahre 1996 eine mehrfache Höherbe-
lastung pro 100. 000 der Wohnbevölkerung bei den männlichen und weib-
lichen Ausländern im Alter von 14 bis 23 Jahren im Vergleich zu den 
gleichaltrigen Deutschen741 . Dies gilt annähernd für alle Deliktstypen. Be-
sonders die männlichen 20- bis 23jährigen Nichtdeutschen waren erheblich 
höher belastet als die Deutschen der gleichen Altersgruppe742. 

737 Dazu KARGER/SUTTERER 1990, 370. 
738 Vgl. KARGER/SUTTERER 1990, 376. 
739 Vgl. zum Ganzen KARGER/SUTTERER 1990, 374/f. 
740 Bei den BZR-Registrierungen wird nur das schwerste Delikt erfaßt. 
741 Vgl. MPJ FÜR AUSLÄNDISCHES UND INTERNATIONALES STRAFRECHT 1997, 45//. 

Die Höherbelastung bleibt auch nach Abzug der hier mitberücksichtigten Ver-
kehrsdelikte und Straftaten gegen das AuslG bestehen. 

742 MPJ FÜR AUSLÄNDISCHES UND INTERNATIONALES STRAFRECHT 1997, 46. 
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d) Zusammenfassung 

Der Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und Auslän-
dern hat gezeigt, daß die ausländische Bevölkerung höher mit Tatverdäch-
tigen belastet ist als die deutsche. Dies gilt selbst dann, wenn die Straftaten 
gegen das AuslG und das AsylVfG herausgerechnet werden und die unter-
schiedliche Bevölkerungsstruktur von Deutschen und Ausländern in den 
Vergleich miteinbezogen wird. Die Höherbelastung zeigt sich über alle De-
liktsgruppen hinweg - besonders hohe Belastungen weisen die Nichtdeut-
schen jedoch bei Gewaltdelikten auf. 

Selbst wenn man berücksichtigt, daß gewisse Schwachpunkte der Be-
völkerungsstatistik existieren und die errechneten Tatverdächtigenbela-
stungszahlen nur Annäherungswerte darstellen, kann an einer kriminalsta-
tistischen Höherbelastung der ausländischen Bevölkerung nicht gezweifelt 
werden. Die Mehrfachbelastungen gegenüber den Deutschen sind einfach 
zu deutlich. Dies bestätigen auch andere Untersuchungen zur registrierten 
Kriminalität der Nichtdeutschen in Bayern und Baden-Württemberg, die 
in der Lage waren, noch differenziertere und genauere Auswertungen vor-
zunehmen. 

9. Ergebnis 

Die Ergebnisse der Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 
• Die Tatverdächtigenzahlen und -anteile der Nichtdeutschen sind von 

1986 bis 1993 erheblich gestiegen. In den Folgejahren war zwar ein 
bedeutender Rückgang der Tatverdächtigenzahlen zu verzeichnen. 
Dennoch war im Berichtsjahr 1995 im Gebiet der alten Bundesländer 
einschließlich Gesamt-Berlin immer noch annähernd jeder dritte Tat-
verdächtige nichtdeutscher Staatsangehöriger. 

• Ein beachtlicher Zuwachs an nichtdeutschen Tatverdächtigen war bei 
fast allen Deliktsbereichen feststellbar. In den Berichtsjahren 1994 
und 1995 ging vor allem die Zahl nichtdeutscher Tatverdächtiger bei 
den Eigentums- und Vermögensdelikten sowie bei den Verstößen 
gegen das Aus!G und das AsylVfG zurück. Besonders hohe Tatver-
dächtigenanteile wiesen die Nichtdeutschen an folgenden Delikts-
gruppen auf: Straftaten gegen das AuslG und das Asy!VfG, Urkun-
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denfälschung, Raub, Erpressung, Mord und Totschlag, Vergewalti-
gung, gefährliche und schwere Körperverletzung, Rauschgiftdelikte 
und illegales Glücksspiel. 

• Insbesondere bei den Gewaltstraftaten war der Tatverdächtigenanteil 
der weiblichen Nichtdeutschen stets etwas geringer als der von den 
männlichen Nichtdeutschen. 

• Bis 1993 stiegen die Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen aller 
Altersgruppen in erheblichem Umfang an. Die höchsten Steigerungs-
raten und Tatverdächtigenanteile erreichten die ausländischen Her-
anwachsenden (18-20 Jahre) und Jungerwachsenen (21-24 Jahre). 
Diese Altersgruppen wiesen 1994 und 1995 wiederum den größten 
Schwund an Tatverdächtigen auf. 

• Ein großer Teil des Anstiegs der Zahl ausländischer Tatverdächtiger 
bis 1993 ist auf Staatsangehörige osteuropäischer Staaten zurück-
zuführen. Der Anteil von Tatverdächtigen „klassischer" Gastarbei-
ternationen ist hingegen von 1986 bis 1993 erheblich zurückgegangen. 
Der Tatverdächtigenanteil von Italienern, Spaniern, Portugiesen und 
Griechen entsprach sogar im wesentlichen ihrem Bevölkerungsanteil. 
Problematisch stellen sich die Anteile der Türken dar, die insbeson-
dere an Gewaltdelikten überproportional beteiligt waren. Ferner ist 
seit 1992 ein erheblicher Anstieg der Tatverdächtigenzahlen von 
Staatsangehörigen aus den Nachfolgestaaten der ehemaligen Volks-
republik Jugoslawien zu verzeichnen, was mit der Aufnahme zahlrei-
cher Kriegsflüchtlinge und Asylsuchenden aus diesen Staaten zusam-
menhängen dürfte. 

• Der erhebliche Anstieg der Tatverdächtigenzahlen und -anteile von 
Ausländergruppen, die nicht in der Bundesrepublik gemeldet (Ille-
gale, Touristen/ Durchreisende) oder neu zugewandert sind (Asylbe-
werber), läßt sich als Wechsel von der „Gastarbeiterkriminalität" zu 
einer neuen Form der „Zuwandererkriminalität" interpretieren. 
Überdies dürfte ein bedeutender Teil der 1995 immerhin größten 
Gruppe der nichtdeutschen Tatverdächtigen, der Sonstigen, ebenfalls 
aus Zuwanderern bestehen (z.B. Kriegsflüchtlinge oder abgelehnte, 
geduldete Asylbewerber). Anders kann der deutliche Zuwachs an Tat-
verdächtigen bei der Gruppe der Sonstigen kaum erklärt werden. 
Allerdings werden die Illegalen und die Touristen/ Durchreisenden 
eher wegen weniger schwerer Delikte registriert, vor allem wegen 
Diebstahl ohne erschwerende Umstände oder Straftaten gegen das 
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AuslG und das AsylVfG. Als problematisch kann die Gruppe der 
Asylbewerber angesehen werden, denn diese wiesen neben hohen Tat­
verdächtigenanteilen an Bagatelldelikten zuletzt auch beachtliche An­
teile an Gewaltstraftaten auf. Angesichts der eher geringen Zahl von 
in der Bundesrepublik gemeldeten Asylbewerbern erscheint der Tat­
verdächtigenanteil dieser Gruppe relativ hoch. 
Dagegen sind die von ausländischen Arbeitnehmern sowie Schü­
ler/ Studenten mutmaßlich verübten Straftaten tendenziell schwer­
wiegender als jene der Zuwanderergruppen. So waren z.B. Arbeitneh­
mer weniger bei Eigentums- und Vermögensdelikten, sondern eher 
bei Gewaltdelikten in hohem Maße auffällig. 

• Nach den „Lagebildern Organisierte Kriminalität" hat der Anteil von
nichtdeutschen Tätern am organisierten Verbrechen zugenommen -
1995 waren annähernd zwei Drittel aller Tatverdächtigen in OK-rele­
vanten Ermittlungsverfahren Ausländer.

• Verglichen mit der Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland le­
benden Ausländer, werden nur wenige politisch motivierte Gesetzes­
verletzungen von ausländischen Extremisten registriert. Von einem
staatsgefährdenden Ausmaß des von Nichtdeutschen verübten Terro­
rismus kann man folglich nicht ausgehen.

• Die ausländische Bevölkerung ist höher mit Tatverdächtigen belastet
als die deutsche. Dies gilt selbst dann, wenn die Straftaten gegen das
AuslG und das AsylVfG herausgerechnet werden und die unter­
schiedliche Bevölkerungsstruktur von Deutschen und Ausländern in
den Vergleich miteinbezogen wird. Besonders hohe Belastungen sind
bei den Gewaltdelikten erkennbar.

Die dargestellten Ergebnisse können sich freilich nur auf das Hellfeld der 
Kriminalität beziehen, das sich aus den Polizeilichen Kriminalstatistiken, 
aus polizeilicher Beobachtung sowie aus den Einschätzungen des Bundes­
amtes für Verfassungsschutz ergibt. 
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IV. Realitätsgehalt und Aussagewert der PKS 

Die Ergebnisse der kriminalstatistischen Auswertung haben gezeigt, daß 
Nichtdeutsche einen hohen Anteil an den in der PKS erfaßten Tatverdäch-
tigen stellen. Ausländergruppen, die nicht der Bevölkerung zuzurechnen 
sind, fallen dabei eher bei Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG 
sowie bei weniger schweren Delikten wie dem Diebstahl ohne erschwe-
rende Umstände auf. Nichtdeutsche Tatverdächtige, die zur ausländischen 
Bevölkerung gehören, weisen hingegen besonders hohe Anteile an schwe-
reren Straftaten wie Raub, Körperverletzungsdelikten oder schwerem 
Diebstahl auf. Ein Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen 
und Ausländern ergab eine erhebliche Höherbelastung der Nichtdeutschen 
mit Tatverdächtigen, in besonderem Maße bei den Gewaltdelikten. Diese 
Höherbelastung bleibt selbst dann bestehen, wenn ausländerspezifische 
Straftaten herausgerechnet werden und die Unterschiede in der Bevölke-
rungsstruktur durch einen Vergleich nach Altersgruppen und Geschlecht 
berücksichtigt werden. 

Fraglich ist aber, wie sich diese Erkenntnisse angesichts der Sozial-
struktur der ausländischen Bevölkerung interpretieren lassen743. Des wei-
teren sollen neuere Dunkelfeldstudien zur Ausländerkriminalität in die 
Analyse der Polizeilichen Kriminalstatistik miteinbezogen werden744. Fer-
ner muß dem Vorwurf nachgegangen werden, der hohe Anteil nichtdeut-
scher Tatverdächtiger beruhe auf einer verstärkten Kriminalisierung durch 
Bevölkerung und Strafverfolgungsorgane745. 

743 S.u. 2. Kapitel, IV. 1. 
744 S.u. 2. Kapitel, IV. 2. 
745 Dazu unten 2. Kapitel, IV. 3. 
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1. Strukturelle Unterschiede

Die Wahrscheinlichkeit, als Straftäter entdeckt und kriminalstatistisch re­
gistriert zu werden, hat zweifellos mit der sozialen Schicht des Täters zu 
tun 746. So werden Angehörige der Unterschicht überproportional häufiger 
als Straftäter identifiziert als Personen aus der Mittel- und Oberschicht747. 
Die Frage, welcher Zusammenhang zwischen sozialer Schichtung und Kri­
minalität besteht, wird allerdings äußerst kontrovers diskutiert748. So wird 
einerseits die Auffassung vertreten, daß Polizei und Justiz dazu neigten, 
Personen der sozialen Unterschicht eher zu verfolgen und zu bestrafen als 
Angehörige der höheren Sozialschichten749. Andererseits könnte man die 
Höherbelastung von Angehörigen bei Tatverdächtigen, Verurteilten und 
Strafgefangenen darauf zurückführen, daß diese Gruppe tatsächlich häu­
figer Straftaten begeht1so. 

Unstreitig ist jedoch, daß zumindest die entdeckte Kriminalität 
schichtspezifisch verteilt ist751 . Dies trifft insbesondere für folgende Delikte 
zu: Bankraub, Diebstahlsdelikte (KFZ-Diebstahl, Ladendiebstahl, Ein­
bruch) und Gewaltdelikte wie Totschlag, Körperverletzung, Nötigung und 
Bedrohung, ferner Bagatellbetrügereien und Sittlichkeitsdelikte752. Dage­
gen gelten Unterschlagung und schwere Betrugsfälle als typische Strafta­
ten der Mittelschicht753. Ferner dürften die unteren Sozialschichten kaum 
in den Bereichen der Drogen- , Wirtschafts- und Verkehrskriminalität 
überrepräsentiert sein754 . Der Anstieg der Tatverdächtigenbelastung ins­
besondere der jungen Ausländer Ende der siebziger Jahre wurde dem­
zufolge auf die erhebliche soziale Randständigkeit der in der Bundesrepu­
blik lebenden Ausländer zurückgeführt. So wiesen P.-A. ALBRECHT U.A. 
schon 1978 auf die im Vergleich zu jungen Deutschen erheblich schlechtere 

746 Vgl. KüRZINGER 1996, 232. 
747 KüRZINGER 1996, 232. Vgl. dazu die Untersuchung von ÜPPERMANN 1987, 92, 93 

zur sozialen Stellung deutscher und ausländischer Straftäter in Freiburg. 
748 Siehe dazu eingehend unten 3. Kapitel, I. 5. 
749 Vgl. die Darstellung bei KAISER 1996, 376. 
750 Vgl. dazu KüRZINGER 1996, 107. 
751 Vgl. GEISSLER 1994, 160 m.N. Nicht ganz eindeutig jedoch die Ergebnisse der 

Dunkelfeldforschung. Dazu näher unten 3. Kapitel, I. 5. 
752 So zusammenfassend GEISSLER 1994, 162. 
753 Vgl. ÜEISSLER 1994, 162 m.N. 
754 KAISER 1996, 378. 
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Schul-, Ausbildungs-, Arbeitsplatz-, und Wohnsituation der jungen Nicht-
deutschen hin755. Etwaige Unterschiede in der Kriminalitätsbelastung 
seien auf schichtspezifische Kriterien zurückzuführen 756. 

In neuerer Zeit wird deshalb zunehmend gefordert, daß ein aussage-
kräftiger Vergleich von Deutschen und Ausländern auf der Basis von poli-
zeilichen Kriminalitätsdaten zumindest die im Hinblick auf das Kriterium 
der Schichtzugehörigkeit entsprechende deutsche Bevölkerungsgruppe 
einbeziehen müsse757. Ein Vergleich der Kriminalitätsbelastung von Deut-
schen und Ausländern ohne die Einbeziehung der Schichtkomponente 
wird sogar für „illegitim" gehalten 758. Ferner wird auf den Umstand hin-
gewiesen, daß Ausländer öfter als Deutsche in Großstädten lebten. Hier 
würden aber mehr Tatverdächtige als in ländlichen Gebieten registriert759. 
Folglich seien die kriminalstatistischen Daten bezüglich der Gruppe der 
Nichtdeutschen aufgrund dieses „Regionaleffektes" verzerrt760. 

a) Sozialstruktur der Ausländer in Deutschland 

Um zu klären, inwiefern schichtbedingte Unterschiede zwischen Deut-
schen und Ausländern existieren, soll die Sozialstruktur der Ausländer an-
hand ausgewählter Daten über die Schul-, Ausbildungs-, Berufs- und Woh-
nungssituation in den achtziger und neunziger Jahren dargestellt werden. 

aa) Schule 

Für ausländische Kinder, die in der Bundesrepublik Deutschland leben, 
besteht eine grundsätzliche Schulpflicht761. Die Zahl der ausländischen 
Schülerinnen und Schüler an den allgemeinbildenden Schulen hat sich seit 

755 Vgl. P.-A. ALBRECHT 1978, 275/. m.N. Vgl. auch ALBRECHT!PFEIFFER 1979b, 116. 
756 Vgl. dazu ÜPPERMANN 1987, 90/f. 
757 H.-J. ALBRECHT 1988, 192. 
758 P.-A. ALBRECHT 1990, 274; DERS. 1994, 545. 
759 Vgl. SCHWIND 1996a, 402. 
760 Dazu ÜEISSLER 1995a, 34, 37. 
761 Vgl. StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 62. Ausgenommen 

sind lediglich Diplomatenkinder sowie Kinder von ausländischen Militärangehö-
rigen. 
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den siebziger Jahren beträchtlich erhöht. Wurden im Jahre 1970 noch 

160. 000 ausländische Schülerinnen und Schüler gezählt, so 1980 bereits

646. 000 und 1990 etwa 780. 000762. Im Jahre 1990 machten die Ausländer
somit 11,3% aller Schüler aus. Für Gesamt-Deutschland wurden 1993 un­

gefähr 868. 000 nichtdeutsche Schüler an allgemeinbildenden Schulen er­

faßt, die einen Anteil von rund 9% stellten763 • 

Tabelle 64: Deutsche und ausländische Schülerinnen und Schüler an all­

gemeinbildenden Schulen 1985, 1990, 1993764 

Deutsche Schüler 

1985 1990 1993 

Schulart in 1000 in% in 1 000 in% in 1 000 in% 

Grundschulen 765 3 345 51,1 2 433 39,9 3 492 40,2 

Hauptschulen 766 - - 843 13,8 883 10,2 

Realschulen 998 15,2 795 13,0 1 031 11,9 

Gymnasien 1 692 25,8 1 473 24,1 2 031 23,4 

IGS/FWS767 195 3,0 254 4,2 469 5,4 

Sonderschulen 232 3,5 207 3,4 320 3,7 

Schulen insg. 6 546 100,0 6 102 100,0 8 691 100,0 

Ausländische Schüler 

1985 1990 1993 

Schulart in 1 000 in% in 1 000 in% in 1 000 in% 

Grundschulen 765 483 72,4 319 40,9 359 41,4 

Hauptschulen766 - - 211 27,1 221 25,5 

Realschulen 51 7,6 70 9,0 75 8,6 

Gymnasien 57 8,5 77 9,9 85 9,8 

IGS/FWS767 23 3,4 42 5,4 55 6,3 

Sonderschulen 40 6,0 44 5,6 51 5,9 

Schulen insg. 667 100,0 780 100,0 868 100,0 

Quelle: StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 65. 

762 Vgl. Tab. 64 sowie StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 63. 
763 StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 63. 
764 Angaben für 1985, 1990: früheres Bundesgebiet; für 1993: Gesamt-Deutschland. 
765 1985 mit Hauptschulen. Einschl. schulunabhängiger Orientierungsstufe. 
766 Einschl. integrierter Klassen für Haupt- und Realschüler. 
767 Integrierte Gesamtschulen (IGS) sowie Freie Waldorfschulen (FWS). 
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Der weit überwiegende Teil der ausländischen Schülerinnen und Schüler 
stammt aus europäischen Staaten, 1993 waren z.B. 41,7% Türken, 11,4% 
Jugoslawen bzw. Angehörige der Nachfolgestaaten und insgesamt 13,4% 
Staatsangehörige der EU-Staaten Italien, Griechenland und Spanien768. 

Während der Unterricht an der Grundschule von allen Kindern glei-
chermaßen besucht wird, richtet sich die Wahl der weiterführenden Schul-
art nach den erbrachten Leistungen, der Empfehlung der Grundschule 
und dem Elternwunsch769. Hierbei sind deutliche Unterschiede zwischen 
den deutschen und ausländischen Schülern erkennbar. In den Jahren 1990 
und 1993 gingen etwa knapp 10% der ausländischen Schüler auf ein Gym-
nasium. Die deutschen Schüler besuchten dagegen ungefähr zu einem 
Viertel diese (höhere) Schulart77o. Andererseits gingen 1990 nur 13,8% und 
1993 sogar nur 10,2% der Deutschen auf Hauptschulen einschließlich in-
tegrierter Klassen für Haupt- und Realschüler. Ausländer besuchten diese 
Schulen hingegen zu 27,1 bzw. 25,5%. Damit stellten die Ausländer in die-
sen Jahren an den Hauptschulen 20% der Schüler, an den Gymnasien nur 
4 bis 5%. Der Anteil an den Sonderschulen betrug im Jahre 1990 über 
17%, im Jahre 1993 knapp 14%. Anzeichen für einen schulischen Aufstieg 
läßt der erhebliche Anstieg des Ausländeranteils an den Realschulen er-
kennen771 . 

Der Anteil von ausländischen Schulabgängern ohne Schulabschluß ist 
jedoch immer noch recht hoch. Im Jahre 1993 verließen z.B. 20,8% der 
ausländischen Schulabgänger das allgemeine Schulwesen ohne Haupt-
schulabschluß. Bei den Deutschen waren dies lediglich 7,8% der Schulent-
lassenen. Einen Aufwärtstrend zeigt die Repräsentativuntersuchung '95 zur 
Situation der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen 
an: Demnach erreichten bereits 87% der jungen Ausländer, die in Deutsch-
land zur Schule gegangen waren, einen Schulabschluß772• 

Nur 8,9% der ausländischen Schulentlassenen erlangten im Jahre 1993 
die Fachhochschul- oder allgemeine Hochschulreife. Dagegen erreichten 
26,2% der deutschen Schulabgänger eine derartige Qualifikationm. Soge-

768 StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 67. 
769 StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 63. 
770 Siehe Tab. 64. 
771 Siehe dazu auch ZENTRUM FÜR TüRKEISTUDIEN 1994, 226. 
772 Vgl. HABERLAND 1997, 139. 
773 Zum Ganzen StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 67/. 
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nannte ausländische „Quereinsteiger" ins deutsche Bildungssystem schaf­
fen zudem seltener höhere Schulabschlüsse als Jugendliche, die von Anfang 
an eine deutsche Schule besucht haben 774. 

Bei einem Großteil der ausländischen Schüler dürfte es sich allerdings 
um Schüler handeln, die in der Bundesrepublik geboren wurden und die 
auch gute Sprachkenntnisse aufweisen775 . Insofern erscheint die nur 
schleppend vorangehende Angleichung des Bildungsniveaus erwartungs­
widrig. Zwar wollte die Elterngeneration der in Deutschland aufgewachse­
nen bzw. geborenen Ausländer ihren Kindern über die Schulbildung offen­
bar zu Berufen verhelfen, die einen höheren sozialen Status besitzen als die 
üblichen Tätigkeiten der ausländischen Arbeitnehmer776 . Offensichtlich 
werden die ausländischen Jugendlichen aber mit den schulischen Anforde­
rungen und Problemen häufig allein gelassen. Die wichtigsten Erklärungs­
gründe befragter türkischer Jugendlicher für die fehlende Unterstützung 
von seiten des Elternhauses waren: 
• die Doppelerwerbstätigkeit der Eltern
• die generelle Überforderung durch die Lebensbewältigung in einem

fremden Land
• die Kompliziertheit und generelle Andersartigkeit des deutschen

Schulsystems
• das niedrige Bildungsniveau der Eltern, die zudem einem traditionel-

len türkischen Bildungsverständnis verhaftet sind777 .

Während über die Schullaufbahn bei deutschen Kindern anscheinend vor 
allem im Elternhaus entschieden wirdm, müssen die ausländischen Ju­
gendlichen also oft ohne elterliche Unterstützung gegen vielerlei Probleme 
im Schulalltag ankämpfen 779. 

774 Vgl. SEIFERT 1992, 684 m.N. 
775 Vgl. die Ergebnisse bei SEIFERT 1992, 682 zur Sprachkompetenz der zweiten Aus­

ländergeneration. Demnach scheinen die Nachkommen der ersten Generation von 
ausländischen Arbeitnehmern nur geringe Sprachprobleme zu haben. 

776 Boos-NüNNING 1980, 74; Boos-NüNNING!NIEKE 1982, 77f.; vgl. dazu die Ergeb-
nisse von LEENEN U.A. 1990, 756/f. 

777 LEENEN U.A. 1990, 758. 
778 Vgl. LEENEN U.A. 1990, 762 m.N. 
779 Siehe dazu und zu Formen des Sonderunterrichts: ZENTRUM FÜR TüRKEISTUDIEN 

1994, 21 lf., 232/f. Vgl. auch LEENEN U.A. 1990, 763. 
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bb) Ausbildung 

Besondere Schwierigkeiten bestehen für ausländische Jugendliche bei der 
Suche nach einem geeigneten Ausbildungsplatz. So fand in den achtziger 
Jahren weniger als die Hälfte der Ausländer mit einem mittleren oder hö-
heren Bildungsabschluß einen Ausbildungsplatz oder den Weg in eine uni-
versitäre oder sonstige Weiterbildung780. Dabei dominieren eindeutig Lehr-
berufe781 . Nach der Repräsentativuntersuchung '95 haben 1995 immerhin 
70% der ausländischen Schulabgänger eine Berufsausbildung begonnen 782. 

An den beruflichen Schulen verließen allerdings z.B. im Jahre 1993 
32,2% der Ausländer (und nur 12,8% der Deutschen) die Schule ohne Ab-
schluß783, Eine Auswertung des Sozio-ökonomischen Panel (SOEP)784 der 
Jahre 1984 und 1989 zeigte weiterhin, daß „der Bildungsgrad der zweiten 
Generation sowohl im schulischen wie im beruflichen Bereich deutlich un-
terhalb des Niveaus gleichaltriger Deutscher liegt"785. Annäherungsten-
denzen an das deutsche Bildungsniveau waren jedoch bei den Berufsanfän-
gern zwischen 1984 und 1989 zu erkennen7s6. 

cc) Berufliche Position 

Die ausländischen Arbeitnehmer der ehemaligen Anwerbeländer (die so-
genannte „erste Generation") waren in den sechziger und siebziger Jahren 
überwiegend als ungelernte oder angelernte Arbeitskräfte in der Bundes-
republik tätig. Nach dem SOEP waren 1984 etwa 70%, 1989 immer noch 
knapp zwei Drittel der ausländischen Beschäftigten als un- oder angelernte 
Arbeiter tätig1s1. Der Anteil der Facharbeiter lag bei 20 bzw. 23%. Nicht 

780 SEIFERT 1992, 684/. 
781 SEIFERT 1992, 685. 
782 HABERLAND 1997, 139. 
783 StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 73. 
784 Hierbei handelt es sich um eine bevölkerungsrepräsentative Längsschnittunter-

suchung, mittels derer die Entwicklung der objektiven Lebensbedingungen und 
deren subjektive Bewertung durch die ausländische Bevölkerung im Zeitverlauf in 
Relation gesetzt werden kann zur deutschen Bevölkerung, vgl. SEIFERT 1991, 12/. 

785 So zusammenfassend SEIFERT 1992, 686. 
786 SEIFERT 1992, 685/. 
787 SEIFERT 1991, 16. 
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einmal jeder zehnte Ausländer war im Angestelltenbereich tätig; nur 4 % 
der erwerbstätigen Ausländer waren beruflich selbständig. Der Beamten­
status war den Ausländern zum damaligen Zeitpunkt gesetzlich verschlos­
sen 7ss. Dagegen waren 1984 nur 17% und 1989 nur 16% der befragten 
Deutschen als an- oder ungelernte Arbeiter tätig. Während der Anteil der 
Facharbeiter mit 17% bzw. 16% nur geringfügig unter dem bei den Aus­
ländern lag, war fast die Hälfte der 1984 bzw. 1989 befragten berufstätigen 
Deutschen Angestellte, 12% waren als Selbständige und etwa 10% als Be­
amte tätig789. Die ausländischen Erwerbstätigen waren 1984 zu 78%, 1989 
zu 77% in der Industrie und im Baugewerbe beschäftigt. Der Anteil der 
Deutschen, der in diesen Sektoren beschäftigt war, betrug hingegen ledig­
lich etwas mehr als 40%790. 

Bis zum Jahre 1995 ist der Anteil der an- oder ungelernten Arbeiter bei 
den Nichtdeutschen jedoch zurückgegangen bis auf 55% (Deutsche: 11 %). 
Nun waren mehr Erwerbstätige in Angestelltenberufen beschäftigt791. In 
den letzten Jahren scheint sich bei den Ausländern auch eine Verlagerung 
weg vom verarbeitenden Gewerbe hin zu den Bereichen Dienstleistungen, 
Handel und Verkehr abzuzeichnen792. Nach dem SOEP 1991 bis 1995 
waren Ausländer allerdings noch immer zu 64% in der Industrie und im 
Baugewerbe beschäftigt (Deutsche: 39%)793. 

Somit waren Ausländer im Vergleich zu den Deutschen vermehrt in so­
zial randständigen beruflichen Positionen tätig. Für die Zeit von 1984 bis 
1989 finden sich auch keine Anzeichen für eine berufliche Aufwärtsmobi­
lität der Ausländer794 • Der durchschnittliche Bruttoverdienst der abhängig 
Beschäftigten lag 1995 (Ausländer: 3. 430 DM; Deutsche: 4. 290 DM) noch 
immer unter dem der Deutschen795 . Allerdings sind die Einkommensdiffe­
renzen angesichts der durchweg niedrigeren beruflichen Qualifikation der 
Ausländer durchaus verständlich. 

Wenn man das Haushaltseinkommen pro Kopf vergleicht, schneiden 
die Ausländer jedoch deutlich schlechter ab, denn die ausländischen Haus-

788 Zum Ganzen SEIFERT 1991, 16/. 
789 SEIFERT 1991, 17. 
790 SEIFERT 1991, 17. Vgl. dazu auch THRÄNHARDT 1995, 5/. 
791 StaBA: Datenreport 1997, 580. 
792 Vgl. ZENTRUM FÜR TüRKEISTUDIEN 1994, 141//. 
793 StaBA: Datenreport 1997, 582. 
794 Vgl. SEIFERT 1991, 19/. 
795 StaBA: Datenreport 1997, 584. 
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halte umfassen mehr Personen als die deutschen 796. So entfielen z.B. 1993 
auf 100 ausländische Haushalte durchschnittlich 277 Personen gegenüber 
221 bei 100 deutschen Haushalten797. Nimmt man als Definition für 
Armut, wenn das Einkommen 50% unter dem durchschnittlichen Haus-
haltsäquivalenzeinkommen pro Kopf liegt, so lagen nach einer Auswer-
tung des SOEP 1989 rund 11 % der deutschen Haushalte, aber beinahe ein 
Viertel der ausländischen Haushalte unterhalb der Armutsgrenze798. Bis 
1995 hat sich die Situation für die Nichtdeutschen sogar noch verschlech-
tert: Nun lebten 27% der Ausländer und lediglich 9% der Deutschen im 
früheren Bundesgebiet in Armut799. 

aaa) Zweite Ausländergeneration 

Im Vergleich zu den Ausländern insgesamt ist nach SEIFERT eine verbes-
serte berufliche Ausgangssituation für die zweite Ausländergeneration er-
kennbar800. Doch obwohl die jungen Ausländer des öfteren qualifizierte 
Tätigkeiten ausüben, vor allem Facharbeiter- und Meisterpositionen im 
produzierenden Gewerbe, sind sie nach Ansicht von SEIFERT im Vergleich 
zur deutschen Vergleichsgruppe immer noch deutlich schlechter gestellt801. 

So verbleibt ein hoher Anteil von an- oder ungelernten Arbeitnehmern; 
zudem sind ausländische Jugendliche häufiger und länger als Deutsche 
von Arbeitslosigkeit betroffen. Allerdings zeichnet sich mittlerweile eine 
positive Entwicklung ab. So ergab eine Auswertung des SOEP, daß 1995 
nur noch 27% der Angehörigen der zweiten Generation als an- oder unge-
lernte Arbeiter tätig waren (Deutsche derselben Altersgruppe lediglich zu 
9%). Immerhin 30% waren dagegen als Facharbeiter und 42% als Ange-
stellte beschäftigtso2_ 

Eine Schlechterstellung im Einkommensniveau ist nach den Ergebnis-
sen des SOEP kaum feststellbar. Hier ergaben sich für Ausländer der zwei-

796 Vgl. dazu die Ergebnisse bei SEIFERT 1991, 32/f. 
797 StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 50. 
798 Vgl. SEIFERT 1991, 36 mit Verweis auf die Ergebnisse einer Studie: ,,The Duration 

and Extent of Poverty" von HEADEY, HABICH und KRAUSE aus dem Jahre 1990. 
799 Vgl. StaBA: Datenreport 1997, 523. 
800 SEIFERT 1992, 690. 
801 Vgl. dazu die Nachweise bei SEIFERT 1992, 690. 
802 StaBA: Datenreport 1997, 580. 
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ten Generation von 1984 bis 1989 in etwa die gleichen Einkommenssteige­
rungen. Sie bezogen 1989 nahezu das gleiche Durchschnittseinkommen 
wie junge Deutsche803. Das Durchschnittseinkommen von abhängig Be­
schäftigten der zweiten Ausländergeneration und gleichaltrigen Deutschen 
war 1995 sogar ungefähr gleich hoch. Die relativ hohen Löhne lassen sich 
auch auf den im Vergleich zu den Deutschen höheren Anteil an Schicht­
und Nachtarbeit zurückführen804. Von einer „Lohndiskriminierung" der 
jungen Ausländer kann jedoch nicht ausgegangen werden805 . 

bbb) Neue Zuwanderergruppen 

Seit Mitte der achtziger Jahre gelangten neue ausländische Zuwanderer­
gruppen auf den deutschen Arbeitsmarkt806. Bei diesen ist der Bildungs­
grad deutlich höher als bei den Gastarbeitern der 6Oer und frühen 7Oer 
Jahre. So haben nach der Zuwandererstichprobe des SOEP von 1994/ 1995 
lediglich 8% der ausländischen Zuwanderer keinen Bildungsabschluß, 
44% von ihnen waren sogar auf einer höheren Schule im Ausland. Immer­
hin 21 % der ausländischen Zuwanderer, die eine Arbeitsstelle innehaben, 
üben demzufolge mittlere oder höhere Angestelltenberufe aus801. Aller­
dings war ein Viertel der neu zugewanderten Ausländer arbeitslos oder auf 
Arbeitssuche808 . Auch ist fast die Hälfte der neu zugewanderten auslän­
dischen Arbeitnehmer als ungelernte oder angelernte Arbeiter beschäftigt. 
Der Verdienst dürfte zwar als höher einzustufen sein als bei den Gastarbei­
tern in den 6Oer und 7Oer Jahren, er liegt jedoch unter dem von deutschen 
Arbeitnehmern809. Haushalte mit seit 1984 nach Deutschland gekom­
menen Asylbewerbern und Flüchtlingen beziehen nach dem SOEP 1995 
ein deutlich geringeres Einkommen als Deutsche und andere ausländische 
Bevölkerungsgruppens10. 

803 SEIFERT 1991, 30; DERS. 1992, 691. Allerdings verdienen junge Ausländerinnen 
deutlich weniger. 

804 SEIFERT 1992, 692. 
805 So SEIFERT 1992, 692. 
806 Dazu grundlegend SEIFERT 1996, 181//. 
807 SEIFERT 1996, 190, 195. 
808 SEIFERT 1996, 190/. 
809 SEIFERT 1996, 197. 
810 StaBA: Datenreport 1997, 575. 
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ccc) Arbeitslosigkeit 

Im Gegensatz zu den 60er und 70er Jahren lag die Arbeitslosenquote der 
Ausländer seit Anfang der achtziger Jahre im früheren Bundesgebiet stets 
erheblich höher als die Arbeitslosenquote insgesamt811 • Gründe dafür sind 
insbesondere das unterdurchschnittliche Qualifikationsniveau der auslän-
dischen Arbeitnehmer, verbunden mit Sprachschwierigkeiten, ferner die 
Konzentration der Erwerbstätigkeit in strukturschwachen, konjunktur-
anfälligen und sich im Umbruch befindenden Industrie- und Wirtschafts-
zweigens12. 

Tabelle 65: Arbeitslose insgesamt und ausländische Arbeitslose 1985-1995813 

Arbeitslose Arbeitslosen- Ausländische Arbeits-
insgesamt quote814 Arbeitslose losenquote815 

Jahr in 1 000 in% in 1000 in% 

Früheres Bundesgebiet 
1985 2 304,0 9,3 253,2 13,9 
1986 2 228,0 9,0 248,0 13,7 
1987 2 228,8 8,9 262,1 14,3 
1988 2 241,6 8,7 269,5 14,4 
1989 2 037,8 7,9 232,5 12,2 
1990 1 883,1 7,2 202,9 10,9 
1991 1689,4 6,3 208,1 10,7 
1992 1 808,3 6,6 254,2 12,2 
1993 2 270,3 8,2 344,8 15,1 
1994 2 556,0 9,2 409,1 16,0 
1995 2 564,9 9,3 424,5 16,6 

Quellen: StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 97; StaJB 1996, 123. 

Die Türken stellten als größte ausländische Bevölkerungsgruppe jeweils 
etwas mehr als ein Drittel der arbeitslosen AusländerSI6. 

811 Vgl. dazu den Überblick in Tab. 65; vgl. ferner SEIFERT 1991, 21/. 
812 Vgl. ZENTRUM FÜR TÜRKEISTUDIEN 1994, 150 sowie SEIDEL 1985, 539 und 

THRÄNHARDT 1995, 7. 
813 Im Jahresdurchschnitt. 
814 Arbeitslose in Prozent der abhängigen Erwerbspersonen (ohne Soldaten) nach 

dem Mikrozensus. 
815 Arbeitslose in Prozent der ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
816 Vgl. Tab. 66. 
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Tabelle 66: Anteil der Arbeitslosen ausgewählter Staatsangehörigkeiten an 
den nichtdeutschen Arbeitslosen insgesamt 1985-1993817 

Türkei JugosJ.818 Italien Spanien Griechenland 
1985 35,6 14,0 14,7 2,7 5,5 
1986 36,0 13,0 14,2 2,6 5,4 
1987 36,2 12,4 13,6 2,5 5,3 
1988 35,4 11,8 12,9 2,4 5,6 
1989 34,8 11,3 12,7 2,5 5,9 
1990 34,0 10,8 12,0 2,4 5,8 
1991 34,0 10,8 11,1 2,1 5,6 
1992 35,7 12,1 10,4 1,9 5,7 
1993 36,4 12,9 9,9 1,8 5,8 

Quelle: StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland 1995, 98. Prozentzahlen nach eigener Be-
rechnung. 

ddd) Sozialhilfestatistik 

Weitere Hinweise für eine erhebliche soziale Randständigkeit vieler Aus-
länder lassen sich der Sozialhilfestatistik entnehmen. Demnach hat der 
Anteil der nichtdeutschen Sozialhilfeempfänger an den Empfängern von 
Sozialhilfe insgesamt seit 1985 beträchtlich zugenommen bis auf 29,9% 
1993 im früheren Bundesgebiet819. Zum Jahresende 1994 erhielten 2,26 
Mio. Personen „laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen", die sog. ,,Sozialhilfe im engeren Sinne". Davon waren knapp 
20% Ausländers20. Hinzu kommen 447. 000 Nichtdeutsche, die Regellei-
stungen zur Deckung des täglichen Lebensbedarfs nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz erhieltens21. 

Der erhebliche Anstieg des Anteils der ausländischen Sozialhilfeemp-
fänger dürfte zu einem großen Teil auf die zunehmende Zahl der sich in 
Deutschland aufbaltenden Flüchtlinge und Asylbewerber822 sowie auf die 
steigende Zahl ausländischer Arbeitsloser zurückzuführen sein. 

817 Angaben ab 1991 für das frühere Bundesgebiet einschl. Berlin-West. 
818 Einschl. Kroatien, Slowenien und Bosnien-Herzegowina und der ehern. jugosl. 

Rep. Mazedonien, die seit 1992 bzw. 1993 selbständige Staaten sind. 
819 Siehe Tab. 67. 
820 StaBA: Datenreport 1997, 219 /. 
821 StaBA: Datenreport 1997, 221. 
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Tabelle 67: Anteil der nichtdeutschen Sozialhilfeempfänger an den Empfän-
gern von Sozialhilfe insgesamt 1985-1993 

Empfänger von Sozialhilfe 
Empfänger Ausländer 
insgesamt insgesamt Anteil 

Jahr in 1 000 in 1 000 in% 
1985 2 814 325 11,5 
1986 3 020 397 13,1 
1987 3 136 445 14,2 
1988 3 349 563 16,8 
1989 3 626 671 18,5 
1990 3 754 813 21,7 

Früheres Bundesgebiet 
1991 3 738 937 25,1 
1992 4 033 1 193 29,6 
1993 4 269 1276 29,9 

Deutschland 
1991 4 227 1 193 28,2 
1992 4 718 1279 27,1 
1993 5 017 1 371 27,3 

Quellen: StaJB 1989, 413; 1991, 474; 1993, 513; 1994, 499; 1995, 475. Prozentzahlen nach eigener Be-
rechnung. 

dd) Wohnungssituation 

Noch Anfang der siebziger Jahre lebte die Mehrheit der Ausländer nicht in 
einer abgeschlossenen Wohnung, etwa ein Drittel war sogar in Gemein-
schaftsunterkünften untergebracht823, Mit dem verstärkt einsetzenden Fa-
miliennachzug in den siebziger Jahren verbesserten sich die Wohnverhält-
nisse der hier lebenden ausländischen Familien allmählich, obgleich sich 
nach Wohnungsgröße, -ausstattung nach dem Wohnumfeld deutliche Un-
terschiede zu den Deutschen ergaben824. 

822 Bis Oktober 1993 erhielten Asylbewerber Sozialhilfe zum Lebensunterhalt, ab No-
vember 1993 erhalten sie Leistungen nach Maßgabe des Asylbewerberleistungs-
gesetzes, also vor allem Sachleistungen, vgl. hierzu oben 2. Kapitel, 1. 3.i). 

823 Nachweise bei EICHENER 1988, 23. 
824 Vgl. dazu die Darstellung bei EICHENER 1988, 24/f. 
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Nach der Volkszählung 1987 standen 21,5 m2 pro Person in auslän-
dischen und 34,5 m2 pro Person in deutschen Haushalten zur Verfügung. 
Im Schnitt verfügte jeder Einwanderer damit über 1,2 Räume, während 
jeder Deutsche durchschnittlich 1,86 Räume bewohnte825. SEIFERT ermit-
telte nach dem SOEP für das Jahr 1989 eine Wohnfläche pro Kopf für 
Deutsche von 43,5 m2 und für Ausländer von 21,7 m2 826. In diesem Jahr 
waren fast alle deutschen Haushalte mit Bad und Toilette, 84% auch mit 
einer Zentralheizung ausgestattet. Die Ausstattung der Wohnungen der 
Ausländer war vergleichsweise schlechter: ein Bad hatten 85%, eine Toi-
lette 89%, eine Zentralheizung 58% der Haushalte827. Dementsprechend 
geht aus dem Ausländerbericht der Ausländerbeauftragten aus dem Jahre 
1993 hervor, ,,daß trotz Verbesserungen in den letzten Jahren ausländische 
Haushalte in Wohnungen leben, die schlechter ausgestattet sind als die der 
deutschen Bevölkerung"S28. Zudem verfügen nur wenige Ausländer über 
Wohneigentum 829. 

Die ausländischen Zuwanderer, die seit Mitte der achtziger Jahre nach 
(West-) Deutschland gelangten, berichten außerdem zunehmend von grö-
ßeren Schwierigkeiten bei der Wohnungssuche als erwartet830. Des weiteren 
wird ein großer Teil der in die Bundesrepublik gekommenen Asylbewerber 
und Kriegsflüchtlinge - zumindest für einen gewissen Zeitraum - in Sam-
melunterkünften bzw. Asylbewerberwohnheimen untergebracht831 . Jeden-
falls wiesen nach der Zuwandererstichprobe des SOEP im Jahre 1995 77% 
der seit 1984 zugewanderten Asylbewerber und Flüchtlinge eine Wohn-
raumunterversorgung (weniger als ein Raum pro Kopf) auf. Bei Deutschen 
war eine Unterversorgung dagegen nur in 11 % der Fälle festzustellen832. 

825 Vgl. RETHMANN 1995, 142. 
826 Räume pro Kopf: 1,9 für die Deutschen, 1,1 für die Ausländer, vgl. zum Ganzen 

SEIFERT 1991, 38. Ausländische Haushalte umfassen mehr Personen als deutsche. 
827 SEIFERT 1991, 37. 
828 Zitiert bei RETHMANN 1996, 142. 
829 Vgl. StaBA: Ausländische Bevölkerung in Deutschland, 1995, 55, wonach 1993 

42,5% der deutschen Haushalte Eigentümer des Gebäudes bzw. der Wohnung 
waren, während nur 11 % der ausländischen Haushalte Eigentümer waren. 

830 So die Ergebnisse der Auswertung der Zuwandererstichprobe des SOEP (1994/ 
1995), vgl. SEIFERT 1996, 188. 

831 Vgl. ÜMAIRI 1991, 129 /. 
832 StaBA: Datenreport 1997, 570. 
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Hervorzuheben ist ferner der Umstand, daß in den letzten Jahren un-
gefähr die Hälfte der Ausländer in Städten mit 100. 000 Einwohnern und 
mehr wohnte833, 

Tabelle 68: Ausländer in Städten mit 100.000 Einwohnern und mehr834 

Anteil der Ausländer, die in Städten mit über 100 000 Einwohnern wohnen, 
an den Ausländern insgesamt 

am 30.09.1984 
am 31.12.1987 
am 31.12.1991 
am 31.12.1993 

51% 
56% 
49% 
48% 

Quellen: StaBA - Ausländer 1984, 34; 1987, 34; 1991, 25/f.; StaBA: Ausländische Bevölkerung in 
Deutschland, 1995, 13. 

Demgegenüber lebten nach Angaben des Statistischen Bundesamtes z.B. 
1993 lediglich 32% der Gesamtbevölkerung (26. 027. 700 Personen) in Ge-
meinden mit über 100. 000 Einwohnern. Die deutsche Bevölkerung lebte in 
diesem Jahr also nur zu etwa 30% in Städten dieser Größenklasse. 

ee) Zusammenfassung 

Bei einem Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und 
Ausländern muß darauf hingewiesen werden, daß sich die Sozialstruktur 
dieser beiden Gruppen erheblich voneinander unterscheidet. Sowohl nach 
Schulbildung und Stellung im Beruf als auch nach Einkommens- und 
Wohnsituation ist die ausländische Bevölkerung immer noch erheblich 
schlechter gestellt. Zwar zeichnet sich inzwischen eine allmähliche Anglei-
chung der Lebensverhältnisse ab, und zwar vor allem bei den jungen Aus-
ländern der zweiten und dritten Ausländergeneration. Die Arbeitslosen-
quote und die Zahl der ausländischen Sozialhilfeempfänger deuten jedoch 
daraufhin, daß die vergleichsweise schlecht ausgebildeten Ausländer in der 
vom Strukturwandel gekennzeichneten wirtschaftlichen Situation auf 
Dauer sozial schlechter gestellt sein werden. 

833 Siehe dazu Tab. 68. 
834 1991 und 1993 in kreisfreien Städte mit über 100. 000 Einwohnern. 1984, 1987 und 

1991 nach eigener Berechnung. 
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Zudem finden die in den letzten Jahren zugewanderten bzw. sich nur 
auf Zeit hier aufhaltenden Asylbewerber und Kriegsflüchtlinge weitaus 
problematischere Lebensbedingungen vor (Sammelunterkünfte, schlechte 
Einkommenssituation, Arbeitslosigkeit, Sozialhilfebezug bzw. Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz). 

b) Ansatz der Konstruktion einer deutschen Vergleichsgruppe 

Die sozial unterschiedlichen Lebensverhältnisse von Deutschen und Aus-
ländern kommen in Kriminalstatistiken jedoch nicht zum Ausdruck. 
Daher wurde in mehreren Untersuchungen der Versuch unternommen, 
eine hypothetische deutsche Vergleichsgruppe zu konstruieren, deren An-
gehörige nach Ausbildungsniveau oder beruflicher Position so zusammen-
gesetzt waren wie die ausländische Bevölkerung835. Die Tatverdächtigen-
bzw. Angeklagtenbelastung dieser Vergleichsgruppe wurde dann mit der 
der ausländischen Bevölkerung verglichen836, 

Davon ausgehend wird neuerdings gefordert, die PKS müsse von sozi-
alstrukturell bedingten Verzerrungen „bereinigt" werden837. Dies wird mit 
Hilfe der Berechnung des Tatverdächtigenanteils einer fiktiven nichtdeut-
schen Vergleichsgruppe angestrebt, die im Hinblick auf Alter, Geschlecht, 
Wohnort und Schichtzugehörigkeit der deutschen Bevölkerung ent-
spricht83s. 

aa) Staudt (1986) 

STAUDT verglich die Kriminalitätsbelastung von vierzehn- bis zwanzigjäh-
rigen Deutschen und Ausländern anhand der Verurteiltenzahlen im Saar-
land839. Mit dem Forschungsprojekt war die Zielsetzung verbunden, die 
Kriminalitätsbelastung der jungen Ausländer mit derjenigen der deutschen 

835 Vgl. dazu die Ansätze bei STAUDT 1986; MANSEL 1989; GEISSLERIMARISSEN 1990, 
663/f. 

836 Hierbei handelte es sich jeweils um junge Ausländer und Deutsche. 
837 Vgl. ÜEISSLER 1995a, 36/. 
838 Dazu unten 2. Kapitel, IV. 1. b) dd). 
839 Vgl. STAUDT 1986, 78//. 
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Jugendlichen zu vergleichen, die sich in einer ähnlichen sozialen Lage be-
finden84o. STAUDT ging dabei nicht von einer realen, sondern von einer hy-
pothetischen deutschen Vergleichsgruppe aus, deren Konstruktion auf fol-
gender Grundüberlegung beruhte: 

Ausgehend von den Ergebnissen verschiedener Untersuchungen zur so-
zialen Situation von Tatverdächtigen, Verurteilten und Strafgefangenen 
nahm er an, daß etwa 80% der vierzehn- bis zwanzigjährigen deutschen 
Verurteilten aus der Unterschicht stammten. Aus Ergebnissen von Unter-
suchungen über ausländische Straf gefangene und Angeklagte schloß 
STAUDT ferner, daß 100% der jungen ausländischen Verurteilten im Saar-
land der Unterschicht zuzuordnen seien841 . Des weiteren bestimmte er an-
hand von bisherigen repräsentativen Untersuchungen und statistischen 
Materialien sowie anhand von Befragungen einen Unterschichtanteil von 
20% in der deutschen und von 75% in der ausländischen Bevölkerung. 
Diese Anteile übertrug er auf die vierzehn- bis zwanzigjährigen männ-
lichen Deutschen und Ausländers42, 

Unter der Annahme, daß sich die deutschen Jugendlichen auf die Un-
terschicht und die darüber liegenden Schichten gleichermaßen verteilen 
wie die Ausländer, berechnete STAUDT den Multiplikator folgendermaßen: 

80% X (75% : 20%) + 20% : (80% : 25%) = 306,25843 

Der besseren Übersicht wegen wurde von einem Multiplikator von 3,0 aus-
gegangen. Die deutsche Kontrollgruppe war also dreimal höher belastet 
als die deutsche Ausgangsgruppe. 

Daraufhin gelangte STAUDT zu dem Ergebnis, daß die (hypothetische) 
deutsche Kontrollgruppe in den Jahren 1975 bis 1979 wesentlich höher, zu-
meist sogar um mehr als das Doppelte, belastet war als die Gruppe der 
Ausländers44. 

840 STAUDT 1986, 97. 
841 STAUDT 1986, 102/.; 104/. 
842 Vgl. STAUDT 1986, 105//., 126/. 
843 STAUDT 1986, 129, mit Beispielsrechnung. 
844 STAUDT 1986, 137, 146. 
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bb) Mansel (1989) 

MANSEL verglich die Kriminalitätsbelastungs45 pro 100. 000 der gleichen 
Bevölkerungsgruppe von 14- bis unter 2ljährigen jungen Deutschen, Tür-
ken und Italienern im Saarland im Zeitraum von 1977 bis 1979 und 1981 
bis 1983. Des weiteren ermittelte er die KBZ einer deutschen Vergleichs-
gruppe, also von Jugendlichen und Heranwachsenden mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die in einer ähnlichen sozialen Lage leben wie die jun-
gen Ausländer in der Bundesrepublik, mit Hilfe eines Multiplikationsinde-
xes, den er folgendermaßen berechnete: 

Anhand einer Analyse von Staatsanwaltschaftsakten aus dem Jahre 
1983 ermittelte MANSEL zunächst mittels eines standardisierten Erhebungs-
bogenss46 die soziale Schicht (Unterschicht, Zwischenschicht oder Mittel-
schicht) von 14- bis unter 2ljährigen Tatverdächtigen, Abgeurteilten, Er-
mahnten847 und Verurteilten. Die Einteilung in die soziale Schicht wurde 
mit Hilfe von Kriterien wie der beruflichen Stellung der Eltern und der Tat-
verdächtigen selbst, der Schulbildung und der Einkommenshöhe vor-
genommen848. MANSEL stellte fest, daß z.B. bei den Tatverdächtigen 74,9% 
der Unterschicht, 17,9% der Zwischenschicht849 und 7,2% der Mittelschicht 
angehörten. Bei den Verurteilten entstammten sogar 82,2% der Unter-
schichtsso. Die Personen, die der Zwischenschicht angehörten, wurden dann 
jedoch aus den Berechnungen „eliminiert", um die Verteilung der erfaßten 
Personen in ein Zweischichtmodell den Berechnungen zugrunde zu legenss,. 
Durch die Neuberechnung gelangte Mansel zu dem Ergebnis, daß über 90% 
der polizeilich Tatverdächtigen, der Abgeurteilten sowie der Verurteilten 

845 Ohne Straftaten im Straßenverkehr. Es wurden die polizeilichen Tatverdächtigen, 
die Abgeurteilten, die Ermahnten und die Verurteilten erfaßt. 

846 Dazu ausführlich MANSEL 1989, 122//. 
847 Abgeurteilte, denen durch den Richter eine Erziehungsmaßnahme auferlegt 

wurde, vgl. MANSEL 1989, 145. 
848 Dazu MANSEL 1989, 124/. 
849 Hier wurden Personen eingeordnet, die nicht eindeutig der Mittel- oder Unter-

schicht zugeordnet werden konnten. 
850 MANSEL 1989, 149. Kritisch zum Schichtbegriff MANSELS äußern sich REI-

CHERTziSCHRÖER 1993, 762. 
851 MANSEL 1989, 148. Dies erachtete MANSEL als erforderlich, da bei den Sozialdaten 

der ausländischen und deutschen Bevölkerung lediglich zwischen Arbeiterfamilien 
und Sonstigen differenziert wurde. Diese Vorgehensweise erscheint fragwürdig. 
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aus der Unterschicht stammten und nur knapp 10% der Jugendlichen und 
Heranwachsenden in der Mittelschicht aufgewachsen warenss2. 

Zudem stellte er fest, daß über 85% der in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden jungen Ausländer aus den südeuropäischen Anwer-
beländern in Arbeiterfamilien aufwachsen, während junge Deutsche nur 
zu 43% aus derartigen sozialen Verhältnissen stammen853. Daraus schließt 
MANSEL folgendes: 

„Aus dieser Personengruppe stammen jedoch 90% der Personen, die 
von den offiziellen Kontrollorganen kriminalisiert werden. Den restlichen 
57% der männlichen, 14 bis unter 21 Jahre alten Bevölkerung werden hin-
gegen nur 10% aller offiziell registrierten Straftaten von Jugendlichen und 
Heranwachsenden zur Last gelegt. Würde die erste Personengruppe nicht 
43%, sondern wie bei den jungen Ausländern 85% der deutschen Bevölke-
rung stellen, würde die Kriminalitätsbelastung der Population erheblich 
ansteigen"854• 

Damit setzt MANSEL das Merkmal der Herkunft aus einer Arbeiterfa-
milie mit der Unterschichtszugehörigkeit gleich. Ob jedoch jeder Arbeiter 
auch als „Unterschichtsangehöriger" qualifiziert werden kann, muß be-
zweifelt werden. Ferner unterstellt er, daß die Kriminalitätsbelastung der 
deutschen Population bei einer vergleichbaren Schichtverteilung wie bei 
den Ausländern erheblich ansteigen würde. Dies ist aber eine Vermutung 
rein hypothetischer Natur. 

Der Multiplikationsindex wurde wie folgt berechnet855: 

KBZ der deutschen Kontrollgruppe 
= (90% X 85%): 43% + (10% X 15%): 57% = 180,5% 

Die Kriminalitätsbelastung pro 100. 000 der gleichen Bevölkerungsgruppe, 
d.h. der Gruppe von Deutschen, die in einer ähnlichen sozialen Lage auf-
wachsen wie die in der Bundesrepublik lebenden jungen Ausländer, ist also 
nach der Berechnung MANSELS um das l,8fache höher als die der Gesamt-
population der jugendlichen und heranwachsenden Deutschen856. Die von 

852 MANSEL 1989, 149. 
853 MANSEL 1989, 150. Vgl. auch MANSEL 1985, 174. 
854 MANSEL 1989, 150. 
855 Vgl. dazu die Formel bei MANSEL 1989, 150. 
856 Vgl. MANSEL 1989, 151. 
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ihm berechnete deutsche Kontrollgruppe wies bei den polizeilichen Tatver-
dächtigen eine fast so hohe Belastungsziffer auf wie die der jungen Türken 
und eine erheblich höhere als die der jungen ltalienerss1. 

cc) Geißler/Marißen (1990) 

GEISSLERIMARISSEN werteten die statistischen Zählblätter der Jugend-
gerichtshilfe der Stadt Stuttgart aus den Jahren 1981 bis 1988 aus. Dabei 
gingen die Autoren davon aus, daß man die Kriminalitätsbelastung der 
jungen Ausländer nicht ohne weiteres der Kriminalitätsbelastung aller jun-
gen Deutschen gegenüberstellen könne, denn es handle sich dabei um Per-
sonengruppen mit sehr unterschiedlichen Lebensbedingungen. Die Aus-
länder befänden sich zu weitaus größeren Teilen als die Deutschen in 
benachteiligter Soziallagesss. 

Um diese schichtspezifischen Unterschiede bei der Analyse der Auslän-
derkriminalität berücksichtigen zu können, konstruierten GEISSLERIMA-
RISSEN eine hypothetische deutsche Vergleichsgruppe, deren Angehörige 
nach der Schulbildung859 mit der Gruppe der jungen Ausländer vergleich-
bar sein sollte. Sie nahmen in diesem Fall Bezug auf den Anteil der Jugend-
lichen, die das Schulsystem (in der Bundesrepublik Deutschland) ohne 
Hauptschulabschluß verlassen. Bei den Ausländern war der Anteil von Ju-
gendlichen ohne Schulabschluß erheblich größer als bei den Deutschen 
(Verhältnis 22:6). Gleichzeitig stellten aber deutsche Angeklagte ohne 
Hauptschulabschluß 25% der deutschen Angeklagten insgesamt. Bei Be-
rechnung einer deutschen Vergleichsgruppe, die denselben Anteil an Per-
sonen ohne Schulabschluß aufweist mit der Formel 

(22:6) X 25 + (78:94) X 75 

gelangen die Autoren zu einer prozentualen Mehrbelastung der Ver-
gleichsgruppe von 1,54 (=154). Multipliziert man die Angeklagtenbela-
stungszahl860 aller Deutschen mit diesem Mehrbelastungsfaktor, gelangt 

857 Vgl. MANSEL 1989, 156. 
858 Vgl. ÜEISSLER/MARISSEN 1990, 669 /. 
859 Mit bzw. ohne Schulabschluß. 
860 Angeklagte pro 100. 000 der Wohnbevölkerung. 
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man nach der Berechnung von GEISSLERIMARISSEN zu einer Minderbela-
stung bzw. nur unscheinbaren Mehrbelastung der jungen Ausländer in 
Stuttgart für die Jahre 1985 bis 1988. 

dd) Geißler (1995a) 

Aufbauend auf der Untersuchung von GEISSLERIMARISSEN stellte GEISS-
LER (1995a) ein „Reinigungsverfahren" der PKS vor, mit dem eine unzu-
lässige Gegenüberstellung von Deutschen und Ausländern vermieden wer-
den soll. Da bei einem Vergleich der beiden Gruppen „Unvergleichbares 
miteinander verglichen" werde, bereinigt er die Tatverdächtigenanteile der 
Nichtdeutschen zunächst um Tatverdächtige wegen ausländerspezifischer 
Straftaten, ferner zieht er die Gruppen der Stationierungsstreitkräfte, Tou-
risten/ Durchreisende sowie die Illegalen ab. Auch die Tatverdächtigenzah-
len der Asylbewerber werden von GEISSLER herausgerechnet, da es sich 
hierbei hauptsächlich um „Bagatellkriminalität" handle86'. Des weiteren 
wird eine „Sehwundquote" (Unterschied zwischen Tatverdächtigen- und 
Verurteiltenquote862) abgezogen. Schließlich stellt er fest, daß die Krimina-
litätsbelastung der ausländischen Bevölkerung um einen „Geschlechter-
effekt" (9%), ,,Regionaleffekt" (12%), ,,Alterseffekt" (33%) und „Schicht-
effekt" (129%) erhöht sei863, 

Der Schichteffekt wird nach der abgewandelten Formel von GEiss-
LERIMARISSEN (1990) berechnet. Hierbei geht GEISSLER lediglich von an-
deren Sozialdaten aus. Nach allen „Reinigungsstufen" gelangt er zu dem 
Ergebnis, daß der Ausländeranteil an den Tatverdächtigen im Jahre 1992 
im alten Bundesgebiet einschließlich Gesamt-Berlin höchstens 6 Prozent 
betragen habe864. Angesichts eines Anteils der Ausländer an der Gesamt-
bevölkerung von etwa 9 Prozent sei die Gefahr, daß eine kriminelle Hand-
lung begangen werde, folglich unter Ausländern deutlich niedriger als 
unter Deutschen in vergleichbarer Soziallage865. 

861 GE!SSLER 1995a, 33/. 
862 Siehe hierzu unten 2. Kapitel, IV. 2. 
863 Vgl. GEISSLER 1995a, 33//. 
864 GE!SSLER 1995a, 34, 37. 
865 GEISSLER 1995a, 37. 
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ee) Bewertung 

Die Kriminalitätsbelastung der (fiktiven) deutschen Kontrollgruppe, die 
mit Hilfe eines Multiplikationsindexes berechnet wird, kann lediglich die 
Kriminalitätsbelastung eines Ausschnitts der deutschen Bevölkerung dar-
stellen, der nach seiner Zusammensetzung in einer ungefähr vergleich-
baren sozialen Situation lebt wie die Ausländer. Dies räumt auch MANSEL 
ein, wenn er anmerkt, daß „die deutsche Kontrollgruppe keinen eindeutig 
identifizierbaren Bevölkerungsanteil darstellt, sondern lediglich ein nach 
bestimmten Kriterien ausgewählter Ausschnitt der Einheimischen ist"866. 

Rein hypothetisch ist hingegen die These GEISSLERS: ,,ohne auslän-
dische Wohnbevölkerung wäre die Kriminalität in Deutschland nicht nied-
riger, sondern höher"S67. Dabei geht er nämlich wie alle Anhänger einer 
derartigen Konstruktion einer deutschen Vergleichsgruppe davon aus, daß 

• die Zusammenhänge zwischen den sozialstrukturellen Variablen und 
Kriminalität/Kriminalisierung bei Deutschen und Ausländern in 
gleicher Stärke existieren 

• bei einer Veränderung der sozialstrukturellen Zusammensetzung der 
Gruppen die Stärke dieser Zusammenhänge konstant bleibt868 . 

Ob diese theoretischen Annahmen zutreffen, ist jedoch nicht geklärt und 
außerdem zweifelhaft. Damit wäre alleine die Zugehörigkeit zur Unter-
schicht kausale Ursache für die Entstehung von Kriminalität (oder im 
Sinne GEISSLERS und MANSELS von „Kriminalisierung"). Die große Mehr-
heit der Personen, die der Unterschicht zugeordnet werden könnten, wer-
den aber gerade nicht als Tatverdächtige registriert. In dieser Hinsicht ist 
auch das Ergebnis, daß die hypothetische deutsche Vergleichsgruppe höher 
belastet ist als die Ausländer in vergleichbarer Soziallage, nicht eben 
schlüssig. Ein solches Ergebnis deutet doch gerade darauf hin, daß die Zu-
gehörigkeit zur Unterschicht nicht automatisch zu einer polizeilichen Re-
gistrierung führen muß. 

866 MANSEL 1989, 151. 
867 GEISSLER 1995a, 38. Kritisch KAISER 1996, 662, der anmerkt, die Berechnungen 

GEISSLERS kämen „in Wahrheit einer gravierenden Manipulation" nahe. Siehe 
auch die Kritik von SCHWIND 1995, 32//. sowie die Replik von GEISSLER 1995b, 
36//. 

868 Vgl. die Darstellung von GEISSLER 1995a, 37, Fn. 35. 
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Ein solcher Vergleich müßte dann auch gegenläufige Variablen ein-
beziehen wie z.B. die vielfach angeführte positive Wirkung der bei auslän-
dischen Familien offenbar stärker ausgeprägten Familien- und Verwandt-
schaftssolidarität und „die geringere Neigung von Opfern und Zeugen, mit 
den deutschen Strafverfolgungsorganen zu kooperieren"869. So erklärt 
etwa STAUDT (1986) die geringere Belastung der deutschen Vergleichs-
gruppe damit, daß junge Ausländer stärker in ihre Herkunftsfamilie inte-
griert seien und im informellen Bereich erfolgreicher kontrolliert und ge-
genüber formellen Kontrollinstanzen abgeschirmt würden870. Letztlich 
werden also andere Gesichtspunkte, die Einfluß auf eine erhöhte polizei-
liche Auffälligkeit ausüben können wie z.B. die unterschiedliche Sozialisa-
tion, ausgeblendet. 

Die Berechnung der Kriminalitätsbelastung einer hypothetischen deut-
schen Vergleichspopulation durch Einsatz eines Multiplikationsfaktors ist 
außerdem methodisch zweifelhaft871 . Hierbei werden nämlich mögliche Er-
klärungsansätze für eine kriminelle Höherbelastung und echte statistische 
Verzerrungen vermengt872. So wird zu Recht darauf hingewiesen, daß das 
soziale Problem der Ausländerkriminalität gerade darin besteht, daß 
Sprachschwierigkeiten existieren und sich die Nichtdeutschen in den grö-
ßeren Städten mit den entsprechenden Gelegenheitsstrukturen, Freizeit-
möglichkeiten, subkulturellen Kontakten, hohen Mieten usw. finden873. 

Der Multiplikationsindex suggeriert überdies eine wissenschaftliche 
Exaktheit, die sich angesichts der teilweise recht unbestimmten und frag-
würdigen Schichteinteilung von Bevölkerung, Tatverdächtigen, Abge-
urteilten und Verurteilten nicht aufrechterhalten läßt874. So läßt sich weder 
aus dem Beruf „Arbeiter" noch aus dem Merkmal „Arbeitsloser"s75 zwin-
gend auf die Unterschichtszugehörigkeit einer Person schließen. Viele 
Facharbeiter dürften z.B. durchaus ein besseres Einkommen erzielen als 
etwa Angestellte in den Pflegeberufen. Derartige Merkmale weisen ledig-

869 ÜÖPPINGER 1997, 537. 
870 STAUDT 1986, 397. 
871 So auch SCHÖCHIGEBAUER 1991, 40. 
872 So SCHÖCH/GEBAUER 1991, 40. Kritisch auch SCHNEIDER 1995, 202 (Fn. 23). 
873 Vgl. ÜÖPPINGER 1997, 537. 
874 STAUDT 1986, 127 weist selbst daraufhin, daß es sich bei den angegebenen Zahlen 

nur um „Näherungswerte" handle. 
875 Aufgrund der Arbeitslosenversicherung sind Kurzzeitarbeitslose materiell weit-

gehend abgesichert. 
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lieh der Tendenz nach auf eine sozial unterprivilegierte Stellung hin. Es ist 
jedoch keineswegs ausgeschlossen, daß Personen trotz niedrigen Bildungs-
niveaus und abgebrochener Ausbildung ein hohes Einkommensniveau er-
zielen können. Es besteht mithin das kaum lösbare Problem, was eigentlich 
unter dem Begriff „Unterschicht" verstanden werden kann. Statistische 
Angaben zu Schulbildung, Beruf, Wohnsituation und Abhängigkeit von 
Sozialhilfe sind zweifellos dazu geeignet, Anhaltspunkte für soziale Unter-
schiede innerhalb der Bevölkerung zu liefern. Eine schematische Eintei-
lung in Mittelschicht und Unterschicht ist dagegen zu starr und daher 
wenig hilfreich. Ein pauschaler Schichtausgleichsfaktor kann folglich 
wenig zur differenzierten Betrachtung beitragen876. 

Die Leistung der Vertreter dieses Ansatzes besteht darin, zu Recht den 
erheblichen Unterschied in der Sozialstruktur von Deutschen und Auslän-
dern in den Mittelpunkt der Diskussion um die Ausländerkriminalität ge-
rückt zu haben. Allerdings wird hieraus der falsche Schluß gezogen: die hö-
here Tatverdächtigenbelastung der Ausländer kann nämlich nicht auf eine 
,,künstliche Überhöhung" der Kriminalstatistik877, sondern zu einem gro-
ßen Teil auf die soziale Lebenslage der ausländischen Bevölkerung in 
Deutschland zurückgeführt werden. 

c) Regionaleffekt 

Seit jeher war die registrierte Kriminalitätsbelastung pro 100. 000 in den 
Großstädten höher als in den kleineren Städten oder ländlichen Regionen 
der Bundesrepublik. Die deutliche Häufung der Kriminalität in den In-
nenstädten gilt wohl als gesicherts1s. Für 1995 ergibt sich z.B. eine Häufig-
keitszahl von 14. 260 für Städte ab 500. 000 Einwohner und von 10. 552 für 
solche mit 100. 000 bis unter 500. 000 Einwohnern. Dagegen wurde in den 
Gemeinden mit 20. 000 bis unter 100. 000 eine Häufigkeitszahl von 8. 353 
und in denen mit unter 20. 000 Einwohnern lediglich eine von 4. 846 ermit-
telt879. Allerdings ergeben sich für die einzelnen Städte mit 100. 000 Ein-

876 KARGERISUTTERER 1990, 381. 
877 Vgl. GEISSLERIMARISSEN 1990, 663//., die von einem „Artefakt der Kriminalsta-

tistik" sprechen. 
878 KAISER 1996, 371 m.N. 
879 PKS 1995, 35. 
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wohnern und mehr erhebliche Unterschiede. So war 1995 die Häufigkeits-
zahl in Lübeck höher als in der Millionenstadt Berlin880, Die Mehrbela-
stung in den Großstädten zeigt sich bei fast allen Deliktsgruppen, ins-
besondere bei Gewalt-, Diebstahls- und Rauschgiftdelikten, aber auch bei 
Sachbeschädigung, Beleidigung sowie bei Straftaten gegen das AuslG881 . 
Fest steht also, daß nach dem Heilfeld der Kriminalität die Städte über 
100. 000 Einwohner weitaus mehr Tatverdächtige pro 100. 000 Einwohner 
aufweisen als kleinere Gemeinden. 

Wie bereits dargestellt882, lebt ein gegenüber den Deutschen größerer 
Teil der Ausländer in Städten mit über 100. 000 Einwohnern. Infolgedessen 
scheint für Ausländer eine höhere Gefahr zu bestehen, als Tatverdächtige 
registriert zu werden. Teilweise wird dies sogar als „Verzerrung" der Kri-
minalstatistik gewertet. GEISSLER (1995a) möchte nun die Tatverdächti-
genzahlen der ausländischen Bevölkerung um den sogenannten „Regional-
effekt" bereinigen883. Unklar ist jedoch, von wem die Straftaten in den 
Großstädten begangen werden. Die Wirtschaftsmetropole Frankfurt am 
Main wies z.B. mit über 20. 000 Fällen pro 100. 000 Einwohnern 1995 die 
höchste Kriminalitätsbelastung au~84. Gerade nach Frankfurt kommen 
aber Tag für Tag mehrere hunderttausend Pendler. Des weiteren dürften al-
lein auf Deutschlands größtem Flughafen in Frankfurt pro Jahr mehrere 
Millionen durchreisende Deutsche und Ausländer zu verzeichnen sein. 
Somit wird deutlich, daß die Belastungszahl pro 100. 000 Einwohner nur 
unzureichend die Kriminalitätsbelastung der Bewohner einer bestimmten 
Stadt darstellen kann. • 

Verschiedene Untersuchungen zur Kriminalgeographie885 haben sich 
damit beschäftigt, wie die Tätermobilität in den Städten tatsächlich aus-
sieht. Nach HEROLD (1968) hatten etwa 60 bis 70% der in Nürnberg regi-
strierten Tatverdächtigen ihren Wohnsitz in der Stadt886_ Aus der Bochu-
mer Untersuchung von SCHWIND/AHLBORNIWEISS (1978) ergab sich, daß 
78,6% aller Tatverdächtigen, denen eine Straftat zur Last gelegt wurde, 

880 PKS 1995, 57. 
881 Vgl. PKS 1995, 37. 
882 S.o. 2. Kapitel, IV. I. a) dd). 
883 Vgl. ÜEISSLER 1995a, 34, 37 und oben 2. Kapitel, IV. 1. b) dd). 
884 PKS 1995, 57. 
885 Zum Begriff vgl. SCHWIND 1996a, 261. 
886 HEROLD 1968, 232. 
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ihren Wohnsitz auch in Bochum hatten887. Vor allem beim Einbruchdieb-
stahl und bei KFZ-Diebstählen war die Entfernung zwischen der Woh-
nung des Täters und dem Tatort äußerst gering. Allerdings besteht nach 
SCHWIND die Möglichkeit, daß Straftaten, die von weiter entfernt wohnen-
den Tätern begangen werden, öfter als andere nicht aufgeklärt werden888. 
Ferner stellten SCHWIND U.A. fest, daß sich der Strom der auswärtigen 
Täter nach Bochum weitgehend mit den Pendlerströmen deckt, die nach 
Bochum hinein zu beobachten waren889. Des weiteren ergab sich, daß über-
proportional viele Tatverdächtige in Gebieten wohnen, in denen die Sozi-
alstruktur ungünstig ists9o. 

Die Ergebnisse von SCHWIND u.A. sowie von HEROLD deuten darauf 
hin, daß zwar ein großer Teil der (registrierten und auf geklärten) Strafta-
ten in den Großstädten tatsächlich von deren Bewohnern begangen wird. 
Jedoch wird ein nicht unbedeutender Anteil der Straftaten von Durchrei-
senden oder Pendlern verübt. KAISER geht hierbei von einer „kriminellen 
Sogwirkung" der Städte aus: ,,Die City einer Stadt übt danach eine große 
Anziehungskraft auf aktuelle und potentielle Straftäter aus"891 . Dabei 
dürfte sich die Mobilität der Bevölkerung in den letzten Jahren angesichts 
der gestiegenen Zahl von neu zugelassenen Kraftfahrzeugen und der ver-
ringerten Arbeitszeit mit dazugehöriger intensiverer Freizeitgestaltung 
noch vergrößert haben. 

Die Erkenntnislage ist folglich unsicher. Insofern kann man den Abzug 
eines „Regionaleffektes" bei den ausländischen Tatverdächtigen in Höhe 
von 12% bei GEISSLER892 nicht als seriös bezeichnen. Sicherlich muß bei 
einer Darstellung der Ausländerkriminalität berücksichtigt werden, daß 
Ausländer überproportional in mit Kriminalität besonders belasteten 
Großstädten leben. Wichtig ist hierbei die Erkenntnis von SCHWIND U.A., 
daß überproportional viele Tatverdächtige in Bochum in Gebieten mit 
schlechter Sozialstruktur wohnten. Ein pauschaler „Regionalausgleichs-
faktor" vermittelt aber eine undifferenzierte Sichtweise der Lage893. 

887 SCHWIND/AHLBORN/WEISS 1978, 180. 
888 Kritisch KAISER 1996, 371. 
889 Vgl. hierzu die Zusammenfassung der Bochumer Ergebnisse bei SCHWIND 1996a, 

265. 
890 SCHWIND 1996a,269. 
891 KAISER 1996, 371. 
892 ÜEISSLER 1995a, 34ff. 
893 Vgl. auch die Kritik an den „Reinigungsstufen" GEISSLERS bei KAISER 1996, 662. 
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Auch die Ergebnisse der Analyse der bayerischen PKS von 1983 bis 
1990 bzw. bis 1992 durch STEFFEN u.A. (1992) und STEFFEN (1993)894 legen 
eine differenziertere Betrachtungsweise nahe. Hier wurden 4 Tatortkatego-
rien gebildet, um statistische Verzerrungen durch das „Stadt-Land-Gefälle" 
beim Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von ausländischer und deut-
scher Bevölkerung zu vermeiden. Die Tatortkategorien setzten sich zusam-
men aus der Stadt „München", den sonstigen „Großstädten" (ab 100. 000 
Einwohnern), den „Mittelstädten" (ab etwa 35. 000 Einwohner) und den 
,,Landkreisen" (alle nicht kreisfreien Gemeinden Bayerns)895. Der Bevölke-
rungsanteil der Ausländer war in München und den Großstädten erwar-
tungsgemäß erheblich höher als in den Mittelstädten und Landkreisen896. 

Der Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und 
Ausländern umfaßte nur die Tatverdächtigen, die in der jeweiligen Tatort-
kategorie melderechtlich erfaßt waren897. Doch selbst dann war die auslän-
dische Bevölkerung in allen vier Tatortkategorien stärker mit Tatverdäch-
tigen belastet als die deutsche898. So betrug z.B. 1990 das Verhältnis der 
Tatverdächtigenbelastung899 von (in Bayern melderechtlich erfaßten) 
Deutschen zu Ausländern in ganz Bayern 1 :2,5; im Vergleich dazu in Mün-
chen 1:1,6; in den Großstädten 1:2,2; in den Mittelstädten 1:2,4; in den 
Landkreisen 1 :2,8. 

Ein Entlastungseffekt ergab sich also erstaunlicherweise vor allem für 
die Stadt München. Bei Berücksichtigung der unterschiedlichen Alters-
und Geschlechtsstruktur der Deutschen und Nichtdeutschen wäre hier 
sicherlich noch eine geringere Höherbelastung der ausländischen Bevölke-
rung zu verzeichnen gewesen. Auch der Befund für die Landkreise war er-
wartungswidrig, denn in diesen ländlichen Regionen war die Tatverdächti-
genbelastung der Ausländer sogar höher als in ganz Bayern. Insofern ist 
STEFFEN u.A. zuzustimmen, daß sich die These vom „Stadt-Land-Gefälle" 
der Kriminalität zumindest für die ausländische Bevölkerung nicht ganz 
aufrechterhalten läßt. Allerdings dürften bei diesem Vergleich auch regio-
nale Besonderheiten eine Rolle gespielt haben. So stellte die besonders mit 

894 Vgl. STEFFEN U.A. 1992; STEFFEN 1993; 462// .. 
895 Dazu STEFFEN U.A. 1992, 95/f. 
896 STEFFEN U.A. 1992, 97. 
897 STEFFEN U.A. 1992, 100/. 
898 STEFFEN U.A. 1992, lülf.; STEFFEN 1993, 465. 
899 Ohne Verstöße gegen das Aus!G und das Asy!VfG. 
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Tatverdächtigen belastete Gruppe der Asylbewerber in den Landkreisen 
1990 über die Hälfte der dortigen ausländischen Bevölkerung900. 

Als Ergebnis läßt sich festhalten, daß ein pauschaler Regionalausgleichs­
faktor 'für die Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen angesichts der un­
sicheren Erkenntnislage völlig unangemessen ist. Allerdings existieren Hin­
weise dafür, daß Großstadtbewohner, insbesondere die Bewohner sozial 
schwacher Gebiete, häufiger als Tatverdächtige registriert werden als Be­
wohner ländlicher Regionen. Dieser Umstand dürfte nicht ohne Einfluß auf 
die Registrierung nichtdeutscher Tatverdächtiger in der PKS bleiben, denn 
Ausländer wohnen überproportional in Großstädten, zudem in sogenannten 
sozialen Problemvierteln. Dies muß bei einer Darstellung der Tatverdächti­
genbelastung der ausländischen Bevölkerung herausgestellt werden. 

2. Ergebnisse von Dunkelfeldstudien

Für die ausländische Bevölkerung ist eine kriminalstatistische Höherbela­
stung mit Tatverdächtigen im Vergleich zu den Deutschen feststellbar. Ob 
die erhöhte Auffälligkeit im Heilfeld auch für das Dunkelfeld der Strafta­
ten gilt, läßt sich bisher nicht mit Sicherheit beantworten, denn es mangelt 
an Dunkelfeldstudien zur Delinquenz der ausländischen Bevölkerung in 
der Bundesrepublik Deutschland. In neuerer Zeit haben sich lediglich vier 
Studien mit der selbstberichteten Delinquenz von deutschen und auslän­
dischen Jugendlichen beschäftigt901.

a) Schumann u.a. (1987)

Eine Anfang der achtziger Jahre durchgeführte Befragung von Bremer Ju­
gendlichen (im Alter von 15 bis 18 Jahren) ergab, daß die Ausländer zwar 
6,4% der Befragten, aber nur 2,8% der Täter innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums stellten9o2 . Dabei blieben auch die deliktsspezifischen Auslän­
deranteile weit unter dem Populationsanteil der Ausländer an der Gesamt-

900 STEFFEN U.A. 1992, 112. 
901 Zu älteren Untersuchungen, die sich zumeist peripher mit dem Dunkelfeld der 

Ausländer• bzw. Gastarbeiterkriminalität beschäftigten, vgl. PITSELA 1986, 148//. 
902 Vgl. SCHUMANN U.A. 1987, 70//. 
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stichprobe. Dies gilt für die männlichen und weiblichen Ausländer glei-
chermaßen903. 

Allerdings stellten die Ausländer in diesem Zeitraum (1982) lediglich 
zwischen 7% und 12% der 16- und 17jährigen Tatverdächtigen in Bremen. 
Es bestand also nur eine geringe kriminalstatistische Höherbelastung der 
jungen Ausländer (Tatverdächtigenanteil an dieser Altersgruppe insgesamt 
10% bei einem Bevölkerungsanteil von etwa 5,7% - allerdings umfassen 
die Daten der PKS auch die nicht zur Bevölkerung zählenden Ausländer-
gruppen)904. 

Problematisch ist, daß nur 47 Ausländer in die Befragung einbezogen 
wurden (Befragte insgesamt: 740). Zudem sind nach Angabe von ScHu-
MANN u.A. ,,Verständigungsschwierigkeiten in gewissem Maße sichtbar ge-
worden", obwohl für die türkischen Jugendlichen, die einen Großteil der 
nichtdeutschen Befragten stellten, ein türkischer Interviewer eingesetzt 
wurde905. 

b) Mansel(1990) 

Im Rahmen des Forschungsprojektes „Problembelastung Jugendlicher aus 
unterschiedlichen sozialen Lebenslagen" wurde im jährlichen Abstand seit 
1986 eine repräsentative Auswahl von Jugendlichen der Sekundarstufe I 
und seit 1989 auch der Sekundarstufe II in Nordrhein-Westfalen über 8 
potentiell kriminalisierbare Handlungen im Zeitraum des letzten Jahres 
befragt906. Über 3. 600 Jugendliche, Schüler der allgemein- und berufsbil-
denden Schulen sowie Arbeitslose und junge Arbeiter nahmen an der Stu-
die teil (Deutsche: 3. 261; Ausländer: 363). Die Schüler füllten die Erhe-
bungsbögen im anonymen Klassenverband aus, während bei den anderen 
Gruppen Einzelinterviews durchgeführt wurden, d.h. der Fragebogen 
wurde in Anwesenheit des Interviewers eigenständig ausgefüllt907. 

Nach den Angaben der Befragten hatten 45,2% der Ausländer und 
51,6% der Deutschen aus der Sekundarstufe I sowie 63% der auslän-

903 SCHUMANN U.A. 1987, 70/. 
904 Dazu SCHUMANN U.A. 1987, 72. 
905 SCHUMANN U.A. 1987, 73. 
906 MANSEL 1990, 50/. 
907 Vgl. MANSEL 1990, 50, Fn. 8. 
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dischen und 66, 1 % der deutschen Jugendlichen der Sekundarstufe II keine 
der in Frage stehenden Handlungen begangen. Somit führten die Auslän­
der nur geringfügig öfter strafrechtlich relevante Handlungen aus als die 
gleichaltrigen Deutschen9os. 

c) Sutterer/Karger (1994)

Bei einer repräsentativen Befragung von deutschen und ausländischen, in 
Mannheim gemeldeten Jugendlichen und Heranwachsenden im Alter von 
14 bis 20 Jahren gelangten SUTIERER/KARGER zu einer niedrigeren selbst­
berichteten Delinquenz ausländischer Befragter über sämtliche Delikts­
arten hinweg909. So waren 53,9% der befragten Deutschen, aber lediglich 
43,4% der befragten Ausländer im Laufe des vergangenen Jahres delin­
quent geworden. Vor allem bei Gewalt- und Rauschgiftdelikten waren die 
jungen Ausländer erheblich geringer belastet. Dagegen wiesen die Nicht­
deutschen öfter (nichtkriminelle) problematische Verhaltensweisen auf, na­
mentlich unerlaubtes Fernbleiben von der Schule für mindestens einen Tag 
oder Ausreißen von zu Hause (33,7%- dagegen Deutsche: 27,6%)910. 

Problematisch bei dieser Befragung war die relativ kleine Stichprobe 
von 300 Befragten, darunter 83 Nichtdeutschen. Insofern müssen die Er­
gebnisse mit Vorsicht und Zurückhaltung interpretiert werden911 . Zudem 
betrug die Antwortrate hier nach Abzug der nicht angetroffenen oder nicht 
an der angegebenen Adresse wohnhaften Personen lediglich 51,3 %. Etwa 
22% der angeschriebenen Personen oder deren Erziehungsberechtigte ver­
weigerten ein Interview, und 2,6% der Befragten wiesen zu geringe Sprach­
kenntnisse aufm. Dabei war feststellbar, daß diejenigen, die nicht bei der 
Befragung mitwirkten, eher in sozial unterprivilegierten Wohngebieten 
(größere Wohneinheiten, schlechterer Bauzustand) lebten. Angehörige so­

zial schlechter gestellter Gruppen dürften bei der Befragung folglich etwas 
unterrepräsentiert gewesen sein913. 

908 Vgl. MANSEL 1990, 51/. 
909 Vgl. SUTTERERIKARGER 1994, 167/. 
910 SUTTERERIKARGER 1994, 167/. 
911 So SUTTERERIKARGER 1994, 174. 
912 Vgl. SUTTERER/KARGER 1994, 160. 
913 Vgl. SurrERERIKARGER 1994, 161. 
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d) Heitmeyer u.a. (1995) 

Bei einer Befragung größeren Umfangs von Jugendlichen in Westdeutsch-
land gaben von 1. 859 deutschen Jugendlichen 432 (23,2%) an, sie hätten in 
den letzten 12 Monaten Gewalt (Sachbeschädigung, Körperverletzung, 
Bedrohung, Diebstahl und Einbruch) ausgeübt. Bei den befragten 302 aus-
ländischen Jugendlichen waren dies hingegen 92 (30,5%). Der Anteil von 
gewalttätigen Jugendlichen war demnach in der Gruppe der ausländischen 
Jugendlichen signifikant größer als in der Gruppe der deutschen Jugend-
lichen9I4. Ferner betrachteten die ausländischen Jugendlichen die Anwen-
dung von Gewalt in höherem Maße als normal als die deutschen Jugend-
lichen915. 

Die Daten der ausländischen Jugendlichen sind innerhalb der Gesamt-
studie jedoch nicht mit einem eigenen Fragebogen erhoben worden, so daß 
nach HEITMEYER u.A. ,,auch aus diesen Gründen die Ergebnisse mit dem 
Sample von 313 Jugendlichen zurückhaltend zu betrachten sind"916. 

e) Bewertung 

Die bisherigen Untersuchungen kommen zu uneinheitlichen Ergebnis-
sen. Allerdings ergab keine der angeführten Studien eine derartige Höher-
belastung der jungen Ausländer gegenüber den gleichaltrigen Deutschen, 
wie sie aus den Kriminalstatistiken hervorgeht. Die Untersuchung von 
ScHUMANN U.A. war dem bedeutenden Anstieg der Tatverdächtigenzahlen 
der jungen Ausländer seit Anfang der achtziger Jahre allerdings zeitlich 
vorgelagert. 

Die Ergebnisse weisen also darauf hin, daß zumindest im erfragten Ba-
gatellbereich der Jugenddelinquenz eine ähnliche Belastung von Deut-
schen und Ausländern vorhanden ist. Die bisherigen Untersuchungen 
müssen aber angesichts der örtlichen Begrenzung und der relativ geringen 
Zahl an ausländischen Befragten mit Zurückhaltung und Vorsicht inter-
pretiert werden. 

914 Vgl. HEITMEYER U.A. 1995, 405. 
915 Dazu HEITMEYER U.A. 1995, 403. 
916 HEITMEYER U.A. 1995, 400. 
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Ferner gelten die Einwände, die gegenüber Täterbefragungen erhoben 
werden917, auch, wenn nicht sogar in besonderem Maße, für die selbstberich­
tete Delinquenz ausländischer Jugendlicher. So werden durch derartige Be­
fragungen vor allem leichtere Delikte erhellt, während bei schwereren Straf­
taten eher Hemmungen bestehen dürften, diese mitzuteilen. Junge Ausländer 
weisen aber gerade bei schwereren Delikten eine hohe Tatverdächtigenbela­
stung auf. Zudem beteiligen sich Personen, die selbst kriminell auffällig 
waren, offenbar seltener an Dunkelfelduntersuchungen als andere91S. 

In dieser Hinsicht könnten besonders ausländische Jugendliche ange­
sichts der Furcht vor drohender Ausweisung bei Interviews größere Zu­
rückhaltung üben als Deutsche. Interessant ist hierbei, daß SCHUMANN 
u.A. aus den positiven Korrelationen zwischen Ausländerstatus und dem
erwarteten Bestrafungsrisiko auf eine höhere Abschreckbarkeit der jungen
Ausländer schließen9 I9_

Auch die Verständigungsschwierigkeiten bei den Befragungen sind 
nicht zu unterschätzen. So vermuten SCHUMANN u.A., daß die Befragung 
in deutscher Sprache zu relativ komplizierten juristischen Abgrenzungen 
die jungen Ausländer überfordern oder „besonders stark Tendenzen der 
sozialen Wünschbarkeit" auslösen könne92o . Somit erscheint auch die Kon­
trolle des Verständnisses der Befragten bei Ausländern besonders schwie­
rig. Zwar weisen die jungen Ausländer, die bereits in 2. oder 3. Generation 
in der Bundesrepublik leben, zunehmend keine Sprachprobleme mehr 
auf'J21, neue Zuwanderergruppen wie Asylbewerber oder Kriegsflüchtlinge 
können aber wohl kaum in derartige Befragungen einbezogen werden922. 

Im Bereich der Dunkelfeldforschung ist also ein dringender Nachhol­
bedarf an Studien über die Kriminalität von Ausländern erkennbar. Die 
bisher vorliegenden Untersuchungen zur selbstberichteten Delinquenz 
ausländischer Jugendlicher besitzen jedenfalls nur eine eingeschränkte 
Aussagekraft und können die Hellfelderkenntnisse zur hohen Tatverdäch­
tigenbelastung der ausländischen Bevölkerung bzw. der Nichtdeutschen 
nicht widerlegen. 

917 S.o. 2. Kapitel, III. 1. b). 
918 So KüRZINGER 1996, 179 m.N. 
919 SCHUMANN U.A. 1987, 73. 
920 SCHUMANN U.A. 1987, 72/. 
921 Vgl. dazu die Ergebnisse von SEIFERT 1992, 682. 
922 Vgl. dazu auch JUNGER-TAS 1994, 376/. 
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3. Ausländer im Prozeß strafrechtlicher Sozialkontrolle 

KAISER weist darauf hin, daß der „fremde Mann" seit jeher gern mit dem 
Feind des Landes und mit dem Übeltäter gleichgesetzt wird923. Die politi-
sche Debatte um eine Neufassung des Asylrechts, in der die Furcht vor 
einer „Überfremdung" der Gesellschaft durch Einwanderung geschürt 
wurde, hat dies nachdrücklich bestätigt. Gerade in Zeiten wirtschaftlicher 
Krise und erhöhter Arbeitslosigkeit wird der Fremde bzw. der Ausländer 
als existentielle Bedrohung wahrgenommen. Demzufolge dürften „ Unsi-
cherheit sowie Gefühle der Gefährdung und der Angst wachsen", wenn 
Ausländer in großer Zahl auftreten924_ 

Ablehnung und Feindseligkeit gehen insbesondere aus der Vermutung 
hervor, daß sich Fremde nicht an den hier herrschenden Regeln orientie-
ren92S. Die Zurückweisung des Fremden könnte sich deshalb unter ande-
rem in einer verstärkten sozialen Kontrolle der Nichtdeutschen äußern. 
Ausländer unterliegen zudem aufgrund ihrer Sprache, Verhaltensweise, 
Kleidung oder Hautfarbe erhöhter Aufmerksamkeit. Daher ist es durch-
aus naheliegend, daß Ausländer mit höherer Wahrscheinlichkeit als Straf-
täter auffallen und angezeigt werden926. 

Einen Hinweis auf mögliche Benachteiligungen der Nichtdeutschen 
könnte die Dunkelfeldforschung erbringen: Wenn die Kriminalitätsbela-
stung der ausländischen Bevölkerung nach Dunkelfeldstudien nicht höher 
als die der deutschen wäre, müßte man tatsächlich von einer Diskriminie-
rung der Nichtdeutschen im Prozeß der strafrechtlichen Sozialkontrolle 
ausgehen. Nun wurde allerdings bereits festgestellt, daß auch Dunkelfeld-
studien kaum in der Lage sein dürften, die Kriminalitätswirklichkeit wie-
derzugeben. Zudem fehlt es bislang an gesicherten Erkenntnissen zum 
Dunkelfeld der Ausländerkriminalität927. Jedenfalls besitzen die bisherigen 
Täterbefragungen zur selbstberichteten Delinquenz von jungen Auslän-
dern und Deutschen nur eine eingeschränkte Aussagekraft und können die 
Hellfelderkenntnisse der PKS nicht widerlegen. 

923 KAISER 1996, 654. 
924 KAISER 1996, 655. 
925 So ßORNEWASSER 1995, 87. 
926 Vgl. KüRZINGER 1996, 231. 
927 Dazu oben 2. Kapitel, IV. 2. 
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Ein anderer aussichtsreicher Weg, um feststellen zu können, ob Aus­
länder zu Unrecht angezeigt und/ oder intensiver verfolgt werden, wäre die 
Instanzenforschung. Nun existiert derzeit noch keine „Verlaufsstatistik", 
mit der man überprüfen könnte, ob und aus welchen Gründen das Verfah­
ren gegen einen Tatverdächtigen eingestellt wird oder ob eine Verurteilung 
erfolgt. Es gibt jedoch Hinweise darauf, daß Verfahren gegen ausländische 
Tatverdächtige weitaus häufiger eingestellt werden als gegen deutsche und 
daß deutsche Tatverdächtige eher verurteilt werden als ausländische. 

a) Differenz zwischen PKS und Strafverfolgungsstatistik

Bereits Ende der siebziger Jahre wurde der Versuch unternommen, die Tat­
verdächtigenzahlen eines Jahres mit den Abgeurteilten- bzw. Verurteilten­
zahlen desselben Jahres oder des Folgejahres zu vergleichen. Ein Großteil 
der Untersuchungen kam seither zu dem Ergebnis, daß für ausländische 
Tatverdächtige eine geringere Aburteilungs- und Verurteilungswahrschein­
lichkeit gegenüber deutschen besteht928. 

aa) Donner u.a. (1981) 

DONNER U.A. stellten fest, daß die Ende der siebziger Jahre in der West­
Berliner PKS - zumindest bei einigen Delikten und Altersgruppen - doku­
mentierte starke Zunahme der Zahl nichtdeutscher Tatverdächtiger keine 
Entsprechung in der Strafverfolgungsstatistik fand929. Allerdings ergab 
eine Untersuchung staatsanwaltschaftlicher Unterlagen keine deutlichen 
Unterschiede in der staatsanwaltschaftlichen Einstellungspraxis bei jungen 
Deutschen gegenüber gleichaltrigen Nichtdeutschen. 

Das Verfahren wurde bei den jugendlichen Ausländern annähernd im 
selben Umfang eingestellt wie bei Deutschen der gleichen Altersgruppe 
(Nichtdeutsche: 65,2%; Deutsche:62,4%). Im Falle der Heranwachsenden 
war die Einstellungsrate bei Ausländern etwas höher (Nichtdeutsche: 
71,1 %; Deutsche: 62,8%)930. 

928 Vgl. SCHNEIDER 1995, 202. 
929 DONNER U.A. 1981, 91. 
930 DONNER u.a. 1981, 97. 
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bb) Schüler-Springorum (1983) 

SCHÜLER-SPRINGORUM wies darauf hin, daß die Verurteilungsquoten so-
wohl für Körperverletzung als auch für Vergewaltigung - bei Gegenüber-
stellung der ermittelten Tatverdächtigen 1979 und der Verurteilten 1980 -
bei Deutschen ca. 25%, bei Ausländern aber nur etwa 15% betragen hat-
ten93t. 

cc) Schnapka (1985) 

ScHNAPKA ermittelte bei einem Vergleich der PKS 1982 mit der Strafver-
folgungsstatistik 1982 eine Verurteiltenquote von 40% bei Ausländern, 
hingegen von 65% bei Deutschen932. 

dd) Steinhi/per (1986) 

STEINHILPER stellte anhand einer Aktenuntersuchung zur Einstellungspra-
xis bei Sexualdelikten fest, daß die Strafverfolgung gegen ausländische Be-
schuldigte signifikant häufiger durch die Staatsanwaltschaft eingestellt 
wurde (in 46% der Fälle) als die gegen deutsche Beschuldigte (in 29% der 
Fälle)933. Allerdings war die Stichprobe mit lediglich 377 Fällen und 362 
verschiedenen Täterindividuen934 relativ klein. 

ee) Mansel (1988c) 

MANSEL verglich die (gemäß einer echten Täterzählung aufbereiteten) Tat-
verdächtigenbelastungszahlen von 14 bis unter 21 Jahre alten männlichen 
Deutschen, Türken und Italienern mit den Verurteiltenziff ern935 dieser 
Gruppen im Berichtsjahr 1981 in den Bundesländern Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Saarland936. Hier 
zeigten sich deutliche nationalitätenspezifische Unterschiede, denn es 

931 SCHÜLER-SPRINGORUM 1983, 535. 
932 SCHNAPKA 1985, 429. 
933 STEINHILPER 1986, 201. 
934 Vgl. STEINHILPER 1986, 63. 
935 Ohne Straßenverkehrsdelikte. 
936 Vgl. MANSEL 1988c, 355/j. 



Ausländer im Prozeß strafrechtlicher Sozialkontrolle 209 

wurde ein erheblich geringerer Anteil von Italienern und Türken verurteilt 
als von Deutschen: 

Anteil in% Deutsche Türken Italiener 

Abgeurteilte 63,8 50,9 47,9 
freigesprochene 2,0 2,3 1,3 
Eingestellt durch Gericht 4,5 4,8 4,8 
Ermahnte 18,9 15,3 10,1 
Verurteilte 38,4 28,5 31,7 

Quelle: MANSEL 1988c, 356. 

Lediglich 31,7% der jungen Italiener und sogar nur 28,5% der jungen Tür­
ken wurden letztlich verurteilt. Die gleichaltrigen Deutschen wurden hin­
gegen in 38,4% der Fälle verurteilt. Die quantitativ größte Filterung im 
Verlauf des Strafverfahrens fand von den Tatverdächtigen zu den Abge­
urteilten statt. Nur gegen etwa 50% der 14- bis 21jährigen Türken wurde 
eine Anklage erhoben, bei den Italienern lag die Anklagequote noch unter 
50%. Demgegenüber wurden 63,8% der deutschen Tatverdächtigen auch 
angeklagt937, 

Als Folge dieses Selektionsprozesses ging die nach der PKS vorhan­
dene Höherbelastung der Türken und Italiener gegenüber den Deutschen 
bei den Verurteiltenziffern erheblich zurück: 

Belastungsziffern 

Tatverdächtige 
Verurteilte 

Deutsche 

6 989 
2 681 

Quelle: MANSEL 1988c, 357. 

Türken 

10 795 
3 074 

Italiener 

8 503 
2 698 

MANSEL ging deshalb davon aus, daß das Verfahren bei jungen Türken und 
Italienern öfter als bei Deutschen der gleichen Altersgruppe von der 
Staatsanwaltschaft eingestellt werde93s . 

ff) Mansel (1989) 

Zu ähnlichen Ergebnissen kommt eine gleichgelagerte Untersuchung Man­
sels für das Saarland. Hier wurden Tatverdächtigenbelastungszahlen und 

937 Vgl. zum Ganzen MANSEL 1988c, 356. 
938 MANSEL 1988c, 357. 
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Abgeurteilten- bzw. Verurteiltenziffern939 der Jahre 1977 bis 1979 sowie 
von 1981 bis 1983 der 14- bis unter 2ljährigen Deutschen, Türken und Ita-
liener verglichen94o. 

Es wurden weitaus mehr Verfahren bei Italienern und besonders bei 
Türken von der Staatsanwaltschaft eingestellt. Schließlich wurden anteil-
mäßig mehr als doppelt so viele junge Deutsche wie junge Türken ver-
urteilt (Deutsche: 39,5%; Türken: 17,2%). Bei den Italienern war die Dif-
ferenz zur Einstellungs- und Verurteilungspraxis der Deutschen hingegen 
nicht so groß941. 

Anteil in% Deutsche Türken Italiener 
Einstellungen 
Staatsanwalt 42,8 75,5 53,6 
Freigesprochene 1,3 1,1 0,7 
Eingestellt durch Gericht 1,1 0,0 1,7 
Ermahnte 15,3 6,2 13,9 
Verurteilte 39,5 17,2 30,1 

Quelle: MANSEL 1989, 156. 

Damit ergaben sich für die Türken sogar niedrigere Verurteiltenziffern als 
für die Deutschen: 

Belastungsziffern 

Tatverdächtige 
Verurteilte 

Deutsche 

5 719 
2 257 

Quelle: MANSEL 1989, 156. 

gg) Pfeiffer/Schöckel (1990) 

Türken 

11605 
1991 

Italiener 

7 535 
2 270 

In ihrem Gutachten „Gewaltkriminalität und Strafverfolgung" stellten 
PFEIFFER/ScHÖCKEL die Tatverdächtigen-, Abgeurteilten- und Verurteilten-
ziffern des Jahres 1986 von Deutschen und Ausländern für die Gewaltkrimi-

939 Ohne Straßenverkehrsdelikte. 
940 Vgl. MANSEL 1989, 156. 
941 Vgl. zum Ganzen MANSEL 1989, 155/j. 
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nalität insgesamt sowie für einzelne Deliktsgruppen gegenüber942. Dadurch 
sollten Unterschiede im Anklage- und Verurteilungsrisiko von Deutschen 
und Ausländern erfaßt werden. Es ergab sich, daß das Anklage- und Ver­
urteilungsrisiko der Ausländer, sowohl bei den 14- bis 21jährigen wie auch 
bei den Erwachsenen, fast durchweg niedriger lag als das der Deutschen943. 

Bei den 14- bis 21jährigen Deutschen wurden 49,1 % der Tatverdächti­
gen wegen eines Gewaltdeliktes angeklagt und 35,0% verurteilt. Die 
gleichaltrigen ausländischen Tatverdächtigen wiesen hingegen eine Ankla­
gerate von 35,5% und eine Verurteiltenrate von 24,3% auf. Damit fällt bei 
Deutschen auf 2,9 Tatverdächtige eine Verurteilung, bei Ausländern 
kommt auf 4,1 Tatverdächtige eine Verurteilung. Die größten Unter­
schiede ergaben sich bei Raubdelikten sowie bei schwerer und gefährlicher 
Körperverletzung, während die Differenzen bei Tötungsdelikten und Ver­
gewaltigungen geringer ausfielen944. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den Erwachsenen. Hier wurden 33,9% 
der deutschen Tatverdächtigen abgeurteilt und 23, 1 % verurteilt, während 
die Ausländer eine Aburteilungsquote von 24,5% und eine Verurteilungs­
quote von 15,7% aufwiesen. Die Differenzen zwischen Ausländern und 
Deutschen waren bei den Erwachsenen also etwas geringer. Besonders 
starke Unterschiede waren bei Raub und Vergewaltigung erkennbar. Da­
gegen war das Anklage- und Verurteilungsrisiko für Tötungsdelikte bei 
Deutschen und Ausländern nahezu identisch945. 

hh) Geiß/er/Marißen (1990) 

Nach unveröffentlichten Zahlen der Landespolizeidirektion Stuttgart II und 
der Jugendgerichtshilfe Stuttgart stellt sich die Selektion durch die Staats­
anwaltschaft bei den 14- bis 20jährigen in Stuttgart 1988 wie folgt dar: 

Lediglich gegen 38% der tatverdächtigen Ausländer wurde Anklage er­
hoben, während 54% der deutschen Tatverdächtigen dieser Altersgruppe 
vor dem Jugendgericht angeklagt wurden. Dies hatte zur Folge, daß sich 

942 Angaben für die Bundesrepublik Deutschland ohne Bremen, vgl. PFEIFFER/ 
SCHÖCKEL 1990, 422. 

943 Vgl. PFEIFFERISCHÖCKEL 1990, 423f. 
944 PFEIFFERISCHÖCKEL 1990, 423. 
945 Zum Ganzen PFEIFFER/SCHÖCKEL 1990, 423/. 
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die Mehrbelastung der jungen Ausländer gegenüber den gleichaltrigen 
Deutschen im Laufe der Strafverfolgung erheblich reduzierte946. 

ii) Kubink (1993) 

Ein Vergleich der PKS 1988 mit der Strafverfolgungsstatistik 1988 durch 
KUBINK ergab, daß Nichtdeutsche zwar einen Anteil von 21,8% an den 
Tatverdächtigen, jedoch nur einen Anteil von 14,7% an den Verurteilten 
stellten947. Allerdings wurden bei diesem Vergleich auch Tatverdächtige 
unter 14 Jahren mit einbezogen, die noch nicht strafmündig sind und deren 
Taten daher nicht in einem Strafverfahren verfolgt werden können. Ferner 
waren Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG einbezogen, wo in der 
Regel ein sehr hoher Schwund von der Tatverdächtigen- zur Verurteilten-
zahl feststellbar ist. Besonders hohe Differenzen waren bei Urkundenfäl-
schung, Vergewaltigung und Betrug zu verzeichnen948. 

ii) Reichertz/Schröer 1993 

Für das Jahr 1989 wurde von REICHERTz/ScHRÖER eine bundesweite949 
und deliktsübergreifende Statistik erstellt, die Angaben zur Zahl der tat-
verdächtigen, abgeurteilten und verurteilten jugendlichen und heranwach-
senden Deutschen und Ausländer beinhaltete. 

Für die Bundesrepublik ergab sich demnach, daß lediglich 35,8% der 
nichtdeutschen Tatverdächtigen abgeurteilt und 22,3% tatsächlich ver-
urteilt wurden. Bei den jugendlichen und heranwachsenden deutschen Tat-
verdächtigen wurden hingegen 51,3% angeklagt und 32,4% verurteilt950. 

Auch hier erwies sich die Staatsanwaltschaft als selektionsentscheidende In-
stanz, denn die quantitativ größte Filterung fand von der Tatverdächtigen-
zur Abgeurteiltenzahl statt. Zudem war die Verurteilungsquote der einmal 
Angeklagten bei Deutschen und Ausländern nahezu identisch (Deutsche: 
63,1 %; Ausländer: 62,4%)951 . REICHERTzlSCHRÖER folgerten hieraus, daß 

946 Vgl. zum Ganzen GEISSLER/MARISSEN 1990, 673. 
947 KUBINK 1993, 54. 
948 Vgl. KUBINK 1993, 54/. 
949 Früheres Bundesgebiet ohne Bremen. 
950 Vgi. REICHERTz/SCHRÖER 1993, 759. 
951 Siehe dazu REICHERTz!SCHRÖER 1993, 760. 
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„kein Zweifel" daran bestehen könne, daß „Deutsche und Nichtdeutsche 
ein unterschiedliches Aburteilungs- und Verurteilungsrisiko tragen"9s2. 

kk) Steffen (1995b) 

Mittlerweile ergab sich jedoch zumindest in Bayern ein gegenläufiger 
Trend. So stellte STEFFEN fest, daß das Verurteilungsrisiko von auslän­
dischen Tatverdächtigen in Bayern von 1983 bis 1992 zugenommen hat, 
während es bei den deutschen Tatverdächtigen deutlich zurückging. Die 
Verurteiltenquote der Ausländer hatte 1983 bei 38,2% gelegen, die der 
Deutschen bei 38,8%. Im Jahre 1992 wurden hingegen 41,6% der auslän­
dischen und lediglich 33,4% der deutschen Tatverdächtigen verurteilt953. 
Damit war das Ausmaß, mit dem Tatverdächtige verurteilt werden, 1992 
bei Ausländern wesentlich größer als bei Deutschen9s4. 

II) Probleme

Nun ist diese Vergleichsmethode nicht unproblematisch, denn beide Statisti­
ken beziehen sich auf unterschiedliche Zeiträume und sind daher nur einge­
schränkt vergleichbar. So sind die Tatverdächtigen eines Berichtszeitraumes 
nur zum Teil mit den Abgeurteilten desselben Jahres identisch955. Des öfteren 
dauert es mehrere Monate bis ein Ermittlungsverfahren abgeschlossen ist und 
es zur Anklageerhebung kommt. Auch ein Vergleich mit der Verurteiltensta­
tistik des nächsten Jahres kann hier nicht weiterhelfen956. Eine Abgeurteilten­
oder Verurteiltenquote läßt sich also durch einen Vergleich der Tatverdächti­
genstatistik mit der Strafverfolgungsstatistik nicht exakt ermitteln. Ferner 
wirkt sich die unterschiedliche Zählweise beider Kriminalstatistiken auf einen 
Vergleich aus. In der PKS wird ein mehrfach registrierter Tatverdächtiger 
zwar insgesamt nur einmal ausgewiesen, bei den einzelnen Straftatengruppen 
wird er jedoch mit jeder Straftat erneut erfaßt. In der Strafverfolgungsstati­
stik wird ein Verurteilter dagegen nur mit der Straftat ausgewiesen, die nach 
Art und Höhe mit der schwersten Strafe bedroht ist. 

952 REICHERTzlSCHRÖER 1993, 760. 
953 Vgl. STEFFEN 1995b, 151/. 
954 Mit Ausnahme der Altersgruppe der 18- bis 20jährigen, vgl. STEFFEN 1995b, 152. 
955 Vgl. SCHWIND 1995, 33; STEFFEN 1995b, 151. 
956 Vgl. REICHERTz/SCHRÖER 1993, 758, fn. 2. 
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mm) Eigene Untersuchung 

Trotz der genannten Probleme sollen nunmehr Tatverdächtigen- und Ver-
urteiltenzahlen der Berichtsjahre 1986 bis 1995 vergleichend gegenüberge-
stellt werden; denn dadurch dürften sich zumindest Anhaltspunkte für eine 
geringere Verurteilungswahrscheinlichkeit der Ausländer ergeben. Bei der 
Gegenüberstellung der Tatverdächtigen- und Verurteiltenzahlen ist jedoch 
zu beachten, daß ab 1991 die Fallerfassung der PKS für die alten Bundes-
länder einschließlich Gesamt-Berlin erfolgte. Die Strafverfolgungsstatistik 
bezieht sich von 1991 bis 1994 jedoch auf das frühere Bundesgebiet mit 
(dem ehemaligen) West-Berlin. Erst seit 1995 wird auch Ost-Berlin ein-
bezogen. In den Ostbezirken der Stadt werden aber tendenziell weniger 
nichtdeutsche Tatverdächtige registriert als in den West-Berliner Bezir-
ken -im Osten der Stadt ist der ausländische Bevölkerungsanteil auch sehr 
gering957. Nach der Strafverfolgungsstatistik 1995958 ändert sich der Pro-
zentanteil der Nichtdeutschen an den Verurteilten allerdings nicht, wenn 
man z.B. für das Jahr 1994 die Zahl der verurteilten Deutschen und Aus-
länder (ohne Straftaten im Straßenverkehr) für das alte Bundesgebiet mit 
und ohne Ost-Berlin vergleicht, er beträgt jeweils 33,7%. 

Die Gegenüberstellung ohne Straftaten im Straßenverkehr zeigt, daß 
Nichtdeutsche bis 1993 tatsächlich bei den Verurteilten anteilmäßig weni-
ger stark vertreten waren als bei den Tatverdächtigen. 

So stellten die Nichtdeutschen z.B. im Jahre 1989 24,5% der Tatver-
dächtigen, aber lediglich 19,6% der Verurteilten959. Ab 1994 sind die An-
teile der Ausländer an den Verurteilten andererseits höher als an den Tat-
verdächtigen. Ein etwas anderes Bild ergibt sich, wenn man Tatverdächtige 
und Verurteilte aufgrund von Verstößen gegen das AuslG und das 
AsylVfG nicht berücksichtigt. Die Differenzen zwischen den Anteilen der 
Nichtdeutschen an den Tatverdächtigen und Verurteilten werden bis 1992 
erheblich geringer und schon ab 1993 sind die Ausländer anteilmäßig bei 
den Verurteilten stärker vertreten als bei den Tatverdächtigen960. 

957 Vgl. z.B. PKS Berlin 1995, Band I, 4, 99/. 
958 StVSta 1995, 389. 
959 Vgl. Tab. 69 I. 
960 Siehe dazu Tab. 69 II. 
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Tabelle 69: Gegenüberstellung P KS und Strafverfolgungsstatistik96J 

I. Straftaten ohne Straftaten im Straßenverkehr

Tatverdächtige Ausländische Anteil ausl. Verurteilte Verurteilte Anteilausl. 
insgesamt Tatverdächtige Tatverdächtiger insgesamt Ausländer Verurteilter 

Jahr in¾ in¾ 

1986 1 306 910 252 018 19,3 445 446 66 771 15,0 

1987 1290 441 258 326 20,0 437 611 72 023 16,5 

1988 1 314 080 286 744 21,8 445 870 79 043 17,7 

1989 1 370 962 336 016 24,5 436 832 85 423 19,6 

1990 1 437923 405 545 26,7 433 682 93 648 21,6 

1991 1466 752 405 545 27,6 432 662 105 325 24,3 

1992 1 581 734 509 305 32,2 398 697 116 394 29,2 

1993 1 680 885 608 376 36,2 498 764 171 648 34,4 

1994 1 637 879 531 348 32,4 501 386 169 019 33,7 

1995 1 682 118 526 539 31,3 497 935 156 361 31,4 

II. Straftaten ohne Verkehrstaten sowie ohne Verstöße gegen das Aus!G und das AsylVfG

Tatverdächtige Ausländische Anteil ausl. Verurteilte Verurteilte Anteilausl. 
insgesamt Tatverdächtige Tatverdächtiger insgesamt Ausländer Verurteilter 

Jahr in¾ in¾ 

1986962 1 246193 193 703 15,5 438 244 59 892 13,7 

1987 1236 540 206 863 16,7 429 789 64 455 15,0 

1988 1247 563 223 848 17,9 434 423 67 990 15,7 

1989 1 285 534 254 737 19,8 422 808 72 006 17,0 

1990 1 349 912 299 415 22,2 419 024 79 846 19,0 

1991 1382 713 324 864 23,5 418 784 92 155 22,0 

1992 1 459 654 390 861 26,8 382 073 100 409 26,3 

1993 1517 966 450 090 29,7 468 784 142 526 30,4 

1994 1491 417 390 751 26,2 468 299 137 200 29,3 

1995 1 553 315 385 113 25,1 469 397 129 533 27,6 

Quellen: PKS 1986-1995; StVSta 1986-1995. 

Bei Betrachtung der Tatverdächtigen- und Verurteiltenzahlen insgesamt ist 
also keine wesentliche „Reduzierung des Tatvorwurfs" durch die Strafju­

stiz erkennbar. Insbesondere seit Anfang der neunziger Jahre haben sich 
die Tatverdächtigen- und Verurteiltenanteile der Nichtdeutschen angegli-

961 Angaben der PKS ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. An­
gaben der StVSta ab 1991 für das frühere Bundesgebiet, ab 1994 einschl. Ost-Ber­
lin. 

962 1986-1987 nur Straftaten gegen das Ausländergesetz. 
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chen. Dies bestätigt auch die für die Jahre 1986 bis 1995 berechnete Ver-
urteilungswahrscheinlichkeit für Deutsche und Ausländer963: 

Tabelle 70: Verurteilungswahrscheinlichkeit der deutschen und nichtdeut-
schen Tatverdächtigen in% 1986 bis 1995964 

Deutsche Nichtdeutsche 

1986 35,9 30,9 
1987 35,5 31,2 
1988 35,8 30,4 
1989 34,0 28,3 
1990 32,2 26,7 
1991 30,9 28,4 
1992 26,4 25,7 
1993 30,1 31,7 
1994 30,1 35,1 
1995 29,1 33,6 

Quellen: PKS 1986-1995; StVSta 1986-1995. 

Man muß aber weiterhin berücksichtigen, daß die Tatverdächtigenzahlen 
und -anteile der Nichtdeutschen seit Mitte der achtziger Jahre von Jahr zu 
Jahr erheblich gestiegen sind und sich ein Teil dieser Zunahme erst in der 
Strafverfolgungsstatistik des nächsten Jahres zeigen konnte. Während des 
Anstiegs sind die Anteile der Nichtdeutschen an den Verurteilten gegenüber 
den Anteilen an den Tatverdächtigen desselben Jahres daher niedriger. An-
ders stellt sich die Sachlage dar, seitdem die Tatverdächtigenzahlen und -an-
teile der Nichtdeutschen zurückgingen. Nun waren die Anteile an den Ver-
urteilten im Vergleich zu dem Anteil an den Tatverdächtigen desselben 
Jahres folgerichtig höher. Zumindest für den Untersuchungszeitraum findet 
sich für die geringen Unterschiede zwischen den Anteilen der Nichtdeut-
schen an den Tatverdächtigen und an den Verurteilten also eine Erklärung, 
ohne daß auf die „Diskriminierungsthese"965 zurückgegriffen werden müßte. 

963 Vgl. Tab. 70. 
964 Der Vergleich bezieht sich auf die innerhalb desselben Jahres ermittelten Tatver-

dächtigen- und Verurteiltenzahlen. Erfaßt wurden die Straftaten ohne Verkehrs-
taten sowie ohne Verstöße gegen das AuslG und das AsylVfG (1986-1987 nur 
ohne Straftaten gegen das Ausländergesetz). 

965 S.u. 2. Kapitel, IV. 3. b) aa). 
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Der Vergleich von Tatverdächtigen- und Verurteiltenanteilen der Nicht­
deutschen nach verschiedenen Altersgruppen zeigt, daß der größte Schwund 
jeweils bei den Heranwachsenden feststellbar ist966. Im Jahre 1992, als bei 
den Jugendlichen und Erwachsenen kaum noch Unterschiede bei den Tat­
verdächtigen- und Verurteiltenanteilen vorhanden waren, stellten die her­

anwachsenden Nichtdeutschen zwar 41,7% der Tatverdächtigen, aber nur 
32,7% der Verurteilten dieser Altersgruppe. Dagegen war der Schwund bei 
den Jugendlichen und Erwachsenen bis 1992 wesentlich geringer. Seit 1993 
weisen die jugendlichen Ausländer, seit 1994 auch die erwachsenen sogar 
höhere Anteile an Verurteilten als an Tatverdächtigen auf%7. 

Tabelle 71: Anteil der verurteilten Ausländer an den Verurteilten insgesamt 

nach Altersgruppen 1986-1995968 

Anteil der Ausländer in % 

Jugendliche Heranwachsende Erwachsene 
(14<18 Jahre) (18<21 Jahre) (über 21 Jahre) 

TV vu TV vu TV vu 

1986 19,6 15,6 18,5 12,2 19,0 15,3 

1988 25,0 21,0 21,0 14,5 21,1 17,8 

1989 27,9 24,0 26,5 17,3 23,5 19,4 

1990 31,0 27,3 31,6 21,9 25,2 21,1 

1991 31,6 30,8 34,4 25,9 26,1 23,7 

1992 32,9 32,8 41,7 32,7 30,9 26,9 

1993 34,0 33,9 46,5 39,9 35,4 33,8 

1994 29,7 31,1 40,3 39,6 32,2 33,3 

1995 27,7 30,1 37,4 36,1 31,5 31,0 

TV = Tatverdächtige 
VU = Verurteilte 

Quellen: PKS 1986--1995; StVSta 1994, 381; 1995, 389. 

Denkbar ist, daß die geringere Verurteilungswahrscheinlichkeit der Her­
anwachsenden auf der höheren Mobilität dieser Altersgruppe beruht: 
wegen der Ausreise von Tatverdächtigen könnte es in der Folge zu ver­
mehrter Verfahrenseinstellung bei dieser Altersgruppe kommen. Jedenfalls 

966 Vgl. Tab. 71. 
967 Siehe zum Ganzen Tab. 71. 
968 Angaben ab 1991 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin, ab 1994 auch 

mit Ost-Berlin. Straftaten ohne solche im Straßenverkehr. 



218 Realitätsgehalt und Aussagewert der PKS 

wird ein großer Teil der tatverdächtigen Heranwachsenden wegen eines 
Verstoßes gegen das AuslG und das AsylVfG registriert. Bei dieser De-
liktsgruppe werden aber relativ wenige Tatverdächtige verurteilt. 

Die Frage ist jedoch, ob sich bei einzelnen Deliktsarten höhere Diffe-
renzen bei den Ausländeranteilen von Tatverdächtigen und Verurteilten er-
geben. Interessant hierbei ist insbesondere, ob Ausländer bei schwerwie-
genden Gewaltstraftaten wie Raub, Mord und Totschlag, Vergewaltigung 
sowie gefährlicher und schwerer Körperverletzung nach der Verurteilten-
statistik ebenso hoch belastet sind wie nach der Tatverdächtigenstatistik. 
Gerade im Rahmen von Gewaltdelikten, bei denen ein unmittelbarer Kon-
takt zwischen Täter und Opfer besteht, könnte sich eine erhöhte Anzeige-
bereitschaft und Neigung zur Dramatisierung auswirken. Bei folgendem 
Vergleich nach Deliktsarten wurden nur Tatverdächtige im strafmündigen 
Alter (ab 14 Jahren) berücksichtigt. 

Bei dieser Gegenüberstellung lassen sich folgende deliktsspezifische Be-
sonderheiten feststellen: Auffallend ist insbesondere der geringere Anteil 
der Nichtdeutschen an den wegen Urkundenfälschung Verurteilten. Im 
Jahre 1993 stellten die Ausländer hier z.B. 66% der Tatverdächtigen - in 
den Jahren 1993 und 1994 waren aber nur etwa 50% der Verurteilten nicht-
deutsche Staatsangehörige. Hierfür bietet sich zunächst folgende Erklä-
rung an: Urkundsdelikte werden häufig von der äußerst mobilen Täter-
gruppe der Asylbewerber begangen. Zu vermuten ist also, daß wegen der 
Ausreise oder gar Abschiebung von Tatverdächtigen viele Ermittlungsver-
fahren eingestellt werden. Außerdem dürften wegen der intensiven Kon-
trolle der Asylbewerber durch die Ausländerbehörden relativ viele Baga-
telldelikte registriert werden, wo es des öfteren zu einer Einstellung des 
Verfahrens aus Opportunitätsgründen kommt969. Besonders hohe Diffe-
renzen zwischen Tatverdächtigen- und Verurteiltenanteilen der Nichtdeut-
schen lassen sich ferner bei folgenden Deliktsarten feststellen: Raub, Ver-
gewaltigung sowie gefährliche und schwere Körperverletzung910. 

Gerade wegen der geringeren Belastung der Nichtdeutschen bei den 
Verurteilungen wegen gefährlicher und schwerer Körperverletzung könnte 
man auf eine Dramatisierungsbereitschaft von Bevölkerung und Strafver-

969 Vgl. Tab. 72. 
970 Siehe Tab. 72. 
971 1986-1987 nur Straftaten gegen das Ausländergesetz. 
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Tabelle 72: Anteil der Nichtdeutschen an den Tatverdächtigen und an den 
Verurteilten ( ohne Straftaten im Straßenverkehr) 

,, Tatverdächtige Nichtdeutsche in% der TV insgesamt (ohne Kinder) 
1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 22,2 25,7 24,9 26,7 27,4 30,7 35,4 36,0 37,0 37,1 
Vergewaltigung 28,7 29,0 28,6 31,3 32,6 35,5 38,5 40,2 37,8 35,9 
Persönl. Freiheit 16,4 17,1 17,7 18,6 19,6 21,1 23,3 25,8 27,2 27,7 
Raub 22,2 25,5 26,7 30,7 34,5 36,4 40,2 57,6 51,0 41,3 
Vors. leichte Körperverl. 15,3 16,5 16,8 18,1 19,0 20,3 22,5 23,7 23,6 23,6 
Gef. u. schw. Körperverl. 20,3 21,6 22,7 24,4 26,3 28,2 31,0 34,9 33,5 33,4 
Einfacher Diebstahl 16,9 18,5 19,8 22,3 27,6 32,3 34,2 37,6 29,2 26,7 
Schwerer Diebstahl 14,8 16,7 18,4 20,7 23,5 26,0 31,2 34,2 30,6 30,0 
Betrug 13,2 14,0 15,5 16,8 18,4 21,0 25,2 29,6 26,8 25,3 
Unterschlagung 10,2 10,7 11,9 13,1 14,2 15,4 17,4 19,5 18,1 -
Urkundenfälschu?g 33,3 36,5 44,9 55,7 50,7 53,9 57,5 66,0 61,7 61,5 
Erpressung 19,8 22,4 21,0 26,5 30,0 31,2 35,5 39,1 40,4 38,3 
Landfriedensbruch 12,6 11,2 12,8 17,5 15,9 14,9 26,6 33,2 48,9 31,6 
Hehlerei 17,8 20,2 22,2 24,0 26,6 29,6 34,5 38,9 37,6 35,9 
Beleidigung 10,1 10,8 11,1 11,9 12,3 13,1 14,5 15,8 16,4 16,9 
Glücksspiel 54,5 39,2 53,4 50,9 54,0 53,1 65,4 69,3 71,3 73,4 
Sachbeschädigung 10,8 11,6 11,1 12,6 13,9 14,5 16,2 17,4 16,5 16,3 
Aus!G und Asy!VfG 96,0 95,7 94,5 95,1 95,6 96,2 97,0 97,2 96,0 95,0 
Rauschgiftdelikte 19,8 20,2 20,7 22,1 23,4 24,3 26,5 28,9 29,5 28,1 
Straftaten insg. 19,0 19,7 21,5 24,2 26,5 27,6 32,3 36,4 32,7 31,6 

Verurteilte Nichtdeutsche in% der Verurteilten insgesamt 
1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Mord und Totschlag 22,8 21,2 22,6 23,4 25,5 28,4 25,9 33,9 36,5 34,0 
Vergewaltigung 19,6 22,9 22,8 21,2 24,1 27,2 29,4 35,5 36,0 32,7 
Persönl. Freiheit 12,7 13,3 14,1 14,2 16,0 17,9 21,7 24,2 27,1 29,5 
Raub 16,7 19,2 20,4 22,9 28,1 32,7 35,9 36,0 37,8 39,2 
Vors. leichte Körperverl. 11,3 12,8 13,6 14,7 15,7 16,8 20,2 22,0 23,3 23,9 
Gef. u. schw. Körperverl. 14,5 16,3 18,0 18,4 20,7 22,8 28,5 29,5 31,5 32,3 
Einfacher Diebstahl 15,7 18,0 19,5 21,9 25,5 29,4 34,2 40,7 35,7 30,1 
Schwerer Diebstahl 12,1 13,8 15,3 17,0 19,0 21,1 26,2 29,4 29,3 28,3 
Betrug 9,5 9,8 10,8 12,2 12,7 14,0 17,1 20,0 20,8 19,8 
Unterschlagung 7,4 7,5 8,4 9,0 9,5 10,7 13,4 13,5 14,4 14,3 
Urkundenfälschung 25,1 27,2 28,1 29,6 29,1 32,1 40,4 48,8 51,7 49,7 
Erpressung 18,9 16,2 19,9 24,7 26,3 25,6 27,8 35,0 35,6 40,5 
Landfriedensbruch 12,6 11,0 11,8 3,7 16,2 11,4 21,3 33,4 47,8 46,4 
Hehlerei 17,0 18,6 21,1 22,5 25,5 27,8 32,1 36,1 37,6 36,2 
Beleidigung 8,4 8,7 9,5 10,3 11,2 12,2 13,6 16,1 17,6 18,0 
Glücksspiel 65,1 64,5 64,6 61,4 55,1 55,8 62,6 68,4 75,7 81,3 
Sachbeschädigung 8,2 8,4 8,9 10,1 11,5 12,4 14,5 16,2 16,6 16,9 
AuslG und Asy!VfG97I 95,5 96,8 96,6 95,7 94,2 94,9 96,2 97,1 96,2 94,0 
Rauschgiftdelikte 18,4 18,6 18,9 20,0 21,5 22,7 25,5 28,6 30,5 30,6 
Straftaten insg. 15,0 16,5 17,7 19,6 21,6 24,3 29,2 34,4 33,7 31,4 

Quellen: PKS 1986---1990, Tab. 20 und 50; ferner die nicht in den PKS 1991-1995 abgedruckten Tab. 20 
und 40, die dem Verfasser vorliegen; StVSta 1986---1995. 
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folgungsbehörden gegenüber Ausländern schließen. Vielleicht werden eher 
harmlose körperliche Auseinandersetzungen bei Nichtdeutschen vermehrt 
zu schweren Körperverletzungen hochstilisiert. Auffallend ist in dieser 
Hinsicht, daß die Nichtdeutschen bei der vorsätzlichen leichten Körper-
verletzung anteilmäßig weniger Tatverdächtige stellen als bei der gefähr-
lichen und schweren Körperverletzung. Auch bei Vergewaltigung und 
Raub ist denkbar, daß bei Ausländern tendenziell weniger schwere Bege-
benheiten vorliegen, die entsprechend seltener verurteilt werden. 

b) Interpretation der Befunde 

Mehrmals wurde seit Ende der siebziger Jahre durch einen Vergleich von 
PKS und Strafverfolgungsstatistik der Versuch unternommen, eine Abur-
teilungs- bzw. Verurteilungswahrscheinlichkeit von Deutschen und Nicht-
deutschen zu ermitteln. Dabei wurde festgestellt, daß vor allem jugendliche 
und heranwachsende Ausländer nach ihrem Anteil an den Verurteilten we-
niger stark belastet sind als nach ihrem Anteil an den Tatverdächtigen. Die 
quantitativ größte Filterung fand dabei von den Tatverdächtigen zu den 
Abgeurteilten statt. Allerdings muß diesbezüglich berücksichtigt werden, 
daß sich ein Teil des Anstiegs bei den Tatverdächtigenzahlen der Nicht-
deutschen erst in der Strafverfolgungsstatistik des jeweils nächsten Jahres 
niederschlagen konnte. 

Seit Anfang der neunziger Jahre ist jedoch nach den Daten von PKS 
und StVSta ein gegenläufiger Trend erkennbar. Teilweise war der Anteil 
der Ausländer an den Verurteilten nun sogar höher als an Tatverdächtigen. 
Differenzen zeigten sich jetzt lediglich bei Gewaltdelikten wie Raub, ge-
fährlicher und schwerer Körperverletzung sowie Vergewaltigung. Auch 
nach der Strafverfolgungsstatistik war also ein erheblicher Anstieg der 
Heilfeldkriminalität von Ausländern seit Mitte der achtziger Jahre zu ver-
zeichnen. Bei Betrachtung der Tatverdächtigen- und Verurteiltenzahlen 
insgesamt ist neuerdings keine wesentliche Reduzierung des Tatvorwurfs 
durch die Strafjustiz mehr erkennbar, denn insbesondere seit Anfang der 
neunziger Jahre haben sich die Tatverdächtigen- und Verurteiltenanteile 
der Nichtdeutschen angeglichen. 

Für die vor allem in den achtziger Jahren erkennbaren Differenzen zwi-
schen dem Anteil von Nichtdeutschen an den Tatverdächtigen und an den 
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Abgeurteilten bzw. Verurteilten wurden folgende Erklärungsansätze her-
angezogen: 

aa) Diskriminierungsthese 

Die unterschiedliche Verurteilungswahrscheinlichkeit von jungen Deut-
schen im Vergleich zu gleichaltrigen Türken und Italienern wurde von 
MANSEL primär darauf zurückgeführt, daß 
• aufgrund von Vorurteilen gegen Ausländer in Teilen der einhei-

mischen Bevölkerung bei unerwünschtem, auffälligem und/ oder ver-
meintlich abweichendem Verhalten von Ausländern gegen diese eher 
Anzeige erstattet werde und 

• vonseiten einzelner Polizisten aufgrund so bekannt gewordener, po-
tentiell kriminalisierbarer Handlungen oder selbst entdeckter Strafta-
ten gegen Ausländer auch bei Bagatellstraftaten eher nach dem 
gesetzlich vorgeschriebenen Legalitätsprinzip verfahren und die An-
zeige aufgenommen werde, während gegenüber deutschen Tatver-
dächtigen eher nach dem Opportunitätsverfahren vorgegangen und 
auf die Aufnahme von Ermittlungen verzichtet werde972. 

Die Staatsanwaltschaft als selektionsentscheidende Instanz stelle die von 
der Polizei eingeleiteten Strafverfahren gegen junge Ausländer wegen ihres 
Bagatellcharakters dann jedoch überproportional häufig ein973. Nach die-
ser Auffassung sind Ausländer also aufgrund ihrer Lebenslage und ihres 
gesellschaftlichen Status einem besonderen Strafverfolgungsdruck durch 
Bevölkerung und Polizei ausgesetzt974. 

bb) Ermittlungspraktischer Ansatz 

Eine andere Interpretationsmöglichkeit wird hingegen vor allem von poli-
zeilicher Seite bevorzugt. Diesem Ansatz nach beruht die geringere Ver-
urteilungswahrscheinlichkeit von Ausländern auf besonderen polizeilichen 
Ermittlungsschwierigkeiten nichtdeutschen Tatverdächtigen gegenüber975. 

972 MANSEL 1994, 302. 
973 Vgl. MANSEL 1988d, 1077; DERS. 1990, 53/. 
974 Vgl. DONNER 1986a, 128 sowie WOLTER 1984, 269. 
975 Vgl. PICK 1994, 618/f. 
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Angesichts der Tatsache, daß ein Großteil der Straftaten durch Anzeigen 
des Opfers zur Kenntnis der Polizei gelangten und der Tatverdächtige zu-
meist mitgeliefert werde, könne der Polizei kein Übereifer gegen auslän-
dische Tatverdächtigen vorgeworfen werden976. Vielmehr sei das Tätigwer-
den der Polizei im Bereich der „Massenkriminalität" häufig allein von dem 
Ziel bestimmt, die Aufklärung der Straftaten möglichst effizient und res-
sourcenschonend zu betreiben977. 

Ermittlungen gegen nichtdeutsche Beschuldigte seien jedoch kompli-
zierter, umständlicher sowie zeit- und kostenintensiver978. So bestünden 
insbesondere folgende Probleme: 
• bei Vernehmungen von ausländischen Tatverdächtigen müsse häufig 

auf einen Dolmetscher zurückgegriffen werden 
• zu den vernehmungspsychologisch günstigen Zeitpunkten stünden 

oft keine Dolmetscher zur Verfügung 
• der mit dem Dolmetschereinsatz verbundene zeitliche Mehraufwand 

könne zur Verzögerung der Ermittlungen führen 
• teilweise werde wegen des Mehraufwandes oder wegen hoher Kosten 

für den Dolmetschereinsatz auf die (erneute) Vernehmung des Be-
schuldigten verzichtet 

• es bestehe ein anderes Zeugenverhalten im Umfeld der nichtdeut-
schen Tatverdächtigen: die Bereitschaft, bei der Polizei Angaben zu 
machen, sei äußerst gering, besonders wenn der Zeuge Landsmann 
des Beschuldigten sei 

• Ermittlungen im Lebensmilieu der nichtdeutschen Beschuldigten 
könnten deutschen Ermittlern kaum gelingen 

• nichtdeutsche Tatverdächtige seien mobiler als deutsche - sie setzten 
sich vermehrt ins Ausland ab oder tauchten unter und entzögen sich 
damit dem Zugriff der Polizei 

• bei (häufig vorkommenden) Tat- und Täterbezügen, die ins Ausland 
reichen, müsse im Wege des zeitraubenden und schwerfälligen inter-
nationalen Rechtshilfeverkehrs979 vorgegangen werden9so. 

976 So PICK 1994, 617. 
977 Siehe PICK 1994, 618. 
978 So PICK 1994, 618. 
979 Dazu SCHÜBEL 1997, 106. 
980 Darstellung nach PICK 1994, 619 f. Zu ausländerspezifischen Ermittlungsschwie-

rigkeiten vgl. ferner SIELAFF 1988a, 131/j.; 1988b, 642/j.; DERS. 1989, 130/f. 
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Ferner wird vermutet, daß bei Ausländern zunehmend das Verfahren gern. 
§ 154b StPO eingestellt werde. Danach kann von der Erhebung der öffentlichen 
Klage, abgesehen werden zugunsten eines verwaltungsrechtlichen Verfahrens, 
dessen Ziel die Ausweisung des Beschuldigten aus dem Geltungsbereich der 
StPO ist981. Aus den Arbeitsunterlagen der Staatsanwaltschaften ergibt sich je-
doch, daß z.B. 1990 lediglich 0,27% (7. 667) und 1991 0,28% (8.110) der Ein-
stellungen gern. § 154 Abs. 1 bis 3 StPO erfolgt sind982. Angesichts mehrerer 
hunderttausend nichtdeutscher Tatverdächtiger kann die Einstellung des Ver-
fahrens gern.§ 154b Abs. 3 StPO daher nur einen geringen Teil des Schwundes 
von den Tatverdächtigen zu den Verurteilten bei den Ausländern erklären. 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, daß das Verfahren insbesondere bei 
Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG in hohem Maße eingestellt 
wird. Hier stellen die Ausländer aber überproportional viele Tatverdächtige: 
in den alten Bundesländern einschließlich Gesamt-Berlin gab es 1995 ins-
gesamt 148. 803 Tatverdächtige bei dieser Straftatengruppe, darunter 
141. 426 Nichtdeutsche983. Im selben Jahr wurden jedoch nur 28. 538 Per-
sonen wegen Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG verurteilt, dar-
unter 26. 828 Ausländer. Das sind lediglich 19% aller nichtdeutschen Tatver-
dächtigen dieser Deliktsart. Zum Vergleich: nichtdeutsche Tatverdächtige 
wegen anderer Straftaten984 wurden 1995 insgesamt zu 33,6% verurteiJt985. 

Des weiteren ist zu beachten, daß eine mögliche Vorbelastung der aus-
ländischen Täter - vor allem wenn es sich um durchreisende oder erst seit 
kurzem in Deutschland aufualtende Personen handelt - oft nicht bekannt 
ist und folglich nicht in die Entscheidungsfindung der Gerichte einfließen 
kann986. So stellten z.B. BLANKENBURG u.A. in ihrer Aktenanalyse fest, daß 
Ausländer bei Betrug und Vergewaltigung seltener vorbelastet waren als 
Deutsche987. Wie bekannt ist, hängt eine Verurteilung des Täters aber er-
heblich von dem Bestehen einer Vorbelastung bzw. Vorstrafe ab988, 

981 PICK 1994, 621 berichtet davon, daß die Justiz von dieser Möglichkeit immer häu-
figer Gebrauch mache. 

982 Vgl. VILLMOW 1995, 160 m.N. 
983 Vgl. die nicht in der PKS 1995 abgedruckte Tab. 61 für die alten Bundesländer 

einschl. Gesamt-Berlin. 
984 Ohne Straßenverkehrsdelikte. 
985 Siehe Tab. 69 und 70. 
986 Vgl. PICK 1994, 621; STEFFEN 1995b, 151. 
987 BLANKENBURG U.A. 1978, 203. 
988 Vgl. BLANKENBURG U.A. 1978, 311/. 
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cc) Darstellung weiterer Ergebnisse 

Beiden Interpretationsangeboten zur Differenz des Ausländeranteils an 
Tatverdächtigen und an Verurteilten ist eine gewisse Plausibilität nicht ab-
zusprechen. Allerdings ist in neuerer Zeit kaum noch eine größere Verurtei-
lungswahrscheinlichkeit von Deutschen erkennbar. Es stellt sich daher die 
Frage, welche weiteren Erkenntnisse bzgl. der Behandlung von Nichtdeut-
schen durch die Instanzen formeller Sozialkontrolle von der polizeilichen 
Erfassung als Tatverdächtige bis zur gerichtlichen Verurteilung existieren. 

Nachfolgend sollen bisherige Untersuchungen über eine mögliche Un-
gleichbehandlung von Ausländern durch Bevölkerung bzw. Anzeigeerstat-
ter, Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte dargestellt und gewürdigt 
werden. 

c) Anzeigeerstattung 

Schon seit längerem wird vermutet, daß gegen Ausländer eher als gegen 
Deutsche Strafanzeige erstattet werde. Dies wird zum einen der intensiveren 
Kontrolle der Nichtdeutschen durch die deutsche Bevölkerung zugeschrie-
ben, ausgelöst durch das „allgemeine Mißtrauen" Ausländern gegenüber9s9. 
Zudem führten die „soziale Distanz" bei Kontakten mit Ausländern sowie 
Verständigungsschwierigkeiten zu vorschnellen und falschen Deutungen, 
wobei informelle „private Konfliktlösungen" behindert würden990. In dieser 
Hinsicht könnte auch eine Rolle spielen, daß die Toleranzschwelle bei nicht-
deutschen Straftätern niedriger sein dürfte als gegenüber deutschen. 

Bereits seit Mitte der siebziger Jahre ist bekannt, daß 85% bis 95% der 
Strafverfahren durch eine private Strafanzeige eingeleitet werden. In der 
Mehrzahl der Fälle sind Opfer und Anzeigeerstatter identisch991. Lediglich 
5% bis 15% der polizeilich erfaßten Kriminalität beruht hingegen auf der 
Wahrnehmung und Ermittlungstätigkeit der Strafverfolgungsorgane. Bei 
Delikten der „klassischen Kriminalität" beträgt der Anteil der eigenen 
Feststellungen der Polizei sogar nur etwa 2% bis 7%992. Somit findet die 

989 So ÜEISSLER/MARISSEN 1990, 674. 
990 ÜE!SSLER/MARISSEN 1990, 674. 
991 HEINZ 1993, 29. 
992 Vgl. dazu STEFFEN 1976, 125//.; BLANKENBURG U.A. 1978, 120. 
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erste und bedeutendste Selektion in der Strafverfolgung beim Verbrechens-
opfer bzw. potentiellen Anzeigeerstatter statt993. 

Zynächst wäre zu klären, ob gewisse Teile der deutschen Bevölkerung 
als ausländerfeindlich einzustufen sind. Das Bild des Ausländers dürfte 
dabei erheblich durch die Medienberichterstattung geprägt sein. Weiterhin 
ist zu untersuchen, inwiefern eine gegenüber Ausländern ablehnende oder 
zumindest distanzierte Haltung Kontrollverhalten und Anzeigeneigung 
der Bevölkerung beeinflussen kann. Dazu werden bisherige Untersuchun-
gen zur Anzeigehäufigkeit bei deutschen und nichtdeutschen Tatverdächti-
gen herangezogen. Ferner dürfte von Interesse sein, ob Nichtdeutsche 
nach der PKS bei Delikten überproportional häufig in Erscheinung treten, 
bei denen ein unmittelbarer Kontakt zwischen Täter und Opfer besteht. 

aa) Ausländerfeindlichkeit 

Die Anfang der neunziger Jahre auftretende Welle ausländerfeindlicher Ge-
walttaten, die durch Brandanschläge auf Asylbewerberwohnheime und 
Wohnhäuser ausländischer Mitbewohner gekennzeichnet war, zeigte eine 
neue Dimension der Fremdenfeindlichkeit im vereinigten Deutschland aut'J94. 

Die gegen Ausländer, aber auch gegen jüdische Einrichtungen gerichteten 
Anschläge gingen häufig nicht von rechtsextremistischen, organisierten 
Gruppen aus, sondern sind oftmals als Spontantaten vorwiegend jugend-
licher Täter einzustufen995. Fernsehbilder der Krawalle in Hoyerswerda und 
Rostock, wo Asylbewerberwohnheime unter dem Beifall der Anwohner an-
gegriffen wurden, führten zudem vor Augen, daß Rassismus und Ausländer-
feindlichkeit auch in der sogenannten „Normalbevölkerung" präsent sind. 
Nach einer Allensbach-Umfrage hatten 1992 15% der Ost- und sogar 16% 
der Westdeutschen Verständnis für gewalttätige Anschläge gegen Ausländer. 
Im Dezember 1992 zeigten allerdings nur noch insgesamt 5% der Deutschen 
Verständnis für Gewalt, nachdem im Herbst 1992 eine Reihe von schweren 
Brandanschlägen und Überfällen auf Ausländer durchgeführt worden war996. 

993 KüRZINGER 1996, 128. 
994 Vgl. dazu die VERFASSUNGSSCHUTZBERICHTE 1991 bis 1995 sowie BADE 1994, 

188//. 
995 Vgl. KAISER 1996, 683 m.N. 
996 Nachweise bei SESSAR 1993a, 116. 
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Weitere Umfrageergebnisse bestätigen das Vorhandensein von auslän-
derfeindlichen Einstellungen in der deutschen Bevölkerung. So ermittelten 
die Umfrage-Institute Polis und Sinus Ende 1991 bei 22% der Bevölkerung 
im Westen und bei 8% im Osten eindeutige Zustimmung zu ausländer-
feindlichen Statements997. Auch nach einer Umfrage des Eurobarometers 
scheinen vor allem die Menschen in den westlichen Bundesländern wenig 
tolerant gegenüber Ausländern eingestellt zu sein. Jedoch darf man den 
hohen Anteil von Befürwortern der 1992 gestellten Frage, ob es in 
Deutschland zu viele Ausländer gebe (im Westen 57%, im Osten 48%), an-
gesichts der damals aktuellen Asylproblematik nicht überbewerten998. Eine 
solche Meinungsäußerung kann m. E. nicht per se als „ausländerfeindlich" 
eingestuft werden. Im übrigen wurde nach dem Eurobarometer gerade in 
EG-Staaten mit einem vergleichsweise hohen Ausländeranteil mehrheitlich 
diese Einstellung geäußert999, 

Allerdings scheint die ablehnende Haltung gegenüber Ausländern im 
Laufe der letzten Jahre erheblich zurückgegangen zu sein. So meinten 
Anfang der achtziger Jahre noch 82% der Deutschen, daß „hier zu viele 
Ausländer leben" und 68% forderten sogar die Rückkehr in die Heimatlän- · 
der1000• Inzwischen hat sich das Meinungsbild geändert- nach Allbus-Um-
fragen ging die Zustimmung zu diskriminierenden Aussagen von 1980 bis 
1990 kontinuierlich zurück, während die Ablehnung derartiger Aussagen 
stark anstieg1001 . Insbesondere seit 1992 ist ein Stimmungsumschwung zu 
verzeichnen. So waren nach der Forschungsgruppe Wahlen im November 
1992 65% der Westdeutschen und 39% der Ostdeutschen der Meinung, es 
sei „in Ordnung, daß in Deutschland viele Ausländer leben". Im Dezember 
1992 waren demgegenüber im Osten 55% und im Westen sogar 75% dieser 
Meinung1002". Zwar sprechen sich viele Deutsche gegen eine weitere, un-
kontrollierte Zuwanderung aus, auch wird allgemein der „Asylmißbrauch" 
abgelehnt und die Neuregelung des Asylrechts befürwortet. Eine Integra-

997 Siehe BECKER 1992, 143 m.N. Vgl. ferner die Darstellung weiterer Ergebnisse bei 
KLAWE 1993, 23/.; DERS. 1994, 258/J. sowie bei ZENTRUM FÜR TüRKEISTUDIEN 
1993, 65/.; DASS. 1995, 105//. 

998 Vgl. die Umfragedaten des Eurobarometers bei WIEGAND 1995, 31//. 
999 Siehe WIEGAND 1995, 32. 
1000 So die Ergebnisse von Allensbach-Umfragen, Nachweise bei KUBINK 1993, 208. 
1001 Vgl. FACHHOCHSCHULE FÜR ÖFFENTLICHE VERWALTUNG IN RHEINLAND-PFALZ 

1995, 93 m.N. 
1002 Berichtet bei BECKER 1993, 148. 
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tion der schon seit langem in Deutschland lebenden oder sogar hier gebore­
nen Ausländer wird jedoch mehrheitlich begrüßt. Selbst während der Dis­
kussion um ein neues Asylrecht sprach sich stets eine klare Mehrheit der 
Deutschen für die Beibehaltung des Grundrechts auf Asyl aus 10°3. 

Insgesamt läßt sich jedoch festhalten, daß ausländerfeindliche Einstel­
lungen - allerdings mit abnehmender Tendenz - in Teilen der Bevölkerung 
vorhanden sind. 

bb) Medienberichterstattung 

Es besteht Einigkeit darüber, daß die Medien vorwiegend aufsehenerre­
gende Gewaltdelikte thematisieren 1°04, wobei sich die Berichterstattung der 
seriösen Presse oftmals nicht erheblich von jener der sogenannten „Boule­
vardpresse" unterscheidet1005. Dadurch entsteht der Eindruck der „All­
gegenwart der ernsthaften Kriminalität und der gesteigerten Bedrohlich­
keit"1006. Jedenfalls führt die Kriminalitätsberichterstattung der Massen­
medien letztlich zu einer verzerrten Wahrnehmung der Kriminalitätswirk­
lichkeit, welche die Kriminalitätsfurcht in der Bevölkerung zumindest ver­
stärken kann1001. Zwischen der Darstellung der Kriminalität in den Me­
dien und der Einstellung der Bevölkerung zur Kriminalität dürfte sogar 
eine Art Wechselwirkung bestehen 1oos . 

Die Berichterstattung über Ausländer in der Presse und die damit ver­
bundene Herausbildung negativer Ausländerstereotype könnte das Bild des 
kriminellen Ausländers bei der Bevölkerung verfestigen. MANSEL ist der 
Auffassung, daß das von der Boulevardpresse geprägte Ausländerbild zu 
• einer erhöhten Aufmerksamkeit und Interesse gegenüber den Nicht­

deutschen
• einer Erhöhung der Wahrscheinlichkeit der Wahrnehmung eines po­

tentiell abweichenden Verhaltens

1003 Vgl. dazu INFORMATIONEN ZUR POLITISCHEN BILDUNG 1992, 26; siehe ferner die 
Ergebnisse der Ipos-Umfrage bei: FACHHOCHSCHULE FÜR ÖFFENTLICHE VERWAL­
TUNG IN RHEINLAND-PFALZ 1995, 94. 

1004 Dazu KAISER 1996, 301. 
1005 Vgl. JUNG 1993, 346/. 
1006 JUNG 1993, 348. 
1007 So KAISER 1996, 299; JUNG 1993, 347 j. 
1008 Dazu JUNG 1993, 347. 
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• der Tendenz, dem Beobachteten eher eine kriminelle Intention zu un-
terstellen 

führt 1009. 
Nachfolgend sollen die Ergebnisse der umfangreichsten Untersuchungen 

über die Ausländerberichterstattung in der Presse dargestellt werden 1°10. 

aaa) Delgado (1972) 

In einer Inhaltsanalyse von 3. 069 Presseberichten in der nordrhein-west-
fälischen Tagespresse über ausländische Arbeitnehmer in den Jahren 1966 
bis 1969 stellte DELGADO fest, daß 31 % der Berichte in die Sparte „Sensa-
tion-Kriminalität"l011 einzustufen waren. Goodwill-Informationen über 
die Gastarbeiter waren hingegen nur zu 10,8% vertreten 1°12. Dabei widme-
ten einige Zeitungen zum Teil über 75% ihrer Berichterstattung dem ab-
weichenden Verhalten der ausländischen Arbeitnehmer1013. Für gewöhn-
lich wurde in die entsprechende Schlagzeile die Nationalität des Täters 
einbezogen. Dazu wurden häufig Tatmotive der Gastarbeiter heraus-
gestellt, wie z.B. Rache, blinde Eifersucht, Familienehre usw.1°14. 

bbb) Heine (1981) 

HEINE stellte anhand einer Untersuchung über die Ausländerberichterstat-
tung in der Berliner Tagespresse vom 4.1 bis 31.3.1980 fest, daß das Thema 
,,Kriminalität" mit einem durchschnittlichen Anteil von 20% stark repräsen-
tiert war1015. Dabei wurde in Schlagzeilen über Kriminalfälle mit Ausländer-
beteiligung fast immer auf die Nationalität der nichtdeutschen Täter hinge-
wiesen 1016. Allerdings traf die Bezeichnung „Sensationsdarstellung" auf die 
meisten dieser Artikel - mit Ausnahme vereinzelter Meldungen - nicht zu 1011. 

1009 MANSEL 1988d, 1080. 
1010 Zu weiteren Ergebnissen siehe zusammenfassend MERTEN 1986, 7 ff. sowie PRE-

DELLI 1995, 4lff. 
1011 Kritisch zur Kategorienbildung DELGADOS äußert sich PREDELLI 1995, 42f. 
1012 DELGADO 1972, 28f. 
1013 Vgl. DELGADO 1972, 37. 
1014 Dazu DELGADO 1972, 65. 
1015 Vgl. HEINE 1981, 26ff. 
1016 HEINE 1981, 37 mit Beispielen. 
1017 So HEINE 1981, 29. 
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ccc) Merten (1986)

In einer Inhaltsanalyse der Darstellung von Ausländern in der Presse - an­
hand von 2. 216 Stichproben aus 18 Tages- und Wochenzeitungen sowie Il­
lustrierten in einem Zeitraum von 8 Monaten1o1s - kam MERTEN zu fol­
genden Ergebnissen: 

Ausländerkriminalität war das am häufigsten genannte Thema in Arti­
keln, in denen von ausländischen Arbeitnehmern berichtet wurde 
(36,7%)1019. In der Boulevardpresse war das Themengebiet „Kriminalität, 
Unfälle, Justiz und Katastrophen" mit 27,5% am häufigsten vertreten 1020. 
Ferner wurde festgestellt, daß Ausländer zwar als Gäste, Künstler oder 
Sportler nur in 2,8 % der Fälle negativ bewertet wurden. Über Ausländer in 
ihrem Heimatland wurde ebenfalls nur selten (7,1 %) negativ berichtet. Die 
Berichterstattung über ausländische Arbeitnehmer (41,4%) und über Asyl­
bewerber (61,8%) fiel jedoch häufig negativ aus1021. Daraus folgerte MER­
TEN, daß Ausländer „gut" seien, sofern sie in der Bundesrepublik als Gäste, 
Künstler oder Sportler auftreten würden oder in ihren Heimatländern 
seien. Umgekehrt seien Nichtdeutsche „schlechte" Ausländer, wenn sie in 
Deutschland arbeiteten oder um Asyl nachsuchten 1022. 

ddd) Ruhrmann/Kollmer (1987)

Eine Stichprobe aller Tageszeitungen, die im Zeitraum von Januar 1981 bis 
Juni 1983 in der Region Bielefeld erschienen sind, ergab, daß in etwa einem 
Drittel aller ausländerbezogenen Artikel des überregionalen Teils der Bie­
lefelder Tagespresse von Kriminalität berichtet wurde, während im Lokal­
teil die Themen Status und Identität dominierten1023. Das zweithäufigste 
Ausländerthema war damit die Kriminalität1024. Ferner wurde in 17,2% 
der Artikel von einer (zunehmenden oder abnehmenden) Gefahr durch die 
Anwesenheit von Ausländern in der Bundesrepublik gesprochen 102s. 

1018 Vgl. MERTEN 1986, 40//. Ausgeschlossen wurde allerdings die Berichterstattung 
über die „große" Politik. 

1019 MERTEN 1986, 77 j. 

1020 MERTEN 1986, 56. 
1021 Vgl. MERTEN 1986, 87. 
1022 MERTEN 1986, 106. 
1023 RUHRMANN/KOLLMER 1987, 2. 
1024 RUHRMANN/KOLLMER 1987, 110. 
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eee) Kubink (1993) 

KUBINK wertete 1. 028 Beiträge verschiedener Tageszeitungen zum Themen-
bereich „Ausländerberichterstattung" im Zeitraum vom 1.6.1989 bis 
31.1.1991 aus1026. Er ermittelte, daß 368 Berichte (37,8% aller Beiträge) auf 
die Ausländerkriminalität entfielen. Ein weiteres Schwerpunktthema bildete 
die Berichterstattung zur Asyl- bzw. Einwanderungsfrage (41,5%)1027. Le-
diglich 13,5% aller Berichte setzten sich mit Themenkreisen wie den sozialen 
Bedingungen und dem Alltags- und Erwerbsleben der ausländischen Bevöl-
kerung sowie kulturellen Elementen auseinander102s. Mit nur 9,1 % war die 
Berichtsgruppe „Fremdenfeindlichkeit" an der Gesamtberichterstattung 
vertreten1029. Vor allem bei Tageszeitungen, die der Boulevardpresse zuzu-
ordnen sind, nahm die Berichterstattung über die Kriminalität von Auslän-
dern breiten Raum ein (z.B. 75,4% bei der Bild-Zeitung und 80,4% beim 
Express). Hier überwogen vor allem „Sensationsdarstellungen"J03o. Erstaun-
licherweise unterschieden sich - so die Aussage KuBINKS - jedoch seriöse 
Presse und Boulevardpresse in Inhalt und Form der Berichterstattung nur 
wenig bei Darstellung der Drogenkriminalität von Ausländern 1031. 

Innerhalb der Kriminalitätsberichte finden sich Schwerpunkte bei der 
Organisierten Kriminalität sowie bei Drogen- und Gewaltkriminalität. 
Auch KuBINK verzeichnete eine häufige Gestaltung der Schlagzeilen unter 
Einbeziehung der Nationalität des Täters. Zudem wurde oft der Auslän-
derstatus, z.B. ,,Asylant" hervorgehoben. Eine Textauswertung ergab fer-
ner, daß die Nationalität oder der Status des Täters in 37,1 % der Fälle in 
den Überschriften genannt wurde1032. Zwar enthielten mehrere Berichte 
zur Ausländerkriminalität statistische Informationen, die hinreichend be-
kannten statistischen Probleme oder Verzerrungsfaktoren wurden jedoch 
nicht erörtert 1033. 

1025 Vgl. RUHRMANN/KOLLMER 1987, 3. 
1026 Vgl. KUBINK 1993, 83/f. 
1027 Dabei handelten allein 13,8% dieser Berichte vom sogenannten „Mißbrauch des 

Asylrechts". Dazu KUBINK 1993, 87, 111//., 122, 125/. 
1028 Vgl. KUBINK 1993, 126//. 
1029 Vgl. KUBINK 1993, 131//. 
1030 KUBINK 1993, 90, 92. 
1031 So die Einschätzung von KUBINK 1993, 104. 
1032 KUBINK 1993, 91/f., 104, 107. 
1033 So KUBINK 1993, 109. 
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Letztlich kommt KUBINK zu folgendem Ergebnis: ,,Die häufige und in­
tensive Verknüpfung von asylpolitischen Gesichtspunkten und Kriminali­
tätsaspekten, von Asylmißbrauch, Scheinasylantentum und Asylbetrug 
beinhaltet eine Konzentration auf Einzel- und Extremfälle, die dazu geeig­
net ist, die Gastfreundschaft erheblich zu strapazieren und die Ausländer 
insgesamt in Mißkredit zu bringen". Da Massenmedien aber in erhebli­
chem Maße bei der Definition der ,,(Kriminalitäts-) Wirklichkeit" mit­
wirkten, stellten sie eine „Ebene der Herstellung von Ausländerkriminali­
tät" dar1034. 

fft) Bewertung 

Die Einstellung der deutschen Bevölkerung zu Ausländern wird mit Si­
cherheit durch die Medienberichterstattung beeinflußt. In den Medien 
wird der Zuzug von Nichtdeutschen in die Bundesrepublik bzw. deren Auf­
enthalt aber häufig als Problem gesehen. Das Thema „Kriminalität" 
nimmt im Rahmen der Ausländerberichterstattung in den Printmedien, 
vor allem in der sogenannten Boulevardpresse, breiten Raum ein 103s _ Zwar 
wird auch über deutsche Straftäter berichtet, bei Ausländern dürften die 
hervorgerufenen negativen Wertungen jedoch kaum neutralisiert werden, 
denn in Deutschland lebende Nichtdeutsche kommen in den Medien kaum 
zu Wort1036. Zudem haben viele Deutsche kaum Kontakt zu Ausländern. 

cc) Empirische Befunde zur Anzeigebereitschaft
gegenüber Ausländern

Fraglich ist aber, inwiefern sich negative Einstellungen der Bevölkerung ge­
genüber Nichtdeutschen auf die Anzeigebereitschaft auswirken können. 
Zunächst wäre zu klären, welche Motive allgemein für das Opfer oder 
einen Dritten bestehen, eine Straftat bei der Polizei anzuzeigen oder eine 
Anzeige zu unterlassen. 

Verschiedene Dunkelfelduntersuchungen kamen zu dem Ergebnis, daß 
in Deutschland etwas weniger als die Hälfte aller erfragten, strafrechtlich be-

1034 Vgl. dazu KUBINK 1993, 82, 136, 138. 
1035 Vgl. dazu auch KüLAHCI 1989, 175/f. 
1036 Siehe dazu MERTEN 1986, 112. 
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deutsamen, Opfersituationen bei der Polizei angezeigt werden 1037. Allerdings 
wurden teilweise sogar noch deutlich niedrigere Anzeigequoten ermittelt, so 
daß nicht auszuschließen ist, daß lediglich ein Zehntel der Straftaten bei der 
Polizei gemeldet werden1038. Die Beweggründe für eine Anzeigeerstattung 
sind wohl vornehmlich ökonomischer und präventiver Natur1039, Außerdem 
scheint die Beziehung zwischen Täter und Opfer eine bedeutende Rolle zu 
spielen: je enger die Beziehung ist, desto seltener wird in der Regel ange-
zeigt1040. Die Anzeigemotive sowie die Anzeigebereitschaft hängen allerdings 
stark von der jeweiligen Deliktsart ab1041 - die Anzeigefrequenz schwankt je 
nach Art und Schwere des Delikts zwischen 10% und 90%1042• 

Insgesamt dürften schadens- bzw. serviceorientierte Motive gegenüber 
rein punitiven Motiven (Bestrafungswünsche) überwiegen 1043• Vor allem bei 
Eigentums- und Vermögensdelikten dürfte die Anzeige häufig „der Vor-
bereitung zur Durchsetzung z.B. von Versicherungsleistungen, Herausgabe 
und Schadensersatzansprüchen" dienen 1044. Dies bestätigt auch eine neuere 
Opferbefragung durch KILCHLING. Hier wurde folgende Häufigkeitsvertei-
lung der Anzeigegründe ermittelt (Mehrfachnennungen möglich): 

1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 

Versicherungsbedingungen 
Täter-Ermittlung 
Täter-Bestrafung 
Schadenshöhe 
Prävention 
Hilfe 
Ersatzbedingung 
Tatschwere 
ohne besonderen Grund 

10. in der ersten Aufregung 

Quelle: KILCHLING 1995, 253. 

59,4% 
53,3% 
46,7% 
38,4% 
31,5% 
17,4% 
10,8% 
9,9% 
5,2% 
1,4% 

Nach den Opferbefragungen von STEPHAN sowie von ScttwrNo/AHL-
BORNIWErss waren die am häufigsten genannten Motive für die Unterlas-

1037 Vgl. HEINZ 1993, 29; KüRZINGER 1996, 125; KAISER 1996, 559. 
1038 So HEINZ 1993, 29 sowie KüRZINGER 1996, 180/. m.N. 
1039 KAISER 1996, 558,560 m.N. 
1040 HEINZ 1993, 30. 
1041 Vgl. hierzu KURY U.A. 1992, 45/f. 
1042 Vgl. KAISER 1996, 562. 
1043 So KAISER 1996, 558 m.N. 
1044 HEINZ 1993, 31. 
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sung einer Strafanzeige der zu geringe Schaden sowie die vermutete Erfolg­
losigkeit der Anzeige1045 . Die Opferbefragung von KrLCHLING ergab fol­
gende Häufigkeitsverteilung der Nichtanzeigegründe (Mehrfachnennungen 
möglich): 

1. keine Beweise 58,8% 
2. Bagatelle 31,6% 
3. Polizei hätte nichts getan 21,4% 
4. Polizei unnötig 11,2% 
5. keine Versicherung 10,5% 
6. Angst vor Täter 5,0% 
7. Selbstregelung 3,2% 
8. Angst vor Polizei 2,5% 

Quelle: K!LCHLING 1995, 253. 

Wichtig ist, daß die Entscheidung des Verbrechensopfers über die Erstat­
tung einer Strafanzeige das Ergebnis einer Kosten-Nutzen-Rechnung sein 
dürfte1046• Für eine bewußte Diskriminierung von Ausländern scheint 
daher auf den ersten Blick kaum Raum zu bleiben, erscheinen doch die 
Motive der Anzeigenden wenig impulsiv und mehr an der Höhe des Scha­
dens oder der Schwere der Beeinträchtigung als an persönlichen Rachege­
fühlen orientiert. Allerdings werden vielfältige Erwägungen eine Rolle 
spielen. Nach einer Untersuchung von KüRZINGER (teilnehmende Beob­
achtung von Anzeigevorgängen bei der Polizei) wurde von den Anzeige­
erstattern zwar in etwa einem Drittel der Fälle ein Ausgleich des erlittenen 
finanziellen Schadens angestrebt. Als nichtmaterielle Motive wurden je­
doch vor allem Rache, Zorn und Ärger über die Tat bzw. den Täter ge­
nannt (in 27% der Fälle). Die Verfolgung von persönlichen Gründen 
herrschte dabei eindeutig bei der Anzeigeerstattung vor 1°41. Hier, aber auch 
bei Anzeigegründen wie z.B. ,,Bestrafung des Täters", können ausländer­
feindliche Motive durchaus (bewußt oder unbewußt) eine größere Bedeu­
tung haben. Ferner weist HEINZ zu Recht darauf hin, daß von den Opfern 

1045 Dazu STEPHAN 1976, 201; SCHWIND/AHLBORN/WEISS 1978, 207; vgl. ferner die 

neueren Ergebnisse von KuRY U.A. 1992, 45/f., die diese Tendenz bestätigen. 
Auch nach der internationalen Forschung sind dies die häufigsten Gründe der 
Nichtanzeige, vgl. KAISER 1996, 560 m.N. 

1046 So zusammenfassend KüRZINGER 1996, 126. 
1047 KüRZINGER 1978, 152. 
1048 HEINZ 1993, 31. 
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verbalisierte Gründe nicht immer mit den objektiven übereinstimmen müs-
sen und Motive überdies den Befragten nicht immer bewußt sind 1048. 

Nur wenige empirische Untersuchungen haben sich jedoch bisher mit 
der Anzeigehäufigkeit gegenüber Ausländern und Deutschen beschäftigt. 

aaa) Blankenburg (1969) 

BLANKENBURG untersuchte die Anzeigehäufigkeit und Sanktionierung von 
Ladendiebstählen im größten Kaufhaus von Freiburg i. Br. und in einem 
großen Freiburger Lebensmittel-Einzelhandels-Unternehmen mit 32 Filia-
len. Von den insgesamt 398 entdeckten Ladendiebstählen wurden 8% von 
Ausländern begangen. Dieser Umstand beruhte insbesondere auf der grö-
ßeren Anzeigeneigung gegenüber Ausländern. Von allen gestellten deut-
schen Ladendieben wurden lediglich 55% angezeigt, während die nicht-
deutschen Ladendiebe in 77% der Fälle angezeigt wurden. Unter den 156 
bestraften Tätern waren zudem 15% Nichtdeutsche, denn bei auslän-
dischen Tätern wurde seltener das Verfahren eingestellt (Nichtdeutsche: 
8%; Deutsche: 18%)1049. Die Studie von BLANKENBURG kam also zu dem 
Ergebnis, daß gegen nichtdeutsche Täter öfter Anzeige erstattet wurde als 
gegen deutsche und daß eine Benachteiligung der ausländischen Täter im 
Strafverfahren erfolgte. Allerdings wurde nur eine geringe Zahl von Fällen 
in die Untersuchung einbezogen. Zudem ist fraglich, ob die 1966/ 67 
durchgeführte Untersuchung auf heutige Verhältnisse übertragbar ist, da 
Ladendiebe mittlerweile zumindest in den größeren Geschäften regelmäßig 
angezeigt werden 10so. 

bbb) Kaiser/Metzger-Pregizer (1976) 

In einer 1973 in Baden-Württemberg durchgeführten Befragung über die 
soziale Kontrolle abweichenden Verhaltens in Industriebetrieben wurde 
festgestellt, daß die Arbeitnehmer zwar 83 % der ausländischen, aber nur 
64% der deutschen Täter an die Betriebsleitung weitermeldeten1os1. 

1049 Vgl. zum Ganzen BLANKENBURG 1969, 819//., 822. 
1050 Siehe dazu die Nachweise bei MICHAELIS 1990, 183. MICHAELIS selbst ermittelte 

bei zwei großen Freiburger Warenhäusern eine Anzeigerate von 82,3 %, vgl. DERS. 
1990, 185. 

1051 Vgl. KAISER/METZGER-PREGIZER 1976, 124. 
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ccc) Michaelis (1990)

MICHAELIS ermittelte in einer neueren, 1987 /88 durchgeführten Studie, 
daß bei lediglich 17,7% der in zwei großen Freiburger Warenhäusern ge­
stellten Ladendiebe auf eine Strafanzeige verzichtet wurde. Unter den 58 
nicht angezeigten Ladendieben befanden sich immerhin 15 Ausländer 
(=25,9%; bei einem Ausländeranteil von insgesamt 28,4%)1052. Eine Dis­
kriminierung der eines Ladendiebstahls verdächtigten Ausländer war 
somit nicht erkennbar. 

ddd) Killias (1988)

Im Rahmen der schweizerischen Opferbefragung wurde untersucht, ob die 
Nationalität des Täters das Anzeigeverhalten der Opfer beeinflußt. Zwi­
schen Januar und März 1987 erfolgte eine Befragung von 3. 500 nach dem 
Zufall ausgewählten Haushalten in der deutsch- und italienischsprachigen 
Schweiz anhand von computergestützten Telefoninterviews. Berücksichtigt 
wurden alle von den Befragten jemals erlittenen Straftaten, deren zeitliche 
Einordnung durch eine entsprechende Zusatzfrage ermittelt wurde 1053 . Da 
sich die Opferstudie auf erlittene Gewaltstraftaten1054 beschränkte, konnte 
so eine angesichts der Stichprobengröße relativ hohe Zahl an Tätern er­
reicht werdenioss. Insgesamt erkannten die befragten Opfer von Gewalt­
delikten die Nationalität (Schweizer oder Nicht-Schweizer) zumindest 
eines Täters in 172 Fällen10s6. 

Die Studie zeigte, daß sich die Opfer von Straftaten, bei der Entschei­
dung, ob sie Anzeige erstatten, kaum von der Nationalität des Täters be­
einflussen lassen. Denn die Straftaten von Schweizern und Ausländern 
wurden gleichermaßen in 41 % der Fälle angezeigt. Hierbei machte es kei-

1052 MICHAELIS 1990, 47, 185. 
1053 Vgl. dazu KILLIAS 1988, 159 /. 
1054 Raub, Raubversuche, Entreißdiebstahl, Vergewaltigung einschließlich Versuche 

und andere gewaltsame unzüchtige Handlungen, vorsätzliche Körperverletzung 
(inklusive Bedrohung mit einer Waffe). 

1055 Zu Vorteilen und Nachteilen von Opferbefragungen, die sich nicht auf im Ver­
laufe der letzten 12 Monate erlittene Opfersituationen beschränken KILLIAS 1988, 
160. 

1056 K!LLIAS 1988, 160. 
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nen Unterschied, ob es sich um schweizerische oder ausländische Opfer 
handelte1057. 

Die schweizerische Opferbefragung hatte jedoch auch ergeben, daß den 
Opfern persönlich unbekannte Täter erheblich häufiger angezeigt wurden 
als bekannte. Da Ausländer häufiger als Schweizer den Opfern nicht be-
kannt waren, hätte diese Tatsache für den fehlenden Einfluß der Variablen 
,,Nationalität" verantwortlich sein können. Allerdings waren die schweize-
rischen Täter nur geringfügig (nicht signifikant) öfter dem Opfer bekannt 
als ausländische (in 25% gegenüber 33% der Fälle). Zwar war die Anzei-
gequote gegen unbekannte Täter bei Ausländern höher als bei Schweizern 
(52% zu 41 %), für die' dem Opfer bekannten Täter war aber eine genau 
umgekehrte Tendenz feststellbar. Nach Ansicht von KILLIAS konnte die 
Variable „Bekanntschaft zwischen Täter und Opfer" somit eine Diskrimi-
nierung der Ausländer nicht verdecken 1058 . 

Die Vermutung, daß sich die Nationalität des Täters bei relativ gering-
fügigen Straftaten stärker bemerkbar machen könnte1059, bestätigte sich 
ebenfalls nicht. So betrug die Anzeigerate bei weniger schweren Gewalt-
delikten, bei denen der Täter mit dem Opfer persönlich nicht bekannt war, 
bei den Schweizern 39% und bei den Ausländern 41 %. Somit war auch hier 
keine Diskriminierung der Ausländer erkennbario60. Allerdings ging diese 
Opferstudie von geringen Fallzahlen aus, so daß z.B. der Einfluß der Na-
tionalität bei schweren Straftaten nicht überprüft werden konnte. Ferner 
bleibt offen, inwiefern die Ergebnisse der schweizerischen Befragung auf 
Deutschland übertragbar sind. 

eee) Bewertung 

Die bisherigen empirischen Untersuchungen zur Anzeigehäufigkeit konn-
ten keine Klarheit darüber erbringen, ob Nichtdeutsche in höherem Maße 
als Deutsche angezeigt werden. Nach den Ergebnissen von KILLIAS scheint 
jedoch eine begründete Zurückhaltung gegenüber dem Vorwurf ange-

1057 KILLIAS 1988, 162; vgl. ferner KUHN U.A. 1993, 252//. 
1058 Vgl. KILLIAS 1988, 162. 
1059 KILLIAS 1988, 163 geht davon aus, daß „sachfremde" Kriterien bei weniger 

schweren Straftaten eher eine Rolle spielen als bei schweren, wo die Anzeige vor 
allem durch den Schaden bestimmt werde. 

1060 Vgl. KILLIAS 1988, 163. 
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bracht, Ausländer würden von Geschädigten aufgrund von fremdenfeind­
lichen Motiven häufiger angezeigt. 

dd) Nichtdeutsche und Kontaktdelikte

MANSEL ermittelte, daß Ausländer insbesondere bei Delikten relativ hoch 
belastet sind, bei denen ein unmittelbarer Kontakt zwischen Täter und 
Opfer besteht 1061. Er folgerte hieraus, daß Ausländer (bzw. die „Gastarbei­
ternachkommen") deshalb so hoch belastet seien, weil die Opfer von Straf­
taten, denen der ausländische Täter bekannt sei, seltener auf die Anzeigen­
erstattung verzichteten1062. Als Kontaktdelikte gelten insbesondere die 
Sexual- sowie die Körperverletzungsdelikte 1063. Hier hat das Opfer der 
Straftat in der Regel unmittelbaren Kontakt zum Täter. Auch der Laden­
diebstahl kann als Kontaktdelikt eingestuft werden. Hier wird die Tat al­
lerdings weniger durch das Opfer, sondern häufig durch Ladenangestellte, 
Kaufhausdetektive oder Kunden beobachtet und dann zur Anzeige ge­
bracht. Ähnlich ist die Sachlage bei der Leistungserschleichung. 

Alle Deliktsarten haben gemeinsam, daß nach der PKS eine relativ 
hohe Aufklärungsquote besteht, d.h. der Tatverdächtige wird der Polizei 
häufig durch den Anzeigeerstatter „mitgeliefert". Man könnte diese De­
liktsgruppen deshalb auch als Kontrolldelikte der Bevölkerung bezeich­
nen. Im Jahre 1995 ergaben sich in Gesamt-Deutschland hierfür folgende 
Aufklärungsquoten 1064:

1061 MANSEL 1988d, 1070. 
1062 MANSEL 1988d, 1070. 
1063 MANSEL zählt auch den Raub und die räuberische Erpressung zu den Kontakt­

delikten. Dies ist natürlich korrekt, denn hier besteht zweifellos ein unmittelbarer 
Kontakt zwischen Täter und Opfer. Jedoch ist gerade bei Raubdelikten der Täter 
dem Opfer relativ oft unbekannt, worauf die eher durchschnittliche Aufklärungs­
quote hinweist. Somit dürfte der Anzeigeerstatter des öfteren gar nicht wissen, ob 
der Täter ein Deutscher oder ein Nichtdeutscher war. Insofern erscheint die 
Schlußfolgerung MANSELS 1988d, 1070, das Opfer unterlasse die Anzeigeerstat­
tung seltener bei einem ausländischen Täter eines Raubdeliktes, weil es ihn kenne, 
nicht plausibel. 

1064 Vgl. PKS 1995, Tab. l. 
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Vergewaltigung 73,5% 
vorsätzliche leichte Körperverletzung 88,6% 
gefährliche und schwere Körperverletzung 81,7% 
Ladendiebstahl 95,5% 
Erschleichen von Leistungen 98,0% 

Bei Ladendiebstahl, Leistungserschleichung sowie Urkundenfälschung 
wird der Tatverdächtige also in der Regel ermittelt, während bei Körper-
verletzungen und Vergewaltigung der Täter etwas häufiger unbekannt 
bleibt. Als typische Nicht-Kontaktdelikte gelten dagegen z.B. der Dieb-
stahl unter erschwerenden Umständen in Wohnungen (Aufklärungsquote: 
15,l %) und die Sachbeschädigung (Aufklärungsquote: 24%)1065. Hier wird 
die Straftat bzw. der Schaden oft erst entdeckt, wenn der Täter bereits den 
Tatort verlassen hat. 

Wenn man annimmt, Ausländer würden aufgrund von Vorurteilen 
oder ausländerfeindlichen Einstellungen intensiver beobachtet und häufi-
ger angezeigt als Deutsche, müßten die Nichtdeutschen besonders hohe 
Tatverdächtigenanteile an den Kontaktdelikten aufweisen. Andererseits 
müßten sie bei Delikten, bei denen der Täter häufig unerkannt bleibt, ge-
ringer belastet sein. Die Belastung der Nichtdeutschen bei den typischen 
Kontakt- und Nicht-Kontaktdelikten sieht z.B. im Jahre 1995 folgender-
maßen aus (Angaben für das gesamte Bundesgebiet)1066: 

Straftaten insgesamt ( ohne Aus!G u. Asy!VfG) 
Vergewaltigung 
vorsätzliche leichte Körperverletzung 
gefährliche und schwere Körperverletzung 
Ladendiebstahl 
Erschleichen von Leistungen 
Schwerer Diebstahl aus Wohnungen 
Sachbeschädigung 

21,9% 
32,5% 
18,9% 
28,6% 
24,1% 
34,6% 
23,0% 
12,1% 

Auffallend ist, daß Ausländer beim Nicht-Kontaktdelikt Sachbeschädi-
gung relativ wenige Tatverdächtige stellen - dies könnte die Diskriminie-
rungsthese bestätigen. Beim besonders schweren Diebstahl aus Wohnun-

1065 PKS 1995, Tab. 1. 
1066 PKS 1995, Tab. 61. 
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gen wurden andererseits vergleichsweise viele Nichtdeutsche als Tatver­
dächtige registriert. Bei Ladendiebstahl, Vergewaltigung und Leistungs­
erschleichung ist der Tatverdächtigenanteil der Nichtdeutschen dagegen 
überproportional hoch. Die Differenz zwischen der leichten und der ge­
fährlichen und schweren Körperverletzung läßt sich ebenfalls als Bestäti­
gung der Diskriminierungsthese deuten - möglicherweise wird die Tätlich­
keit eines Ausländers eher als schwere oder gefährliche Körperverletzung 
registriert. Darauf deutet auch die geringe Verurteilungswahrscheinlichkeit 
der Nichtdeutschen bei dieser Straftat hin. 

Die Ergebnisse lassen zwar keine eindeutige Bewertung zu. Bei einigen 
kontrollintensiven Deliktsgruppen ist der Anteil der verdächtigen Auslän­
der an den Tatverdächtigen jedoch deutlich höher als die durchschnittliche 
Tatverdächtigenbelastung. Somit ergeben sich Anhaltspunkte für eine 
stärkere Kontrolle der Nichtdeutschen durch die Bevölkerung. 

ee) Ergebnis 

Die in der deutschen Bevölkerung zum Teil vorhandenen ausländerf eindli­
chen Einstellungen, verbunden mit einem durch die Medienberichterstat­
tung geprägten negativen Bild der Nichtdeutschen, legen die Vermutung 
nahe, daß die soziale Kontrolle gegenüber Ausländern verstärkt ausgeübt 
wird und die Anzeigebereitschaft gegenüber den „Fremden" erhöht istI067. 
Inwieweit jedoch ein enger Zusammenhang zwischen sozialen Einstellun­
gen und tatsächlichem Verhalten - zumal dem Anzeigeverhalten - besteht, 
ist bislang noch nicht geklärt106s. 

Zwar ergab auch die Expertenbefragung von MANSEL Hinweise darauf, 
daß junge Ausländer gegenüber jungen Deutschen einer erhöhten Anzeige­
bereitschaft unterliegenI069. Der vermutete „Anzeigeeffekt" darf jedoch 
nicht überschätzt werden. Zum einen fehlt es bislang noch an ausreichen­
dem empirischen Material - so konnten die bisherigen Untersuchungen 
zur Anzeigehäufigkeit noch keine Klarheit darüber erbringen, ob Nicht­
deutsche tatsächlich in erhöhtem Maße angezeigt werden. Die Ergebnisse 

1067 So insbesondere GEISSLERIMARISSEN 1990, 674; P.-A. ALBRECHT 1990, 275; 
MANSEL 1994, 302. 

1068 Vgl. dazu VILLMOW 1994, 158 
1069 Vgl. MANSEL 1989, 257 /., 261. 
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von KILLIAS lassen jedenfalls eine gewisse Zurückhaltung diesem Vorwurf 
gegenüber als angebracht erscheinen. Zum anderen dient die Strafanzeige 
oft nur zur Vorbereitung der Durchsetzung von Versicherungsleistungen 
oder Schadensersatzansprüchen. Davon abgesehen bleibt vielen Verbre-
chensopfern die Nationalität des Täters letztlich verborgen. 

Ein gewisser Teil der nichtdeutschen Tatverdächtigen wird außerdem 
von Ausländern angezeigt. So ergab eine für Bayern repräsentative Stich-
probe der PKS, daß immerhin 11 % der ermittelten Opfer nichtdeutsche 
Staatsangehörige waren. Besonders bei Rohheitsdelikten, Straftaten gegen 
die persönliche Freiheit sowie bei strafrechtlichen Nebengesetzen wurde 
die Polizei mit ausländischen Opfern konfrontiert. Die Mehrheit der aus-
ländischen Opfer (54,4%) wurde durch einen Nichtdeutschen geschädigt, 
davon über 60% durch einen Tatverdächtigen der gleichen Staatsangehö-
rigkeit 1010. 

Eine verstärkte Kontrolle der Ausländer durch die deutsche Bevölke-
rung ist allerdings wahrscheinlich. Nichtdeutsche fallen durch eine andere 
Sprache oder Hautfarbe eher auf als Deutsche. Zudem dürfte ein generali-
sierter Verdacht bestehen, daß Ausländer aufgrund ihrer sozial niedrigeren 
Stellung verstärkt kriminell werden. Auch ist die Toleranzschwelle gegen-
über Ausländern generell niedriger als gegenüber Deutschen1011. Daß 
Nichtdeutsche - bewußt oder unbewußt - einer verstärkten Beobachtung 
und damit Kontrolle durch Deutsche unterliegen, ist folglich kaum zu be-
streiten. Inwiefern sich eine derartige erhöhte Kontrolle auf die Tatver-
dächtigenzahlen auswirken kann, bleibt jedoch offen 1072. 

Zu beachten ist ferner der Hinweis, daß eine mögliche erhöhte Anzei-
gebereitschaft oder Kontrolle der deutschen Bevölkerung bei Ausländer-
straftaten durch eine geringere Anzeigeneigung der Ausländer bei Delik-
ten unter Landsleuten ausgeglichen werde1073. Nach der Opferbefragung 
von PITSELA scheint ein strafrechtlich relevanter Konflikt tatsächlich eher 
informell ausgetragen zu werden, wenn Täter und Opfer derselben eth-
nischen Gruppe angehören. Allerdings war der Zusammenhang zwischen 

1070 Vgl. zum Ganzen STEFFEN 1996, 253/f. 
1071 So auch KüRZINGER 1996, 231. 
1072 Vgl. AHLF 1993, 134. 
1073 So SCHNEIDER 1995, 202. Vgl. auch KUNZ 1989b, 390, der zusätzlich vermutet, 

daß das Verfolgungsinteresse der Behörden in solchen Fällen regelmäßig gering 
sei. 
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Anzeigebereitschaft des (griechischen) Opfers und der Nationalität des 
Täters statistisch nicht signifikant 1074. Problematisch war auch die diesbe­
züglich sehr geringe Fallzahl - insgesamt wurden lediglich in 33 Fällen 
Angaben zur Nationalität des Täters gemacht, wobei 6 Täter griechischer 
und 27 Täter anderer Nationalität waren 1°75. Es gibt also nur wenige Er­
kenntnisse, so daß zur Zeit noch nicht geklärt ist, ob die Anzeigeneigung 
unter Ausländern derselben Herkunft wirklich niedriger ist als unter 
Deutschen. 

d) Polizeiliche Verfolgung

Weniger als 10% der Ermittlungen bei „klassischen" Straftaten werden 
durch eigene polizeiliche Wahrnehmung und Initiative ausgelöst. In einem 
Großteil der Strafverfahren ist die Polizei also nicht proaktiv, sondern nur 
reaktiv tätig. Die proaktive Tätigkeit der Polizei spielt bei den sogenannten 
Überwachungs- bzw. Kontrolldelikten eine bedeutende Rolle im Selekti­
onsprozeß. Zu den Kontrolldelikten zählen insbesondere die Rauschgift­
und Straßenverkehrsdelikte sowie die Wirtschafts- und Umweltkriminali­
tät. Hier wird die Entdeckungshäufigkeit von der Intensität der polizei­
lichen Kontrolle bestimmt1076. Allerdings wird nur ein unbedeutender Teil 
der Ermittlungsverfahren allein durch polizeiliche Initiative eingeleitet, so 
daß die proaktive Tätigkeit der Polizei für den Gesamtumfang der Straf­
verfolgung offensichtlich nicht entscheidend ist 1077. 

Bei der reaktiven Tätigkeit der Polizei- der Anzeigenaufnahme-werden 
jedoch eigenständige „polizeiliche Handlungsmuster" im Interaktionspro­
zeß mit dem Anzeigeerstatter wirksam I078, so wird z.B. nicht jede private 
Strafanzeige auch protokolliert. KüRZINGER ermittelte in einer teilnehmen­
den Beobachtung, daß die Entgegennahme einer schriftlichen Anzeige vor 
allem von dem berichteten Sachverhalt abhing. So wurden Eigentums- und 
Vermögensdelikte nahezu immer protokolliert (in 97% der Fälle), während 
die Polizei eine Anzeigenaufnahme bei Straftaten gegen die Person in der 

1074 Vgl. PITSELA 1986, 339 /. 
1075 PlTSELA 1986, 339/. 
1076 Vgl. dazu HEINZ 1993, 29. 
1077 KüRZINGER 1996, 130. 
1078 HEINZ 1993, 29. 
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überwiegenden Zahl ablehnte1079• Für die Polizisten war also eher die Verlet-
zung materieller als immaterieller Güter Anlaß, die Strafanzeige entgegen-
zunehmen. Dabei neigten die Polizeibeamten nicht zu einer Überkriminali-
sierung. So leiteten sie bei keinem strafrechtlich oder ordnungswidrig-
keitenrechtlich unbedeutenden Sachverhalt die Strafverfolgung ein oder 
stellten eine solche in Aussicht. Dagegen wurden häufig strafrechtlich be-
deutsame, aber minder schwere Sachverhalte abgewertet und nicht ver-
folgt 1080. Damit fühlt sich die Polizei in der Praxis dem Legalitätsprinzip (vgl. 
§§ 152, 163 StPO) nicht immer verpflichtet, obwohl dem einzelnen Polizei-
beamten rechtlich bei der Anzeigenaufnahme kein Ermessen zusteht1081 • 

Somit kommt auch der Polizei eine gewisse „Definitionsmacht" bei der 
Strafverfolgung zu. Fraglich ist jedoch, ob die Polizei Ausländer eher kon-
trolliert und Strafanzeigen gegen Nichtdeutsche eher, dem Legalitätsprin-
zip entsprechend, annimmt. In dieser Hinsicht ist von Bedeutung, inwie-
weit innerhalb der deutschen Polizei ausländerfeindliche Einstellungen 
verbreitet sind. 

aa) Ausländerfeindlichkeit in der deutschen Polizei 
und Benachteiligung Nichtdeutscher 

Auch von seiten der Polizei wird nicht bestritten, daß es (zumindest ver-
einzelt) ausländerfeindliche Polizeibeamte in ihren Reihen gibtios2. Ange-
sichts dessen, daß die Polizei in ihrer personellen Zusammensetzung wohl 
ein Spiegelbild der Gesellschaft sein dürfte, ist dies durchaus naheliegend. 
Andererseits wird betont, es gebe „keine rassistische oder fremdenfeindli-
che Polizei", auch wenn das Handeln von Polizeibeamten oft diesen An-
schein erwecken könnetos3. Allerdings gibt es Gründe anzunehmen, daß 

1079 KüRZINGER 1978, 158/. Bei den berichteten Delikten gegen die Person handelte 
es sich fast durchgehend um Bagatellen. 

1080 Vgl. KüRZINGER 1978, 160//. 
1081 Dazu MANSEL 1989, 87 sowie KüRZINGER 1996, 131. 
1082 Vgl. z.B. STENDEBACH 1995, 67/f. mit Fallschilderungen aus dem Polizeialltag. 
1083 So STENDEBACH 1995, 67//. Vgl. dazu auch VILLMOW 1993, 46, der darauf hin-

weist, daß „erlebte jahrelange Diskriminierung dazu führen kann, daß bei vielen 
Maßnahmen subjektiv eine erhebliche Ausländerfeindlichkeit der Instanzen 
wahrgenommen wird, auch wenn objektiv eine unterschiedliche Behandlung 
nicht feststellbar erscheint". 
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fremdenfeindliche Einstellungen bei der Polizei noch weiter verbreitet sind 

als in der übrigen Gesellschaft. So sammeln Polizeibeamte in ihrer Tätig­
keit vor allem Erfahrungen mit einer „Negativ-Auswahl" von Ausländern 
(häufig Straftäter)1084. Dazu kommen ständige Frustrationen und Ohn­
machtsgefühle der Beamten, die das Entstehen von Feindbildern gegen­
über Ausländern fördern können 1os5_ So sehen sich Beamte angesichts des 
Vorwurfs der Fremdenfeindlichkeit als „Täter" angeprangert, während sie 
sich allzuoft als „Opfer" steigender krimineller Aktivitäten von Nichtdeut­
schen sehen. Dies kann sowohl zu tendenziell aggressiven Reaktionen ge­
genüber ausländischen Tatverdächtigen führen (der Fremde wird zum Sün­
denbock), aber auch zu Resignation und Nichteingreifen 1°86. 

So hatte die anfangs eher zögerliche Strafverfolgung von ausländer­
feindlichen bzw. rechtsextremistischen Gewalttaten in den neunziger Jah­
ren zum Vorwurf geführt, Polizei und Justiz seien „auf dem rechten Auge 
blind". Ferner haben in den letzten Jahren die von den Medien aufgegrif­
fenen Fälle von behaupteten Mißhandlungen ausländischer Personen 
durch deutsche Polizisten zugenommen 10s1. Zudem hat die Menschen­
rechtsorganisation AMNESTY INTERNATIONAL zahlreiche Fälle dokumen­
tiert, bei denen es zu massiver Gewaltanwendung von Polizeibeamten 
gegenüber Ausländern bzw. Angehörigen ethnischer Minderheiten gekom­
men sein so11 1oss. Einige dieser Vorwürfe haben sich inzwischen bestä­
tigt1089. Allerdings konnten Beschuldigungen über systematische Mißhand­
lungen von Ausländern durch Polizeibeamte bisher nur selten aufrechter­
halten werden1090. So ergab eine Auswertung von Ermittlungsakten im 
Rahmen des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses „Hamburger 
Polizei" der Hamburger Bürgerschaft, daß im Zeitraum zwischen Januar 
1989 und September 1994 zwar gegen 933 beschuldigte Polizeibeamte in 
Verfahren mit ausländischen Geschädigten ermittelt wurde. Bisher wurden 
lediglich 5 Beamte nach einer Hauptverhandlung bzw. durch Strafbefehl 

1084 Vgl. STocKIKLEIN 1994, 289 ff. mit weiteren Beispielen für Konfliktpotentiale 
zwischen Polizei und Ausländern. 

1085 So SrncKIKLEIN 1994, 292; FRANZKE 1993, 617 f. mit Beispielen. 
1086 So BORNEWASSER 1996, 45/. 
1087 Vgl. die Beispiele bei FRANZKE 1993, 615. 
1088 Vgl. AMNESTY INTERNATIONAL 1997, 7 ff. 
1089 Vgl. dazu den Bericht von AMNESTY INTERNATIONAL 1997. 
1090 FRANZKE 1993, 615. 
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rechtskräftig verurteilt. Demgegenüber wurde das Verfahren gegen 867 Be-
schuldigte gern. § 170 Abs. 2 StPO wegen mangelnden Tatverdachts einge-
stellt 1°91 . Bedenklich erscheint jedoch, daß in immerhin 30,3% der Ermitt-
lungsverfahren wegen Körperverletzung Ausländer die potentiell 
Geschädigten warento92. Außerdem wurde wiederholt der Vorwurf geäu-
ßert, die strafrechtlichen Ermittlungen seien den „Kriterien der Unverzüg-
lichkeit, Unparteilichkeit und Sorgfalt nicht gerecht geworden"t093. 

aaa) Umfrageergebnisse und Selbsteinschätzung 
von Polizeibeamten 

In unstrukturierten Interviews mit 29 Polizeibeamten in Berlin schilderten 
fast alle befragten Beamten an der Oberfläche ein relativ konfliktfreies Ver-
hältnis zu jungen Ausländern. Bei genauer Betrachtung ergibt sich jedoch 
ein Bild, das von Skepsis und Mißtrauen gegenüber jüngeren Nichtdeut-
schen geprägt ist1094. Das Verhältnis wird nach Angaben DONNERS „umso 
schlechter beurteilt, je mehr die Beamten mit schweren Straftaten zu tun 
haben"1095. 

Dabei entwickelten die Polizeibeamten Einschätzungen über die Ver-
haltensweisen von Angehörigen verschiedener Nationalitäten. So wurden 
Jugoslawen und Griechen fast durchgängig als eher „unauffällig", Türken 
hingegen als „recht aggressiv" und „in letzter Zeit impertinent" und Liba-
nesen als „völlig unkontrolliert, gewalttätig, frech, arrogant, verbohrt, ver-
logen, abweisend, verschlagen, unverschämt bis beleidigend" bezeich-
netto96. Diese Ergebnisse lassen sich sicherlich aufgrund der kleinen Zahl 
von befragten Beamten nicht verallgemeinern. Dennoch zeigen die Typi-
sierungen von jungen Ausländern, daß es durchaus zur Herausbildung ne-
gativer Stereotypen bei Polizeibeamten kommen kann. 

1091 Vgl. BÜRGERSCHAFT DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG 1996, 43. 
1092 Dagegen betrug der Bevölkerungsanteil der Nichtdeutschen in Hamburg am 

31.12.1994 knapp 15%, vgl. BÜRGERSCHAFT DER FREIEN UND HANSESTADT 
HAMBURG 1996, 46/. 

1093 So AMNESTY INTERNATIONAL 1997, 2. Zur sog. ,,Mauer des Schweigens" bei Er-
mittlungen gegen Polizeibeamte vgl. SCHWIND 1996b, 161/f. 

1094 Vgl. DONNER 1986b, 155/. 
1095 DONNER 1986b, 156. 
1096 DONNER 1986b, 156/. 
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Eine Befragung von Polizeibeamten in Rheinland-Pfalz sollte unter an-
derem klären, ob rassistische bzw. fremdenfeindliche Haltungen in der Po-
lizei verbreitet sind. An der Fragebogenaktion wurden sowohl Dienststel-
len ländlicher Regionen als auch der rheinland-pfälzischen Großstädte 
beteiligt. Von insgesamt 747 ausgeteilten Fragebögen wurden 547 (73,23%) 
zurückgesandt 1097. 

Auf die Frage: ,,Empfinden Sie die Anzahl der Asylbewerber als soziale Be-
drohung unserer Gesellschaft?" antworteten 65,5% mit ,ja" (,,nein": 25,0%; 
„keine Angaben": 9,5%). Ob die mehrheitlich geäußerte Einschätzung, die 
Zahl der Asylbewerber stelle eine soziale Bedrohung dar, allerdings unbedingt 
als rechtsradikal einzustufen ist, erscheint zweifelhaft. Denn eine derartige Ein-
schätzung lag auch der Änderung des Grundrechts auf Asyl zugrunde, die vom 
überwiegenden Teil der demokratischen Parteien getragen wurde. Immerhin 
verneinte ein Großteil der Polizeibeamten die Frage: ,,Empfinden Sie die An-
zahl der gesellschaftlich integrierten Ausländer als soziale Bedrohung unserer 
Gesellschaft?" (,ja": 16,4%; ,,keine Angaben": 6,4%)1098. Die zu zu 16,4% ge-
äußerte Zustimmung zur letzteren Frage kann eindeutig als ausländerfeindlich 
angesehen werden. Die hohe Akzeptanz der gesellschaftlich integrierten Aus-
länder kann hingegen positiv bewertet werden. Auch sahen 61,4% der Befrag-
ten in der Fremdenfeindlichkeit eine Gefahr für den demokratischen Rechts-
staatI099. Dennoch zeigt die Umfrage, daß ein gewisser Teil der Polizeibeamten 
nicht vorurteilsfrei gegenüber Ausländern sein dürfte1100. 

Dies wird durch die Ergebnisse einer schriftliche Befragung bei der 
Schutzpolizei in Frankfurt am Main bestätigt. Hier wurden in den Jahren 
1993 und 1994 352 Revierbeamte der Schutzpolizei und 182 Angehörige 
der polizeilichen Einsatzhundertschaften befragt1101 . Insgesamt 59% der 
Revierbeamten und 73% der Angehörigen der Einsatzhundertschaften 
gaben an, Frankfurt sei eine Stadt „mit zu vielen Ausländern". Die Frage: 

1097 Vgl. FACHHOCHSCHULE FÜR ÖFFENTLICHE VERWALTUNG IN RHEINLAND-PFALZ 
1995, 100. 

1098 Vgl. FACHHOCHSCHULE FÜR ÖFFENTLICHE VERWALTUNG IN RHEINLAND-PFALZ 
1995, 103. 

1099 FACHHOCHSCHULE FÜR ÖFFENTLICHE VERWALTUNG IN RHEINLAND-PFALZ 1995, 104. 
ll00 Vgl. auch den Hinweis von FRANZKE 1993, 616 auf eine Befragung von Polizei-

beamten durch die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung Nordrhein-West-
falen, wonach einem Anteil von 44% der befragten Beamten die Gesellschaft 
ohne Ausländer besser gefallen würde. 

1101 Dazu JASCHKE 1997, 118//. Vgl. ferner JASCHKE 1996, 206/. 
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,,Empfinden sie im Alltag Menschen ausländischer Herkunft als störend?" 
wurde von 15% der Revierbeamten und 25% der Beamten der Einsatz-
hundertschaften bejaht. Die Polizeibeamten äußerten ferner zu 14,5% bzw. 
17% die Absicht, bei der nächsten Kommunalwahl die rechtsextreme Par-
tei der „Republikaner" wählen zu wollen 11°2. Dementsprechend plädierten 
drei Viertel der befragten Frankfurter Schutzpolizisten dafür, daß auslän-
dische Gesetzesbrecher bestraft und ausgewiesen werden sollten 1103. 

Interessant ist in diesem Sinne auch das Ergebnis von 4 zweieinhalb-
tägigen Workshops mit Polizeibeamten des mittleren und gehobenen Dien-
stes. Hier stellte sich unter anderem heraus, daß Polizeibeamte von Aus-
ländern offenbar stärker eine Anpassung an die hiesige Ordnung 
erwarten1104 (,,Mißbrauch des Gast- bzw. Asylrechts"1 10s). Letztlich kom-
men die Autoren der Studie zu dem Ergebnis, daß Übergriffe gegen Aus-
länder zwar keine systematischen Verhaltensmuster der Polizei darstellten, 
jedoch handle es sich wohl auch nicht um „bloße Einzelfälle"1106• 

bbb) Erfahrungsberichte und Sichtweise ausländischer Jugendlicher 
und Erwachsener 

Wie schätzen aber die vom Handeln der Polizei betroffenen Nichtdeut-
schen die Haltung der Polizeibeamten gegenüber Ausländern ein? 

(1) Hamburger u.a. (1981) 

HAMBURGER U.A. befragten 100 männliche ausländische Jugendliche im 
Alter zwischen 15 und 21 Jahren, wobei nur die Hälfte der Probanden be-
reits strafrechtlich erfaßt worden war1101. 

1102 JASCHKE 1997, 130//., 212//. Beachte in diesem Zusammenhang jedoch den Be-
richt des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses „Hamburger Polizei", 
wonach vereinzelte Verdachtsmomente über rechtsextremistische Denk- und Ver-
haltensweisen bei Polizisten in der Regel nicht bestätigt werden konnten, vgl. 
BÜRGERSCHAFT DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG 1996, 1121. 

1103 Siehe JASCHKE 1997, 218. 
1104 BORNEWASSER 1996, 35, 43. 
1105 Dazu FRANZKE 1993, 
1106 Vgl. ECKERT/BORNEWASSERfWILLEMS 1996, 160. 
1107 Es konnten allerdings nicht alle Interviewprotokolle verwendet werden. Aus-

gewertet wurden letztlich 42 Interviews mit straffälligen und 35 mit bisher noch 
nicht in Erscheinung getretenen Ausländern, siehe HAMBURGER U.A. 1981, 44. 
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Dabei wurden die jungen Ausländer unter anderem über ihre Erfah-
rungen mit polizeilichen Kontakten befragt. Hierbei berichteten mehrere 
Probanden von diskriminierenden Verhaltensweisen, insbesondere von 
körperlichen Mißhandlungen durch Polizeibeamte1108. Auch lassen die 
Aussagen der Jugendlichen und Heranwachsenden wohl auf eine höhere 
Kontrolldichte bei Ausländern schließen 1109. 

(2) Bielefeld u.a. (1982) 

In unstrukturierten Interviews wurden 30 ausländische jugendliche Türken 
und Jugoslawen unter anderem zu ihren Erfahrungen mit der Polizei be-
fragt1110. 

Zwar wurden Polizeibeamte von etwa der Hälfte der Befragten als kor-
rekt und routiniert wahrgenommen, nach Angaben von BIELEFELD u.A. 
wird in den Interviews jedoch „signifikant häufig" unkorrektes bzw. dis-
kriminierendes Verhalten von Polizisten beschrieben111 I. Aus verschiede-
nen Interviewauszügen läßt sich dabei ein Bild der Polizei gewinnen, ,,das 
gekennzeichnet ist durch massiven Einsatz körperlicher Gewalt, diskrimi-
nierendes Verhalten und überzogene Verwendung polizeilicher Mittel"1112. 

Sicherlich ist die Gruppe der befragten Jugendlichen und Heranwach-
senden bei beiden Untersuchungen zu klein, um aus den Aussagen all-
gemein auf das polizeiliche Verhalten schließen zu können. Dennoch be-
steht der Eindruck, daß sich einzelne Polizeibeamte unkorrekt oder sogar 
gewalttätig gegen junge Ausländer verhalten. Sowohl die Befragung von 
HAMBURGER U.A. als auch die von BIELEFELD U.A. beziehen allerdings keine 
deutsche Kontrollgruppe mit ein. Ob auch junge Deutsche, zumal bereits 
von den Strafverfolgungsorganen registrierte, ähnliche Gewalterfahrungen 
oder Beleidigungen bei Kontakt mit der Polizei hinnehmen müssen, bleibt 
also offen. Bei einer Befragung deutscher, türkischer und italienischer Ju-
gendlicher durch STAUDT äußerten sich die Ausländer über die Polizei z.B. 
nicht häufiger positiv, aber seltener negativ als die Deutschen 1113. 

1108 Vgl. die Protokolle der Gespräche bei HAMBURGER u.A. 1981, 145 ff. 
1109 Dazu HAMBURGER U.A. 1981, 146/. 
1110 Vgl. BIELEFELDU.A. 1982, 10, 159ff. 
1111 Dazu BIELEFELD U.A. 1982, 161ff. mit Beispielen. 
1112 BIELEFELD U.A. 1982, 168. 
1113 Vgl. STAUDT 1986, 298f. 
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Zudem werden die Ereignisse lediglich aus der Sicht der Betroffenen ge-
schildert. Aus dieser Perspektive dürften aber selbst gerechtfertigte polizeiliche 
Maßnahmen oft als Überreaktion erscheinen 1114. Polizeibeamte berichten ih-
rerseits von einem teilweise gezielten Einsatz des Vorwurfs der Fremdenfeind-
lichkeit gegenüber der Polizei durch ausländische Tatverdächtige111 s. 

(3) Pitsela (1986) 

Die von PITSELA befragten 219 griechischen Staatsangehörigen aus Stutt-
gart1116 beurteilten die Arbeit der Polizei in ihrer Stadt hingegen zu 64% 
mit „ausgezeichnet" oder „gut". Nur jeder zehnte Befragte hielt die Auf-
gabenerfüllung der Polizei für unzureichend1II7. 

(4) Mansel (1988a) 

Eine Befragung (Intensivinterviews) von 39 männlichen jugendlichen und 
heranwachsenden Deutschen, Türken und Italienern im Saarland ergab 
zwar ebenfalls Hinweise auf eine verstärkte Kontrolle der jungen Auslän-
der durch die Polizei11 1s. Die befragten Nichtdeutschen sahen - so MAN-
SEL - die Polizeibeamten jedoch vielfach nicht negativ: ,,Sie betrachten das 
Personal dieser Einrichtungen als Personen, die ihre Pflicht erfüllen und 
dabei größtenteils gerecht verfahren"III9, 

(5) Bewertung 

Nach den Erfahrungsberichten kommt es zumindest vereinzelt zu unkor-
rekten Behandlungen von Ausländern durch Polizeibeamte. Andererseits 
wird der deutschen Polizei häufig eine gerechte Vorgehensweise attestiert. 
Möglicherweise kommen solche relativ positiven Urteile auch auf der Basis 
von weniger guten Erfahrungen mit der Polizei im Heimatland zustande1120• 

1114 Vgl. dazu BIELEFELD U.A. 1982, 161. 
1115 Vgl. ßORNEWASSER 1996, 35. 
1116 Vgl. PITSELA 1986, 176. 
1117 PITSELA 1986, 244. 
1118 Vgl. MANSEL 1988a, 137/. 
1119 MANSEL 1988a, 138. 
1120 So VILLMOW 1994, 161. 
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Aus den bisherigen vereinzelten Befragungen läßt sich jedoch noch keine 
strukturelle Benachteiligung der Ausländer durch die Polizei nachweisen. 

ccc) Kontrolldelikte 

Offenbar ist diskriminierendes oder sogar gewalttätiges Handeln von Poli-
zeibeamten gegenüber Ausländern nicht nur auf „Fremdenfeindlichkeit" 
zurückzuführen, sondern auf spezifische Belastungsbedingungen und -si-
tuationen, die in Problemgebieten und Problemeinsätzen anfallen1121 . 
Gerade beim Umgang der Polizei mit Ausländern treten Belastungssituatio-
nen wie Ermittlungsschwierigkeiten auf, teilweise wird auch von aggressi-
vem oder provozierendem Verhalten ausländischer Tatverdächtiger berich-
tet 1122. Aufgrund der häufigen Kontakte mit ausländischen Straftätern bzw. 
Tatverdächtigen bilden sich „erfahrungsgesättigte" negative Stereotypen 
bei Polizeibeamten heraus1123• Polizeibeamte nehmen den Aufenthalt von 
Ausländern in Deutschland folglich selektiv und damit verzerrt wahr1124. 

Durch eine „Übergeneralisierung" der Eigenschaften von (wenigen) 
ausländischen Straftätern auf die gesamte ausländische Bevölkerung be-
steht aber die Gefahr, daß einzelne Polizeibeamte nicht mehr zwischen ver-
schiedenen Ausländern differenzieren können112s. Dazu kommen unter 
Umständen fehlende Kenntnisse der Lebenssituation und Mentalität von 
Ausländergruppen sowie ein von den Medien geprägtes negatives Bild des 
„Ausländers". Die Untersuchung von RODEL (Befragung verschiedener 
Berufsgruppen über Einstellung zu Ausländern) ergab, daß die befragten 
Polizisten ein anderes Bild von den Gastarbeitern hatten als die übrigen 
deutschen Gruppen und die Gastarbeiter selbst. So bewerteten die 100 be-
fragten Polizeibeamten die Gastarbeiter im Vergleich zu den anderen deut-
schen Gruppen wesentlich stärker mit den negativen Eigenschaften „klein, 
hinterlistig, schmutzig, feige, leichtsinnig, streitsüchtig"1126. Fraglich ist al-
lerdings, ob die Ergebnisse der Mitte der siebziger Jahre durchgeführten 
Befragung auf die heutige Zeit übertragbar sind. 

1121 So ECKERT U.A. 1996, 88/f. 
1122 Vgl. dazu ECKERT U.A. 1996, 90[; ferner BORNEWASSER 1995, 100. 
1123 Vgl. FRANZKE 1993, 617; ECKERTU.A. 1996, 91. 
1124 Vgl. FRANZKE 1993, 617. 
1125 So FRANZKE 1993, 617. 
1126 Vgl. RODEL 1976, 14, 58/. 
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Solche negativen Stereotype können aber zu einem spezifischen Kon-
trollverhalten gegenüber verschiedenen Ausländergruppen führen. So 
kann die polizeiliche Erkenntnis, daß Asylbeweber von bestimmten Her-
kunftsländern am Drogenhandel stark beteiligt sind, zu einer intensiveren 
Kontrolle dieser Asylbewerbergruppe und zu entsprechenden Fahndungs-
erfolgen führen1121. Da nach Ansicht von befragten Polizeibeamten der 
Aufstieg innerhalb der Polizei noch immer in Verbindung zur Zahl der An-
zeigen gesehen wird, würden „Ausländer in alten Autos" als eine „sichere 
Bank" gelten, die geradezu „bejagt" werde1128. Zu erwähnen ist in diesem 
Zusammenhang die Auswertung von Anzeigeformularen in Berlin durch 
DONNER, wonach mehr ausländische Jugendliche als deutsche von Amts 
wegen angezeigt wurden (28% gegenüber 19,8%)1129. Allerdings muß der 
Hinweis von MANSEL beachtet werden: geht man sowohl davon aus, daß in 
der Bevölkerung eine erhöhte Anzeigebereitschaft gegenüber Ausländern 
vorhanden ist, als auch davon, daß „generalisierter" Verdacht der Polizei 
gegenüber Ausländern besteht, so dürften sich kaum Differenzen im Status 
des Anzeigenden bei Deutschen und Ausländern ergeben. In seiner Akten-
analyse traten bei jungen Deutschen, Türken und Italienern kaum Unter-
schiede nach der Art des Anzeigenden auf11Jo_ 

Entsprechende Beispiele für ein intensives Kontrollverhalten der Poli-
zei gegenüber jungen Ausländern finden sich bei MANSEL11 31 . In Berlin 
wurde zudem im Jahre 1971 das „Arbeitsgebiet gezielte Ausländerüber-
wachung" (AGA) geschaffen, das der illegalen Einreise entgegenwirken 
und Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von Ausländern nachhaltiger 
und wirkungsvoller bekämpfen solltell32. Auch ist bekannt, daß die staat-
liche Kontrolle der Asylbewerber recht intensiv ist1133. Deshalb ist die An-
nahme durchaus plausibel, daß Ausländer aufgrund ihres Aussehens oder 
ihres Aufenthaltsstatus einer verstärkten staatlichen Kontrolle unterliegen. 
Zumindest scheinen Ausländer bei polizeilichen Kontrolldelikten relativ 

1127 Dazu ECKERT U.A. 1996 mit weiteren Beispielen. 
1128 Vgl. BORNEWASSER 1996, 43. 
1129 DONNER 1986b, 145. 
1130 Vgl. MANSEL 1989, 253/. 
1131 MANSEL 1989, 277 ff. 
1132 Dazu JANKUS/LüDER 1985, 5//. 
1133 WALTER 1993, 354. Vgl. auch KoLMER 1995, 268/., der die Durchführung von 

Razzien als „probates Mittel" empfiehlt, um Verstößen gegen das AsylVfG, Be-
täubungs- sowie Eigentumsdelikte durch Asylbewerber wirksam zu begegnen. 
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hohe Tatverdächtigenanteile zu stellen. Als Kontrolldelikte gelten opfer-
lose Delikte, die hauptsächlich durch den besonderen Einsatz der Polizei 
verfolgt werden1134. Opferlose Deliktsarten mit einer hohen Aufklärungs-
quote wie Drogendelikte und illegales Glücksspiel1135 zählen unbestritten 
zu den polizeilichen Kontrolldelikten. Wenn man für das Jahr 1995 die Tat-
verdächtigenanteile der Nichtdeutschen bei diesen Straftaten für Gesamt-
Deutschland betrachtet, ergibt sich folgendes 11 36: 

Straftaten insgesamt ( ohne Aus/G u. Asy/VJG) 

Rauschgiftdelikte 
darunter 
Illegaler Handel mit und Schmuggel von Rauschgift 

illegales Glücksspiel 

Anteil der Nichtdeutschen 
an den Tatverdächtigen in% 

21,9 

27,6 

37,8 
72,1 

Im Vergleich zu ihrem Anteil an den Tatverdächtigen insgesamt finden sich 
bei den polizeilichen Kontrolldelikten höhere Tatverdächtigenanteile von 
Nichtdeutschen. Zu vermuten ist daher, daß hier ein stärkerer Verfol-
gungsdruck gegenüber den Ausländern von seiten der Polizei stattfindet. 
Allerdings darf man diese Werte nicht überinterpretieren, denn die Höher-
belastungen könnten auch mit anderen Deliktsstrukturen der Nichtdeut-
schen erklärt werden. So könnte die hohe Beteiligung an Rauschgiftdelik-
ten auf eine stärkere Beteiligung ausländischer Gruppen am Rauschgift-
handel, bedingt durch die internationalen Strukturen der Rauschgiftkrimi-
nalität, zurückgeführt werden. Der hohe Tatverdächtigenanteil am illega-
len Glücksspiel läßt sich ferner mit anderen kulturellen Einstellungs-
mustern gegenüber dem Glücksspiel begründen 1137, 

ddd) Bewertung 

Abschließend muß darauf hingewiesen werden, daß die Rolle der Polizei 
als Selektionsinstanz nicht überschätzt werden darf. Als „Verwalterin der 
Massenkriminalität" reagiert sie häufig nur auf die Anzeigen der Bevölke-

1134 KüRZINGER 1996, 234. 
1135 Aufklärungsquoten 1995: Rauschgiftdelikte: 96,0%; Glücksspiel: 95,9%. 
1136 Vgl. PKS 1995, Tab. l, Tab. 61. 
1137 Vgl. dazu FüLLKRUG!WAHL 1984, 533/f. 
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rung. Jedoch besitzen Polizeibeamte auch hier eine gewisse „Definitions-
macht", die bei der Darstellung des Hellfeldes der Ausländerkriminalität 
berücksichtigt werden muß. 

Fest steht, daß Ausländerfeindlichkeit und Berührungsängste gegen-
über Nichtdeutschen bei einem Teil der Polizeibeamten vorhanden sind. 
Insofern stellt die Polizei ein Spiegelbild der Gesellschaft dar. Ob nun Vor-
urteilsstrukturen bestehen, die eine Stigmatisierung und Benachteiligung 
der Ausländer bei der Strafverfolgung bewirken 1138, ist jedoch nicht ausrei-
chend geklärt. Es erscheint jedenfalls nur schwer vorstellbar, daß die Poli-
zei angesichts mehrerer Millionen Strafanzeigen pro Jahr an zusätzlicher 
Arbeit interessiert ist. Letztlich verursachen Ermittlungen gegen auslän-
dische Tatverdächtige aber nicht nur Mehrarbeit, sondern bedeuten für die 
Polizeibeamten auch ein „permanentes Karriererisiko"I 139. Dennoch kann 
eine Benachteiligung von Ausländern durch eine verstärkte Beobachtung 
und Kontrolle durch Polizeibeamte nicht ausgeschlossen werden. Bislang 
fehlt es jedoch noch an ausreichendem empirischen Material. 

bb) Geringere Geständnisbereitschaft bzw. Ermittlungsschwierigkeiten 

Welche Erkenntnisse existieren aber über die seitens der Polizei geltend ge-
machten ausländerspezifischen Ermittlungsschwierigkeiten? Nach der Un-
tersuchung von BLANKENBURG u.A. waren die Strafverfahren gegen Aus-
länder nur geringfügig häufiger beweisschwierigI 140. Allerdings waren 
Ausländer bei Diebstahl, Betrug und Vergewaltigung seltener geständnis-
bereit1141 . BLANKENBURG U.A. folgern daraus, daß sich die Sprachschwierig-
keiten der Ausländer nicht zu ihrem Nachteil, sondern zu ihrem Vorteil aus-
wirken dürften, denn sie könnten sich häufig auf ihre Sprachschwierigkeiten 
zurückziehen: ,,Da die Hinzuziehung eines Dolmetschers in jedem Ver-
dachtsfall einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeutet, mag der verneh-
mende Polizeibeamte resignieren und das anfängliche Bestreiten der Tat 
hinnehmen" 1142. Nunmehr haben sich neuere Erkenntnisse hierzu ergeben: 

1138 So THIELE 1985, 193. 
1139 So BORNEWASSER 1996, 44. 
1140 Vgl. BLANKENBURG U.A. 1978, 206//. 
1141 BLANKENBURG U.A. 1978, 203. 
1142 Vgl. BLANKENBURG U.A. 1978, 205/. 
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aaa) Steinhilper (1986) 

In einer Untersuchung zur Einstellungspraxis der Staatsanwaltschaft bei 
Sexualdelikten ermittelte STEINHILPER, daß die Rate der Aussageverweige-
rer und Leugnenden sowohl bei Deutschen als auch bei Ausländern jeweils 
53% betragen hatte. In bezug auf vollgeständige Tatverdächtige ergab sich 
für die Deutschen ein nur leicht erhöhter Anteil (6%) gegenüber den Aus-
ländern 1143. Angesichts der relativ kleinen Stichprobe muß dieses Ergebnis 
jedoch mit Vorsicht gewertet werden. 

bbb) Mansel (1989) 

MANSEL ermittelte in einer Auswertung von Staatsanwaltschaftsakten aus 
dem Saarland, daß der Prozentsatz der beweisschwierigen Verfahren bei 
14- bis 20jährigen Türken und Italienern deutlich über dem bei gleichaltri-
gen Deutschen lag1144. Die Unterschiede waren jedoch nicht mehr stati-
stisch signifikant (Deutsche: 25,4%; Türken (ohne AuslG): 40,5%; Italie-
ner: 34,2%). Allerdings war die Zahl der ausgewerteten Fälle (insgesamt 
481 ohne Straftaten gegen das AuslG) relativ niedrigll 45. 

ccc) Reichertz (1994) 

Mit Hilfe einer „qualitativen Polizeiforschung", d.h. einer wissenschaftli-
chen Untersuchung polizeilichen Handelns im Einsatz vor Ort durch teil-
nehmende Beobachtung, wollte REICHERTZ der Frage nachgehen, ob die 
polizeiliche Praxis für die geringere Aburteilungswahrscheinlichkeit der 
Nichtdeutschen verantwortlich istII46 . Denn letztlich richte sich die staats-
anwaltschaftliche Einstellungspraxis nach dem Erfolg der polizeilichen Er-
mittlungen. Dazu wurden eine dreimonatige Feldbeobachtung bei Fahn-
dungs- und Drogenstellen der Polizei, Interviews mit Schutzpolizisten, 
Kriminalbeamten und Dolmetschern sowie Tonbandprotokolle von Be-
schuldigten- und Zeugenvernehmungen mit deutscher und ausländischer 

1143 Zum Ganzen STEINHILPER 1986, 201. 
1144 Vgl. MANSEL 1989, 233. 
1145 Zum Ganzen siehe MANSEL 1989, 233. 
1146 Vgl. REICHERTZ 1994, 613. 
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Beteiligung inhaltsanalytisch ausgewertet. Auch wurden Einzelfälle mit 
dem Verfahren der hermeneutischen Wissensoziologie bearbeitet1147. 

Die unsystematischen Feldbeobachtungen bei der Polizei führten zu 
der Annahme, daß der Anteil von beweisschwierigen Verfahren bei nicht-
deutschen Beschuldigten deutlich über dem bei deutschen liege1148 . Weitere 
Beobachtungen ergaben zwar, daß deutsche Anzeigende das Verhalten von 
Nichtdeutschen eher zu strafbaren Delikten dramatisierten. Die „Verzer-
rung" werde jedoch oft durch eine verminderte Bereitschaft der Polizei, 
eine Anzeige entgegenzunehmen, korrigiert. Dies sei auch darauf zurück-
zuführen, daß die Polizeibeamten wegen der zu erwartenden Mehrarbeit 
bei Ermittlungen gegen nichtdeutsche Beschuldigte versuchten, die An-
zeigeerstatter zu einer Mäßigung zu bewegen 1149. 

Ferner gelangte REICHERTZ zu dem vorläufigen Ergebnis, daß tatsäch-
lich eine unterschiedliche Ermittlungspraxis der Polizei gegen nichtdeut-
sche Beschuldigte erkennbar sei. So gebe es folgende Besonderheiten: 
• die Feststellung der Identität von Nichtdeutschen bei Personenfahn-

dungen und die Beweiserhebung mißlinge oft, insbesondere wegen der 
hohen Mobilität nichtdeutscher Täter 

• deutsche Polizisten könnten nur schwer im Lebensmilieu von Nicht-
deutschen ermitteln 

• das Zustandekommen eines an sich notwendigen „Arbeitsbündnis-
ses" zwischen Polizei einerseits und Opfern, Zeugen sowie Verdächti-
gen andererseits sei nur erschwert möglich aufgrund von Unklarhei-
ten über Funktion und Befugnisse der Polizei 

• die Sprachbarriere erzeuge vor allem bei der Anzeigenaufnahme, der 
Zeugenbefragung und der Vernehmung Unschärfen und Lücken11so 

• der Einsatz von Dolmetschern produziere „strukturell Beweisunsi-
cherheit" 

• es bestehe eine deutlich geringere Geständnisbereitschaft bei Nicht-
deutschen, was wiederum zu Beweisschwierigkeiten führe 

• wegen „kultureller Nichtanpassung" mißlinge oft der Aufbau eines 
wichtigen „Arbeitsbündnisses" 11 s 1. 

1147 Vgl. REICHERTZ 1994, 613/. 
1148 REICHERTZ 1994, 613. 
1149 Dazu REICHERTZ 1994, 612; vgl. ferner REICHERTzlSCHRÖER 1994, 310. 
1150 Vgl. dazu auch LAUTON 1990, 202. 
1151 Vgl. die Darstellung bei REICHERTZ 1994, 614. 
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Polizeibeamte beklagten insgesamt ein erhebliches Maß an Mehrarbeit bei 
ausländischen Tatverdächtigen - die Mehrarbeit erstrecke sich vor allem auf 
die Identifikation der Täter und auf die Einschaltung von Dolmetschem11s2. 

ddd) Schröer (1996) 

Vor dem Hintergrund der häufigeren Verfahrenseinstellung bei Auslän-
dern gegenüber Deutschen versuchte ScHRÖER, die polizeiliche Ermitt-
lungspraxis bei nichtdeutschen Beschuldigten anhand teilnehmender 
Beobachtung des polizeilichen Einsatzes vor Ort zu ermitteln. Den 
Schwerpunkt der Untersuchung bildete eine Analyse der polizeilichen Ver-
nehmungen von deutschsprachigen Ausländernll53, Ausgewertet wurden 
Beobachtungen im Rahmen eines dreimonatigen Feldaufenthalts bei der 
Drogenfahndung einer westdeutschen Großstadt 1154, 

Hierbei griff SCHRÖER auf bisherige Forschungsergebnisse zur polizei-
lichen Vernehmung Beschuldigter zurück, nach denen der Ermittlungs-
erfolg davon abhängen soll, ,,in welchem Maße die kulturspezifischen Er-
mittlungsroutinen greifen"11ss. Bei Nichtdeutschen dürfte es nach Ansicht 
ScHRÖERS als Folge der Nichtanpassung kulturspezifischer Kommunikati-
onsroutinen und personaler Haltungen kaum zu dem erforderlichen Ar-
beitsbündnis zwischen Beschuldigtem und Vernehmungsbeamten kom-
men. Davon ausgehend stellte er die Hypothese auf, daß die Ermittlungen 
bei ausländischen Beschuldigten aufgrund des unterschiedlichen kulturel-
len Hintergrunds nur unzulänglich bzw. lückenhaft bleiben könnten, so 
daß es häufiger als bei deutschen nicht zu einer Anklageerhebung oder 
Verurteilung komme11s6. 

Mit Hilfe von Falldokumentationen kam SCHRÖER allerdings zu dem 
Ergebnis, daß z.B. die türkischen Beschuldigten durchaus mit den Kom-
munikationsroutinen der Vernehmungsbeamten vertraut seien. Der Unter-

1152 So die Ergebnisse von BORNEWASSER 1996, 36. 
1153 Vgl. SCHRÖER 1996, 132/. 
1154 Die Daten wurden aus der Teilnahme am normalen Schichtdienst (Beobach-

tungsprotokolle), aus Interviews mit Polizeibeamten sowie aus tonbandprotokol-
lierten Vernehmungen gewonnen. Überdies erhielt SCHRÖER Akteneinsicht, vgl. 
SCHRÖER 1996, 133. 

1155 So SCHRÖER 1996, 133//. m.N. 
1156 SCHRÖER 1996, 135 bezeichnet dies als „These von einem Ermittlungskulturkon-

flikt". 
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schied zwischen deutschen und türkischen Beschuldigten dürfte jedoch 
nach Einschätzung des Verfassers darin bestehen, daß Türken eine größere 
Distanz zu den „vernehmungsrelevanten Rollen" haben. So konnte ein tür-
kischer Beschuldigter die ihm von dem Vernehmungsbeamten angetrage-
nen Haltungen übernehmen und „so mit ihnen spielen", daß der ge-
wünschte Ermittlungserfolg ausbliebt1s1. 

Als mögliche Erklärung für dieses distanzierte Verhalten zieht ScttRÖER 
die Einnahme einer „Doppelperspektive" bei „einsozialisierten" Fremden 
in Betracht, nämlich einerseits die Herkunftsperspektive, andererseits die 
neu erworbene Perspektive der gastgebenden Kultur1158 • Allerdings räumt 
SCHRÖER zu Recht ein, daß für das gezeigte Verteidigungsverhalten der 
nichtdeutschen Beschuldigten verschiedene Erklärungen denkbar seien1159. 

Außerdem beschränken sich die Vernehmungsmitschnitte auf 22 Verneh-
mungen mit deutschen und 5 Vernehmungen mit nichtdeutschen Beschul-
digten im Bereich der Drogenfahndung1160. Insofern ist der empirische Aus-
sagewert der Untersuchung gering. 

eee) Donk (1996) 

DONK befaßte sich mit strukturellen Problemen in Vernehmungen von 
nicht-deutschsprachigen Beschuldigten. Hierbei ging die Verfasserin von 
bisherigen Beobachtungen polizeilicher Vernehmungsstrategien aus, nach 
denen die Beamten den Beschuldigten bestimmte Rollen antragen (z.B. 
Zögling, Kumpel etc.), um die Komplementärrolle einnehmen zu können 
(z.B. Lehrer, väterlicher Freund, Kumpel etc.)tt61. 

Diese Ermittlungsroutinen sind auf ausländische Beschuldigte, die 
nicht deutsch sprechen, jedoch nur eingeschränkt anwendbar, denn die 
Vernehmungsbeamten sind wegen der fehlenden Verständigungsmöglich-
keit auf die sprachliche Vermittlung durch einen Dolmetscher angewiesen. 
Polizeibeamte bezeichnen den Einsatz eines Dolmetschers in Interviews 
demnach durchweg als Problemt162. Eine erfolgreiche Durchführung von 

1157 SCHRÖER 1996, 160. 
1158 Vgl. SCHRÖER 1996, 161. 
1159 SCHRÖER 1996, 160. 
1160 Dazu ScHRÖER 1996, 135. 
1161 Vgl. DüNK 1996, 163 m.N. 
1162 DüNK 1996, 164. 
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Vernehmungen wird nur als möglich angesehen, wenn der Dolmetscherei-
geninitiativ und kriminalistisch kompetent agiere. 

Die Herstellung eines die Aussage- und Kooperationsbereitschaft för-
dernden Gesprächskontaktes wird folglich von den Polizeibeamten als Auf-
gabe des Dolmetschers begriffen. Die Übersetzer sind „auf die ihnen ange-
tragene Rolle als Hilfspolizist jedoch nicht immer hinreichend vorberei-
tet"1163. So muß bei seltenen Sprachen offensichtlich auf Übersetzer 
zurückgegriffen werden, die den Professionsstandards der Berufsdolmetscher 
nicht annähernd entsprechen dürften. Zudem ergaben die Interviews, daß sol-
che Vernehmungen aufwendiger vorbereitet werden müssen und wesentlich 
arbeitsintensiver sind als Vernehmungen deutschsprachiger Beschuldigter1164. 

cc) Ergebnis 

Die Ergebnisse bisheriger Forschungsarbeiten sprechen tendenziell für eine 
geringere Bereitschaft der nichtdeutschen Beschuldigten, eine Straftat zu 
gestehen. Die Geständnisbereitschaft gilt aber als das wichtigste Entschei-
dungskriterium für eine Einstellung des Verfahrens oder eine Anklagell65. 
Allerdings kann man angesichts der bisherigen Untersuchungen keines-
falls von gesicherten empirischen Erkenntnissen sprechen. Zudem muß fol-
gender Einwand beachtet werden: Wenn man davon ausgeht, Ausländer 
würden bereits von der Bevölkerung eher zu Unrecht angezeigt, kann man 
damit auch einen größeren Anteil an nicht geständnisbereiten Nichtdeut-
schen bzw. an beweisschwierigen Verfahren erklären. Ferner bleibt frag-
lich, ob sich eine fehlende Geständnisbereitschaft nicht auch zu Lasten des 
Beschuldigten auswirken kann. 

Die Feldforschung bei der Polizei in Form der teilnehmenden Beob-
achtung konnte andererseits die Einschätzung bestätigen, daß polizeiliche 
Ermittlungen gegen nicht-deutschsprachige Ausländer von besonderen 
Schwierigkeiten geprägt sind. Von den vielfältigen Problemen bei Dolmet-
schereinsätzen berichten auch die beteiligten Übersetzer, die sich selbst ge-
rade nicht als „Hilfspolizisten" der Ermittler, sondern als unparteiische 
Vermittler betätigen wollen 1166. 

1163 So DONK 1996, 167, 169. 
1164 Zum Ganzen DONK 1996, 165. 
1165 Vgl. KüRZINGER 1996, 144 m.N. 
1166 Vgl. dazu KALLEICHER 1985, 166//. sowie GüRKAN 1985, 362//. 



258 Realitätsgehalt und Aussagewert der PKS 

e) Einstellungspraxis der Staatsanwaltschaft 

Zwei neuere Untersuchungen befaßten sich mit den Begründungen für 
Verfahrenseinstellungen bei Deutschen und Ausländern. 

aa) Mansel ( 1989) 

Anhand einer Stichprobe von Strafakten 14- bis 2ljähriger Deutscher, 
Türken und Italiener im Saarland untersuchte MANSEL unter anderem die 
Einstellungsgründe der Staatsanwaltschaft1167. 

Das Verfahren gegen Türken und Italiener wurde häufiger durch die 
Staatsanwaltschaft eingestellt. Der Anteil der Verfahren, die wegen eines feh-
lenden öffentlichen Verfolgungsinteresses oder wegen Geringfügigkeit gern. 
§ 45 Abs. 2 JGG eingestellt wurden, lag bei den jungen Ausländern erheblich 
höher als bei den gleichaltrigen Deutschen. Dies weist darauf hin, daß Aus-
länder des öfteren lediglich wegen Bagatelldelikten kriminalisiert werden. Al-
lerdings ergaben sich kaum Unterschiede bei Verfahren, die wegen Gering-
fügigkeit gern. § 153 StPO eingestellt wurden. Ferner zeigt sich für die Türken, 
nicht aber für die Italiener, ein gegenüber den Deutschen wesentlich höherer 
Anteil von Verfahren, die eingestellt wurden, weil nach Ansicht des Sachbear-
beiters bei der Staatsanwaltschaft keine Straftat vorlag116s. 

Zwar wird die Einstellung des Verfahrens bei den jungen Türken in im-
merhin 14,8% der Verfahren durch den Auslandsaufenthalt der Tatver-
dächtigen legitimiert. Diese Begründungsart wird jedoch fast ausschließlich 
bei Straftaten gegen das AuslG herangezogen. Berücksichtigt man bei den 
jungen Türken nur die Einstellungsgründe ohne Straftaten gegen das 
AuslG, wurde lediglich in einem Fall das Verfahren gegen einen Türken aus 
diesem Grunde eingestellt(= 3%)1169. Damit ergibt sich kein Hinweis dar-
auf, daß die vermehrte Einstellung der Ermittlungsverfahren gegen junge 
Ausländer bei Delikten der „klassischen Kriminalität" auf einem häufig 
vorkommenden Auslandsaufenthalt der Tatverdächtigen beruht. Allerdings 
könnte sich bei Erwachsenen bzw. bei bestimmten, mobileren Ausländer-
gruppen wie den Asylbewerbern möglicherweise ein anderes Bild ergeben. 

1167 Vgl. dazu Tab. 73. 
1168 Vgl. zum Ganzen Tab. 73 sowie MANSEL 1989, 285. 
1169 Dazu MANSEL 1989, 285. 
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Tabelle 73: Entscheidungsgründe der Staatsanwaltschaft bei Delikten, die 
14 bis unter 21 Jahre alten männl. Deutschen, Türken und Ita-
lienern vorgeworfen werden 

Entscheidung Deutsche Türken Türken Italiener 
(ohne Aus!G) 

N= 323 47 33 86 

Einstellungen Staatsanwaltschaft 42,5 57,2 51,5 60,5 
- aus tatsächl. Gründen (mangels Tatnachweises) 15,2 10,6 15,2 18,6 
- aus materiellrechtl. Gründen (keine Straftat) 3,1 10,6 9,1 1,2 
- aus prozessualen Gründen 15,2 21,1 12,1 18,6 
(andere schwerwiegende Straftat) (6,8) (4,2) (6,1) (3,5) 
(fehlender Strafantrag) (8,4) (2,1) (3,0) (15,1) 
(Auslandsaufenthalt) (0,0) (14,8) (3,0) (0,0) 
- gemäß dem Opportunitätsprinzip 9,3 14,9 15,2 21,0 
(fehlendes öffentliches Verfolgungsinteresse) (6,2) (6,4) (9,1) (14,0) 
(Geringfügigkeit,§ 153 StPO) (0,6) (2,1) (0,0) (0,0) 
(Geringfügigkeit,§ 45 Abs. 2 JGG) (2,5) (6,4) (6,1) (7,0) 

Sanktionierung ohne Gerichtsverhandlung 0,0 10,6 3,0 1,2 
- gern.§ 153a StPO 0,0 0,0 0,0 1,2 
- mittels Strafbefehl 0,0 10,6 3,0 0,0 

Anklageerhebung 57,3 31,9 45,5 39,5 
- vereinfachtes Jugendverfahren 16,4 19,1 27,3 17,4 
• öffentliche Anklage 40,9 12,8 18,2 22,1 

Gruppen: Chi-Quadrat 74,6 35,0 
Signifikanz 0,001 0,001 

Einzeln: Chi-Quadrat 127,4 62,4 
Signifikanz 0,001 0,001 

Relative Spaltenhäufigkeiten, N = 456 (442) Personen. 

Quelle: MANSEL 1989, 285. 

Als unbedeutend einzustufen sind hingegen die Differenzen bei der Ein-
stellung mangels Tatnachweises und wegen einer anderen schwerwiegen-
den Straftat. Daraus schließt MANSEL, daß die These, Ausländer bereiteten 
der Polizei eher Schwierigkeiten bei den Ermittlungen, ,,eindeutig negiert 
werden" könne1110. 

1170 Kritisch hierzu äußern sich REICHERTzlSCHRÖER 1993, 766/., die auf andere Er-
gebnisse Mansels (MANSEL 1989, 233) verweisen. Danach hatte der Anteil derbe-
weisschwierigen Verfahren bei Türken und Italienern höher gelegen als bei Deut-
schen. 
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Es ergeben sich somit Anhaltspunkte dafür, daß Ausländer eher wegen 
Bagatelldelikten oder wegen Handlungen, die keine Straftat darstellen, an-
gezeigt werden. Allerdings weist MANSEL selbst darauf hin, daß „wegen 
der hohen Zahl der unterschiedlichen Einstellungsbegründungen durch die 
Staatsanwaltschaft und der teilweise geringen Fallzahl bei den Italienern 
und insbesondere bei den Türken( ... ) auch diese Tabelle nur mit Vorsicht 
interpretiert werden" könne1171_ Tatsächlich dürfen die Ergebnisse der 
Stichprobe mit 456 Personen, darunter 47 Türken und 86 Italiener, nicht 
überbewertet werden. 

bb) Freiburger Kohortenstudie (1996) 

Bisher mangelte es an Studien, die in größerem Umfang den Weg von deut-
schen und ausländischen Tatverdächtigen durch die verschiedenen Phasen 
des Strafverfahrens nachzeichnen konnten. Anfang der neunziger Jahre 
wurde im Rahmen der Freiburger Kohortenstudie zur Entwicklung polizeilich 
registrierter Kriminalität und strafrechtlicher Sanktionierung eine derartige 
Untersuchung größeren Ausmaßes für Baden-Württemberg durchgeführt. 

Auch bei der Freiburger Kohortenstudie wurde von der polizeilichen 
Registrierung in der Personenauskunftsdatei des Landeskriminalamts von 
Baden-Württemberg (PAD) bis zur Aburteilung (nach BZR-Eintragung) 
eine etwas geringere Aburteilungsquote der ausländischen Tatverdächtigen 
im Vergleich zu den deutschen entdeckt. Dieser Umstand beruhte unter 
anderem auf einem höheren Mehrfachtäteranteil der Ausländer1172, der bei 
allen in der Kohortenstudie untersuchten Altersgruppen (7-13, 14-17, 18-
20 Jahre) feststellbar war1173. Andererseits waren ausländerspezifische Tat-
bestände wie Verstöße gegen das AuslG unberücksichtigt geblieben. Je-
doch blieben die Unterschiede auch bei Berücksichtigung dieser Faktoren 
zumindest auf der Personenebene erhalten. 

Es bestand aber die Möglichkeit, den größeren Schwund darauf zurück-
zuführen, daß registerpflichtige Entscheidungen nicht dem BZR mitgeteilt 

1171 MANSEL 1989, 284. 
1172 Die Polizei registriert jedes einzelne Delikt, während die Justiz Straftaten zu 

einem Verfahren zusammenfaßt, vgl. MPI FÜR AUSLÄNDISCHES UND INTERNATIO-
NALES STRAFRECHT 1996, 26. 

1173 Vgl. MPI FÜR AUSLÄNDISCHES UND INTERNATIONALES STRAFRECHT 1996, 22//. 
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wurden oder nichtregisterpflichtige Entscheidungen vorlagen. Deshalb 
wurde zum 1.6.1995 eine Sonderauswertung der PAD zum dort registrier-
ten Verfahrensausgang durchgeführt. Die Sonderauswertung erfolgte für 
die Jahre 1992 bis 1994 und umfaßte insgesamt 355. 412 Tatverdächtige mit 
765. 217 Straftaten. In ungefähr der Hälfte aller in der PAD erfaßten Fälle 
lagen Angaben zum Verfahrensausgang vor (376. 590 Rückmeldungen). 

Demnach stieg die Verurteilungswahrscheinlichkeit sowohl bei den Deut-
schen als auch bei den Ausländern mit zunehmendem Alter. Bei den auslän-
dischen Tatverdächtigen nahm sie von 40% bei den Jugendlichen über 46% 
bei den Heranwachsenden bis auf 50% bei den Erwachsenen zu1174_ Dem-
gegenüber wiesen die Deutschen lediglich bei den Heranwachsenden mit 49% 
eine (im Vergleich der Altersgruppen) höhere Verurteilungswahrscheinlich-
keit auf als die Ausländer. Die Verurteilungsrate der deutschen Jugendlichen 
stimmte hingegen mit jener der ausländischen Jugendlichen überein, während 
die der deutschen Erwachsenen mit 45% sogar geringer war als die Verurtei-
lungsrate der ausländischen Erwachsenen111s. 

Dabei waren kaum Unterschiede in der Einstellungspraxis bei Deut-
schen und Ausländern erkennbar. Differenzen waren nur vereinzelt vor-
handen - so wurde bei erwachsenen Deutschen häufiger gern. § 170 Abs. 2 
StPO eingestellt als bei den erwachsenen Ausländern (Deutsche: 15,42%; 
Nichtdeutsche: 10,38%). Bei den jugendlichen Deutschen erfolgte gegen-
über den gleichaltrigen Ausländern eine Einstellung des Verfahrens öfter 
gern.§§ 45, 47 JGG (Deutsche: 38,11 %; Nichtdeutsche: 31,42%) und selte-
ner nach§ 154 StPO (Deutsche: 7,54%; Nichtdeutsche: 11,52%). 

Die Sonderauswertung der Personenauskunftsdatei des Landeskriminal-
amts von Baden-Württemberg ergab somit, daß der Großteil des Schwundes 
vom polizeilichen Tatverdacht zur justitiellen Registrierung im BZR offen-
sichtlich auf nichtregisterpflichtige Entscheidungen (andere als§§ 45,47 JGG) 
zurückzuführen isttt76. Gegen deutsche Jugendliche wurde aber geringfügig 
öfter gern. §§ 45, 47 JGG das Verfahren eingestellt. Eine Diskriminierung der 
Ausländer im Bereich der Strafverfolgung war folglich nicht erkennbar. 

1174 Die Prozentwerte ändern sich auch dann nicht, wenn Straftaten gegen das AuslG 
herausgerechnet werden, vgl. MPI FÜR AUSLÄNDISCHES UND INTERNATIONALES 
STRAFRECHT 1996, 27. 

1175 Vgl. MPI FÜR AUSLÄNDISCHES UND INTERNATIONALES STRAFRECHT 1996, 27. Die 
Ergebnisse sind außerdem bei KAISER 1996, 663 dargestellt. 

1176 Vgl. MPI FÜR AUSLÄNDISCHES UND INTERNATIONALES STRAFRECHT 1996, 29. 
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f) Gerichtliche Entscheidungspraxis 

LANGER (1994) gelangte in seiner Untersuchung über lokale Entschei-
dungsstrukturen der Justiz zu uneinheitlichen Ergebnissen. Während in 
einem Amtsgerichtsbezirk Ausländer deutlich härter bestraft wurden als 
Deutsche, erwies sich die Ausländereigenschaft im zweiten Amtsgerichts-
bezirk bei der strafrichterlichen Entscheidung nicht als statistisch signifi-
kant1177. Im dritten untersuchten Bezirk war sogar eine statistisch signifi-
kante Privilegierung der Ausländer hinsichtlich der Strafart zu erken-
nen 111s. 

Mittels einer Aktenuntersuchung analysierte H.-J. ALBRECHT (1994) 
die Strafzumessung bei rechtskräftig nach dem Erwachsenenstrafrecht 
Verurteilten im Bereich der schweren Kriminalität (Raub, Vergewaltigung, 
Einbruchdiebstahl) in Deutschland und in Österreich1179. Eine Diskrimi-
nierung von ausländischen Straftätern im Vergleich zu deutschen konnte 
im Bereich des Einbruchdiebstahls und des Raubes nicht festgestellt wer-
den, denn hier entsprachen sich die verhängten Freiheitsstrafen von Aus-
ländern und Inländern vollständig (Einbruchdiebstahl jeweils 11 Monate; 
Raub jeweils 30 Monate). Bei Vergewaltigung wurden ausländische Ver-
urteilte jedoch mit einer durchschnittlich um 5 Monate geringeren Frei-
heitsstrafe belegt (Inländer: 27 Monate; Ausländer: 22 Monate)1180• 

Die Differenz kann allerdings mit dem niedrigeren Anteil an Fremdde-
likten und dem damit einhergehenden höheren Anteil an als minder schwer 
eingestuften Vergewaltigungen1181 sowie mit einem höheren Versuchsanteil 
der Ausländer erklärt werden. Daraus schließt H.-J. ALBRECHT, daß die 
Bestrafung ausländischer Straftäter normativ legitimierten Kriterien 
folge11s2. Andererseits kann dieser Umstand dahingehend interpretiert 
werden, daß zumindest im Falle einer Vergewaltigung bei Ausländern we-

1177 So LANGER 1994, 321/. 
1178 Vgl. LANGER 1994, 329. 
1179 Untersuchungszeitraum: 1979 bis 1981, vgl. H.-J. ALBRECHT 1994, 274. 
1180 Vgl. H.-J. ALBRECHT 1994, 346. 
1181 Vgl. dazu die Ergebnisse bei H.-J. ALBRECHT 1994, 297/., wonach Fremddelikte 

fast ausschließlich als normal schwere Fälle der Vergewaltigung eingestuft wer-
den, während bei einer Bekanntschaft oder bei einem Verwandtschaftsverhältnis 
zwischen Täter und Opfer sehr viel öfter ein minder schwerer Fall der Vergewal-
tigung angenommen wird. 

1182 H.-J. ALBRECHT 1994, 347. 
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niger gewichtige Sachverhalte häufiger das Stadium der Anklageerhebung 
und Verurteilung erreichen 11 s3. 

Unter Umständen bestehen auch nationalitätenspezifische Unter-
schiede. LuowrG-MAYERHOFERINIEMANN gelangten z.B. in einer neueren 
empirischen Analyse des Sanktionsverhaltens von Jugendrichtern zu dem 
Ergebnis, daß in den beiden untersuchten Landgerichtsbezirken eine stren-
gere Sanktionierung von türkischen und in einem Bezirk auch von jugosla-
wischen Angeklagten feststellbar war1184. Einbezogen wurden die für die 
Jugendkriminalität typischen Deliktsarten Diebstahl, Körperverletzung 
und Sachbeschädigung. Allerdings war die beobachtete härtere Bestrafung 
der Jugendlichen und Heranwachsenden aus der Türkei und den Nachfol-
gestaaten des ehemaligen Jugoslawien „nicht besonders stark aus-
geprägt"11ss. Angesichts der regionalen und zeitlichen Beschränkung der 
Studie - untersucht wurden 430 Verfahren mit 510 Angeklagten vor Ju-
gendrichtern und Jugendschöffengerichten an fünf Amtsgerichten im Zeit-
raum zwischen August 1990 und Dezember 1991 - können ausländer-
feindliche Tendenzen an deutschen Jugendgerichten damit jedoch noch 
nicht als erwiesen angesehen werden. 

g) Zusammenfassung 

Das Heilfeld der Polizeilichen Kriminalstatistik hängt von der Anzeige-
häufigkeit der Bevölkerung sowie von der Verfolgungsintensität der Polizei 
ab. Ausländer unterliegen aber aufgrund ihrer Sprache, Verhaltensweise, 
Kleidung oder Hautfarbe zweifellos erhöhter Aufmerksamkeit und damit 
Kontrolle von seiten der deutschen Bevölkerung. Zudem sind ausländer-
feindliche Einstellungen - allerdings mit abnehmender Tendenz - in der 
Bevölkerung verbreitet, die durch eine zum Teil Ausländern gegenüber ein-
seitige oder sogar negative Medienberichterstattung gestützt werden. Des-
halb liegt die Vermutung nahe, daß Nichtdeutsche eher als Straftäter auf-
fallen und eher angezeigt werden als Deutsche. Dies dürfte vor allem für 

1183 So auch H.-J. ALBRECHT 1994, 347. Schon die Untersuchung von BLANKENBURG 
U.A. 1978, 206//. hatte ergeben, daß das Verfahren gegen Ausländer bei der Ver-
gewaltigung (Notzucht) signifikant häufiger beweisschwierig war. 

1184 Vgl. LUDWIG-MAYERHOFER/NIEMANN 1997, 44/. 
1185 LUDWIG-MAYERHOFERfNIEMANN 1997, 50. 
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neue Zuwanderergruppen wie z.B. Asylbewerber gelten. In welcher Grö-
ßenordnung sich die erhöhte soziale Kontrolle auf die Tatverdächtigenzah-
len auswirkt, bleibt allerdings offen. 

Die Benachteiligung der Ausländer durch Bevölkerung und Polizei darf 
jedenfalls nicht überschätzt werden. So konnten die bisherigen Unter-
suchungen zur Anzeigehäufigkeit gegenüber Deutschen und Ausländern 
noch keine Klarheit erbringen, ob Nichtdeutsche tatsächlich in höherem 
Maße angezeigt werden. Zwar wird gegen Ausländer anscheinend auch 
deshalb das Verfahren häufiger eingestellt, weil der verursachte Schaden 
pro Delikt geringer ist als bei Deutschen 1186 - dies spricht für eine höhere 
Kontrollintensität gegenüber Ausländern. Vielen Verbrechensopfern bleibt 
jedoch die Nationalität des Täters letztlich verborgen. Zudem werden in 
der PKS auch innerethnische Konflikte registriert, wo Täter und Opfer der 
gleichen Nationalität angehören und kein Raum für eine Diskriminierung 
bleibt. Auch wird vermutet, daß Konflikte innerhalb derselben ethnischen 
Gruppe häufig informell ausgetragen werden. 

Die vereinzelten Befragungen von Ausländern über die Tätigkeit der 
Polizei waren ferner nicht in der Lage, eine strukturelle Benachteiligung 
der Nichtdeutschen durch die Polizei nachzuweisen. Fest steht, daß Aus-
länderfeindlichkeit und Berührungsängste gegenüber Ausländern bei 
einem Teil der Polizeibeamten vorhanden sind. Eine Diskriminierung von 
Ausländern durch eine verstärkte Beobachtung und Kontrolle der Polizei 
kann daher nicht ausgeschlossen werden. Es fehlt bislang jedoch an aus-
reichendem empirischen Material hierzu. Jedenfalls darf die Rolle der Po-
lizei als Selektionsinstanz nicht überschätzt werden. 

Zwar fiel der Anteil der Nichtdeutschen an den Verurteilten in den 
achtziger Jahren stets niedriger aus als an den Tatverdächtigen. Daraus 
kann jedoch nicht ohne weiteres auf eine erhöhte Verfolgungsintensität ge-
genüber Ausländern geschlossen werden. Zum einen sind die Daten von 
PKS und StVSta nur eingeschränkt vergleichbar - der Anstieg bei den Tat-
verdächtigen kann sich nur zum Teil in der Strafverfolgungsstatistik des-
selben Jahres niederschlagen. Zudem kann eine geringere Verurteilungs-

1186 Vgl. S. KERNER 1994, 108 mit Hinweis auf eine Auswertung von PFEIFFER, wo-
nach 1991 in Niedersachsen (nach Opferangaben) bei den Delikten Diebstahl, 
Betrug und Raub pro tatverdächtigem Asylbewerber ein Schaden von DM 551, 
pro sonstigem Nichtdeutschen von DM l. 499 und pro Deutschem von DM 
2. 801 verzeichnet wurde. 
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wahrscheinlichkeit der Ausländer auf einer anderen Deliktstruktur, einer 
größeren Mobilität, dem Nichtbekanntsein von Vorstrafen oder auf aus-
länderspezifischen Ermittlungsschwierigkeiten beruhen. Seit Anfang der 
neunziger Jahre war der Anteil der Nichtdeutschen an den Verurteilten im 
übrigen höher als an den Tatverdächtigen. Auch hat die Freiburger Ko-
hortenstudie gezeigt, daß „die Entscheidungsmodalitäten gegenüber deut-
schen und ausländischen Straftätern über die verschiedenen Altersgruppen 
hinweg relativ gleichförmig" sind11s1. 

Abschließend bleibt festzuhalten, daß man gegenwärtig von einem un-
gesicherten Forschungsstand ausgehen muß11ss. Insbesondere im Bereich 
der Dunkelfeldforschung und der polizeilichen Feldforschung besteht folg-
lich Nachholbedarf. Obwohl anzunehmen ist, daß Ausländer einer erhöh-
ten sozialen Kontrolle unterliegen, darf der „Anzeige- und Polizeieffekt" 
nicht überbewertet werden. Dies machen insbesondere die Opferbefragung 
von KILLIAS und die Sonderauswertung der Freiburger Kohortenstudie 
deutlich. Überdies erachtete man die Anzeigeneigung und Verfolgungs-
intensität gegenüber Nichtdeutschen so lange als nicht bemerkenswert, wie 
Ausländer nicht überdurchschnittlich häufig als Tatverdächtige registriert 
wurden. So stellten BLANKENBURG U.A. 1978 in ihrer Analysestaatsanwalt-
schaftlicher Akten fest: ,,Damit hat die Nationalität einer Person keinen 
großen Einfluß auf ihre Chance, als tatverdächtig registriert zu werden. 
Wenn überhaupt ein Zusammenhang festgestellt werden kann, dann in 
der - nicht erwarteten - Richtung: Deutsche werden geringfügig häufiger 
registriert als Ausländer"! 189, 

1187 KAISER 1996, 660/. 
1188 So auch STRENG 1993, 110; TRAULSEN 1993, 338/.; VILLMOW 1995, 159. 
1189 BLANKENBURG U.A. 1978, 203. 



266 

V. Ergebnis der statistischen Rekonstruktion 
der Ausländerkriminalität 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Der Polizeilichen Kriminalstatistik lassen sich Erkenntnisse zum Heilfeld 
der Ausländerkriminalität entnehmen. Danach sind die Tatverdächtigen-
zahlen und -anteile der Nichtdeutschen von 1986 bis 1993 erheblich gestie-
gen. Trotz des bedeutenden Rückgangs der Zahl ausländischer Tatver-
dächtiger in den Folgejahren, war 1995 immer noch jeder dritte Tatver-
dächtige nichtdeutscher Staatsangehöriger. Ein beachtlicher Zuwachs an 
nichtdeutschen Tatverdächtigen war bei fast allen Deliktsgruppen erkenn-
bar. Zudem war die ausländische Bevölkerung stets höher mit Tatverdächti-
gen belastet als die deutsche. Dies gilt insbesondere für den Bereich der Ge-
waltdelikte 1190. 

Ob Ausländer auch im Dunkelfeld ähnlich stark belastet sind, läßt sich 
anhand der bisher vorliegenden Dunkelfeldstudien zur Kriminalität junger 
Ausländer nicht mit Sicherheit beantworten. Jedoch ergab keine der Stu-
dien eine derartige Höherbelastung der jungen Nichtdeutschen gegenüber 
den gleichaltrigen Deutschen, wie sie aus den Kriminalstatistiken hervor-
geht1191. Die Ergebnisse weisen also darauf hin, daß zumindest im erfrag-
ten Bagatellbereich der Jugenddelinquenz eine ähnliche Belastung von 
Ausländern und Deutschen vorhanden ist. Allerdings gelten die Einwände, 
die allgemein gegenüber Täterbefragungen erhoben werden, auch für die 
selbstberichtete Delinquenz ausländischer Jugendlicher. Hinzu kommt die 
relativ geringe Zahl der jeweils befragten Nichtdeutschen, so daß die Er-
gebnisse mit Zurückhaltung und Vorsicht interpretiert werden müssen. 
Ferner sind Verständigungsschwierigkeiten zu berücksichtigen, die zwar 
weniger die in der zweiten oder dritten Generation hier lebenden Auslän-
der betreffen; neue Zuwanderergruppen wie Kriegsflüchtlinge oder Asyl-
bewerber können aber wohl kaum in derartige Befragungen einbezogen 

1190 S.o. 2. Kapitel, III. 9. 
1191 S.o. 2. Kapitel, IV. 2. 
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werden. Auch die bisher vorliegenden Dunkelfelduntersuchungen sind 
daher nicht in der Lage, die Hellfelderkenntnisse zur hohen Tatverdächti­
genbelastung der ausländischen Bevölkerung bzw. der Nichtdeutschen zu 
widerlegen1192. Es ist aber anzunehmen, daß an diesen Täterbefragungen 
vor allem ausländische Jugendliche teilgenommen haben, die über gute 
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügten und in der Regel eine Schule 
besuchten. Deshalb kann man mit gutem Grund davon ausgehen, daß 
diese - in die Gesellschaft relativ gut integrierten - ausländischen Jugend­
lichen keine wesentliche oder sogar besorgniserregende Höherbelastung 
gegenüber gleichaltrigen Deutschen aufweisen. 

Bei der Interpretation der kriminalstatistischen Daten muß weiterhin 
berücksichtigt werden, daß vor allem jugendliche und heranwachsende 
Ausländer bis Anfang der neunziger Jahre nach ihrem Anteil an den Ver­
urteilten weniger stark belastet waren als nach ihrem Anteil an den Tatver­
dächtigen. Neuerdings ist zwar keine wesentliche Reduzierung des Tatvor­
wurfs durch die Strafjustiz mehr erkennbar. Bei schweren Delikten wie 
Raub, Vergewaltigung sowie gefährliche und schwere Körperverletzung be­
stehen jedoch nach wie vor Differenzen, die nicht durch die eingeschränkte 
Vergleichbarkeit von PKS und StVSta erklärt werden können1193. Gerade 
die geringere Belastung der Nichtdeutschen bei den Verurteilungen wegen 
Gewaltdelikten könnte aber auf eine verstärkte Dramatisierungsbereit­
schaft von Bevölkerung und Polizei gegenüber Ausländern hindeuten. In 
die gleiche Richtung weist die hohe Tatverdächtigenbelastung der Nicht­
deutschen bei sogenannten Kontaktdelikten, d.h. Straftaten, bei deren Aus­
führung Täter und Opfer bzw. Anzeigeerstatter in der Regel unmittelbaren 
Kontakt haben1194_ Klärungsbedürftig bleibt jedoch die Frage, inwiefern 
sich ausländerspezifische Ermittlungsschwierigkeiten auf die Verurteilten­
zahlen der Ausländer auswirken1195. 

Insgesamt kann davon ausgegangen werden, daß Nichtdeutsche einer 
verstärkten sozialen Kontrolle durch die Bevölkerung ausgesetzt sind. Inso­
fern sind die Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik zu deutschen und 
nichtdeutschen Tatverdächtigen nicht vergleichbar, denn eine verstärkte 
Beobachtung und Kontrolle führt zu tendenziell höheren Tatverdächtigen-

1192 Siehe zum Ganzen oben 2. Kapitel, eil, IV. 2. e). 
1193 S.o. 2. Kapitel, IV. 3. b). 
1194 Dazu oben 2. Kapitel, IV. 3. c) dd). 
1195 S.o. 2. Kapitel, IV. 3. g). 
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zahlen der Ausländer. Die vermutete höhere Anzeigebereitschaft der Bevöl-
kerung gegen wahrgenommene Straftaten von Ausländern darf allerdings 
nicht überbewertet werden, wie die Befragungsergebnisse von KILLIAS zei-
gen. Auch ist darauf hinzuweisen, daß vielen Verbrechensopfern die Natio-
nalität des Täters letztlich verborgen bleibt und Nichtdeutsche des öfteren 
von Ausländern oder gar Landsleuten angezeigt werden. Für eine stärkere 
Verfolgungstätigkeit der Polizei gegenüber Ausländern gibt es zwar gewisse 
Anhaltspunkte, jedoch fehlt es hierbei noch an gesicherten empirischen Er-
gebnissen1196. 

Bei einem Vergleich der Kriminalitätsbelastung von Ausländern und 
Deutschen ist weiterhin zu berücksichtigen, daß sich diese beiden Gruppen 
von ihrer Sozialstruktur her wesentlich unterscheiden. Sowohl nach Schul-
bildung und Stellung im Beruf als auch nach Einkommens- und Wohn-
situation ist die ausländische Bevölkerung in Deutschland immer noch er-
heblich schlechter gestellt als die deutsche1197. Dies trifft in besonderem 
Maße auf die neuen Zuwanderergruppen zu, nämlich auf Asylbewerber 
und Kriegs- bzw. Bürgerkriegsflüchtlinge. Es spricht aber viel dafür, daß 
Angehörige unterer Sozialschichten eher als Tatverdächtige registriert wer-
den als Angehörige der Mittelschicht. 

Zwar ist die Konstruktion einer hypothetischen deutschen Vergleichsgruppe 
durch Einsatz eines Multiplikationsfaktors methodisch fragwürdig, da hier-
bei mögliche Erklärungsansätze für eine kriminelle Höherbelastung und 
echte statistische Verzerrungen vermengt werden 1198. Die Vertreter dieses An-
satzes weisen aber zu Recht auf den erheblichen Unterschied in der Sozial-
struktur von Deutschen und Ausländern hin. Tatsächlich entspräche eine 
leichte Höherbelastung an Tatverdächtigen angesichts der sozialen Lage vie-
ler Nichtdeutscher durchaus den Erwartungen. Dies allein wäre noch nicht 
als besorgniserregend einzustufen. Zudem gibt es Anhaltspunkte dafür, daß 
Großstadtbewohner, insbesondere Bewohner sozial schwacher Gebiete, häu-
figer als Tatverdächtige registriert werden als Bewohner ländlicher Regionen. 
Dieser Umstand dürfte nicht ohne Einfluß auf die Registrierung nichtdeut-
scher Tatverdächtiger bleiben, denn Ausländer wohnen überproportional 
häufig in Großstädten bzw. in sozialen Problemvierteln 1199, 

1196 Vgl. zusammenfassend oben 2. Kapitel, IV. 3. g). 
1197 S.o. 2. Kapitel, IV. l. a). 
1198 S.o. 2. Kapitel, IV. l. b ). 
ll99 Zum Ganzen vgl. oben 2. Kapitel, IV. l. c). 
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Problematisch ist aber, wenn die in Deutschland lebenden Ausländer 
weit überdurchschnittlich als Tatverdächtige registriert werden. Wenn 
man sich nun die Zusammensetzung der ausländischen Tatverdächtigen 
nach Aufenthaltsstatus vor Augen führt, fällt auf, daß der Anstieg der 
Tatverdächtigenzahlen seit Mitte der achtziger Jahre vor allem auf Ille-
gale und Touristen/Durchreisende zurückgeht12oo. Damit entfällt der 
Hauptanteil des Kriminalitätsanstiegs der letzten Jahre auf Nichtdeut-
sche, die nicht zur ausländischen Bevölkerung gehören. Zu beachten ist 
allerdings, daß Illegale und Touristen/ Durchreisende vor allem wegen 
Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG sowie wegen einfachem 
Diebstahl, dagegen vergleichsweise selten wegen schwerer Delikte poli-
zeilich registriert werden. 

Wie der Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Ausländern und 
Deutschen gezeigt hat, ist die ausländische Bevölkerung wesentlich höher 
mit Tatverdächtigen belastet als die deutsche. Dies gilt selbst dann, wenn 
die Straftaten gegen das AuslG und das AsylVfG herausgerechnet werden 
und die unterschiedliche Bevölkerungsstruktur berücksichtigt wird 1201 . Be-
sorgniserregend scheint vor allem die Belastung der Nichtdeutschen bei 
Gewalt- und Raubdelikten zu sein. Der Anstieg der Tatverdächtigenzahlen 
bei der ausländischen Bevölkerung ist jedoch fast ausschließlich auf Asyl-
bewerber und „Sonstige" zurückzuführen. Es ist aber zu vermuten, daß ein 
erheblicher Teil der Sonstigen aus Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlingen 
zusammengesetzt ist - anders kann der deutliche Zuwachs der Tatver-
dächtigen in dieser Gruppe kaum erklärt werden. Damit entfällt der Groß-
teil des Anstiegs nichtdeutscher Tatverdächtiger auf Ausländer, die erst 
kurz zuvor zugewandert sind bzw. sich oftmals nur vorübergehend in 
Deutschland aufualten. 

Mithin stellt sich die Frage, warum gerade Asylbewerber und Flücht-
linge in dem festgestellten Maße auffällig werden. Eine Erklärung könnte 
der deutliche Anstieg des Bevölkerungsanteils von Asylbewerbern und an-
deren Flüchtlingen bieten. Die Zahl der einen Asylantrag stellenden 
Flüchtlinge hatte seit 1986 beständig zugenommen und war bis auf unge-
fähr 438. 000 im Jahre 1992 gestiegen 1202. Erst im Zuge der Asylrechtsände-
rung 1993 ging die Zahl der Asylbewerber erheblich zurück. 

1200 S.o. 2. Kapitel, III. 5. a). sowie Tab. 33. 
1201 S.o. 2. Kapitel, III. 9. 
1202 S.o. Tab. 8. 
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Das Anwachsen der Asylbewerberzahlen seit Ende der achtziger Jahre 
wurde begleitet von einer erheblichen Zunahme der in Deutschland auf-
genommenen Kriegsflüchtlinge. So lebten nach Angaben des Flüchtlings-
hilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR) im November 1992 in 
Deutschland 235. 000 Kriegsflüchtlinge. Ende 1994 gab es dagegen schät-
zungsweise 650. 000 De-facto-Flüchtlinge1203, darunter ca. 350. 000 Kriegs-
und Bürgerkriegsflüchtlinge, insbesondere aus dem ehemaligen Jugosla-
wient204. Allerdings stellen die asylsuchenden und sonstigen Flüchtlinge 
nur einen kleinen Teil der ausländischen Bevölkerung dar, so daß sich der 
steigende Anteil an den Tatverdächtigen nicht mit dem Bevölkerungs-
zuwachs alleine erklären läßt. 

Berücksichtigt man allerdings die Sozialstruktur dieser Gruppen, so 
wird deren hoher Tatverdächtigenanteil verständlicher. Die Sozialstruktur 
von Asylbewerbern und sonstigen Flüchtlingen läßt sich zwar nur schwer 
erfassen. Mit Sicherheit ist es um die soziale Situation von Asylsuchenden 
und Kriegsflüchtlingen jedoch erheblich schlechter gestellt als um die der 
sogenannten „Gastarbeiter" und deren Nachkommen, denn ein großer 
Teil der „neuen" Zuwanderer ist von Sozialhilfe oder Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz abhängig oder geht gering bezahlten Beschäf-
tigungen nach1205. Zudem wiesen nach der „Zuwandererstichprobe" des 
SOEP 1995 etwa 77% der seit 1984 zugewanderten Asylbewerber und 
Flüchtlinge eine Wohnraumunterversorgung auf (Deutsche: 12%)1206• Fer-
ner dürfte die Alters- und Geschlechtsstruktur von Asylbewerbern und 
Flüchtlingen eine besondere Rolle spielen. Gerade die Angehörigen dieser 
Gruppen sind zu einem überdurchschnittlich hohen Anteil jüngeren Al-
tersgruppen zuzuordnen - eine Flucht ins Ausland bzw. auf einen anderen 
Kontinent nehmen vor allem junge und mobile Menschen aufsich1207. 

Die „Zuwandererstichprobe" des SOEP ergab für 1995, daß Asylbe-
werber und Flüchtlinge ein Durchschnittsalter von lediglich 27 Jahren auf-
wiesen. Dagegen betrug das Durchschnittsalter der deutschen Bevölke-

1203 Das sind Personen, die nicht als Asylberechtigte anerkannt werden und nicht 
unter den Schutzbereich der Genfer Flüchtlingskonvention fallen, denen aber aus 
humanitären oder politischen Gründen die Rückkehr in ihr Heimatland nicht zu-
zumuten ist, vgl. HAILBRONNER 1997, 241. 

1204 Angaben nach BADE 1994, 22, 137 sowie HAILBRONNER 1997, 241. 
1205 Vgl. ÜMAIRI 1991, 120/. 
1206 StaBA: Datenreport 1997, 570. 
1207 ÜMAIRI 1991, 116/. 
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rung 40,6 Jahre12os. Bei Asylbewerbern ist zudem bekannt, daß der größere 
Anteil der Antragsteller dem männlichen Geschlecht angehört 1209• Folglich 
sind die hohen Tatverdächtigenanteile dieser Ausländergruppen zu einem 
gewissen Teil mit der unterschiedlichen Alters- und Geschlechtsstruktur zu 
erklären, denn jüngere Altersgruppen und Männer werden, gemessen an 
ihrem Bevölkerungsanteil, überproportional häufig als Tatverdächtige re-
gistriert1210. 

Die Zahl der jeweils in der Bundesrepublik lebenden Asylbewerber ist 
nur schwer bestimmbar, so daß die Berechnung einer Tatverdächtigenbela-
stungszahl nur eingeschränkt möglich ist1211. Dennoch soll nachfolgend 
durch eine Beispielsrechnung zumindest ein Anhaltspunkt für die Krimi-
nalitätsbelastung von Asylbewerbern gewonnen werden: Nimmt man als 
Stichtag den 31.12.1994, an dem sich nach Schätzungen des BMI etwa 
415. 000 Asylbewerber in Deutschland aufuielten 1212, so kommt man für 
1995 zu einer Tatverdächtigenbelastungszahl von ungefähr 20. 800. Dabei 
sind Straftaten gegen das Aus!G und das Asy!VfG nicht berücksichtigt1213_ 
Dagegen ergibt sich für die deutsche Bevölkerung eine TVBZ von nur 
2. 212 im selben Jahr1214. Zu beachten ist zwar, daß damit immer noch rund 
80% der in Deutschland lebenden Asylbewerber nicht als Tatverdächtige 
in der PKS registriert wurden. Zusammenfassend kann man jedoch die 
Asylbewerber als Gruppe mit einer sehr hohen Tatverdächtigenbelastung 
bezeichnen 1215. 

Von Interesse ist aber, wie die Tatverdächtigenbelastung der auslän-
dischen Bevölkerung, die schon länger in der Bundesrepublik Deutschland 
lebt oder sogar hier geboren wurde, einzuschätzen ist. Betrachtet man zum 
Beispiel die Gruppe der ausländischen Arbeitnehmer, so kommt man zu 
dem Ergebnis, daß seit 1986 nur ein geringer Zuwachs an Tatverdächtigen 
feststellbar ist. Die Tatverdächtigenbelastung blieb sogar weitgehend kon-

1208 StaBA: Datenreport 1997, 570. 
1209 ÜMAIRI 1991, 112/. 
1210 S.o. 2. Kapitel, III. 8. a) dd). 
1211 Bei den sonstigen Flüchtlingen ist dies wegen deren fehlender Kennzeichnung in 

der PKS ausgeschlossen. 
1212 Angaben nach HAILBRONNER 1997, 238. 
1213 Tatverdächtige Asylbewerber insgesamt: 86. 432; mit Verstößen gegen das Aus!G 

und das Asy!VfG: 122. 537, vgl. PKS 1995, 82. 
1214 Vgl. PKS 1995, 80. 
1215 Vgl. dazu auch JAHN 1994, 258. 
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stant. So weist die PKS folgende TVBZ für nichtdeutsche Arbeitnehmer 
aus1216: 

1986 4.476 
1988 4. 544 
1990 4.435 
1991 4.369 
1992 4.494 
1993 4. 339 
1994 4.444 
1995 4. 695 

Zwar ist in bezug auf die TVBZ noch immer eine höhere Belastung gegen-
über den Deutschen erkennbar. Als problematisch ist hierbei die besonders 
starke Beteiligung der Arbeitnehmer an Gewaltdelikten einzustufen1211. 
Angesichts der bekannten statistischen Probleme und Unwägbarkeiten 
kann aber kaum von einer eindeutigen Höherbelastung gesprochen wer-
den. Insofern wird deutlich, warum sich die Frage: ,,Sind Ausländerkrimi-
neller als Deutsche?" nicht beantworten läßt, denn das Merkmal „Nicht-
deutscher" ist letztlich nur der gemeinsame Oberbegriff für eine Gruppe, 
die Personen ganz unterschiedlicher Herkunft, Kultur und sozialer Posi-
tion erfaßt. Zudem hat die statistische Analyse der PKS aufgezeigt, daß 
bestimmte Nationalitäten, wie z.B. Spanier und Portugiesen sogar weniger 
mit Tatverdächtigen belastet sind als Deutsche1218• Deshalb gilt es, das Pro-
blem der „Ausländerkriminalität" differenzierend zu betrachten. Die 
Daten der PKS lassen sich jedenfalls dahingehend interpretieren, daß der 
Anstieg der Tatverdächtigenzahlen der letzten Jahre kaum auf die „Gast-
arbeiter" und ihre Nachkommen zurückzuführen ist, die schon länger in 
der Bundesrepublik Deutschland leben. Diese Gruppe ist auch am ehesten 
sozial abgesichert und in die deutsche Gesellschaft integriert. 

In diesem Zusammenhang wird deutlich, daß die gegenwärtige Eintei-
lung der ausländischen Tatverdächtigen nach Aufenthaltsstatus ände-

1216 Tatverdächtige nichtdeutsche Arbeitnehmer pro 100. 000 nichtdeutsche Beschäf-
tigte, vgl. PKS 1995, 126. Angaben für die alten Bundesländer einschließlich Ge-
samt-Berlin. 

1217 S.o. 2. Kapitel, III. 5. a) aa). 
1218 Vgl. oben 2. Kapitel, III. 4. Zwar entsprach z.B. 1990 der Anteil der Tatverdäch-

tigen dieser Nationalitäten genau dem ermittelten Bevölkerungsanteil. Bei den 
Tatverdächtigen wurden jedoch auch solche einbezogen, die in der Bundesrepu-
blik Deutschland nicht ihren Wohnsitz haben. 
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rungsbedürftig ist. In den letzten Jahren hat der Anteil der Gruppe der 
,,Sonstigen" an den nichtdeutschen Tatverdächtigen stark zugenommen. 
Unter diesen Begriff fallen aber die unterschiedlichsten Ausländergruppen, 
z.B. abgelehnte Asylbewerber und Kriegsflüchtlinge, aber auch nicht be-
rufstätige Familienangehörige und Kinder. Ferner erscheint die derzeitige 
Erfassung von „Schülern/Studenten" wenig ergiebig, denn dies können ei-
nerseits Personen sein, die schon lange in Deutschland leben oder hier auf-
gewachsen sind, andererseits auch Kinder von Asylbewerbern und anderen 
Flüchtlingen. ,,Sonstige" und Schüler/ Studenten beinhalten also Teilgrup-
pen, die hinsichtlich ihrer sozialen bzw. sozialpsychologischen Situation 
oftmals nur wenig miteinander gemein haben. 

Ein Großteil des Kriminalitätsanstiegs der letzten Jahre ist jedenfalls 
auf Staatsangehörige osteuropäischer Staaten zurückzuführen1219. Die Le-
bensverhältnisse in Osteuropa seit Zusammenbruch der sozialistischen Ge-
sellschaftssysteme sind von einem Anstieg von Armut und Arbeitslosigkeit 
sowie von einem großen Lohngefälle im Verhältnis zu West- und Mittel-
europa gekennzeichnet1220. Dagegen stagnierte die Zahl der tatverdächti-
gen Nichtdeutschen aus den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, in 
denen ähnliche soziale Verhältnisse wie in der Bundesrepublik herrschen. 
Kamen z.B. 1984 noch 25% der ausländischen Tatverdächtigen aus den 
(heutigen) 14 EU-Staaten (ohne Deutschland), so waren es 1993 nur 9,8% 
und 1995 12,1 %1221. 

Zwar läßt sich die soziale Position der polizeilich registrierten illegalen 
Zuwanderer und Durchreisenden nicht erfassen. Zu vermuten ist jedoch, 
daß ein großer Teil der von diesen Gruppen häufig verübten Eigentums-
und Vermögensdelikte von Personen begangen werden, denen - verglichen 
mit westeuropäischen Verhältnissen - nur wenig Geld zur Verfügung steht. 
Angesichts der schlechten wirtschaftlichen Situation in mehreren Staaten 
Osteuropas ist Deutschland durchaus als lohnendes Ziel für Eigentums-
delikte anzusehen. Auch in anderen Staaten wird von einem Anstieg der 
polizeilich registrierten Kriminalität, vor allem von Eigentumsdelikten, 
nach der Öffnung der Ostgrenzen berichtet1222. Dies darf natürlich nicht 

1219 S.o. 2. Kapitel, III. 4. 
1220 Vgl. dazu den Sammelband von GLATZER 1996. 
1221 Vgl. PKS 1995, 122/. Angaben für das frühere Bundesgebiet, ab 1990 einschließ-

lich Gesamt-Berlin. 
1222 Vgl. ULRICH 1994, 8//.; ferner DEARING 1993, 181/f. für Österreich. 
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darüber hinwegtäuschen, daß die Menschen in Osteuropa in bezug auf die 
politisch-ökonomische Umbruchsituation ganz verschiedenartige Bewälti-
gungsformen entwickelt haben, die in der Regel nicht die Begehung von 
Straftaten zur Folge haben1223_ 

Auffällig ist jedoch, daß Angehörige von Staaten, in denen es nach dem 
Zusammenbruch des kommunistischen Systems relativ schnell zu stabilen 
demokratischen Strukturen und zu einer ökonomischen Erholung gekom-
men ist, in nur geringem Maße am Anstieg der Tatverdächtigenzahlen be-
teiligt waren. So hat die ökonomische Reform in der Tschechischen Repu-
blik weniger soziale Probleme hervorgerufen als in anderen Staaten1224. 
Auch in Ungarn haben sich die Lebensverhältnisse der Haushalte trotz des 
Transformationsprozesses anscheinend kaum geändert1225. Gerade diese 
Staaten stellten in den letzten Jahren auch nur wenige nichtdeutsche Tat-
verdächtige. Dagegen kamen in den Berichtsjahren 1992 und 1993 über 
14% der ausländischen Tatverdächtigen aus Rumänien1226 - ein Land, das 
als „Schlußlicht unter den Reformstaaten" bezeichnet werden kann 1227. Be-
sonders auffällig ist auch der seit 1992 überproportionale Anstieg des 
Tatverdächtigenanteils der Angehörigen der jugoslawischen (Nachfolge-) 
Staaten. Sie stellten 1993 und 1994 mit jeweils 19% bzw. 21 % die größte Na-
tionalitätengruppe unter den nichtdeutschen Tatverdächtigen1228. Durch 
den Bürgerkrieg in der ehemaligen Volksrepublik Jugoslawien kamen An-
fang der neunziger Jahre zunehmend Kriegsflüchtlinge und Asylsuchende 
nach Deutschland. 

Inzwischen ist nach der PKS ein Rückgang der Zahlen osteuropäischer 
Tatverdächtiger zu verzeichnen. Dies gilt jedoch nicht für die im Rahmen 
der Lagebilder Organisierte Kriminalität registrierten Tatverdächtigen. 
Eine Zunahme von osteuropäischen Tatverdächtigen war danach auch 
1994 und 1995 zu beobachten 1229. Die hohe Beteiligung von ausländischen 

1223 Beispiele hierfür finden sich in den Beiträgen bei ÜLATZER 1996. 
1224 Vgl. dazu VECERNIK 1996, 138. 
1225 So SPEDER 1996, 171. 
1226 Vgl. dazu Tab. 28. 
1227 Nach Angaben von WAGNER 1996, 217, betrug 1995 das Bruttoinlandsprodukt 

pro Kopf in Kaufkraftparität gerade 19% des EU-Durchschnitts. Damit lag Ru-
mänien auf dem letzten Platz der Reformstaaten. Vgl. dazu auch die Übersicht 
bei StaJB 1996 für das Ausland, 352. 

1228 S.o. 2. Kapitel, III. 4. 
1229 S.o. 2. Kapitel, III. 6. 
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Straftätern, die 1995 fast zwei Drittel der Tatverdächtigen in OK-relevan-
ten Ermittlungsverfahren stellten, ist insgesamt als problematisch ein-
zustufen. Formen der OK, wie z.B. Kraftfahrzeugdiebstahl oder Rausch-
gifthandel, dürften von einem „Europa der durchlässigen Grenzen" 
besonders profitieren. Bisher bleibt das wahre Ausmaß des organisierten 
Verbrechens in Deutschland jedoch noch weitgehend im Dunkeln. 

Es stellt sich abschließend die Frage, welche kriminologischen Erklä-
rungsansätze für die beobachteten Formen der Ausländerkriminalität 
herangezogen werden. Von Bedeutung ist ferner, inwiefern diese Erklä-
rungsansätze durch die hier gewonnenen statistischen Ergebnisse bestätigt 
werden. 
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3. Kapitel: Erklärungsansätze und Ergebnisse 

I. Erklärungsansätze für die Ausländerkriminalität 

Mit KüRZINGER ist anzunehmen, daß „von den bisherigen Kausalerklä-
rungen in der Kriminologie keine in der Lage war, einen einzelnen Faktor 
als Ursache des Verbrechens zu nennen, der hinreichend und notwendig 
immer zur Kriminalität führt"123o_ Bisher existiert also keine Kriminali-
tätstheorie, die delinquentes Verhalten umfassend und ausreichend erklä-
ren kann. Allerdings gibt es Ansätze, die besser dazu geeignet sind, 
einzelne Kriminalitätsbereiche (Jugend-, Wirtschafts-, Rauschgift-, Ge-
waltkriminalität usw.) zu erklären 1231. Nachfolgend sollen kriminologische 
Theorien überprüft werden, die am ehesten geeignet erscheinen, gerade die 
Delinquenz von Ausländern zu erklären. Als Erklärungsansätze für die 
Ausländerkriminalität kommen insbesondere die Theorie des Kulturkon-
flikts, die Anomietheorie, die Sozialisationstheorien, die Kontroll- und 
Bindungstheorien sowie der labeling approach (Etikettierungsansatz) in 
Betracht. 

Angesichts der festgestellten vielfältigen Besonderheiten bei den ver-
schiedenen Gruppen von Nichtdeutschen, insbesondere hinsichtlich der 
Nationalität, des Aufenthaltsstatus und der sozialen Situation, wird sich 
kaum ein einheitlicher Erklärungsansatz für die Kriminalität von „Aus-
ländern" finden lassen 1232. Somit erweist sich im Rahmen der Überprüfung 
eine entsprechende Differenzierung nach Ausländergruppen als pure Not-
wendigkeit1233. 

1230 KüRZINGER 1996, 91/. 
1231 Vgl. KüRZINGER 1996, ll0. 
1232 So auch ScHÖCHIGEBAUER 1991, 54/. 
1233 So mit Recht NIGGLI 1993, 147. Vgl. auch SCHWIND 1996a, 402/., der zehn ver-

schiedene Ausländergruppen unterscheidet. 
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1. Kulturkonflikttheorie 
a) Aussage 
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Ein Ansatz, der sich speziell auf die Kriminalität von Ausländern bzw. Ein-
wanderern bezieht, ist die Kulturkonflikttheorie, die in den dreißiger Jah-
ren von SELLIN zur Erklärung der Delinquenz von US-amerikanischen Im-
migranten entwickelt wurde. Es handelt sich hierbei um einen Konflikt von 
Normen und Werten beim Zusammentreffen mit einer fremden Kultur. 
SELLIN (1938) führte hierzu aus: 

„Conflicts between the norms of divergent cultural codes may arise 
(1) when these codes clash on the border of contiguous cultural areas; 
(2) when, as may be the case with legal norms, the law of one cultural 

group is extended to cover the territory of another; or 
(3) when members of one cultural group migrate to another"1234. 

Jeder Mensch wächst in einer bestimmten Kultur auf und erlernt in dieser 
Kultur bestimmte Verhaltensregeln. Treffen nun Kulturen mit ganz ver-
schiedenen Verhaltensregeln in bestimmten Gebieten aufeinander oder 
wandern Mitglieder einer bestimmten Kultur in den Bereich einer anderen 
ein, beginnt die Stellung einer Person oder einer Gruppe unter Umständen 
„marginal" zu werden 1235: Die Person oder Gruppe ist durch den Einfluß 
der eigenen sowie der fremden Kultur und deren Normensystem desorien-
tiert, kann sich weder ganz für das eine noch für das andere Normen-
system entscheiden und fühlt sich fremd und ausgeschlossen 1236, 

Bei Einwanderern kann es also zu einem Dissens zwischen den Normen 
und Werten des Heimatlandes einerseits und denjenigen des Aufnahmelandes 
andererseits kommen. SELLIN ging davon aus, daß der Kulturkonflikt um so 
größer sein müsse, je fremder und verschiedenartiger die Wertvorstellungen 
der verschiedenen Kulturen seien. Er beschrieb den sog. äußeren Kulturkon-
flikt (extemal conflict of conduct norms) mit dem berühmt gewordenem Bei-
spiel eines sizilianischen Einwanderers, der den sechzehnjährigen Verführer 
seiner Tochter tötet, um auf diese Weise die Familienehre zu verteidigen 1237. 

1234 Vgl. SELLIN 1938, 63. 
1235 Vgl. KAISER 1969, 252. 
1236 KoCH/SOMMERER 1978, 275. 
1237 SELLIN 1938, 68. 
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Bezogen auf die Gastarbeiterkriminalität in der Bundesrepublik 
Deutschland, formulierte KAISER (1969) die Hypothese des Kulturkon-
flikts wie folgt: 

,, 1. Der Kulturkonflikt zwischen den Gastarbeitern und der Wirtskultur, 
speziell in deutschen Normen, äußert sich auch in der Delinquenz, 
und zwar erkennbar in einer höheren Kriminalitätsrate. 

2. Es ist wahrscheinlich, daß der Konflikt im Zeitraum des ersten Auf-
einandertreffens kulturverschiedener Normensysteme größer und fol-
genreicher ist als nach Ablauf einer gewissen Zeit der Orientierung 
und der Anpassung. 

3. Die Art des Konflikts ist für die Herkunftskultur eigentümlich. 
4. Soweit die ausländischen Arbeitnehmer der Unterschicht angehören, 

muß sich der Konflikt verstärken, da die abweichenden kulturellen 
Muster der Minderheiten subkulturellen Charakter haben"1238. 

Nach der Hypothese des Kulturkonflikts müßte also insbesondere die erste 
Generation von Einwanderern besonders gefährdet sein, kriminell zu werden. 

b) Bewertung 

Zwar klingt die Theorie zunächst einleuchtend, man denke etwa an den 
traditionellen Ehrbegriff des Mannes in der Türkei: die Ehre (namus) des 
Mannes verpflichtet diesen, Beleidigungen zu rächen und sein Gesicht zu 
wahren1239. Auffallend ist diesbezüglich, daß Nationalitätengruppen mit 
einem besonders stark von der deutschen bzw. westlichen Kultur abwei-
chenden Hintergrund, wie z.B. die Türken, offenkundig relativ hoch mit 
Tatverdächtigen belastet sind1240. Mit Sicherheit liegt auch bei einzelnen 
Straftaten und Deliktsgruppen teilweise ein durch die Normen des Her-
kunftslandes geprägtes Handeln vor, etwa bei Glücksspiel, Gewalt- oder 
Rauschgiftdelikten 1241. Dennoch weist die Theorie des Kulturkonflikts zur 
Erklärung der Ausländerkriminalität bedeutende Schwächen auf. 

1238 KAISER 1969, 308. 
1239 Dazu BEHR 1986, 157 /. 
1240 Vgl. SCHÖCH/GEBAUER 1991, 56 sowie KAISER 1996, 679. 
1241 Vgl. KAISER 1996, 678/. mit Beispielen. Demgemäß kann unter Umständen ein 

seltener Fall des vermeidbaren oder unvermeidbaren Verbotsirrtums bei Auslän-
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Da hiernach ein Wertedissens besteht, müßten Straftaten, bei denen 
Ausländer überproportional auffallen, in den jeweiligen Heimatländern 
nicht oder nicht in dem Ausmaß wie in Deutschland strafbar sein. Doch 
auch fremde Kulturen haben keineswegs ein fundamental unterschiedli-
ches System an strafrechtlich bewehrten Verhaltensmustern: ,,Allenfalls 
mag es unterschiedliche soziale Normen geben, die vorschreiben, auf wel-
che Weise Konflikte gelöst werden sollten" 1242. So gelten beispielsweise in 
Polen, Italien oder in der Türkei Delikte wie Raub, Totschlag oder Dieb-
stahl keinesfalls als sozial akzeptierte Verhaltensweisen 1243. Auch BocK ist 
der Ansicht, daß es für einen unmittelbaren Kulturkonflikt wenig Anhalts-
punkte gibt, da die verschiedenen Kulturen bezüglich des Kerns des straf-
baren Unrechts regelmäßig keine allzu großen Unterschiede aufwiesen 1244. 
Normenkonflikte im engeren Sinne stellen nach allgemeiner Meinung je-
denfalls keine Hauptanwendungsfälle der Kulturkonflikttheorie dar1245. 

Außerdem müßte der Wertedissens im Zeitpunkt des ersten Aufein-
andertreffens am größten sein und mit Zeitablauf abnehmen1246. Es hat 
sich jedoch gezeigt, daß die Gastarbeiter in der Bundesrepublik Deutsch-
land zunächst keine durch den Kulturkonflikt zu erklärende, wesentlich er-
höhte Kriminalitätsrate aufwiesen. In den sechziger und siebziger Jahren 
waren die ausländischen Arbeiter sowohl nach den Verurteilten- als auch 
nach den Tatverdächtigenbelastungsziffern niedriger delinquenzbelastet 
als die deutsche Vergleichsgruppe gleichen Alters und Geschlechts1241_ Al-
lenfalls aus der besonderen Deliktsstruktur ergaben sich kulturspezifische 
Besonderheiten124S, etwa bei Sexualdelikten, Glücksspiel und Gewaltstraf-

dem vorliegen, wenn ihnen die Geltung bestimmter Strafgesetze unbekannt ist, 
vgl.§ 17 StGB. Abgesehen davon kann im Einzelfall die Ausländereigenschaft als 
strafmildernd gewertet werden, wenn sich der Angeklagte trotz längeren Aufent-
halts in der Bundesrepublik immer noch zwischen dem Kulturkreis, aus dem er 
stammt, und dem hiesigen hin und her gerissen fühlt und es ihm deshalb schwe-
rer als anderen fällt, sich normgerecht zu verhalten, vgl. dazu den Beschluß des 
BGH NStZ 1997, l. Siehe zum Ganzen auch STRENG 1993, 114/f. 

1242 KüRZINGER 1996, 241. 
1243 Vgl. hierzu NIGGLI 1993, 135. 
1244 BOCK 1995, 67. 
1245 Vgl. z.B. SCHÜLER-SPRINGORUM 1983, 533 sowie SCHNEIDER 1987, 307; DERS. 

1995, 206; ferner KAISER 1996, 678. 
1246 Vgl. NIGGLI 1993, 136 sowie KüRZINGER 1996, 241. 
1247 S.o. 2. Kapitel, II. 2. 
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taten. Hierbei waren allerdings eher die Begehungsform und das jeweilige 
Handlungsmuster kulturspezifisch, weniger aber das Delikt selbst1 249. Erst 
bei der sog. zweiten Generation zeigte sich eine höhere Kriminalitätsbela-
stung von jugendlichen und heranwachsenden Nichtdeutschen1250. Er-
kenntnisse der Ausländerforschung besagen aber, daß den Jugendlichen 
der nachfolgenden Generationen die Alltagskultur in Deutschland durch 
die tägliche Erfahrung weitaus vertrauter ist als ihren Eltern 1251, 

Ähnliche Ergebnisse erbrachten unter anderem Untersuchungen über die 
Kriminalität von nordamerikanischen Einwanderern 1252. In den USA wiesen 
die Einwanderer insgesamt einen geringeren Grad an Kriminalität auf als die 
in Amerika geborenen Personen1253. Schon früh wurde die Kulturkonflikt-
theorie daher mit Skepsis betrachtet1254, denn sie konnte nicht erklären, 
,,warum die Mehrheit der jeweiligen Bevölkerungsgruppen nicht kriminell be-
lastet ist, vor allem auch nicht zu einer Zeit, wo der Kulturkonflikt besonders 
belastend sein müßte: in der ersten Phase nach dem Grenzübertritt"1255_ 

Es lassen sich aber einige Faktoren zur Erklärung der niedrigen Bela-
stung der ersten Ausländergeneration findenl256; Die Angehörigen der er-
sten Einwanderergeneration könnten einen festen Halt in dem Normen-
empfinden der Kultur ihres früheren Landes gefunden haben, das ihre 
Persönlichkeit geformt hat1257_ Des weiteren waren durch das oftmals eth-
nisch homogene Wohnumfeld kaum Berührungspunkte zur einheimischen 
Bevölkerung vorhanden, so daß es nur selten zu kulturellen Konfliktenge-
kommen sein dürfte. Ferner kann man von einer Neutralisierung oder Ab-
schwächung des Kulturkonflikts durch eine zumindest partielle Anpas-

1248 ÜÖPPINGER 1997, 124/. 
1249 VILLMOW 1974, 131. 
1250 S.o. 2. Kapitel, II. 3. 
1251 Vgl. BERKENKOPF 1984, 92 sowie SPENNER 1989, 55. 
1252 Vgl. SELLIN 1938, 74//. sowie DEN HOLLANDER 1955, 177. 
1253 Vgl. SELLIN 1938, 74/f. Allerdings galt dies nicht für alle Einwanderergruppen 

und für jede Deliktsart, ferner bestanden wichtige örtliche Unterschiede, vgl. 
dazu DEN HOLLANDER 1955, 179 m.N. 

1254 Vgl. KAISER 1969, 365, 367; KIESEBRINK 1980, 334//.; SCHÜLER-SPRINGORUM 
1983, 533. 

1255 RICHTER 1981, 265. 
1256 Vgl. SCHÖCH/ÜEBAUER 1991, 55. 
1257 So DEN HOLLANDER 1955, 178 für die Einwanderer in die USA; vgl. ferner 

THIELE 1985, 189. 
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sungsbereitschaft der ersten Einwanderergeneration ausgehen, deren An-
gehörige zur Arbeitsaufnahme eingereist waren und nur eine begrenzte 
Zeit in der Bundesrepublik bleiben wollten125B. Zudem fand eine strenge 
Auslese durch die Anwerbekommissionen in den Heimatländern statt. 

c) Die Theorie vom „inneren Kulturkonflikt" 

Außerdem erfuhr die Kulturkonflikttheorie im Hinblick auf die wesentlich 
höhere Kriminalitätsbelastung der Gastarbeiternachkommen erhebliche 
Modifikationen. Bereits SELLIN unterschied zwischen äußeren und inneren 
Kulturkonflikten (external and internal culture conflicts)1259. BOCK bezeich-
net den äußeren Kulturkonflikt auch als unmittelbar kriminogenen Kultur-
konflikt, bei welchem sich die Befolgung von Normen der Heimatkultur di-
rekt als Verletzung von strafrechtlichen Normen des Einwanderungslandes 
auswirke. Dieser realisiere sich, wenn ein Ausländer nach den Normen sei-
ner Herkunftskultur handle und diese zu den Normen der aufnehmenden 
Gesellschaft im Widerspruch stünden. Hierbei sei nicht nur das kodifizierte 
Recht von Bedeutung, sondern auch sonstige kulturelle Wertvorstellungen. 

Beim mittelbar· kriminogenen bzw. inneren Kulturkonflikt sei dagegen 
kein Kulturkonflikt im Sinne eines Konflikts widerstreitender strafrecht-
licher Normen vorhanden. Die Einrichtung in einer fremden Kultur könne 
aber zu Anpassungsproblemen und Orientierungsschwierigkeiten führen, 
die sich eventuell in der Begehung von Straftaten äußerten1260. Demnach 
wird also erst mit der zunehmenden Konfrontation mit Normen und Wer-
ten der fremden Kultur die Delinquenzrate ansteigen1261. Dies könnte in 
besonderem Maße für die jungen Ausländer gelten, denn bei ihnen ist der 
Sozialisationsprozeß noch nicht abgeschlossen1262. Aus diesem Grunde 
wird ein innerer Kulturkonflikt bei der zweiten Ausländergeneration in 
stärkerem Maße auftreten, da die jungen Nichtdeutschen zwischen den 
Wertvorstellungen der Eltern und denen der deutschen Umwelt hin- und 

1258 Dazu THIELE 1985, 190. 
1259 Vgl. SELLIN 1938, 67 /. 
1260 Vgl. BocK 1995, 67. SAVELSBERG 1982, 128, bezeichnet den inneren Kulturkon-

flikt auch als „intraindividuellen Kulturkonflikt". 
1261 SCHÖCH/ÜEBAUER 1991, 56. 
1262 Dazu KUBINK 1993, 71. 
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hergerissen sind 1263, Schon DEN HoLLANDER führte, bezogen auf die nord-
amerikanischen Einwanderer, aus: 

„Die zweite Generation hat die Normen der neuen Umwelt noch nicht 
in sich auf genommen, daher lebt diese Gruppe auf der Grenze zweier Kul-
turen, ist desorientiert, besitzt kein festes, in sich harmonisches Normen-
empfinden und wird durch mancherlei Gegensätze zwischen Umwelt und 
Familie verwirrtl264". 

Offenbar verursacht die Assimilation der Kinder von Einwanderern 
häufig einen Generationenkonflikt, denn „die Kinder vertreten schon nach 
relativ kurzer Zeit andere Werte als ihre Eltern, sie versuchen sich von der 
elterlichen Autorität zu lösen und bringen dem Vater weniger Achtung ent-
gegen, als dies in einer geschlossenen Gemeinschaft der Fall sein 
würde"l265. Insbesondere Zuwanderer aus der Türkei, die meist aus ländli-
chen Gebieten stammen, verfolgen Erziehungsziele, die zum Teil erheblich 
von den „modernen" deutschen Norm- und Wertvorstellungen abwei-
chen1266. Folglich treffen das traditionelle Weltbild einer familiär organi-
sierten Gesellschaft und die moderne Vorstellung einer „Gesellschaft der 
Individuen" aufeinander1267. In der Folge nimmt die Sozialisations- und 
Kontrollkapazität der Elternfamilie ab1268. Für einen inneren Kulturkon-
flikt bei der sog. zweiten Generation spricht der relativ hohe Tatverdächti-
genanteil junger Ausländer1269, Die Beobachtung, daß die zweite Einwan-
derergeneration kriminell auffälliger ist als die Elterngeneration, wurde 
auch schon in den USA gemacht1210. 

SCHNEIDER sieht die Erklärungskraft des inneren Kulturkonflikts vor 
allem bei der Gewaltkriminalität junger Ausländer. Den gesellschaftlichen 
Erwartungshaltungen, denen die Kinder in Schule, Gleichaltrigengruppe 
und Massenmedien begegneten, stünden die Leitbilder der elterlichen Er-
ziehung entgegen, die von den traditionellen Sitten und Gebräuchen des 
Heimatlandes geprägt seien. Durch den sich widersprechenden Sozialisati-

1263 Vgl. ScHöCH/ÜEBAUER 1991, 56. 
1264 DEN HOLLANDER 1955, 178. 
1265 DEN HOLLANDER 1955, 182. Vgl. dazu auch BERKENKOPF 1984, 90 und BAUER 

1993, 361. 
1266 Vgl. ÖZKARA 1991, 91//. 
1267 LEENEN U.A. 1990, 765. 
1268 KAISER 1996, 688. Vgl. dazu BECKMANN 1981, 201//. 
1269 S.o. 2. Kapitel, II. 3. sowie 2. Kapitel, III. 3. b); 8. b) ccc). 
1270 Zusammenfassend CHAIDOU 1984a, 72//. 
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onsdruck gerieten die Kinder mit ihren Eltern in Konflikt. Die elterliche 
Autorität würde in der Folge zunehmend in Frage gestellt und die Jugend-
lichen schlössen sich delinquenten Gleichaltrigengruppen an, in denen sie 
delinquente Verhaltensstile und Vorbilder kennenlernten 1211. 

Als Ergebnis läßt sich festhalten, daß die Kulturkonflikttheorie die Ent-
stehung von Delinquenz aufgrund von Konflikten zwischen Normen und 
Werten der Heimatkultur und der aufnehmenden Kultur anschaulich er-
klären kann. Doch obwohl Fallbeispiele begreiflich machen, daß kultur-
konfliktträchtiges Handeln in Einzelfällen auftreten kann, so vermag die 
Theorie des äußeren Kulturkonflikts dennoch nicht den Hauptanteil der 
Ausländerkriminalität zu erklären. Letztlich haben auch fremde Kulturen 
kein fundamental unterschiedliches System an strafrechtlichen Verhaltens-
normen. Dies wird durch die geringe Tatverdächtigenbelastung der ersten 
Ausländergeneration bestätigt. 

Die Theorie des mittelbar kriminogenen bzw. inneren Kulturkonflikts 
greift hingegen auf Elemente der Sozialisationstheorie sowie der Bin-
dungstheorie zurück. KAISER stellt hierzu fest: ,,Bei der nachwachsenden 
Generation geht es weniger um einen Kulturkonflikt als vielmehr um ein 
sozialpsychologisches Problem, nach psychoanalytischer Auffassung gar 
um die zusätzliche Komplizierung des Eltern-Kind-Verhältnisses" 1272. Die 
Hypothese vom inneren Kulturkonflikt kann ferner problemlos mit der 
Anomietheorie verknüpft werden 1273. Fraglich ist jedoch, ob die Kultur-
konflikttheorie wegen der Einbeziehung verschiedener sozialpsychologi-
scher und ökonomischer Problemlagen nicht zu einem „konturenlosen 
Mehrfaktorenansatz" ausgedehnt wird1274. Es fehlt letztlich eine präzise 
Begründung dafür, warum sich die psychosoziale Belastung von jungen 
Ausländern durch einen inneren Konflikt über Normen und Werte gerade 
in delinquentem Verhalten äußert. Ein solcher Konflikt kann offenbar zu 
völlig verschiedenen Reaktionsformen und Bewältigungsstrategien führen 
und muß nicht zwangsläufig in Kriminalität münden121s. 

1271 Vgl. SCHNEIDER 1994, 41. 
1272 KAISER 1996, 687. 
1273 Vgl. SCHNEIDER 1995, 206. 
1274 Diese Ansicht vertritt z.B. RICHTER 1981, 265. BARATH 1978, 239/., 265/f. bei-

spielsweise bejaht einen „Kulturkonflikt", vermischt dabei aber anomietheoreti-
sche und sozialpsychologische Ansätze mit der Kulturkonflikttheorie und dem 
Etikettierungsansatz (labeling approach) und nennt annähernd 30 Bedingungen, 
die eine Einstufung von Ausländern als „kriminell" wahrscheinlicher machen. 
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2. Anomietheorie 
a) Aussage 

Den ersten bedeutenden Versuch, Kriminalität mit Bedingungen der Sozi-
alstruktur zu erklären, stellt die Anomietheorie des französischen Sozial-
wissenschaftlers DURKHEIM dar (1893). Dieser bezeichnete mit dem 
Begriff „Anomie" eine krisenhafte Entwicklung der modernen Industrie-
gesellschaften. DuRKHEIM meinte, daß Dauerhaftigkeit und „Intimität" 
der Beziehungen der Gesellschaftsmitglieder untereinander nur noch un-
zureichend seien, so daß sich daraus kein gemeinsames Regelwerk entwik-
keln könneI276. Insbesondere der hohe Grad gesellschaftlicher Arbeitstei-
lung führe zu einer erheblichen Desintegration und mithin zu einer 
Normlosigkeit der Gesellschaft1277. Diese Überlegungen wurden später in 
einer Studie über den Selbstmord modifiziert (1897)1278. Nunmehr ging 
DuRKHEIM davon aus, daß sich sozial instabile Verhältnisse auf die Norm-
geltung auswirken würden, so daß der Zustand der Anomie bzw. Normlo-
sigkeit eintrete, der durch eine allgemeine Schwächung des Kollektivbe-
wußtseins sowie der allgemein geteilten moralischen Überzeugungen und 
Handlungsmaximen gekennzeichnet sei1279. In einem solchen Zustand 
neige der Mensch zu unerfüllbaren Ansprüchen. Dadurch entstehende 
Orientierungslosigkeit und Bedürfnisfrustrationen könnten sowohl zu 
einer erhöhten Selbstmordrate als auch zu vermehrter Kriminalität führen: 
„Denn der Zustand von Verbitterung und gereiztem Überdruß, zu dem die 
Anomie führt, kann je nach den Umständen sich entweder gegen den Be-
treffenden selbst oder gegen den Mitmenschen richten"12so. 

In Anlehnung an die Arbeiten DURKHEIMS entwickelte MERT0N eine 
weiterführende Anomietheorie (1968), die nicht nur abweichendes, son-
dern Verhalten überhaupt erklären wi1112s1. Er bezieht explizit sozialstruk-
turelle Elemente der Gesellschaft in die Erklärung abweichenden Verhal-
tens mit ein und unterscheidet dabei zwischen der Anomie, die sich auf 
Individuen bezieht (Anomia) und der, die gesellschaftlich zu sehen ist 

1275 Vgl. DEN HOLLANDER 1955, 183; KUBINK 1993, 72; KAISER 1996, 687. 
1276 Vgl. LAMNEK 1990, 108. 
1277 Vgl. zusammenfassend KüRZINGER 1996, 81. 
1278 Vgl. hierzu LAMNEK 1990, 110//. 
1279 LAMNEK 1990, 112. 
1280 DURKHEIM 1983, 421. 
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(Anomie). Gesellschaftliche Anomie ist dabei das Ergebnis des Ausein-
anderklaffens von allgemein verbindlichen, kulturellen Zielen und der 
sozialstrukturell determinierten Verteilung der legitimen Mittel, die der 
Zielerreichung dienen sollen 1282. MERTON geht davon aus, daß jede Gesell-
schaft bestimmte, allgemein anerkannte Erfolgsziele aufstellt, wie z.B. be-
ruflichen Erfolg oder Wohlstand. Als Beispiel dient das Motiv des finan-
ziellen Erfolgs in der US-amerikanischen Kultur12s3. 

MERTON beschreibt fünf Grundmuster der Anpassung von Mitgliedern 
der Gesellschaft an die kulturellen Werte: 

• Konformität: Es besteht eine Übereinstimmung zwischen den gesell-
schaftlich vorgegebenen Zielen und den zur Verfügung stehenden 
Mitteln, mit denen der einzelne sie erreichen kann. 

• Innovation: Zwar werden die gesellschaftlichen Ziele anerkannt, die 
institutionellen Normen, die Mittel und Wege zur Erreichung dieses 
Zieles bestimmen, werden jedoch nicht verinnerlicht. 

• Ritualismus: Obwohl die kulturellen Ziele auf gegeben oder bis zu 
einem bestimmten Punkt zurückgenommen werden, werden die insti-
tutionellen Normen nahezu zwanghaft weiter befolgt. 

• Rückzug: Es fehlt sowohl an einer Anerkennung der gesellschaftlichen 
Ziele als auch an den entsprechenden Mitteln, um das Ziel zu erreichen. 

• Rebellion: Es besteht eine Entfremdung von den herrschenden Nor-
men, wobei das Ziel besteht, eine neue und stark veränderte Sozial-
struktur zu entwerfent2s4. 

Die Konformität sowohl mit den kulturellen Zielen als auch mit den insti-
tutionellen Mitteln ist nach MERTON der üblichste und weitverbreitetste 
Anpassungstyp. Die anderen Verhaltenstypen klassifiziert er als abwei-
chendes Verhalten12ss. Für die Erklärung von Kriminalität lassen sich die 
Verhaltensweisen Rückzug und Rebellion sowie vor allem die Innovation 
heranziehent286. 

1281 KÜRZINGER 1996, 81. 
1282 LAMNEK 1990, 114. 
1283 Vgl. MERTON 1995, 160//. 
1284 Vgl. MERTON 1995, 135//. 
1285 MERTON 1995, 136. 
1286 Vgl. KüRZINGER 1996, 82. 
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Der Propagierung allgemein verbindlicher Ziele stehen, besonders für 
die Angehörigen unterer Schichten, ungleiche Zugangsmöglichkeiten zu 
den legalen Erfolgsmitteln wie Ausbildung, Beruf, Vermögen und Status, 
gegenüber. Den Unterschichtsangehörigen bleibt nach Ansicht von MER-
TON praktisch nur der Weg in die Illegalität, da auf den unteren sozialen 
Schichten der stärkste Druck zu abweichendem Verhalten lastet1287; denn 
ihnen bleiben die Mittel zur Erreichung von Wohlstand und sozialem Auf-
stieg weitgehend vorenthalten: 

„Aufgrund ihrer objektiv benachteiligten Position in der sozialen 
Gruppe wie auch aufgrund bestimmter Persönlichkeitskonstellatio-
nen sind manche Individuen mehr als andere den Spannungen aus-
gesetzt, die aus der Diskrepanz zwischen den kulturellen Zielen und 
den tatsächlichen Chancen für ihre Realisierung entstehen. Infolge-
dessen sind sie anfälliger für abweichendes Verhalten"12ss. 

Die von MERTON formulierte Anomietheorie geht also davon aus, daß die-
jenigen, denen die Gesellschaft nicht auf legalem Wege die Chance auf den 
erstrebten Wohlstand ermöglicht, eher dazu gedrängt werden, ihn auf ille-
galem Wege anzustreben1289. MERTON war ferner der Ansicht, daß eine 
Zunahme von „erfolgreichem" abweichenden Verhalten tendenziell die Le-
gitimität der institutionellen Normen auch für andere Personen im System 
schwäche oder sie sogar ganz aufheben könne1290. 

Es sind jedoch folgende Kritikpunkte bezüglich der Anomietheorie zu be-
achten: 
1. Die empirische Bewährung der Anomietheorie ist als gering zu ver-

anschlagen 1291. 
2. Die Anomietheorie bleibt insoweit blaß, als sie keine näheren Bestim-

mungsgründe für die unterschiedlichen Reaktionsweisen auf den ano-

1287 Vgl. zum Ganzen KAISER 1996, 450. 
1288 MERTON 1995, 171/. 
1289 KAISER 1996, 450. Zu den verschiedenen Weiterentwicklungen der Anomietheo-

rie durch CLOWARD/ÜHLIN (1969), DUBIN (1959, 1967), HARARY (1966) sowie 
Qpp (1974) vgl. eingehend LAMNEK 1990, 124/f. 

1290 MERTON 1995, 172. 
1291 Vgl. LAMNEK 1990, 278 m.N. 
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mischen Druck angibt1292. Mit anderen Worten: die Anomietheorie 
kann nicht Bedingungen angeben, ,,wann und unter welchen Vorausset-
zungen bei sonst gleichen Ausprägungen der gesellschaftlichen Struktu-
ren der eine sich abweichend, der andere aber konform verhält"l293, 

3. Gegen die Konkretisierung der Anomietheorie in der Unterschichts-
these läßt sich einwenden, daß Ziele wie Wohlstand, Status und Erfolg 
ihrer Natur nach keine Grenzen kennen, so daß auch bei normalen 
oder gar guten Zugangschancen zu legitimen Mitteln „anomischer 
Druck" entstehen kann, wenn die Ansprüche entsprechend gesteigert 
werden1294. Es scheint vielmehr eine Frage des individuellen An-
spruchsniveaus zu sein, unter welchen Umständen sich eine Person als 
wohlhabend bezeichnet bzw. mit ihrem Sozialprestige zufrieden ist. 

4. Nach der Anomietheorie ist allein eine am rationalen Ziel-Mittel-
Prinzip orientierte Handlungsstruktur ursächlich für kriminelles Ver-
halten 1295, Bei Jugendlichen und Heranwachsenden treten jedoch 
meist wenig rational ausgerichtete Handlungsweisen auf, so daß die 
Anomietheorie für die Erklärung von Jugendkriminalität eher unge-
eignet ist. 

b) Bewertung 

In der konsumorientierten Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland 
wird der Besitz und Verbrauch von Gütern als erstrebenswertes Ziel für 
alle Mitglieder propagiert1296, Ausgehend von der sozialen Randposition 
vieler Ausländer und von der Maßgabe, daß die Nichtdeutschen das Ziel 
anstreben, eine gute berufliche Stellung, ein hohes Einkommen und soziale 
Anerkennung zu erreichen, besteht eine anomische Situation bei den Aus-
ländern; denn ihnen stehen aufgrund der sozialstrukturellen Benachtei-
ligungen nur eingeschränkte Möglichkeiten zur Verfügung, um mit legiti-
men Mitteln Wohlstand zu erreichen 1291. 

1292 ÜÖPPINGER 1997, 132. 
1293 LAMNEK 1990, 265. Es drängt sich also die Frage auf, warum sich der eine als 

„Tellerwäscher" verdingt (und unter Umständen Millionär wird), der andere aber 
eine kriminelle Laufbahn einschlägt. 

1294 ÜÖPPINGER 1997, 132. 
1295 Vgl. THIELE 1985, 192. 
1296 PFEIFFER 1995, 16. 
1297 Vgl. hierzu Boos-NüNNINGINIEKE 1982, 66. 
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Sowohl nach Schulbildung und Stellung im Beruf als auch nach Ein-
kommens- und Wohnsituation ist die ausländische Bevölkerung immer 
noch erheblich schlechter gestellt als die deutsche1298. Die jungen Auslän-
der weisen erhebliche Schwierigkeiten in Schule und Beruf aufl 299 . Es läßt 
sich ferner eine „auffallende Kovarianz zwischen den Anteilen der Auslän-
der an den Arbeitslosen und an den Tatverdächtigen" feststellent3oo. Aller-
dings hat sich die Situation insbesondere für die jungen Ausländer im Ver-
gleich zu früheren Jahren inzwischen erheblich verbessert. So ergab die 
Repräsentativuntersuchung '95 zur Situation der ausländischen Arbeitneh-
mer und ihrer Familienangehörigen, daß fast 87% der befragten Jugend-
lichen einen deutschen Schulabschluß erreicht haben. Bei der Repräsenta-
tivuntersuchung des Jahres 1985 hatten dies erst 51% der Befragten 
erreicht. Zudem haben nach Abschluß der Schule annähernd 70% der Ju-
gendlichen eine Berufsausbildung begonnen und rund 15% sofort eine Be-
schäftigung aufgenommen. Insofern scheint die Integration der Gastarbei-
ter und ihrer Nachkommen voranzuschreiten. 

Eine anomische Situation besteht aber insbesondere für illegale Zu-
wanderer sowie für Asylbewerber und Kriegsflüchtlinge. Nach der Zuwan-
dererstichprobe des SOEP wiesen Flüchtlinge ein besonders niedriges 
Haushaltseinkommen auf. Etwa zwei Drittel der Asylbewerber und 
Flüchtlinge mußten daher als einkommensarm bezeichnet werden 13°1. Ein 
erheblicher Teil der Ausländerkriminalität geht in der Tat von diesen Aus-
ländergruppen und von durchreisenden Tätern aus, denen Deutschland 
angesichts des hohen Lebensstandards als lohnendes Ziel für Eigentums-
delikte erscheinen dürfte (sog. ,,Kriminaltourismus"1302). Insofern kann 
der Anomietheorie hinsichtlich der Kriminalität von Ausländern in den 
achtziger und neunziger Jahren eine recht hohe Erklärungskraft zugestan-
den werden. 

Allerdings läßt sich die verhältnismäßig geringe Belastung der ersten 
Ausländergeneration mit der Anomietheorie nur schwer erklären, denn 
diese Gruppe hatte in gleichem oder sogar noch höherem Maße mit der 
sozio-ökonomischen Randlage zu kämpfen als die nachfolgenden Genera-

1298 S.o. 2. Kapitel, IV. l. a) 
1299 S.o. 2. Kapitel, IV. l. a) cc) aaa). 
1300 Vgl. KUBINK 1993, 163/., 173/.; WALTER 1993, 355. 
1301 Vgl. StaBA: Datenreport 1997, 575. 
1302 Vgl. LAUTON 1990, 201; DEARING 1993, 181. 
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tionen1303. Auch die US-amerikanischen Einwanderer der ersten Genera-
tion blieben weitgehend unauffällig, obwohl bei ihnen der anomische Druck 
am stärksten gewesen sein müßte1304. HOFFMANN-NOWOTNY schloß diesbe-
züglich aus der Befragung von italienischen Gastarbeitern in der Schweiz, 
daß viele Einwanderer längerfristig der Anomie ausweichen würden, indem 
sie ihre Aufstiegswünsche auf geben - diese Aufgabe von Aspirationen be-
zeichnete er als „neofeudale Absetzung nach unten"13os. Auch dürften sich 
Erwartungshorizont und Wertvorstellungen der jungen Ausländer im Ge-
gensatz zur Elterngeneration weitgehend an den bei den deutschen Alters-
genossen wahrgenommenen Standards orientieren1306. Demnach würde 
anomischer Druck in höherem Maße bei der jungen Generation entstehen. 

Angesichts der sozialen Situation müßte der Ausländeranteil nach der 
Anomietheorie allerdings speziell im Eigentums- und Vermögensdelikts-
bereich relativ hoch sein. Dies war aber lediglich Anfang der neunziger 
Jahre der Fall. Bis dahin waren Ausländer eher wegen Gewaltstraftaten 
auffällig geworden. Bei einer anomietheoretischen Herleitung hätte aber 
gerade im Bereich der Diebstahls- und Bereicherungsdelikte in den sechzi-
ger und siebziger Jahren eine extremere Konzentration vorhanden sein 
müssen 1307. Zwar wird eingewandt, daß sich insbesondere die Gewaltkrimi-
nalität auch anomietheoretisch als „Rebellion" gegen die allgemeinen ge-
sellschaftlichen Werte aufgrund der erlebten „relativen Deprivation" inter-
pretieren lasse1308• Hierbei bleibt jedoch offen, inwiefern mit der 
Gewaltsausübung das Ziel, eine neue und stark veränderte Sozialstruktur 
zu entwerfen, verfolgt werden soll1309_ 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß sich die Anomie-
theorie besonders gut als Erklärung der Eigentumskriminalität von neuen 
Zuwanderergruppen, wie Asylbewerbern oder Illegalen, eignet. Da die ma-
terielle Situation der schon länger in Deutschland lebenden Ausländer in-
zwischen erheblich besser geworden ist, läßt sich hiermit auch die relativ 
geringe Belastung beispielsweise der ausländischen Arbeitnehmer bei Ei-

1303 Dazu BECKMANN 1981, 183//. 
1304 Vgl. ÜÖPPINGER 1997, 132. 
1305 HOFFMANN-NOWOTNY 1973, 240/f., 267. 
1306 Vgl. KUBINK 1993, 73. 
1307 KUBINK 1993, 74. 
1308 SCHÖCH/GEBAUER 1991, 57. 
1309 Vgl. hierzu den Begriff der Rebellion unter a). 
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gentumsstraftaten erklären1310. Die ausländische Bevölkerung ist aber bei 
Gewaltdelikten relativ hoch belastetI3II. Dieser Umstand kann mit ano-
mietheoretischen Herleitungen kaum überzeugend begründet werden. 
Auch bleibt ungeklärt, warum gerade die sozial besonders schlecht gestell-
ten Angehörigen der sog. ersten Ausländergeneration in nur geringem Aus-
maß bei Diebstahls- und Bereicherungsdelikten auffällig wurden. 

3. Sozialisationstheorien 

a) Aussage 

Die Sozialisationstheorien führen die Entstehung von Kriminalität darauf 
zurück, daß die Sozialisation einer Person fehlgeschlagen ist und sie des-
halb in bestimmten Situationen kriminell wird1312. Als Sozialisation be-
zeichnet man den Vorgang, bei dem der Mensch die Normen, Werte und 
Orientierungen seiner sozialen Umwelt erlernt. Der Lernvorgang erfolgt 
durch „Beobachtung, Nachahmung, Vergleich, Vermeidung, Einübung 
und Einsicht"1313. Defekte des Sozialisationsprozesses äußern sich offen-
bar in besonderem Maße bei denjenigen, die strafrechtlich in Erscheinung 
treten. Erfolgt der Vermittlungsvorgang nicht richtig oder gar unvollstän-
dig, so kann der Mangel offensichtlich zu Norm- und Verhaltenskonflikten 
und damit auch zu Verletzungen des Strafgesetzes führen. Entsprechendes 
gilt für die Übernahme von Neutralisierungstechniken, um das abwei-
chende Verhalten zu legitimierenI3I4. 

Von Bedeutung ist insbesondere die Frage, ob eine schichtenspezifische 
Sozialisation erfolgt: ,,Bestehen nämlich zwischen Durchführung und Ziel 
der Sozialisation in den einzelnen Schichten Unterschiede, dann ist anzu-
nehmen, daß es später im Leben des Individuums zu sozialen Konflikten 
kommt und Kriminalität entsteht"1315. KüRZINGER ist beispielsweise der 
Ansicht, daß die unterschiedliche Sozialisation von Angehörigen der Un-

1310 Vgl. Tab. 34. 
1311 Vgl. dazu Tab. 51. 
1312 KüRZINGER 1996, 83. 
1313 Vgl. KAISER 1997, 248. 
1314 Vgl. dazu KAISER 1997, 249. 
1315 KüRZINGER 1996, 85. 
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terschicht in Konfliktfällen zu Kriminalität führen könne, da in der 
Gesellschaft, abgesichert auch durch das Strafrecht, allgemein die Verhal-
tensnormen der Mittelschicht gelten würden 1316. Tatsächlich treten Soziali-
sationsstörungen häufiger in unteren Schichten auf als in oberen. In den un-
teren Schichten trifft man auf höhere Scheidungsraten; hier kommt es auch 
vermehrt zu Spannungen zwischen den Ehepartnern oder zwischen Eltern 
und Kindern. Unterschichteltern tendieren zudem stärker zu einem inkon-
sequenten und widersprüchlichen oder autoritären Erziehungsverhalten 1317. 

GEISSLER faßt die bisherigen Erkenntnisse folgendermaßen zusammen: 
,,Delinquente Jugendliche berichten überdurchschnittlich häufig von zer-
rütteten oder verwahrlosten Familienverhältnissen, von Streitigkeiten zwi-
schen den Eltern, von Alkoholismus, Kriminalität oder Prostitution eines 
Elternteils, von überfüllten Wohnungen, von Unregelmäßigkeiten im Ar-
beitsverhalten des Vaters. Sie waren häufiger als andere Jugendliche inkon-
sequenten und widersprüchlichen Erziehungspraktiken ausgesetzt, wurden 
häufiger von ihren Eltern vernachlässigt, aber auch häufiger gezüchtigt 
und mißhandelt"131s. 

Allerdings verdeutlichen die Ergebnisse der Dunkelfeldforschung, wo-
nach fast jeder einmal im Leben strafrechtlich auff'allig wird, daß es keine 
Sozialisation gibt, welche Kriminalität unter allen Umständen und in 
sämtlichen Konfliktlagen ausschließen würde1319. Bei Tätern mit „norma-
ler" Sozialisation, die der Mittelschicht angehören, lassen sich Rechtsbrü-
che sozialisationstheoretisch aber nicht erklären. Infolgedessen scheint das 
Sozialisationskonzept ergänzungsbedürftig zu sein. Nicht geklärt ist auch, 
ob Straftaten von Jugendlichen aus gestörten Familien einer größeren Ent-
deckungswahrscheinlichkeit unterliegen als Straftaten von Jugendlichen 
aus intakten Familien 1320. 

b) Bewertung 

Im Lichte der Sozialisationstheorien wird nun darauf hingewiesen, daß ge-
rade bei den Ausländern der zweiten und dritten Generation die bisherigen 

1316 So KüRZINGER 1996, 86. 
1317 Vgl. ÜEISSLER 1994, 169. 
1318 ÜEISSLER 1994, 167 m.N. 
1319 So zu Recht KAISER 1997, 250. 
1320 Vgl. ÜEISSLER 1994, 168. 
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sozialen und familiären Kontrollmechanismen nicht mehr wirken und die 
bisherigen Autoritäten von den ausländischen Jugendlichen nicht mehr 
akzeptiert werden1321 . Damit weist der sozialisationstheoretische Bezugs-
rahmen Parallelen zur Theorie des mittelbar kriminogenen bzw. inneren Kul-
turkonflikts auf1322. Allerdings scheinen bei männlichen jungen Ausländern 
die Auseinandersetzungen mit den Eltern bezüglich des Norm- und Wert-
verhaltens eine nur untergeordnete Rolle zu spielen. Die jungen Auslände-
rinnen hingegen sind eher einer rigiden sozialen Kontrolle durch die Eltern 
ausgesetzt, die offensichtlich von den Mädchen weitgehend akzeptiert wird, 
wenn auch extreme Verbotssituationen nicht hingenommen werden 1323. 

Es ist aber davon auszugehen, daß die ganz überwiegende Mehrheit der 
Eltern von ihren traditionellen heimatlichen Wertvorstellungen geprägt ist. 
Diese können sich in der fremden und oft „feindlichen" Umgebung noch 
verstärken, so daß die Eltern des öfteren versuchen werden, ihre Kinder 
weitmöglichst nach ihren Traditionen zu erziehen. Daher leben z.B. viele 
türkische Schüler buchstäblich in zwei Welten, ,,morgens Deutschland -
abends Türkei"1324. Deshalb wird zum Teil bei zugewanderten auslän-
dischen Kindern und Jugendlichen ein „Kulturschock" erwartet, wie er oft 
bei Einwanderern beobachtet wurde, die große Unterschiede zwischen den 
Kulturen und Lebenswelten ihrer alten und neuen Heimatkultur zu bewäl-
tigen hatten1325. Als Folge dieses Kulturschocks wird weiterhin von einer 
Störung der Identität ausgegangen, einer regelrechten „Identitätsdiffu-
sion", die sich aus den widersprüchlichen und nicht zu vereinbarenden 
Erwartungen von Kultur und Lebenswelt der Familie einerseits und der 
Aufnahmekultur andererseits ergebe. Selbst Autoren, die nicht von schwer-
wiegenden Persönlichkeitsstörungen ausgehen, vermuten zumindest er-
hebliche Schwierigkeiten bei der Identitätsbildung zwischen zwei Kultu-
ren1326. Diese Schwierigkeiten würden vor allem die zweite Generation der 
Zuwanderer betreffen und in den Folgegenerationen durch Assimilation 
und Akkulturation abnehmen 1321. 

1321 AHLF 1993, 135. 
1322 Vgl. Srnörn/GEBAUER 1991, 57. Dazu oben 3. Kapitel, 1. l. c). 
1323 Vgl. dazu STÜWE 1991, 131/. 
1324 BEHR 1986, 153. 
1325 Vgl. hierzu NIEKE 1991, 15. 
1326 Vgl. NIEKE 1991, 15 m.N. 
1327 NIEKE 1991, 15. 
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Bei Ausländern, die im Spannungsfeld zweier Kulturen aufwachsen, 
können psychiatrischer und medizinischer Beobachtung zufolge durchaus 
regelrechte Identitätskrisen ausgelöst werden. FOCKEN berichtete von dis-
sozialen Entwicklungen bei ausländischen Straftätern der zweiten Genera-
tion, die sich mit Diebstählen und Schuleschwänzen zumeist in die frühe 
Pubertät zurückverfolgen ließen, deren Ursachen aber wohl bereits in der 
frühesten Kindheit zu suchen waren1328 . Diebstähle, Sexual- und Gewalt-
delikte sowie Straftaten gegen das Betäubungsmittelgesetz standen hierbei 
im Vordergrund. Die Sozialisation der Jugendlichen war unter anderem ge-
kennzeichnet durch häufig wechselnde Bezugspersonen in der Vorschul-
zeit, Hin- und Herpendeln zwischen der Bundesrepublik und dem Heimat-
land, Berufstätigkeit beider Elternteile, geringen familiären Zusammenhalt 
und Lockerung der religiösen Bindungen 1329 . 

Anhand von Fallstudien konnte v. KLITZING das Zusammentreffen 
mehrerer der folgenden Belastungsmomente bei Kindern im Alter zwi-
schen 11 und 15 Jahren beobachten1330: Eine durch den Zerfall des Famili-
enverbandes und wegen wiederholter Trennungserlebnisse als extrem unsi-
cher erlebte Kindheit; mangelnder Rückhalt bei den selbst verunsicherten 
Eltern; Zuspitzung kulturell-normativer Konflikte in der Adoleszenz; Ge-
fühle sozialer Minderwertigkeit, vermittelt durch eine feindliche Umwelt. 
Daraus entstehende Identitätskrisen, die sich vielfach in Verwahrlosungs-
tendenzen, Angstzuständen, Weglaufen etc. äußern, können bei den Ju-
gendlichen zur Flucht in eine negative Identität führen: ,,Das Gefühl so-
zialer Minderwertigkeit wird zu einem negativen Selbstbild verinnerlicht, 
wobei häufig auffälliges und abweichendes Verhalten als bewußte oder un-
bewußte Strategie zur Lösung der eigenen Identitätsprobleme dient"1331 . 

Nach Ansicht v. KLITZINGS sind solche Entwicklungen mitverantwortlich 
für die zunehmenden Kriminalitätsraten unter ausländischen Kindern und 
Jugendlichen 1332. 

Boos-NüNNINGINIEKE stellten jedoch fest, daß bei befragten türki-
schen Jugendlichen, die im Schulalter nach Deutschland gekommen 
waren, Identitätsprobleme oder Orientierungsschwierigkeiten nicht in dem 

1328 Vgl. FOCKEN 1982, 314. 
1329 FOCKEN 1982, 314. 
1330 Vgl. V. KLITZING 1984, 143. 
1331 So v. KLITZING 1984, 143. 
1332 Vgl. V. KLITZING 1984, 143. 
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Maße wahrzunehmen waren, ,,wie man es anhand der Hypothese zum 
Kulturkonflikt und zur Identitätsdiffusion annehmen müßte" 1333. Die Ju-
gendlichen litten weniger an Identitätsstörungen aufgrund kultureller Brü-
che, sondern hätten vielmehr Schwierigkeiten wegen schulischer und be-
ruflicher Chancenlosigkeit und wegen des Anpassungsdrucks durch die 
deutsche Gesellschaft. Für in Deutschland geborene Nichtdeutsche ver-
muteten Boos-NONNING/NIEKE aber wegen der fehlenden Rückkehrper-
spektive eine stärkere psychische BelastungI334. 

Es kann mit Sicherheit davon ausgegangen werden, daß Konflikte zwi-
schen widersprüchlichen Norm- und Wertvorstellungen, die von der Hei-
matkultur einerseits (Familie) und der Kultur des Aufnahmelandesande-
rerseits (Schule, Gleichaltrige), bei den Jugendlichen auftreten1335. Ferner 
ergeben sich Probleme durch den teilweise ungesicherten Rechtsstatus der 
Eltern, durch Anpassungsstreß und Diskriminierung, fehlenden Schul-
erfolg und durch schlechte Berufsaussichten, so daß die Jugendlichen oft 
keine Zukunftsperspektive aufbauen können 1336. Die häufig beklagte man-
gelnde Integration der Ausländer wird sich folglich auf die Persönlich-
keitsbildung junger Nichtdeutscher negativ auswirken1337. Der Konflikt 
zwischen Integration, Assimilation, Akkulturation auf der einen Seite und 
dem Festhalten an Traditionen, die Isolierung von der deutschen Umwelt 
und der Rückzug in das von der eigenen Kultur geprägte Familienleben auf 
der anderen Seite, kann also zu einem Risiko- und Streßfaktor werden. 
Zwar kann das geschützte und nach außen abgekapselte Familienleben Si-
cherheit und Halt bieten, es engt die Jugendlichen aber auch ein 1338, 

Allerdings sind die Bewältigungsversuche ausländischer Jugendlicher 
überwiegend „kompetent, produktiv und konstruktiv"l339. Die Mehrheit 
nimmt dabei die Hilfe von Eltern und Freunden in Anspruch oder sucht 
nach anderen Lösungsmöglichkeiten. Andere greifen jedoch zu „aus-
gesprochen passiven und evasiv-meidenden Bewältigungsstrategien" 1340• 

Weiterhin zeigen Befunde der empirischen Forschung, daß Ausländerfami-

1333 Boos-NüNNINGINIEKE 1982, 84/. 
1334 Boos-NüNNINGINIEKE 1982, 86/. 
1335 Vgl. NIEKE 1991, 17. 
1336 So NIEKE 1991, 24/., 28/f. 
1337 Vgl. NIEKE 1991, 25. 
1338 ßRÜNDEL/HURRELMANN 1994, 15. 
1339 So ßRÜNDEL/HURRELMANN 1994, 10. 
1340 ßRÜNDEL/HURRELMANN 1994, 10. 
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lien nicht stets „stark normativ strukturiert und in religiösen (=irrationa-
len) Traditionen gefangen" sind, sondern sich zumeist an die Einwan-
derungssituation anpassen können 1341 . Die innerfamiliären Veränderungen 
lassen sich dabei durchaus als Ergebnis „rationaler Verhaltensstrategien" 
erklären1342. Es hat sich also nicht bestätigt, daß Einwanderer, unbeein-
druckt von der Kultur des Aufnahmelandes, unter allen Umständen an den 
Werten und Traditionen des Heimatlandes festhalten. 

Wie ein repräsentativer Jugendsurvey von MANSELIHURRELMANN ge-
zeigt hat, sind psychosoziale Belastungen von jungen Ausländern offen-
sichtlich weniger auf spezifische „ausländertypische" Probleme und 
Schwierigkeiten im Rahmen der familiären, schulischen oder freizeitbezo-
genen Interaktion zurückzuführen. Auch der häufig vermutete geringe 
Grad der Integration oder das Aufwachsen zwischen zwei Kulturen sind 
weniger ausschlaggebend als vielmehr alltäglich erfahrene Diskriminierun-
gen und BenachteiligungenI343. So bestehen bei der Beurteilung der Frei-
zeitsituation (beispielsweise bei der Qualität der Beziehung zu den Eltern, 
Restriktivität des elterlichen Erziehungsverhaltens, Akzeptanz durch die 
Eltern, Beziehung zu Gleichaltrigen usw.) keine oder nur marginale Unter-
schiede zu den befragten Deutschen 1344. Auch die schulische Situation wird 
durch die ausländischen Jugendlichen trotz der objektiv gegebenen ungün-
stigeren Bildungschancen nicht anders bewertet als durch die deutschen - es 
ließen sich hier kaum Faktoren ermitteln, die Ursache für eine höhere psy-
chosoziale Belastung der Ausländer sein könnten1345. Erst nach Abschluß 
der Pflichtschulzeit nehmen ausländische Jugendliche eine Benachteiligung 
wahr, denn sie werden dann in die unteren beruflichen Statusgruppen abge-
drängt und können seltener ihre beruflichen Optionen realisieren 1346. Der 
Survey hat weiterhin gezeigt, daß die jungen Ausländer infolgedessen emo-
tional angespannter und auch aggressiver waren als die gleichaltrigen Deut-
schen: der Anteil der jungen Ausländer, die im Zeitraum des letzten Jahres 
Gewalttaten ausgeführt haben, war signifikant höherI347. 

1341 Vgl. NAUCK 1988, 512. 
1342 So NAUCK 1988, 517 m.N.; ähnlich BERKENKOPF 1984, 91. 
1343 Vgl. zusammenfassend MANSELIHURRELMANN 1994, 167 /. 
1344 Vgl. MANSELIHURRELMANN 1994, 172/f. 
1345 MANSEL/HURRELMANN 1994, 174/. 
1346 MANSELIHURRELMANN 1994, 176/f. 
1347 MANSELIHURRELMANN 1994, 180/. 



296 Erklärungsansätze für die Ausländerkriminalität 

Als Ergebnis läßt sich festhalten, daß mit Hilfe von Sozialisationstheo-
rien eine erhöhte Kriminalität der zweiten und dritten Ausländergenera-
tion, insbesondere bei Gewalttaten, verständlich gemacht werden kann. 
Ergebnisse der Ausländerforschung zeigen aber gleichzeitig, daß die aus-
ländischen Kinder und Jugendlichen zur Bewältigung ihrer Probleme ganz 
verschiedenartige Strategien entwickelt haben. Sozialisationsstörungen 
münden folglich nicht zwangsläufig in delinquentes Verhalten. Weiterhin 
muß beachtet werden, daß sich die Sozialisationstheorien weniger dazu 
eignen, die Kriminalität von Durchreisenden, Illegalen oder erwachsenen 
Asylbewerbern bzw. Flüchtlingen zu erklären. Gerade diese Gruppen 
waren aber in den Polizeilichen Kriminalstatistiken der letzten Jahre mit 
steigenden Anteilen vertreten 1348. 

4. Bindungstheorie 

a) Aussage 

Als weiteres Erklärungsmodell kommt die von HIRSCHI am verbindlich-
sten formulierte Kontroll- oder Bindungstheorie ( social bonding theory) in 
Betracht1349. Demnach ist der Grad der Einbindung des Individuums in die 
Gesellschaft und deren Institutionen (Familie, Schule, Arbeits- und Frei-
zeitbereich) der Maßstab für die Angepaßtheit seines VerhaltensI3so. HIR-
scm unterscheidet vier verschiedene Arten von Bindungen, nämlich emo-
tionale, rationale, strukturelle und wertbezogene Bindungen 1351: 

die Beziehung zu anderen Personen und Institutionen ( attachment to 
meaningful persons): das emotionale Band, das den Menschen mit 
seinen Bezugspersonen verbindet, erzeugt eine ständige Verpflich-
tung, sich mit Rücksicht auf diese Personen konform zu verhalten. 

1348 S.o. 2. Kapitel, V. 
1349 Vgl. HIRSCH! 1969, 16//. 
1350 Vgl. dazu auch die neueren Ansätze von GoTTFREDSON/HrRSCHI 1990, 89 j., 

269 ff. die mit dem Prinzip der „low seif control", der geringen Selbstkontrolle, an 
die Bindungstheorie anknüpfen und auf die Vereinbarkeit mit dem Sozialisati-
onskonzept hinweisen, vgl. dazu auch KAISER 1997, 255. 

1351 Vgl. hierzu SACK 1993, 279 sowie GöPPINGER 1997, 112/. 
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• die Bindung an die Gesellschaft aufgrund instrumenteller Interessen 
( commitment to conventional goals): hiermit wird eine konventionel-
len Zielen verpflichtete Lebensplanung bezeichnet, bei der die Folgen 
des eigenen Handelns bedacht und auf diese Ziele bezogen werden. 

• Bindungen auf der Basis faktischer Teilnahme an den Institutionen 
der Gesellschaft ( involvement in conventional activities): wer beruflich 
eingebunden ist und auch seine Freizeit in klar strukturierten örtli-
chen, zeitlichen und personellen Bezügen verbringt, hat weder Zeit 
noch Gelegenheit für abweichendes Verhalten oder Kriminalität. 

• die Bindung aufgrund gemeinsam geteilter Wert- und Normvorstel-
lungen (belief in social rules): die Akzeptanz des konventionellen 
Wertesystems sorgt für eine Übereinstimmung der eigenen Wertorien-
tierung mit den gesellschaftlichen Normen und Werten. 

Je mehr diese Bindungen gelockert oder zerstört sind, um so größer ist die 
Gefahr kriminellen Verhaltens. Bislang fehlt es allerdings noch an empiri-
schen Nachweisen für die „Wirkungsweise der inneren Kontrolle bzw. des 
inneren Halts und ihre Bedeutung für die Resistenz gegenüber Kriminali-
tät"1 352. Des weiteren ist noch nicht geklärt, ob und gegebenenfalls welche 
funktionalen Zusammenhänge zwischen dem Ausmaß der inneren und der 
äußeren sozialen Kontrolle bestehen1353, Über die Entwicklung von Bin-
dungen und die Entstehung von Bindungslosigkeit gibt die Bindungstheo-
rie auch wenig Auskunft. Die Zahl der vier erfaßten kriminogenen Deter-
minanten ist im übrigen als sehr niedrig zu bezeichnen1354, Ferner wird 
darauf hingewiesen, daß die Bindungstheorie die immer wieder gemachte 
Beobachtung nicht erklären könne, daß von zwei Personen, die in der glei-
chen Familie aufgewachsen sind, die eine straffallig wird, die andere dage-
gen sozial unauffallig bleibt 1355, 

b) Bewertung 

Bei Ausländern kann bezüglich Beziehungen zu anderen Personen und Institu-
tionen ( attachment) folgendes festgestellt werden: Die sozialen Bindungen ge-

1352 ÜÖPPINGER 1997, 114. 
1353 Vgl. ÜÖPPINGER 1997, 114. 
1354 KAISER 1997, 254/. 
1355 ÜÖPPINGER 1997, 114. 
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rade der ersten Ausländergeneration zu den heimatlichen gesellschaftlichen In-
stitutionen (Familie, Vereine, etc.) unterlagen zum Teil rigorosen Einschrän-
kungen, wobei eine Einbindung in das Gastland nur zu einem vergleichbar ge-
ringen Anteil erfolgtel 356. Die Gastarbeiter waren zur Arbeitsaufnahme in die 
Bundesrepublik eingereist, lebten oft in Behelfs- bzw. Gemeinschaftsunter-
künften und beabsichtigten, in absehbarer Zeit wieder in ihr Heimatland zus 
rückzukehren. Insofern ist es erstaunlich, daß gerade die erste Ausländergene-
ration den Kriminalstatistiken zufolge relativ unauffällig blieb. 

Die Angehörigen der zweiten und dritten Ausländergeneration haben 
oft Schwierigkeiten, sich mit der deutschen Gesellschaft zu identifizieren 
und dementsprechend Bindungen zu entwickeln. So beklagte nach dem 
SOEP 1984 bis 1989 rund ein Fünftel der jungen Ausländer „häufig" oder 
sogar „sehr häufig" das Gefühl von Heimatlosigkeit 1357. Nach dem SOEP 
1995 identifizierten sich lediglich 30% der befragten Ausländer der zweiten 
Generation als Deutschems. Allerdings scheinen die Nichtdeutschen der 
zweiten Generation nur geringe Sprachprobleme aufzuweisen - 1989 beur-
teilten 81 % und 1995 sogar 93 % ihre Fähigkeit, Deutsch zu sprechen, als 
,,gut" oder „sehr gut"1359. Für innerethnische Kontakte, Zugangsmöglich-
keiten zu kulturellen Einrichtungen, höhere Bildungschancen und bessere 
Berufsaussichten ist eine gute Kenntnis der deutschen Sprache eine 
Grundvoraussetzung. Bei der Frage nach der Nationalität der drei wich-
tigsten Personen des Bekanntenkreises wurden typischerweise sowohl 
Deutsche als auch Angehörige der eigenen Nationalität genannt. Aus-
schließlich Angehörige der eigenen Nationalität waren bei 28% der zwei-
ten Generation die wichtigsten Kontaktpersonen. Bei jungen Türken lag 
dieser Anteil jedoch bei 38 %. Ausschließlich Verwandte der eigenen Natio-
nalität als wichtigste Bekannte nannten lediglich 3% der Befragten 1360. SEI-
FERT ist der Ansicht, daß auf der Grundlage dieser Daten kaum von einer 
ethnischen Segmentation gesprochen werden könne. Allenfalls der im Ver-
hältnis geringe Anteil junger Türken mit interethnischen Kontakten ließe 
eine derartige Interpretation zu1361 . Die Repräsentativuntersuchung '95 zur 

1356 So NIGGLI 1993, 139. 
1357 Vgl. SEIFERT 1992, 683. 
1358 StaBA: Datenreport 1997, 586. 
1359 SEIFERT 1992, 682; StaBA: Datenreport 1997, 586. 
1360 Vgl. SEIFERT 1992, 682/. 
1361 SEIFERT 1992, 683. 
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Situation der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen 
ergab ferner, daß rund 58 % aller Befragten sich mindestens einmal wö-
chentlich in ihrer Freizeit mit Deutschen treffen1362. Beim SOEP 1995 
gaben 59% der Befragten der zweiten Generation und 42% aller befragten 
Ausländer an, sie pflegten interethnische Freundschaften 1363 . 

Es ist gleichzeitig darauf hinzuweisen, daß die jungen Ausländer oft in 
einen starken Familienverband eingebunden sind. Folglich bestehen durch-
aus Beziehungen und damit Bindungen zu anderen Personen. Dagegen ist 
die deutsche Familie eher durch Bindungslosigkeit ihrer Mitglieder und 
durch Auflösungserscheinungen gekennzeichnetl364. Vielleicht zeigen sich 
aber bei den ausländischen Familien Auswirkungen eines „Generationen-
konflikts", wenn die Kinder andere Werte als ihre Eltern haben und ver-
suchen, sich von der elterlichen Autorität zu lösenI365. 

Eine Bindung an die Gesellschaft aufgrund instrumenteller Interessen 
( commitment) läßt sich für die Gastarbeiter der ersten Generation beja-
hen, denn die Arbeit in der Bundesrepublik wurde von den ausländischen 
Arbeitnehmern den gering entlohnten Beschäftigungen oder der Arbeits-
losigkeit im Heimatland vorgezogen, so daß ein starkes Interesse daran be-
stand, in Deutschland bleiben zu können. Eine strafrechtliche Auffälligkeit 
kann aber hohe Kosten verursachen und mithin zu einer Ausweisung 
führen. Damit kann die geringe Tatverdächtigenbelastung der ersten Ge-
neration erklärt werden. Die in Deutschland auf gewachsene Ausländerge-
neration hingegen hat die Entscheidung, das Heimatland z.B. aus öko-
nomischen Überlegungen zu verlassen, nicht selbst und nicht bewußt 
getroffen. Daher ist es möglich, daß die jungen Ausländer die Kosten straf-
rechtlicher Auffä.lligkeit nicht in dem Maße bei ihrem Handeln berücksich-
tigen wie noch die Elterngeneration 1366. Zudem fehlt es bei jungen Auslän-
dern oft an Ausbildungs- und Arbeitsplätzen und damit an einer 
beruflichen Einbindung. Infolgedessen kommt es kaum zu einer faktischen 
Teilnahme an den Institutionen der Gesellschaft (involvement). Dies trifft 
vor allem für Flüchtlinge und Asylbewerber zu, die oftmals keinen Ar-
beitsplatz finden und daher keine berufliche Perspektive haben. 

1362 Vgl. HABERLAND 1997, 141. 
1363 StaBA: Datenreport 1997, 586. 
1364 BRÜNDELfHURRELMANN 1994, 15. 
1365 DEN HOLLANDER 1955, 182. Vgl. dazu auch BERKENKOPF 1984, 90 sowie BAUER 

1993, 361. S.o. 3. Kapitel, 1. 1. 
1366 Vgl. NIGGLI 1993, 140. 
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Eine Bindung aufgrund gemeinsam geteilter Wert- und Normvorstellun-
gen dürfte angesichts einer häufig schlechten Zukunftsperspektive bei jun-
gen Ausländern oftmals fehlen. Das Festhalten an ursprünglichen Wert-
und Normvorstellungen mit damit einhergehendem fehlendem „belief in 
social rules" weist wiederum auf mögliche Kulturkonflikte hin. 

Die Bindungstheorie nach HrRSCHI eignet sich gut zur Erklärung des 
delinquenten Verhaltens von Ausländern. Das Wertesystem der deutschen 
Gesellschaft kann von diesen häufig nicht akzeptiert werden, so daß eine 
Bindung aufgrund gemeinsam geteilter Wert- und Normvorstellungen 
nicht zustande kommt. Gerade junge Ausländer beklagen oftmals ein Ge-
fühl von Heimatlosigkeit. Das konventionelle Wertesystem kann vermut-
lich auch deshalb nicht akzeptiert werden, weil Ausländer von Teilen der 
Bevölkerung abgelehnt und diskriminiert werden. Besonders die jüngeren 
Ausländer haben schlechte Berufsaussichten und sind oft arbeitslos. Des-
halb mangelt es an einer faktischen Teilnahme an den Institutionen der 
Gesellschaft. Eine Bindung an die Gesellschaft aufgrund instrumenteller 
Interessen kommt bei jugendlichen Ausländern wegen einer fehlenden Zu-
kunftsperspektive des öfteren nicht zustande, während die Elterngenera-
tion die Folgen abweichenden Handelns eher bedenkt. 

Allerdings bietet sich kein eindeutiges Bild: junge Ausländer haben in 
der Regel eine starke Familienanbindung und verkehren zumeist aber auch 
mit Deutschen. Das Klischeebild einer mangelnden gesellschaftlichen Inte-
gration gilt also für viele Ausländer nicht. Die Erkenntnisse des SOEP und 
der Repräsentativuntersuchung '95 über den Kontakt zu Deutschen bezie-
hen sich jedoch nicht auf neue Zuwanderergruppen wie Flüchtlinge bzw. 
Asylbewerber. Gerade diese Gruppen dürften oftmals keine Bindungen an 
die deutsche Gesellschaft aufweisen. Ein Großteil des Anstiegs nichtdeut-
scher Tatverdächtiger entfällt aber auf Ausländer, die erst kurz zuvor zuge-
wandert sind bzw. sich nur vorübergehend in Deutschland aufhalten. 

5. Labeling approach 

a) Aussage 

Der Begriff labeling approach kann in etwa mit „Etikettierungsansatz" 
übersetzt werden und wird in seinen verschiedenen Ausprägungen auch als 
Kontrollparadigma, Definitionsansatz oder sozialer Reaktionsansatz be-
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zeichnet. Die labeling-Theorien sind nicht ätiologisch orientiert, da sie die 
registrierte Kriminalität lediglich als das Ergebnis eines gesellschaftlichen 
Definitions- und Zuschreibungsprozesses begreifen. LAMNEK faßt die all-
gemeinen Thesen des labeling approach, die auf den Überlegungen TAN-
NENBAUMS (1938) beruhen und später von LEMERT (1951), BECKER (1963) 
und anderen wiederaufgegriffen und modifiziert wurden, folgendermaßen 
zusammen 1367: 

„1. Der labeling approach beschäftigt sich mit der sozialdeterminierten 
Normsetzung; jene, die durch die hierarchische Organisierung der So-
zialstruktur Macht haben, können jene Normen durchsetzen, die in 
ihrem Interesse liegen. Erste Voraussetzung für die Klassifikation als 
abweichendes Verhalten ist also die Normsetzung selbst. 

2. Die Normsetzung allein konstituiert allerdings noch nicht abweichen-
des Verhalten. Erst durch die Anwendung von Normen - durch wen 
auch immer - wird Verhalten zu konformem oder zu abweichendem 
Verhalten. 

3. Aus 1 und 2 resultiert, daß die Klassifikation als abweichendes Ver-
halten durch gesellschaftliche Definitions- und Zuschreibungspro-
zesse zustande kommt. 

3. Diese Definitions- und Zuschreibungsprozesse werden selektiv vor-
genommen insoweit, als die Normsetzung wie auch die Normanwen-
dung makrosoziologisch durch das sozialstrukturelle Machtgefälle 
determiniert werden. Daraus ergibt sich, daß offizielle und gesell-
schaftlich institutionalisierte Instanzen in besonderer Weise die Mög-
lichkeit der Definition haben. 

5. In der selektiven Normanwendung, insbesondere durch die offiziellen 
Instanzen, werden Zuschreibungsprozesse initiiert, die gesellschaft-
lich allgemein wirken und den Verhaltensspielraum der gelabelten In-
dividuen entscheidend reduzieren. Hierbei werden insbesondere die 
als konform definierten Verhaltensmöglichkeiten eingeengt. 

6. In Ermangelung ausreichend konformer Verhaltensmöglichkeiten wird 
der Ausweg in den als abweichend definierten Verhaltensweisen gesucht, 
das „Labeln" führt also zu sekundär abweichendem Verhalten 1368 . 

1367 Vgl. LAMNEK 1990, 218. 
1368 Hier werden also Mechanismen der sog. self-fulfilling prophecy wirksam: der als 

abweichend Bezeichnete verhält sich abweichend, vgl. LAMNEK 1990, 224. 
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7. Wegen der Zuschreibung des Abweichens und wegen der Praktizie-
rung solcher als abweichend klassifizierter Verhaltensweisen und 
deren interner Konformität ( ... ) bilden sich abweichende Selbstdefi-
nitionen heraus, die zu einer Identität der Person führen, die die 
Übernahme der zugeschriebenen abweichenden Rolle als persönlich-
keitskonform perzipiert". 

Nach dem Etikettierungsansatz lassen sich folglich die Aktivitäten der ver-
schiedenen Instanzen sozialer Kontrolle nicht mehr ausschließlich als Re-
aktionen auf abweichendes Verhalten verstehen, sondern sie müssen auch 
als „aktive Vorgänge der Definition, Selektion, Zuschreibung, Stigmatisie-
rung und Verfestigung abweichenden Verhaltens" gesehen werden 1369, 

Nach dem darüber hinausgehenden sog. ,,radikalen Definitionsansatz" 
von SACK (1968) ist abweichendes Verhalten dagegen allein das, was andere 
als abweichend definieren1370. Damit hebt sich SACK von den klassischen 
Labeling-Theoretikern ab, welche den Schwerpunkt auf die sekundäre De-
vianz gelegt haben. Er sucht also nicht nach Ursachen für die Entstehung 
kriminellen Verhaltens, sondern ist der Ansicht, daß abweichende Verhal-
tensweisen allein durch gesellschaftliche Reaktionen als „Abweichung" de-
terminiert werden 1371. Dabei geht SACK davon aus, daß Personen aus unte-
ren Sozialschichten einer höheren Kriminalisierungswahrscheinlichkeit 
durch die Instanzen formeller Sozialkontrolle unterliegen; denn Kriminali-
tät sei eigentlich ubiquitär und gleichmäßig über alle Schichten verteilt. 
Die Mächtigen etikettierten jedoch die sozial Ohnmächtigen und schrieben 
Kriminalität wie ein „negatives Gut" genauso zu wie die positiven Güter 
Vermögen und Einkommen 1372. Die offiziell bekanntgewordene Kriminali-
tät gilt daher aus dieser Perspektive als Ausdruck der unterschiedlichen 
Machtverteilung in der Gesellschaftt373. 

Allgemein läßt sich am Etikettierungsansatz kritisieren, daß die Entste-
hung der Straftat, die Primärabweichung sowie die etwaige Viktimisierung 
nicht als untersuchungs- bzw. erklärungsbedürftig angesehen werden. 
Hierin liegt auch die Schwäche des Konzepts: es kann und will nämlich 

1369 KERSCHER 1985, 75. 
1370 Vgl. SACK 1968, 470. 
1371 Dazu LAMNEK 1990, 229. 
1372 SACK 1968, 469. 
1373 Vgl. KAISER 1997, 98. 
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nichts zur Entstehung, Existenz und Erklärung von sozial unerwünschtem 
Verhalten aussagen, das nicht polizeilich registriert und damit als Verbre-
chen gekennzeichnet wirdI374. 

Nach der offiziell registrierten Kriminalität sind Unterschichtsangehö-
rige allgemein höher kriminell belastet als Angehörige der Mittel- und 
Oberschicht. Dies gilt insbesondere für Diebstahls- und Raubdelikte sowie 
für Gewaltstraftaten 1375. Fraglich ist aber, ob die in den Kriminalstatistiken 
zum Ausdruck kommende schichtspezifische Kriminalität auf einer 
schichtspezifischen Kriminalisierung beruht 1376. Es würde jedoch den Rah-
men dieser Arbeit sprengen, einzelne Ergebnisse zum Vorwurf der schicht-
spezifischen Kriminalisierung darzustellen. Es gibt jedenfalls Hinweise 
darauf, daß Angehörige von gesellschaftlichen Randgruppen im Rahmen 
der Strafverfolgung verschiedentlich benachteiligt werden, wobei die Un-
terschiede in der Behandlung von Angehörigen der Mittelschicht aller-
dings recht gering ausfallenim. 

Nach den Ergebnissen der Dunkelfeldforschung ist die Hypothese der 
schichtspezifischen Selektion jedoch mit Skepsis zu betrachten. So stößt 
man bei Täterbefragungen auf eine etwas stärkere Delinquenzbelastung 
junger Menschen aus unteren Schichten bei schwereren, für Anzeigever-
halten und Verfolgungsstrategien relevanten Deliktsarten, vor allem bei 
Einbruch, Körperverletzung und Raub1378. Zwar scheinen im Bagatell-
bereich der Delinquenz alle Jugendlichen schon einmal auffallig geworden 
zu sein, doch die mehrfache und schwere Deliktsbegehung ist auch bei den 
nicht registrierten Jugendlichen seltener und gegebenenfalls weniger lang 
anhaltendI379_ Mit zunehmendem Alter, wachsender Intensivierung und 
Schwere des kriminellen Verhaltens verliert sich die gleichmäßige Bela-
stung zugunsten einer Schwerpunktbildung bei den unteren Schichtange-
hörigen. Dies gilt sowohl für die offizielle Registrierung als auch für das er-
fragte Anzeigeverhalten und die Täterbefragung1380. Folglich ist nach den 
Ergebnissen der Dunkelfeldforschung nicht daran zu zweifeln, daß der 

1374 Siehe dazu KAISER 1997, 99. 
1375 Vgl. ÜEISSLER 1994, 162. 
1376 Vgl. ÜEISSLER 1994, 172. 
1377 Vgl. hierzu ÜEISSLER 1994, 173/f., 182. 
1378 KREUZER 1993, 186. 
1379 Vgl. zum Ganzen KAISER 1997, 172/. 
1380 KAISER 1997, 157 m.N. 
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wiederholte bzw. schwere Rechtsbruch nicht gleich häufig in der Bevölke-
rung zu finden istl38I, 

b) Bewertung 

Aus der Labeling-Sichtweise ist bei der Ausländerkriminalität zu unter-
scheiden einerseits nach einer mikrosoziologischen Analyseebene, die 
durch Fragen nach der Handlungskompetenz der an Auslegungs- und Aus-
handlungsprozessen beteiligten Personen und der Zuweisung von Stereo-
typen gekennzeichnet ist1382. Durch Interaktionsprozesse im Rahmen in-
formeller und formeller Sozialkontrolle - mit Anzeigeerstattem, Polizei 
oder Ausländerbehörden - werden Ausländer degradiert und diskrimi-
niert. Aus dieser Perspektive werden die Betroffenen folglich dazu ge-
bracht, sich so zu verhalten, ,,wie von ihnen befürchtet und erwartet wird: 
abweichend, gefährlich, kriminell"I383. Andererseits werden auf der Ma-
kroebene Kontrollstrategien normsetzender und normdurchsetzender In-
stitutionen, insbesondere der strafrechtlichen Sozialkontrolle wie Polizei, 
Staatsanwaltschaft und Gericht, bedeutsam. Eine erhöhte registrierte Kri-
minalität von Ausländern wird aus der Labeling-Perspektive auf einen so-
zial-instanzlichen Definitionsvorgang zurückgeführt, in dem kriminelles 
Verhalten von Nichtdeutschen in stärkerem Maße wahrgenommen 
wird1384. Somit ist die Kriminalitätsbelastung der ausländischen Bevölke-
rung nicht direkt Folge ungünstiger sozio-ökonomischer Grundbedingun-
gen, sondern vielmehr Folge eines stärkeren Verfolgensdrucks seitens der 
Bevölkerung und der Strafverfolgungsorgane. 

MANSEL geht sogar davon aus, daß insbesondere jüngere Ausländer 
durch die Organe der Strafrechtspflege gezielt kriminalisiert würden. Von 
den Nachkommen der Gastarbeiter werde erwartet, daß sie auf dem Ar-
beitsmarkt eine derart unterprivilegierte Position einnehmen, wie sie be-
reits ihren Eltern zugewiesen worden sei. Da sie jedoch aufgrund eines „ge-
stiegenen Anspruchsniveaus" seltener bereit seien, unqualifizierte Arbeiten 
zu verrichten, seien „zu ihrer Disziplinierung und der Förderung der Ar-

1381 KüRZINGER 1996, 107. 
1382 P.-A. ALBRECHT 1990, 272/, 
1383 P.-A. ALBRECHT 1990, 273. 
1384 KUBINK 1993, 75. 
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beitsmoral spezifische Maßnahmen erforderlich, die sie in sozial unterpri-
vilegierten Positionen halten". Eine wichtige Funktion erfülle dabei die 
überproportional häufige Kriminalisierung von jungen Ausländern13ss. 
Eine verstärkte Kriminalisierung von Bevölkerungsgruppen diene u.a. der 
,,Durchsetzung von Kapitalinteressen", sei eine „Zwangsmethode zur Er-
ziehung zur Arbeitsmoral" und trage dazu bei, ,,die Produktionsverhält-
nisse und die Reproduktion der Gesellschaft abzusichern". Sie helfe sicher-
zustellen, daß auch die unqualifiziertesten, schweren, schmutzigen und 
gesundheitsschädlichen Arbeiten auf niedrigem Lohnniveau verrichtet 
würden 1386. 

Die These MANSELS, daß mißliebige Bevölkerungsgruppen mittels des 
Strafrechts und verstärkter Kriminalisierung in sozial unterprivilegierte 
Positionen gedrängt würden, wo sie die Lücken auf dem Arbeitsmarkt in 
bezug auf die Nachfrage nach unqualifizierten Arbeitskräften zu füllen 
hätten1387, kann nicht überzeugen. Angesichts der zunehmenden Arbeits-
losigkeit von unqualifizierten Arbeitskräften ohne Berufsausbildung kann 
schon lange nicht mehr von einer entsprechenden „Lücke" auf dem Ar-
beitsmarkt gesprochen werden. Die nach Mansel für die Kriminalisierung 
verantwortlichen „herrschaftssichernden Einrichtungen" dürften also kein 
Interesse an unqualifizierten Arbeitskräften haben, deretwegen sogar zu-
sätzliche Kosten durch Arbeitslosen- oder Sozialhilfe entstehen. Ange-
sichts des bestehenden hohen Lohngefälles im Vergleich etwa zu Ost-
europa oder Südostasien wäre es nicht erforderlich, daß Ausländer 
kriminalisiert werden, um ihnen zu „verdeutlichen", daß sie die Funktion 
erfüllen müssen, die ihnen auf dem Arbeitsmarkt zugewiesen wird. 

Vielmehr können deutsche Unternehmen durch die Verlagerung von 
Produktionsstätten in das kostengünstigere Ausland ihren Bedarf an bil-
ligen Arbeitskräften ausreichend decken, ohne in einen Prozeß der Krimi-
nalisierung eingebunden zu sein. Teilweise wird in der Wirtschaft sogar zu 
illegitimen Mitteln gegriffen, so z.B. durch die illegale Beschäftigung von 
Ausländern in der Baubranche. Zudem erscheint es unverständlich, inwie-
fern durch eine gezielte Kriminalisierung bestimmter Bevölkerungsgrup-
pen zuverlässige Arbeitskräfte für den Arbeitsmarkt gewonnen werden 
sollen. Die Kriminalisierung und Inhaftierung von Personen vermag be-

1385 MANSEL 1988c, 349. 
1386 Vgl. MANSEL 1988c, 349, 352. 
1387 Vgl. MANSEL 1988c, 349; DERS. 1988d, 1079. 
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kanntermaßen keinen „besseren Menschen" bzw. angepaßteren Menschen 
zu schaffen. Unverständlich bleibt auch, warum - wie MANSEL behauptet 
- nur die Polizei, nicht aber etwa die Staatsanwaltschaft bei der „Durch-
setzung von Herrschafts- und Kapitalinteressen" mitwirkt 1388. 

Gerade Ausländer, die zumeist eine niedrige soziale Stellung inneha-
ben, unterliegen jedoch aufgrund ihrer Sprache, Verhaltensweise, Kleidung 
oder Hautfarbe zweifellos erhöhter Aufmerksamkeit und damit auch Kon-
trolle seitens der deutschen Bevölkerung. In welcher Größenordnung sich 
diese erhöhte Kontrolle auf die polizeiliche Registrierung auswirkt, ist al-
lerdings noch offen. Zudem hat sich gezeigt, daß die Benachteiligung der 
Nichtdeutschen durch Bevölkerung und Polizei nicht überschätzt werden 
darf. So konnten die bisherigen kriminologischen Untersuchungen keine 
Klarheit darüber erbringen, ob Nichtdeutsche tatsächlich verstärkt ange-
zeigt oder verfolgt werden. Überdies erachtete man in den sechziger und 
siebziger Jahren die Anzeigeneigung und die Verfolgungsintensität Nicht-
deutschen gegenüber als unerheblich, als noch relativ wenige tatverdäch-
tige Ausländer registriert wurden1389. Zwar ergab keine der bisher vorlie-
genden Dunkelfeldstudien zur Kriminalität junger Ausländer eine 
derartige Höherbelastung der jungen Nichtdeutschen gegenüber den 
gleichaltrigen Deutschen, wie sie aus den Kriminalstatistiken hervorgeht. 
Allerdings gelten die Einwände, die allgemein gegenüber Täterbefragun-
gen erhoben werden, auch für die selbstberichtete Delinquenz auslän-
discher Jugendlicher. Jedenfalls können die vorliegenden Dunkelfeldstu-
dien wegen der vielfältigen Befragungsprobleme die Hellfelderkenntnisse 
zur hohen Tatverdächtigenbelastung der ausländischen Bevölkerung bzw. 
der Nichtdeutschen nicht widerlegen. 

Es stellt sich weiterhin die Frage, warum Stigmatisierung und Kriminali-
sierung sich anfangs nicht auf die gesamte ausländische Population, sondern 
nur auf die jüngere Generation bezogen hat 1390. Nicht die in meist stärkerem 
Maße als fremdartig erscheinende erste Ausländergeneration, sondern die 
äußerlich eher angepaßte zweite Generation wies besonders hohe Tatver-
dächtigenbelastungen aufl391. Von Anhängern des Etikettierungsansatzes 
wird jedoch auf die geringen sozialen Kontakte der ersten Ausländergenera-

1388 Vgl. dazu MANSEL 1988c, 355/. 
1389 Siehe zum Ganzen oben, 2. Kapitel, IV. 3. g). 
1390 ÜEBAUER 1981, 83. 
1391 Vgl. SCHÖCH/GEBAUER 1991, 56. 
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tion zur deutschen Bevölkerung hingewiesen1392. Die betriebskriminologi-
sche Erhebung von KAISER/METZGER-PREGIZER (1976)1393 habe dagegen ge-
zeigt, daß Ausländer im Betrieb, wo intensive soziale Kontakte stattfinden, 
signifikant häufiger als Täter registriert würden als ihre deutschen Kolle-
gen 1394. Es muß auch beachtet werden, daß sich bei den neuen Zuwanderer-
gruppen der neunziger Jahre ebenfalls eine hohe Tatverdächtigenbelastung 
ergab. 

Letztlich bleibt die Frage, warum - wie die Konstruktion einer deut-
schen Vergleichsgruppe gezeigt hat - insbesondere junge Ausländer nicht 
in dem Maße angezeigt werden wie junge Deutsche in vergleichbarer Sozi-
allagel395. MANSEL führt dies auf besondere innerfamiliäre Kontrollstrate-
gien bei Nichtdeutschen zurück. Im weitgehend intakten Familienverband 
von Ausländern würden die männlichen Jugendlichen im Unterschied zu 
deutschen Jugendlichen aus der Unterschicht sozial kontrolliert, indem die 
Eltern auf das Verhalten außerhalb des Elternhauses Einfluß nähmen, 
konkrete Vorschriften machten und die Söhne bei der Freizeitgestaltung an 
das Elternhaus binden würden. Bei Italienern und Türken werde auf Ab-
weichungen von den Verhaltenserwartungen mit empfindlichen Sanktio-
nen reagiert. Bei türkischen Familien werde des weiteren versucht, die Frei-
zeitgestaltung zeitlich und örtlich zu begrenzen und die Söhne von 
„mißliebigen" Personengruppen fernzuhalten 1396. Allerdings ergibt sich 
aus der Ausländerforschung, daß ausländische Jungen, im Unterschied zu 
den Mädchen, eher Freizeitaktivitäten ausüben dürfen und kaum Ein-
schränkungen seitens ihrer Eltern unterliegen'397. 

Abschließend kann festgehalten werden, daß Ausländer offensichtlich 
einer höheren sozialen Kontrolle durch Bevölkerung und Polizei unterlie-
gen. Nichtdeutsche fallen durch eine andere Sprache oder Hautfarbe eher 
auf als Deutsche. Zudem dürfte ein generalisierter Verdacht bestehen, daß 
Ausländer aufgrund ihrer sozial niedrigeren Stellung verstärkt kriminell 
werden. Allerdings kann die Strafverfolgung von Ausländern nicht auf die 
These einer gezielten Kriminalisierung, von der MANSEL ausgeht, reduziert 

1392 RICHTER 1981, 272. 
1393 Siehe dazu oben 2. Kapitel, IV. 3. c) cc) bbb). 
1394 KAISER/METZGER-PREGIZER 1976, 143/f. 
1395 Siehe dazu oben 2. Kapitel, IV. l. b). 
1396 Vgl. MANSEL 1988d, 1075/. 
1397 Vgl. BRÜNDEUHURRELMANN 1994, 14. 
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werden. Zwar existieren bei Teilen der Bevölkerung und der Polizei Aus-
länderfeindlichkeit und Berührungsängste, jedoch darf die Benachtei-
ligung der Ausländer im Prozeß strafrechtlicher Sozialkontrolle angesichts 
der bisherigen Forschungsergebnisse nicht überbewertet werden. Die radi-
kale Labeling-Perspektive, wie sie von SACK vertreten wird, ist als zu ein-
seitig einzustufen, da sie keine Aussage über Gründe für die Entstehung 
der Primärabweichung treffen kann. 

6. Zusammenfassung 

Alle herangezogenen ätiologischen Theorien sind in der Lage, Aussagen 
über die Entstehung von Kriminalität bestimmter Ausländergruppen zu 
machen. Während die Theorie des äußeren Kulturkonflikts allerdings nur 
wenige extreme Sonderfälle betrifft, hat die Theorie von einem inneren 
Kulturkonflikt einen relativ hohen Erklärungswert bei der zweiten und 
dritten Ausländergeneration. Die These von einem mittelbar kriminogenen 
Kulturkonflikt bezieht insbesondere sozialisations- und bindungstheoreti-
sche Gesichtspunkte mit ein und legt daher eine multifaktorielle Betrach-
tungsweise nahe. 

Bei im Kindes- oder Jugendalter nach Deutschland eingereisten oder 
gar hier aufgewachsenen Ausländern treten verstärkt durch das Leben zwi-
schen zwei Kulturen bedingte Sozialisationsmängel auf, die oft wider-
sprüchliche Verhaltensanforderungen stellen. Das Wertesystem der deut-
schen Gesellschaft kann häufig nicht akzeptiert werden, so daß eine 
Bindung aufgrund gemeinsam geteilter Wert- und Normvorstellungen (be-
lief in social rules) nicht zustande kommt. Das konventionelle Wertesystem 
kann auch deshalb nicht akzeptiert werden, da Ausländer von Teilen der 
Bevölkerung abgelehnt und diskriminiert werden. Hinzu kommen ungün-
stige Bildungs- und Berufschancen, die für eine hohe psychosoziale 
Anspannung und für eine verstärkte Aggressionsbereitschaft sorgen. Auf-
grund vermehrter Arbeitslosigkeit mangelt es an einer faktischen Teil-
nahme an den Institutionen der Gesellschaft (involvement in conventional 
activities). Eine Bindung an die Gesellschaft aufgrund instrumenteller 
Interessen (commitment to conventional goals) kommt wegen einer fehlen-
den Zukunftsperspektive nicht zustande. Die Minderheiten- und Außen-
seitersituation wird überdies subkulturelle Orientierungen und Verhaltens-
weisen fördern 1398. 
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Allerdings kann die Sozialisationstheorie weniger die Kriminalität von 
Durchreisenden, Illegalen oder erwachsenen Asylbewerbern bzw. Flücht-
lingen erklären. Diesen Gruppen fehlt es hingegen in der Regel an einer 
Bindung zur deutschen Gesellschaft. Insofern spielt die Bindungstheorie 
hier wohl eine größere Rolle. Auch anomietheoretische Annahmen lassen 
sich für die neuen Zuwanderergruppen problemlos verwenden, da diese 
insbesondere bei Eigentums- und Vermögensdelikten auffallig werden. 

Für die Erklärung der Kriminalität professionell arbeitender Straftäter 
oder Banden können ergänzend ökonomische Kriminalitätstheorien her-
angezogen werden. Der Begriff bezieht sich auf ein generalisiertes rationa-
listisches Handlungskalkül von Individuen, die sich für normkonformes 
Verhalten als Alternative zur Normabweichung eben auch unter Kosten-
Nutzen-Aspekten entscheiden1399. Nach der Rational Choice-Perspektive 
hängt die Wahl einer delinquenten Handlungsalternative ab von der sub-
jektiven Wahrscheinlichkeit, mit der bestimmte Handlungsergebnisse er-
wartet werden, und deren Wert für den Handelnden 1400. Ein Mensch wird 
folglich eine Straftat begehen, wenn er „die subjektive Wahrscheinlichkeit 
erwünschter Handlungsergebnisse und deren Wert als hoch einschätzt, die 
Wahrscheinlichkeit unerwünschter/ aversiver Konsequenzen und deren ne-
gative Valenz dagegen als gering beurteilt"1401. 

Angesichts des Wohlstandsgefälles zwischen den westlichen Industrie-
nationen und den ehemaligen Staaten des Warschauer Paktes und den 
Ländern der sog. ,,Dritten Welt" scheinen sich Vermögensdelikte in 
Deutschland tatsächlich zu „lohnen". Auffallig ist in dieser Hinsicht, daß 
Angehörige von osteuropäischen Staaten, in denen es nach dem Zusam-
menbruch des kommunistischen Systems relativ schnell zu stabilen demo-
kratischen Strukturen und zu einer ökonomischen Erholung gekommen 
ist, in nur geringem Maße am Anstieg der Tatverdächtigenzahlen beteiligt 
waren1402. Die Lagebilder Organisierte Kriminalität lassen zudem eine 
starke Beteiligung nichtdeutscher Straftäter am organisierten Verbrechen 
erkennen. Allerdings ist die Kosten-Nutzen-Theorie als handlungstheo-
retische Kriminalitätserklärung für andere Deliktsbereiche nicht adäquat 

1398 So GöPPINGER 1997, 540. 
1399 PILGRAM 1993, 252/. 
1400 Vgl. LöSEL 1993, 260. 
1401 LöSEL 1993, 260. 
1402 S.o. 2. Kapitel, V. 
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und erst ansatzweise empirisch überprüft. Außerdem bleibt die Frage un-
beantwortet, wie es gerade zu der jeweiligen Zielsetzung und -durchfüh-
rung gekommen istl4ü3. 

Der labeling approach hat schließlich zu Recht den Blick für gewisse 
Selektionsmechanismen bei der Strafverfolgung von Ausländern geschärft. 
Doch obwohl anzunehmen ist, daß Ausländer einer erhöhten sozialen 
Kontrolle unterliegen, darf der sog. ,,Anzeige- und Polizeieffekt" nicht 
überbewertet werden 1404. 

II. Ergebnisse 

Grundlage der Untersuchung war die Polizeiliche Kriminalstatistik der 
Bundesrepublik Deutschland für die Jahre 1986 bis 1995. Auch wenn diese 
kein getreues Abbild der Verbrechenswirklichkeit darstellt, so sind die 
Daten der PKS trotz verschiedener statistischer Schwierigkeiten14os den-
noch geeignet, kriminalitätsrelevante Phänomene und Tendenzen zu be-
schreiben und auf mögliche Zusammenhänge aufmerksam zu machen 1406. 
Mit Hilfe der PKS kann also zumindest das Hellfeld der Kriminalität zu-
verlässig dargestellt werden. 

1. Analyse der P KS 

Die Analyse der Ausländerkriminalität anhand der PKS 1986 bis 1995 hat 
gezeigt, daß die Tatverdächtigenzahlen und -anteile der Nichtdeutschen 
zunächst von 1986 bis 1993 erheblich angestiegen sind. In den Folgejahren 
war zwar ein bedeutender Rückgang der Tatverdächtigenzahlen zu ver-
zeichnen. Dennoch war im Berichtsjahr 1995 im Gebiet der alten Bundes-
länder einschließlich Gesamt-Berlin immer noch annähernd jeder dritte 
Tatverdächtige nichtdeutscher Staatsangehöriger. Ein beachtlicher Zu-
wachs an nichtdeutschen Tatverdächtigen war bei fast allen Deliktsberei-
chen festzustellen. Besonders hohe Tatverdächtigenanteile waren erkenn-

1403 LösEL 1993, 261. 
1404 S.o. 2. Kapitel, IV. 3. g). 
1405 S.o. 2. Kapitel, III. l. 
1406 Vgl. AHLF 1993, 133; so auch HEINZ 1990, 106. 
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bar bei: Straftaten gegen das Ausländer- und das Asylverfahrensgesetz, 
Urkundenfälschung, Raub, Erpressung, Mord und Totschlag, Vergewalti-
gung, gefährlicher und schwerer Körperverletzung, Rauschgiftdelikten 
und illegalem GlücksspielI4o7. 

Die Tatverdächtigenzahlen der Ausländer stiegen bis 1993 bei allen Al-
tersgruppen in erheblichem Umfang an. Die höchsten Steigerungsraten 
und Tatverdächtigenanteile erreichten die Heranwachsenden und Junger-
wachsenen. Diese Altersgruppen wiesen 1994 und 1995 wiederum den 
größten Schwund an Tatverdächtigen auf14os. 

Der erhebliche Anstieg der Tatverdächtigenzahlen und -anteile von 
Ausländern, die nicht in der Bundesrepublik gemeldet (Illegale, Touri-
sten/ Durchreisende) oder neu zugewandert sind (Asylbewerber), läßt sich 
als ein Wechsel von der „Gastarbeiterkriminalität" zu einer neuen Form 
der „Zuwandererkriminalität" interpretieren. Überdies dürfte ein bedeu-
tender Teil der 1995 immerhin größten Gruppe der nichtdeutschen Tatver-
dächtigen, der „Sonstigen", ebenfalls aus Zuwanderern bestehen (z.B. aus 
abgelehnten, aber geduldeten Asylbewerbern oder Kriegsflüchtlingen). 
Anders ist der deutliche Zuwachs an Tatverdächtigen aus der Gruppe der 
Sonstigen kaum zu erklären. Zu beachten ist allerdings, daß sich die Zu-
wandererkriminalität zu einem großen Teil in eher weniger schweren 
Delikten äußert, und zwar vor allem in Diebstahl ohne erschwerende Um-
stände und in Straftaten gegen das Ausländergesetz und das Asylverfah-
rensgesetz. Als problematisch kann hierbei am ehesten die Gruppe der 
Asylbewerber angesehen werden, denn diese wiesen auch beachtliche An-
teile an Gewaltstraftaten aufl409. 

Wie der Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Ausländern und 
Deutschen gezeigt hat, ist die ausländische Bevölkerung wesentlich höher 
mit Tatverdächtigen belastet als die deutsche. Dies gilt selbst dann, wenn 
die Straftaten gegen das Ausländergesetz und das Asylverfahrensgesetz 
herausgerechnet werden und die unterschiedliche Bevölkerungsstruktur 
von Deutschen und Ausländern berücksichtigt wird. Als besorgniserre-
gend ist insbesondere die Belastung der Nichtdeutschen bei Gewalt- und 
Raubdelikten einzustufen 1410. Ein Großteil des Anstiegs der Tatverdächti-
genzahlen seit 1986 entfällt jedoch auf Ausländer, die erst kurz zuvor zu-

1407 S.o. 2. Kapitel, III. 2. c). 
1408 S.o. 2. Kapitel, III. 3. c). 
1409 Dazu oben 2. Kapitel, III. 5. b). 
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gewandert sind bzw. sich oftmals nur vorübergehend in Deutschland auf-
halten, nämlich auf Asylbewerber und Kriegsflüchtlinge. Besonders die 
Asylbewerber können als Gruppe mit einer sehr hohen Tatverdächtigenbe-
lastung bezeichnet werden. Dagegen blieb die Belastung z.B. der auslän-
dischen Arbeitnehmer seit 1986 weitgehend konstant1411 . 

Insofern wird deutlich, daß sich die Frage: ,,Sind Ausländer krimineller 
als Deutsche?" nicht beantworten läßt, denn das Merkmal „Nichtdeut-
scher" ist letztlich nur der gemeinsame Oberbegriff für eine Gruppe, die 
Personen ganz unterschiedlicher Herkunft, Kultur und sozialer Position 
erfaßt. Bestimmte Nationalitäten, wie z.B. Spanier und Portugiesen, sind 
sogar weniger mit Tatverdächtigen belastet als Deutsche1412. Die Analyse 
der PKS hat also deutlich gemacht, daß „die Ausländer" keine homogene 
Gruppe darstellen. Es sind vielmehr verschiedenartige Gruppen mit jeweils 
spezifischen Problem- und Gefährdungslagen identifizierbar. Dabei muß 
die Kriminalität der ausländischen Bevölkerung, d.h. der Ausländer, die 
schon seit längerer Zeit in Deutschland leben oder sogar hier geboren sind, 
unterschieden werden von jener neuer Zuwanderergruppen wie Asylbewer-
ber oder Kriegsflüchtlinge. Weitere Gruppen sind die Touristen/ Durchrei-
senden sowie die Illegalent413, 

Die PKS erlaubt allerdings keine exakte Aufschlüsselung der nichtdeut-
schen Tatverdächtigen nach den beschriebenen Ausländergruppen'414. Die 
bisherige Einteilung erscheint daher wenig sinnvoll, denn unter dem Begriff 
,,Sonstige" z.B. werden die unterschiedlichsten Gruppen erfaßt, wie abge-
lehnte Asylbewerber, Kriegsflüchtlinge, Kinder und nicht berufstätige Fami-
lienangehörige. Bei der Kategorie „Schüler/Studenten" werden einerseits 
Personen registriert, die schon lange in Deutschland leben oder hier geboren 
sind, andererseits aber auch Kinder von Asylbewerbern und anderen Flücht-
lingen. ,,Sonstige" und Schüler/Studenten beinhalten also Teilgruppen, die 
hinsichtlich ihrer sozialen bzw. sozialpsychologischen Situation oftmals nur 
wenig miteinander gemein haben. Als wenig aussagekräftig kann ferner die 
Kategorie „Gewerbetreibende" gelten. Daher erschiene eine Registrierung 
nichtdeutscher Tatverdächtiger sinnvoller unter den Merkmalen: 

1410 S.o. 2. Kapitel, III. 9. 
1411 S.o. 2. Kapitel, III. 9. 
1412 Dazu oben 2. Kapitel, V. 
1413 Vgl. dazu H.-J. ALBRECHT 1997a, 88. 
1414 S.o. 2. Kapitel, V. 
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1) Asylbewerber und Flüchtlinge (mit ihren Angehörigen), 
2) Sonstige Ausländer mit Aufenthaltsgenehmigung (und Angehörige), 
3) Illegale, 
4) Touristen/ Durchreisende/ Grenzpendler, 
5) Stationierungsstreitkräfte (und Angehörige). 

Mit einer solchen Einteilung werden unter 1) und 2) Gruppen gebildet, die 
zur ausländischen Bevölkerung gehören. Die sonstigen Ausländer mit Auf-
enthaltsgenehmigung sollten aber eine eigene Gruppe darstellen, denn 
Asylbewerber bzw. Flüchtlinge weisen eine besondere rechtliche und so-
ziale Lebenslage auf. Zumindest die Tatverdächtigen der zur Bevölkerung 
zählenden Gruppen sollten nach Alter und Geschlecht aufgeschlüsselt 
werden. Unter 3) und 4) werden dagegen Ausländergruppen erfaßt, die 
nicht zur Bevölkerung gehören, wobei eine Differenzierung in Illegale und 
sonstige Durchreisende durchaus angebracht ist, denn Illegale fallen zu-
meist lediglich durch einen Verstoß gegen das Aufenthaltsrecht auf. Die 
Stationierungsstreitkräfte und ihre Angehörigen stellen angesichts ihrer 
besonderen rechtlichen Stellung und wegen ihrer Nichtberücksichtigung in 
der Bevölkerungsstatistik einen Sonderfall dar. 

Ein Großteil des Kriminalitätsanstiegs, vor allem auch im Bereich der 
Organisierten Kriminalität, geht auf Staatsangehörige osteuropäischer 
Staaten zurück. Die Lebensverhältnisse in vielen Staaten (Süd-)Osteuro-
pas sind seit dem Zusammenbruch der sozialistischen Gesellschafts-
systeme von einem Anstieg von Armut und Arbeitslosigkeit sowie von 
einem großen Lohngefälle im Verhältnis zu West- und Mitteleuropa ge-
kennzeichnet. Dies darf natürlich nicht darüber hinwegtäuschen, daß die 
Menschen in Osteuropa angesichts der politisch-ökonomischen Umbruch-
situation ganz verschiedenartige Bewältigungsformen entwickelt haben, 
die in der Regel nicht die Begehung von Straftaten zur Folge haben1415• 

Auffallend ist jedoch, daß viele ausländische Tatverdächtige aus osteuro-
päischen Staaten stammen, welche die größten wirtschaftlichen und sozia-
len Probleme aufweisen. Auch die Angehörigen der jugoslawischen Nach-
folgestaaten stellten seit Beginn des Bürgerkrieges in Ex-Jugoslawien und 
der damit verbundenen Fluchtbewegung nach Deutschland überpropor-
tional viele Tatverdächtige. Zwar ist inzwischen ein Rückgang der Tatver-

1415 Vgl. dazu die Beiträge bei GLATZER 1996. 
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dächtigenzahlen osteuropäischer Tatverdächtiger zu verzeichnen. Dies gilt 
allerdings nicht für die im Rahmen der Lagebilder Organisierte Kriminali-
tät registrierten Tatverdächtigen. 

Die bisher vorliegenden Daten der PKS lassen sich dahingehend inter-
pretieren, daß der Anstieg der Tatverdächtigenzahlen der letzten Jahre 
kaum auf die „Gastarbeiter" und ihre Nachkommen zurückzuführen ist, 
die schon länger in der Bundesrepublik leben. Diese Gruppe ist auch am 
ehesten sozial abgesichert und in die deutsche Gesellschaft integriert. Im 
übrigen muß bei einem Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deut-
schen und Ausländern die unterschiedliche Sozialstruktur beider Gruppen 
berücksichtigt werden, denn Angehörige unterer Sozialschichten werden 
eher als Tatverdächtige registriert als Angehörige der Mittel- oder Ober-
schicht. Sowohl nach Schulbildung und Stellung im Beruf als auch nach 
Einkommens- und Wohnsituation ist die ausländische Bevölkerung in 
Deutschland noch immer erheblich schlechter gestellt als die deutsche. 
Dies gilt in besonderem Maße für die neuen Zuwanderergruppen, wie 
Asylbewerber und sonstige Flüchtlinge. 

2. Ergebnisse der Dunkelfeldforschung 

Ob Ausländer auch im Dunkelfeld der Kriminalität ähnlich stark belastet 
sind wie im Heilfeld, läßt sich anhand der bisher vorliegenden Dunkelfeld-
studien zur Kriminalität junger Ausländer nicht mit Sicherheit sagen. Bis-
herige Befragungen kamen zu uneinheitlichen Ergebnissen. Es ergab sich je-
doch keine derart große Höherbelastung der jungen Nichtdeutschen 
gegenüber den gleichaltrigen Deutschen, wie sie aus den Kriminalstatisti-
ken hervorgeht. Die Ergebnisse weisen darauf hin, daß zumindest im er-
fragten Bagatellbereich der Jugenddelinquenz kaum Unterschiede in der 
Kriminalitätsbelastung von Ausländern und Deutschen vorhanden sind 141 6. 

Die bisher vorliegenden Täterbefragungen waren jedoch angesichts derbe-
grenzten Teilnehmerzahl nicht in der Lage, die Heilfelderkenntnisse zur re-
lativ hohen Tatverdächtigenbelastung der ausländischen Bevölkerung zu 
widerlegen1417. Es ist aber anzunehmen, daß an diesen Täterbefragungen 
vor allem ausländische Jugendliebe teilgenommen haben, die über gute 

1416 S.o. 2. Kapitel, IV. 2. 
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Kenntnisse der deutschen Sprache verfügten und in der Regel eine Schule 
besuchten. Deshalb kann man mit gutem Grund davon ausgehen, daß sol-
che - in die Gesellschaft relativ gut integrierten - ausländischen Jugend-
lichen keine wesentliche oder sogar besorgniserregende Höherbelastung ge-
genüber gleichaltrigen Deutschen aufweisen. 

3. Strafrechtliche Sozialkontrolle gegenüber Ausländern 

Es ist davon auszugehen, daß Nichtdeutsche einer verstärkten sozialen 
Kontrolle seitens der deutschen Bevölkerung ausgesetzt sind141s. Insofern 
sind die Daten der PKS zu deutschen und nichtdeutschen Tatverdächtigen 
nicht vergleichbar, denn eine verstärkte Beobachtung und Kontrolle führt 
zu tendenziell höheren Tatverdächtigenzahlen der Ausländer. Wie bis-
herige Befragungsergebnisse zeigen, darf die vermutete höhere Anzeige-
bereitschaft der Bevölkerung gegen wahrgenommene Straftaten von Aus-
ländern allerdings nicht überbewertet werden. Auch ist darauf 
hinzuweisen, daß vielen Verbrechensopfern die Person und damit die Na-
tionalität des Täters letztlich verborgen bleibt141 9 und auch häufig inner-
ethnische Straftaten registriert werden1420. Für eine stärkere Verfolgungs-
tätigkeit der Polizei gegenüber Ausländern gibt es gewisse Anhaltspunkte. 
Es fehlt jedoch noch an gesicherten empirischen Ergebnissen 1421 . 

4. Ausländerkriminalität - ein bedrohliches Phänomen? 

Das Thema „Ausländerkriminalität" wird im Hinblick auf die Daten der 
Polizeilichen Kriminalstatistik sowohl in der öffentlichen Diskussion als 
auch in der kriminologischen Wissenschaft weiterhin äußerst kontrovers 
diskutiert. Die Zahlen der PKS dürfen jedoch nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß die ganz überwiegende Mehrheit der in Deutschland lebenden 

1417 Siehe zum Ganzen oben 2. Kapitel, IV. 2. e). 
1418 Siehe dazu oben 2. Kapitel, IV. 3. g). 
1419 So auch SMITH 1994, 1063, bezüglich der Anzeigeneigung gegen Angehörige der 

schwarzen Minderheit in England und Wales. 
1420 Dazu eingehend oben 2. Kapitel, IV. 3. g). 
1421 Dazu zusammenfassend oben 2. Kapitel, IV. 3. g). 
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oder sich hier aufhaltenden ausländischen Staatsangehörigen nicht straf-
rechtlich aufrällig werden. Ein generalisierter Tatverdacht gegenüber 
Nichtdeutschen ist aufgrund der kriminalstatistischen Daten, nicht zuletzt 
wegen der verschiedenen statistischen Probleme und Unwägbarkeiten, in 
keinster Weise gerechtfertigt. 

Auch stellen die seit langem hier lebenden Ausländer der Anwerbestaa-
ten kein ernsthaftes Problem für die innere Sicherheit der Bundesrepublik 
dar. Es entspricht durchaus den Erwartungen, daß Ausländer entsprechend 
ihrem Bevölkerungsanteil einen Teil der Straftäter stellen 1422. In vielen Be-
reichen der Ausländerkriminalität spiegeln sich allerdings sozialstrukturelle 
Probleme verschiedener Ausländergruppen, aber auch diskriminierende 
Kontrollstrategien der deutschen Bevölkerung wider: denen sollte mit einer 
integrativ-präventiven Ausländerpolitik begegnet werden. In diesem Zusam-
menhang sei darauf hingewiesen, daß die meisten der nach der PKS beson-
ders aufrälligen Ausländernationen in ihren Heimatländern eine sehr viel 
niedrigere Kriminalitätsrate aufweisen als Deutsche in Deutschland1423. 

Die festgestellte Registrierungshäufigkeit der Nichtdeutschen nach der 
Polizeilichen Kriminalstatistik weist zwar auf verschiedene ernstzunehmende 
Problemlagen hin, die Kriminalität der Ausländer insgesamt kann jedoch 
nicht als bedrohlich bezeichnet werden. Insbesondere bei den Straftaten 
durchreisender Straftäter, vor allem im Rahmen organisierter, professionell 
operierender Tätergruppen, zeigt sich hingegen eine problematische Entwick-
lung, der mit einer einheitlichen europäischen Kriminalpolitik in polizeilicher 
und justizieller Zusammenarbeit begegnet werden sollteI424. Die Perspektive 
der „Ausländerkriminalität" wird angesichts der Tatsache, daß die europäi-
schen Staaten einen weitgehend einheitlichen kriminalgeographischen Raum 
bilden 1425, wohl in Deutschland langfristig an Bedeutung verlieren und einer 
gesamteuropäischen Betrachtungsweise weichen 1426, 

1422 Vgl. KAISER 1996, 657. 
1423 So KüRZINGER 1996, 235. 
1424 Zu gegenwärtigen Entwicklungen vgl. GRILLER 1997, 109, 111/f. 
1425 Vgl. HELLENTHAL 1995, 2/f.; BUNDESMINISTERIUM DES INNERN 1996, 54/f.; 

RISCH 1997, 82. 
1426 Dazu PITSCHAS 1996, 1/f. Zum Konzept „Europäischer Sicherheitsraum" vgl. 

RISCH 1997, 85. 
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5. Offene Forschungsfragen 

Die strafrechtliche Sozialkontrolle durch Bevölkerung und Polizei ist der-
zeit noch zu wenig erforscht. Eine größer angelegte Untersuchung über die 
Behandlung von Ausländern durch alle Instanzen formeller Sozialkon-
trolle von der Anzeigenaufnahme bis hin zur gerichtlichen Aburteilung 
erscheint deshalb unbedingt erforderlich. Außerdem sollte die Dunkelfeld-
forschung zur Ausländerkriminalität trotz der vorhandenen Schwierigkei-
ten intensiviert werden. Künftige Forschungsvorhaben sollten sich ferner 
verstärkt der Viktimisierung von Ausländern widmen - dadurch ließen 
sich auch weitere Erkenntnisse zur innerethnischen und interethnischen 
Kriminalität gewinnen 1427. 

1427 H.-J. ALBRECHT 1997a, 89. 
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Straftatenverzeichnis 

Delikte Straftatenschlüssel der PKSI 
Mord und Totschlag 0100,0200 
Vergewaltigung 1110 
Straftaten gegen d.persönl. Freiheit 2300 
Raub 2100 
Vorsätzl. leichte Körperverletzung 2240 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 2220 
Einfacher Diebstahl 3••· 
Schwerer Diebstahl 4••· 
Betrug 5100 
Unterschlagung 5300 
Urkundenfälschung 5400 
Erpressung 6100 
Landfriedensbruch 6230 
Hehlerei 6300 
Beleidigung 6730 
Glücksspiel 6610 
Sachbeschädigung 6740 
Straftaten gegen Aus!G u. Asy!VfG 7250 
Rauschgiftdelikte 7300 
Gewaltkriminalität 0100, 0200, 1110, 2100, 2210, 2220, 2330, 

2340, 2350 

Vgl. PKS 1994, 25/f. 
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Bevölkerungsangaben bis 1990 für das frühere Bundesgebiet; ab 1991 für 
das alte Bundesgebiet einschl. Gesamt-Berlin1. Sie umfassen die Bevölke-
rung ab 8 Jahren. 

Übersicht 1: Bevölkerungszahlen der Deutschen 1985-1994 

insgesamt männlich weiblich 

1985 52 330 198 24 590 898 27 739 300 
1986 52 199 920 24 592 673 27 607 247 
1987 52 609 913 24 826 512 27 783 401 
1988 52 658 408 24 881 784 27 776 624 
1989 53 091 730 25 146 443 27 945 287 
1990 54 647 544 25 949 625 28 697 919 
1991 54 826 770 26062313 28 764 457 
1992 54 997 795 26 170 635 28 827 160 
1993 55219417 26 252 053 28 967 364 
1994 55 265 815 26 356 356 28 909 459 

Übersicht 2: Bevölkerungszahlen der Ausländer 1985-1994 

insgesamt männlich weiblich 

1985 3 967 700 2 181 077 1786623 
1986 4 138 827 2 271 071 1867756 
1987 3 774 305 2 101 956 1672349 
1988 4 071 598 2 252 618 1 818 980 
1989 4 410 477 2 433 514 1976963 
1990 4 822 619 2669613 2153006 
1991 5 243 241 2 910 774 2 332 467 
1992 5 730 945 3 207 950 2 522 995 
1993 5 968 261 3 313 681 2 654 580 
1994 6 075 906 3 341 973 2 733 933 

Quellen: StaBA: Tab. B 15 für Deutsche und Ausländer, ab 1991 für die alten Bundesländer mit Geamt-
Berlin. Die Tabellen liegen dem Verfasser als Mehrfertigungen vor. 

Stand jeweils am Jahresende (31.12.). 
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Angaben bis 1990 für das frühere Bundesgebiet; ab 1991 für die alten Bun-
desländer einschließlich Gesamt-Berlin. Die Tatverdächtigenzahlen um-
fassen die Tatverdächtigen ab dem Alter von 8 Jahren 1. 

Übersicht 1: Deutsche Tatverdächtige 1986-1995 ohne Straftaten gegen das 
Aus!G und das Asy!VfG 

1986 1049429 
1987 1024749 
1988 1020873 
1989 1027653 
1990 1 047 345 
1991 1054693 
1992 1066044 
1993 1065206 
1994 1 097 761 
1995 1 145 006 

Übersicht 2: Nichtdeutsche Tatverdächtige ohne Illegale, Touristen/Durchrei-
sende und Stationierungsstreitkräfte 1986-1995 ohne Strafta-
ten gegen das Aus/G und das Asy!VfG 

1986 167 348 
1987 178 609 
1988 193 125 
1989 216 959 
1990 243 379 
1991 271 561 
1992 335 892 
1993 396 499 
1994 338 080 
1995 334 092 

Ausnahme: die Tatverdächtigenzahlen der Nichtdeutschen von 1986 bis 1988 
konnten aufgrund der nicht vorhandenen Tab. 59 nur für die Tatverdächtigen ins-
gesamt mit denen im Alter bis unter 8 Jahren dargestellt werden. Die Abweichung 
dürfte aber nur gering ausfallen. Im Jahre 1989 stellten die Nichtdeutschen (ohne 
Illegale, Touristen/Durchreisende, Stationierungsstreitkräfte) bis unter 8 Jahren 
zB 0,5% der nichtdeutschen Tatverdächtigen der Residualkategorien insgesamt 
und 0,1 % der nichtdeutschen Tatverdächtigen der Gewaltkriminalität. 
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Übersicht 3: Deutsche männliche Tatverdächtige 1986-1995 

Tatverdächtigenzahlen 
Deutschem ohne Straftaten gegen Gewalt-

TV insgesamt AuslG und AsylVfG kriminalität 
1986 792 638 790 928 63 410 
1987 781 391 779 591 61478 
1988 778 519 775 665 59 073 
1989 781 930 778 678 57 998 
1990 793 665 790 639 58 866 
1991 805 472 802 832 62 821 
1992 811 172 808 273 63 365 
1993 809 183 805 582 61698 
1994 831 900 827 340 61649 
1995 867 249 861 536 65 980 

Übersicht 4: Nichtdeutsche männliche Tatverdächtige ohne Illegale, Touri-
sten/Durchreisende und Stationierungsstreitkräfte 1986-1995 

Tatverdächtigenzahlen 
Nichtdeutsche ohne Straftaten gegen Gewalt-

m TV insgesamt AuslG und AsylVfG kriminalität 
1986 155 183 136 219 16 064 
1987 164121 144 794 17102 
1988 178 206 155 664 17 485 
1989 201912 174 225 19185 
1990 223 612 194 274 21994 
1991 252 936 219 532 26175 
1992 324 617 273 293 30077 
1993 386 740 323 806 34182 
1994 325 101 276 681 33 465 
1995 315 065 271 619 35 808 
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Übersicht 5: Deutsche weibliche Tatverdächtige 1986-1995 

Tatverdächtigenzahlen 
Deutsche w ohne Straftaten gegen Gewalt-

TV insgesamt Aus!G und Asy!VfG kriminalität 
1986 259 195 258 501 7 532 
1987 247 720 245 158 7 305 
1988 245 978 245 208 7 269 
1989 249 871 248 975 7 308 
1990 255 522 256 706 7 597 
1991 252 577 251 861 8 037 
1992 258 507 257 771 8 472 
1993 260 655 259 624 8 454 
1994 271 726 270 421 8 823 
1995 285 134 283 470 9 667 

Übersicht 6: Nichtdeutsche weibliche Tatverdächtige ohne Illegale, Touri-
sten/Durchreisende und Stationierungsstreitkräfte 1986-1995 

1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 

Tatverdächtigenzahlen 
Nichtdeutsche ohne Straftaten gegen 

w TV insgesamt AuslG und AsylVfG 
35 656 31129 
38133 33 815 
42 867 37 461 
49 280 42 734 
55 736 48 778 
57 940 52 029 
73 721 62 599 
83 333 72 693 
68 433 61399 
68 990 62473 

Gewalt-
kriminalität 

1414 
1438 
1493 
1 705 
1918 
2139 
2 589 
2 965 
2 705 
3 024 

Quellen: Errechnet aus PKS 1986-1988, Tab. 61; ferner die nicht in den PKS 1989-1995 abgedruckten 
Tab. 40 und 59, die dem Verfasser als Computerausdrucke vorliegen. 
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Die Bevölkerungsangaben gelten bis 1989 für das frühere Bundesgebiet, ab 
1990 für die alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 

Übersicht 1: Bevölkerungszahlen der männlichen Deutschen nach Altersgruppen 

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

8-13 1.588. 837 1. 641. 934 1.740. 912 1. 777. 898 1. 813. 982 1. 845.137 1. 874. 070 
14-17 1.224. 769 1.140. 760 1.131. 729 1. 132. 375 1.137. 566 1.154.036 1.183. 785 
18-24 3. 301.066 3. 207. 429 3. 111. 738 2. 933. 861 2. 714.120 2. 503. 981 2. 340. 152 
2~9 10.340.486 10.503.470 10.896.934 10,988.597 11.161.373 11.290.093 11.396.375 
5~59 3. 770.663 3. 897. 531 4.110.043 4. 229.142 4.272.100 4. 326. 854 4. 296. 545 
60 u. mehr 4.655. 963 4. 755. 319 4. 922. 572 5. 000. 440 5. 071.494 5.131.952 5. 265.429 

Übersicht 2: Bevölkerungszahlen der männlichen Ausländer nach Altersgruppen 

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

8-13 223. 910 236.479 249. 904 263. 391 275. 197 279. 731 279. 856 
14-17 170. 379 182.018 191. 912 197. 974 189. 703 206.170 203. 965 
18-24 324. 396 354.656 398.432 448.458 524. 356 537.478 515. 862 
2~9 1.163. 541 1. 249. 223 1.369. 778 1.502. 352 1. 662. 387 1. 717. 920 1. 741. 963 
5~59 264. 818 292. 906 324. 827 348. 780 373.463 386.079 394. 922 
60 u. mehr 105. 574 118. 232 134. 760 149.819 166. 309 186. 303 205.415 

Übersicht 3: Bevölkerungszahlen der weiblichen Deutschen nach Altersgruppen 

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

8-13 1.510.144 1.562. 985 1.656. 713 1. 692. 536 1. 726. 726 1.757.170 1. 783. 992 
14-17 1.168. 643 1.086. 984 1.079. 554 1. 079.240 1.082. 901 1.100. 322 1.128.448 
18-24 3. 169. 507 3.069.490 3.008. 066 2. 814.117 2. 616. 532 2.423. 979 2. 273.492 
2~9 10.057.650 10.191.350 10.541.954 10.639.232 10.816.047 10.950.331 11.060.861 
5~59 3.813.347 3. 939. 284 4. 155. 246 4.273.440 4. 316. 288 4. 372. 988 4. 345. 810 
60u. mehr 8.057. 329 8.095.194 8.256. 386 8.208.615 8. 268.666 8.256.130 8. 316. 856 
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Übersicht 4: Bevölkerungszahlen der weiblichen Ausländer nach Altersgruppen 

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

8-13 208.482 219. 734. 231. 909 244.267 255.567 260.032 260. 394 
14-17 152. 944 163.151 171. 903 178. 527 183. 362 184.432 185.079 
18-24 288. 613 322. 982 361. 560 405. 328 454. 752 474. 678 475. 496 
25-49 928. 889 1. 000. 568 1. 080. 261 1.164.169 1.254. 749 1.327.162 1.373. 486 
50-59 146.492 164.514 185. 954 204.296 224. 926 242. 889 259.450 
60 u. mehr 93.560 102.414 121.448 135. 880 149. 639 165.387 180. 028 

Quellen: StaBA: Tab. B 15 für Deutsche und Ausländer, ab 1991 für die alten Bundesländer mit Ge-
samt-Berlin. Die Tabellen liegen dem Verfasser in maschinenschriftlicher Ausfertigung vor. 

Angaben der PKS bis 1990 für das frühere Bundesgebiet, ab 1991 für die 
alten Bundesländer einschl. Gesamt-Berlin. 

Übersicht 5: Tatverdächtigenzahlen der männlichen Deutschen ohne Strafta-
ten gegen Aus!G und AsylVJG 

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 
8-13 27. 710 30. 297 32. 956 33. 599 34. 260 40.032 46.172 

14-17 70. 276 74.118 73. 954 77. 980 78.132 86. 792 98. 948 
18-24 192.025 190. 372 187.611 181.110 170.064 168. 060 171. 879 
25-49 375.019 380. 687 388. 025 390. 798 394. 741 401.158 409.610 
50-59 70. 550 72. 968 76. 500 79.149 81.349 83.288 84.182 
60 u. mehr 42.110 42.197 43. 786 45.637 47. 036 48.010 50. 745 

Übersicht 6: Tatverdächtigenzahlen der männlichen Ausländer ohne Strafta-
ten gegen AuslG und AsylVfG 

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 
8-13 11.743 13. 082 13. 048 14.104 14.016 13. 977 14.940 

14-17 23. 550 27.440 29. 654 33. 276 35. 506 33. 647 34. 990 
18-24 46.428 54.077 64. 566 89.155 108. 718 84.637 78.914 
25-49 82. 792 89. 383 101.212 124.131 151.507 130. 304 128.071 
50-59 7.581 8.142 8.167 II. 727 11.038 10. 898 11.292 
60 u. mehr 2.131 2.150 2.242 2.572 3.021 3.218 3.412 
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Übersicht 7: Tatverdächtigenzahlen der weiblichen Deutschen ohne Strafta-
ten gegen Aus/G und Asy!VJG 

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 
8-13 7,908 9.461 9. 757 11.392 10.831 12. 931 16.190 

14--17 19.580 23. 367 21.639 23. 388 24.110 29.267 35. 370 
18-24 46. 794 47. 028 44.531 42. 791 41.013 41.354 42,631 
25-49 112.107 114. 377 113. 012 116.409 118.569 121.992 124. 976 
50--59 29.117 29. 989 30. 752 31.364 32. 569 32. 824 32. 376 
60 u. mehr 33. 331 32.482 32.170 32.427 32. 532 32.053 31. 927 

Übersicht 8: Tatverdächtigenzahlen der weiblichen Ausländer ohne Strafta-
ten gegen Aus!G und Asy!VJG 

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 
8-13 3. 375 4.056 3. 922 4. 736 4.693 4.146 4.566 

14--17 5.011 6.069 6.307 7.475 8,039 7,423 8.266 
18-24 9.460 11.053 12.117 15. 952 19. 343 14.576 14,260 
25-49 21. 838 24.108 25. 707 30. 343 35. 855 30. 704 30,647 
50--59 2.141 2. 599 2.682 3.011 3.428 3. 326 2.860 
60 u. mehr 909 839 995 1.082 1.335 1.224 1.258 

Quellen: PKS 1989-1995,jeweils die nicht abgedruckten Tab. 40 und 59, die dem Verfasser als Compu-
terausdrucke vorliegen. 
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Übersicht 1: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und Aus-
!ändern im Alter von 8 bis unter 14 Jahren bei ausgewählten De-
liktsarten 1989 und 1995 

TBZ der Nichtdeutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 
Mord u. Totschlag 0 0 0 
Vergewaltigung 4 0 4 0 
Pers. Freiheit 39 90 8 
Raub 70 12 269 30 
Leichte Körperverl. 130 24 251 47 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 135 19 287 41 
Einfacher Diebstahl 3 680 1391 3 541 1 067 
Schwerer Diebstahl 928 130 672 61 
Betrug 132 49 139 63 
Urkundenfälschung 14 6 15 4 
Erpressung 17 2 33 2 
Landfriedensbruch 1 0 2 
Hehlerei 60 7 38 3 
Beleidigung 33 8 50 11 
Glücksspiel 0 0 0 0 
Sachbeschädigung 418 31 489 36 
Rauschgiftdelikte 7 0 41 4 

TBZ der Deutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 

Mord u. Totschlag 0 0 0 0 
Vergewaltigung 1 0 0 
Pers. Freiheit 10 2 28 5 
Raub 16 2 52 7 
Leichte Körperverl. 44 II 94 24 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 36 8 88 24 
Einfacher Diebstahl 1 058 413 1556 738 
Schwerer Diebstahl 261 28 273 25 
Betrug 24 9 33 14 
Urkundenfälschung 3 4 
Erpressung 6 8 
Landfriedensbruch 0 0 0 0 
Hehlerei 21 4 18 3 
Beleidigung 10 5 22 II 
Glücksspiel 0 0 0 0 
Sachbeschädigung 310 30 432 53 
Rauschgiftdelikte 2 11 4 
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Übersicht 2: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und Aus-
!ändern im Alter von 14 bis unter 18 Jahren bei ausgewählten 
Deliktsarten 1989 und 1995 

TBZ der Nichtdeutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 
Mord u. Totschlag 12 3 45 2 
Vergewaltigung 48 0 58 0 
Pers. Freiheit 349 25 790 71 
Raub 721 45 1661 90 
Leichte Körperverl. 1 031 126 1510 270 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 1199 103 2 160 268 
Einfacher Diebstahl 6 510 2 283 7180 2 976 
Schwerer Diebstahl 3 172 189 3108 150 
Betrug 1 606 419 2018 553 
Urkundenfälschung 680 150 512 132 
Erpressung 70 1 147 3 
Landfriedensbruch 13 100 5 
Hehlerei 426 27 427 24 
Beleidigung 299 55 450 90 
Glücksspiel 7 0 4 0 
Sachbeschädigung 1 061 52 1433 88 
Rauschgiftdelikte 455 34 1534 78 

TBZ der Deutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 
Mord u. Totschlag 4 7 
Vergewaltigung 10 0 13 0 
Pers. Freiheit 93 14 228 40 
Raub 108 14 213 34 
Leichte Körperverl. 356 75 586 165 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 349 56 601 144 
Einfacher Diebstahl 2 566 1 060 3 659 2 085 
Schwerer Diebstahl 1186 95 1624 129 
Betrug 380 201 534 274 
Urkundenfälschung 114 17 114 19 
Erpressung 12 31 3 
Landfriedensbruch 11 34 8 
Hehlerei 151 26 159 32 
Beleidigung 117 37 176 61 
Glücksspiel 1 0 0 0 
Sachbeschädigung 983 83 1485 152 
Rauschgiftdelikte 176 58 675 151 
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Übersicht 3: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und Aus-
!ändern im Alter von 18 bis unter 25 Jahren bei ausgewählten 
Deliktsarten 1989 und 1995 

TBZ der Nichtdeutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 

Mord u. Totschlag 41 4 67 4 
Vergewaltigung 80 0 71 0 
Pers. Freiheit 744 41 I 098 65 
Raub 476 25 685 27 
Leichte Körperverl. I 307 129 1420 132 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung I 324 78 1669 97 
Einfacher Diebstahl 3 769 2 094 4043 1514 
Schwerer Diebstahl 2 027 III 2184 94 
Betrug 2 474 576 3 039 705 
Urkundenfälschung 1856 528 1175 244 
Erpressung 32 3 74 4 
Landfriedensbruch 41 96 5 
Hehlerei 498 42 500 38 
Beleidigung 499 89 595 93 
Glücksspiel 56 9 33 3 
Sachbeschädigung 731 43 796 42 
Rauschgiftdelikte I 687 106 1636 130 

TBZ der Deutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 
Mord u. Totschlag II 2 20 2 
Vergewaltigung 18 0 22 0 
Pers. Freiheit 268 25 347 37 
Raub 120 12 183 17 
Leichte Körperverl. 597 69 685 98 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 462 39 555 53 
Einfacher Diebstahl 1 333 544 1684 710 
Schwerer Diebstahl 918 97 1 077 79 
Betrug 989 384 1304 499 
Urkundenfälschung 123 32 165 36 
Erpressung 8 1 17 2 
Landfriedensbruch 21 2 50 6 
Hehlerei 158 32 170 32 
Beleidigung 299 68 317 81 
Glücksspiel 6 3 1 1 
Sachbeschädigung 711 53 733 59 
Rauschgiftdelikte 685 167 769 216 
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Übersicht 4: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und Aus-
!ändern im Alter von 25 bis unter 50 Jahren bei ausgewählten 
Deliktsarten 1989 und 1995 

TBZ der Nichtdeutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 

Mord u. Totschlag 30 4 33 3 
Vergewaltigung 45 0 42 
Pers. Freiheit 450 56 598 73 
Raub 106 12 132 12 
Leichte Körperverl. 815 137 864 143 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 564 94 575 88 
Einfacher Diebstahl 1803 1 143 1673 1041 
Schwerer Diebstahl 355 46 429 39 
Betrug 1 283 387 1574 474 
Urkundenfälschung 820 270 712 163 
Erpressung 21 3 32 3 
Landfriedensbruch 6 16 2 
Hehlerei 188 28 188 28 
Beleidigung 308 113 328 107 
Glücksspiel 104 7 76 3 
Sachbeschädigung 295 45 297 40 
Rauschgiftdelikte 493 36 682 39 

TBZ der Deutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 

Mord u. Totschlag 9 2 9 2 
Vergewaltigung 14 0 14 0 
Pers. Freiheit 228 24 259 32 
Raub 42 5 46 6 
Leichte Körperverl. 439 60 454 71 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 196 29 192 32 
Einfacher Diebstahl 714 416 729 401 
Schwerer Diebstahl 223 23 211 25 
Betrug 814 290 804 299 
Urkundenfälschung 86 23 95 22 
Erpressung 8 9 2 
Landfriedensbruch 3 4 
Hehlerei 60 16 50 13 
Beleidigung 259 71 250 79 
Glücksspiel 9 2 3 
Sachbeschädigung 250 32 237 35 
Rauschgiftdelikte 205 47 278 54 
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Übersicht 5: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und Aus-
!ändern im Alter von 50 bis unter 60 Jahren bei ausgewählten 
Deliktsarten 1989 und 1995 

TBZ der Nichtdeutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 
Mord u. Totschlag 14 II 0 
Vergewaltigung 14 0 13 0 
Pers. Freiheit 205 27 252 48 
Raub 19 2 17 5 
leichte Körperverl. 336 76 332 74 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 226 47 207 48 
Einfacher Diebstahl 723 866 719 727 
Schwerer Diebstahl 47 14 61 12 
Betrug 537 238 535 249 
Urkundenfälschung 134 79 129 51 
Erpressung 9 9 1 
Landfriedensbruch 0 0 1 
Hehlerei 51 12 55 13 
Beleidigung 169 68 173 71 
Glücksspiel 58 57 3 
Sachbeschädigung 100 20 88 25 
Rauschgiftdelikte 25 5 41 5 

TBZ der Deutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 
Mord u. Totschlag 4 1 4 0 
Vergewaltigung 4 0 4 0 
Pers. Freiheit 122 12 154 16 
Raub 7 1 7 1 
Leichte Körperverl. 187 30 212 33 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 102 15 132 14 
Einfacher Diebstahl 508 444 538 416 
Schwerer Diebstahl 45 7 72 7 
Betrug 309 113 587 115 
Urkundenfälschung 34 8 68 8 
Erpressung 3 1 6 0 
Landfriedensbruch 0 0 0 0 
Hehlerei 18 5 28 5 
Beleidigung 170 47 326 54 
Glücksspiel 4 4 0 
Sachbeschädigung 94 15 158 18 
Rauschgiftdelikte 4 14 2 
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Übersicht 6: Vergleich der Tatverdächtigenbelastung von Deutschen und Aus-
!ändern im Alter 60 Jahren und mehr bei ausgewählten Delikts-
arten 1989 und 1995 

TBZ der Nichtdeutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 
Mord u. Totschlag 5 3 0 
Vergewaltigung 7 0 2 0 
Pers. Freiheit 101 2 107 16 
Raub 4 1 14 3 
Leichte Körperverl. 152 33 130 17 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 113 18 81 15 
Einfacher Diebstahl 848 651 700 456 
Schwerer Diebstahl 51 7 29 6 
Betrug 278 98 265 89 
Urkundenfälschung 82 81 61 37 
Erpressung 2 0 8 1 
Landfriedensbruch 0 0 0 
Hehlerei 16 4 21 3 
Beleidigung 115 28 87 33 
Glücksspiel 15 15 1 
Sachbeschädigung 54 10 43 9 
Rauschgiftdelikte 14 0 12 2 

TBZ der Deutschen 
1989 1995 

männl. weibl. männl. weibl. 
Mord u. Totschlag 2 0 2 0 
Vergewaltigung 0 1 0 
Pers. Freiheit 44 3 54 4 
Raub 2 0 3 0 
Leichte Körperverl. 68 11 76 12 
Gefährl. u. schwere Körperverletzung 31 5 36 5 
Einfacher Diebstahl 432 320 463 288 
Schwerer Diebstahl 9 2 10 2 
Betrug 76 20 81 19 
Urkundenfälschung 8 1 9 1 
Erpressung 1 0 1 0 
Landfriedensbruch 0 0 0 0 
Hehlerei 4 4 
Beleidigung 78 21 79 21 
Glücksspiel 0 1 0 
Sachbeschädigung 42 6 41 7 
Rauschgiftdelikte 1 0 2 0 

Quellen: Errechnet aus den nicht in den PKS 1989-1995 abgedruckten Tab. 40 und 59, die dem Verfas-
ser vorliegen (Tatverdächtige) sowie aus den Bevölkerungsangaben des Anhang IV. 
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